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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 31. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Entschuldigt ist vorerst Frau Abg Trammer, die etwas später kommt.

Bevor wir zur Fragestunde kommen, darf ich Sie... (Unruhe im Saal. – Ein Teil der Abgeordneten hat die Plätze noch nicht eingenommen. – Präsident Johann Hatzl gibt das Glockenzeichen.) - Ich habe mit der Sitzung bereits begonnen, wenn ich Sie darauf aufmerksam machen darf. Es wäre vielleicht vorteilhaft, darauf zu reagieren.

Bevor wir zur Fragestunde kommen, darf ich Sie informieren, dass vor wenigen Tagen, am 25. Juni, der frühere Kommunalpolitiker und langjährige Erste Präsident des Wiener Landtags, Hubert Pfoch, seinen 85. Geburtstag gefeiert hat. Ich habe ihm namens des Wiener Landtags zu diesem besonderen Geburtstag die besten Wünsche übermittelt. (Allgemeiner Beifall.) 

Die 1. Anfrage (FSP - 03148-2005/0003 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Harald STEFAN gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Welche Maßnahmen werden gesetzt, damit die Leistungen der Grundversorgung nach dem Wiener Grundversorgungsgesetz nicht durch Falschmeldungen bei der Meldebehörde missbräuchlich in Anspruch genommen werden?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Sie richten hier an mich die Frage, welche Maßnahmen gesetzt werden, damit die Leistungen der Grundversorgung nach dem Wiener Grundversorgungsgesetz nicht durch Falschmeldungen bei der Meldebehörde missbräuchlich in Anspruch genommen werden.

Schon die Frage beinhaltet eine Reihe von Unterstellungen. Sie haben ja - nicht nur in dieser Frage, sondern auch in den Medien - die Meldebehörde diesbezüglich sehr stark angegriffen, und ich muss sofort den Vorwurf der Falschmeldungen durch die Wiener Meldeservicestellen entschieden zurückweisen.

Diese Frage ist auch dahin gehend ganz klar zu beantworten, dass es sich nur um die übliche Politik Ihrer Fraktion handeln kann, denn Tatsache ist - und ein kurzer Anruf in meinem Büro, das sehr, sehr hilfsbereite Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat, hätte genügt, um das festzustellen -, dass die von Ihnen so genannten Meldungen – und Sie haben ja von tausenden Meldungen gesprochen – keine Meldungen sind, sondern Hauptwohnsitzbestätigungen mit der Angabe einer bloßen Kontaktadresse nach dem § 19a Meldegesetz. Das Meldegesetz ist bekanntlich – ich verrate Ihnen hier nichts Neues – ein Bundesgesetz, und nach den Bestimmungen des Meldegesetzes muss ein Antragsteller oder eine Antragstellerin der Meldebehörde glaubhaft machen, dass er oder sie an der genannten Kontaktadresse regelmäßig – und regelmäßig bedeutet, zumindest 14-tägig einmal - dort ist. In der Praxis dienen diese Kontaktadressen dazu, postalisch erreichbar zu sein, was natürlich auch im Asylverfahren durchaus sinnvoll ist, auch für die Behörde und auch für die Behörde, die das Asylverfahren führt.

Eine weitere Falschmeldung, die Sie sich bemühen, der Wiener Bevölkerung unterzujubeln, betrifft die Behauptung, dass Asylwerberinnen und Asylwerber mit Hauptwohnsitzbestätigung – und ich habe gerade erklärt, dass es sich dabei um solche handelt – rechtswidrig Leistungen der Grundversorgung in Anspruch nehmen. Hier hätte auch wieder ein Anruf im zuständigen Büro von StRin Brauner genügt, um ganz klar und unmissverständlich darzustellen, dass für die Entscheidung über die Gewährung der Grundversorgung der Meldestatus ganz genau überprüft wird, und zwar vom Fonds Soziales Wien, und dass jene Personen, die in Wien eine Hauptwohnsitzbestätigung mit bloßer Kontaktadresse haben, jedenfalls keine Leistung aus der Grundversorgung erhalten, sondern dass bei Vorliegen aller sonstigen Voraussetzungen für die Grundversorgung ein Wohnplatz in Form einer Grundversorgungswohneinrichtung angeboten wird.

Also all das, was Sie behaupten, ist falsch. Zwei Anrufe – einer in meinem Büro und einer im Büro von Frau StRin Brauner - hätten das aufgeklärt. Und ich bitte Sie, gerade bei diesem sehr sensiblen Thema, wo es sehr stark auch um Menschenrechte geht, ein Mindestmaß an Seriosität zu wahren. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: 1. Zusatzfrage: Herr Abg Mag STEFAN.

Abg Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadtrat!

Es ist sehr "nett", dass Sie mir unterstellen, dass ich nicht seriös arbeite. Ich habe eine Frage gestellt, und Sie erklären mir, wo ich diese zu stellen hätte. Das ist nicht wirklich die feine Art, aber trotzdem: Guten Morgen!

Das Wiener Grundversorgungsgesetz zielt im § 2 Abs 1 darauf ab, dass es um den Hauptwohnsitz geht, wenn Leistungen erbracht werden, und die Leistungen sind auch klar definiert. Daher können Sie mir jetzt hier nicht erklären, dass es bei der Hauptwohnsitzmeldung, von der Sie reden, nicht um die Voraussetzung nach dem Grundversorgungsgesetz geht.

Das heißt, wenn tatsächlich Hauptwohnsitzbestätigungen ausgestellt werden - und wir reden hier tatsächlich von etwa 2 000 Bestätigungen an einer Adresse -, dann erscheint das doch als etwas eigenartig. Und Sie können nicht erklären, dass dort wirklich 14-tägig - mindestens 14-tägig - 2 000 Menschen auftauchen und dass dort die Post dieser 2 000 Menschen verwaltet wird, Strafen zugestellt werden und so weiter.

Und vor allem, wenn Sie das schon so offensichtlich wissen, dann frage ich mich: Wo ist dann die Nachverfolgung durch den Magistrat, durch die Behörde, die ja feststellen muss, dass da irgendetwas im Argen ist, wenn 2 000 Asylanten an einer Stelle ihren Hauptwohnsitz melden? Die müssen ja sonst auch irgendwo wohnen! - Das kann ja nicht sein, dass Sie dem nicht nachgehen und dann einfach darauf vertrauen, dass die schon irgendwo schlafen, nächtigen oder wohnen werden. 

Daher stelle ich schon die Frage, weshalb der Magistrat der Stadt Wien derartigen Häufungen von Meldungen beziehungsweise Hauptwohnsitzbestätigungen nicht nachgeht und was Sie in Zukunft zu tun gedenken, um das abzustellen.

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abg STEFAN, ich habe Ihnen selbstverständlich eine Antwort gegeben. Ich habe nur gesagt, dass es ein Leichtes gewesen wäre, diese Antwort auch im Vorfeld durch zwei Anrufe zu erledigen, und dass weder Pressearbeit auf dem Rücken der Ärmsten notwendig gewesen wäre noch diese Anfrage im Landtag. Aber ich habe sie natürlich beantwortet.

Tatsache ist - und das habe ich Ihnen auch schon gesagt -, dass das Meldegesetz die Rechtsgrundlage für diese Hauptwohnsitzmeldungen ist. Und was nicht Aufgabe der Meldebehörde ist - und ich gehe davon aus, dass auch Ihre Fraktion das nicht ernsthaft politisch vertritt -, sind behördliche Prüfungen von Wohnsitzen ohne konkrete Anzeige. Und der Fonds Soziales Wien prüft vor Gewährung der Grundversorgung nach der Grundversorgungsvereinbarung - das ist eine Art°15a-Vereinbarung, an die sich die Stadt Wien hält -, ob die Berechtigung dafür gegeben ist oder nicht.

Tatsache ist auch - und es handelt sich da um ein Haus in der Zollergasse 15, Sie haben das ja auch veröffentlicht -, dass Sie hier auch mit völlig falschen Zahlen operieren. Lediglich 30 Personen sind in den 10 Wohnungen angemeldet, und die übrigen – übrigens 900 Personen und nicht 2 000, wie von Ihnen behauptet – haben das lediglich als Kontaktadresse angegeben, sind dort postalisch erreichbar, und der Fonds Soziales Wien prüft im Falle der Antragstellung, ob die Bedingungen nach dem Grundversorgungsgesetz gegeben sind. Es wird Ihnen hier nicht gelingen, einen Skandal zu produzieren, weil alles vollkommen korrekt ist.

Präsident Johann Hatzl: 2. Zusatzfrage: Frau Abg Frauenberger, bitte.

Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Der Bund hat ja das Meldewesen jetzt schon vor geraumer Zeit auch dorthin übertragen, wo Bundespolizeidirektionen angesiedelt sind. Der Sinn und Zweck einer solchen Maßnahme - so hoffen wir - besteht ja nicht ausschließlich darin, große, umfangreiche Aufgaben zu übertragen und somit auf Seiten des Bundes auch Budget zu sparen, das Budget zu entlasten, sondern ich hoffe, dass es hier auch andere Ziele beziehungsweise Maßnahmen gibt.

Meine Frage an Sie ist: Welches zusätzliche Service bietet die Stadt Wien nun den Kundinnen und Kunden bei den Meldeämtern, die jetzt ja hier in Wien sind?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich glaube, dass es schon vor allem darum gegangen ist, das Budget zu entlasten. Aber uns als Stadt Wien ist es darum gegangen, die Servicequalität für die Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen: Wir haben rund 500 000 Bürgerinnen‑ und Bürgerkontakte pro Jahr. Es ist jetzt so, dass jede Meldestelle in Wien für ganz Wien örtlich zuständig ist, was natürlich eine Vereinfachung für die Bürgerinnen und Bürger im Meldewesen bedeutet. Wir haben insbesondere auch in den Babypoints - es sind zwei, einer im AKH und einer im SMZ-Ost - die Möglichkeit, dass die Babys, die neuen Erdbürgerinnen und Erdenbürger gleich dort angemeldet werden können. Und es geht jetzt deutlich schneller, als es früher gegangen ist. Es ist so, dass man an sich, wenn es nicht gerade beim EDV-System – und das ist kein System, das im Rahmen der Stadt Wien betrieben wird, sondern ein zentrales - ein Problem gibt, innerhalb von fünf Minuten seinen Ausdruck bekommen kann. Es handelt sich also um eine vollelektronische Meldebestätigung, die im Rahmen des E-Government entwickelt wurde. Es ist auch so, dass es schneller und einfacher möglich ist, historische Meldebestätigungen für Einbürgerungen oder Pensionsanträge zu erstellen, was für die Bürgerinnen und Bürger ein großer Vorteil ist, wenn sie da auf keine Fristen warten müssen. 

Und - und das ist mir ganz besonders wichtig, weil das auch zukünftig für Fragen des Ersatzes der Volkszählung von großer Notwendigkeit ist: Die Datenqualität ist eine hohe. Seitdem die Wiener Meldedaten von Wien verwaltet werden, konnten wir rund 40 000 amtliche Berichtigungen vornehmen. Das heißt, die Meldequalität wird eine immer bessere, und daher sind die Daten auch sozusagen schon sehr nahe an dem, was wirklich die Realität ist - was sehr wichtig ist, damit dadurch einmal die Volkszählung ersetzt werden kann.

Präsident Johann Hatzl: Weitere Zusatzfrage: Frau Abg Mag Vassilakou, bitte.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Auf Bundesebene wird ja dieser Tage eine Novelle des Asylgesetzes verhandelt, wo auch vorgesehen ist, traumatisierte Personen zwangszuernähren beziehungsweise auch abschieben zu können.

Wie stehen Sie diesem Vorhaben gegenüber, und welche speziellen Maßnahmen planen Sie als zuständige Stadträtin, um in Wien betroffenen Personen besseren Schutz zu gewähren?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete! Wie Sie richtig gesagt haben, wird darüber verhandelt, und wie Sie auch wissen, ressortiert die Frage des Asylwesens nicht zu mir. Der Bereich, wofür ich zuständig bin und wo wir eine Reihe von Maßnahmen setzen, sind jene Flüchtlinge, die anerkannt sind, für die wir gleich nach dem Moment, wo sie anerkannt sind, wo sie auf Grund der Grundversorgung noch in Einrichtungen der Betreuung sind, Sprachkurse anbieten und dann sofort Integrationsmaßnahmen beginnen. Fragen des Vollzugs der Grundversorgung bitte ich Sie, an die zuständige Stadträtin zu richten.

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage: Herr Abg Mag STEFAN, bitte.

Abg Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön für die Ausführungen. Sie haben jetzt gesagt, es sind 30 Personen dort gemeldet. Meiner Information nach gibt es dort keine Schlafstellen. Meine Frage ist daher erstens einmal, wie Sie dem nachgehen wollen, wieso dort 30 Menschen gemeldet sind. Und meine zweite Frage: Sie haben jetzt gesagt, 900 Personen haben dort ihren Hauptwohnsitz, und die Behörde prüft jetzt, ob die Bedingungen vorliegen. Wann können Sie uns berichten, wo diese 900 Personen wohnen und warum sie nicht ihren tatsächlichen Wohnsitz als Hauptwohnsitz angeben?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich kann Sie darüber informieren - auch wenn das nicht zu meinem Zuständigkeitsbereich gehört -, dass es in der Zollergasse 10 Wohnungen gibt, und in 10 Wohnungen ist es natürlich durchaus möglich, dass dort 30 Personen auch wohnen.

Weiters darf ich Sie auch darauf hinweisen, dass die Grundversorgungsvereinbarung eine Art°15a-Vereinbarung ist, der auch eine EU‑Richtlinie zugrunde liegt, wonach die medizinische Notversorgung in keinem Fall gefährdet werden darf. Und ich kann Ihnen konkret sagen, dass es einen einzigen Asylwerber gibt, der eine Hauptwohnsitzbestätigung an dieser Adresse, in der Zollergasse 15, hat, der in den Genuss der Leistung der Notversorgung kommt, und zwar im Krankenhaus der Barmherzigen Brüder. 

Ich weise noch einmal darauf hin, dass es nicht Aufgabe der Meldebehörde ist zu erforschen, wo Menschen, die wo nicht gemeldet sind, wohnen. Das ist nicht die Aufgabe.

Präsident Johann Hatzl: Die 2. Anfrage (FSP - 03150-2005/0001 - KSP/LM) wurde von Herrn Abg Lindenmayr gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet: Im Bundesland Niederösterreich wurde bei der letzten Landtagssitzung eine Landessteuer für Handymasten beschlossen. Besteht eine derartige Absicht auch für das Bundesland Wien?

Ich bitte um die Beantwortung.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Präsident! Herr Abgeordneter!

Sie haben unter Bezugnahme auf die vor kurzem im niederösterreichischen Landtag beschlossene Sendemastabgabe an mich die Frage gestellt, ob eine derartige Absicht auch für das Bundesland Wien besteht. Ich kann das klar verneinen. Diese Absicht besteht nicht. Das hat nicht nur, wie man das möglicherweise unterstellen könnte, mit dem bevorstehenden Wahltermin zu tun, sondern ich glaube einfach, dass die Überlegung, die möglicherweise hinter dieser Sendemastabgabe in Niederösterreich steht - wenn man dem Ganzen nicht unterstellt, dass es eine Geldbeschaffungsaktion ist -, nämlich die Überlegung, einen Mastenwildwuchs zu verhindern, nicht vom ländlichen Raum und von den Landgemeinden auf das Ballungszentrum übertragbar ist. Man braucht sich nur zu überlegen, wie stark die Sorge der Bewohner eines Hauses in Wien zunehmen würde, wenn plötzlich aus der Mastenvielfalt eine Bündelung dieser Sendeanlagen auf einen Mast auf diesem Haus entstehen würde. Sosehr vielleicht in anderen Häusern die Menschen aufatmen würden, so dramatisch wäre dann die Situation für die Betroffenen. Dieses Problem ist einfach losgelöst von der Frage der realen Auswirkungen und der Einschätzung der Frage der Auswirkungen einer solchen Bündelung.

Das Zweite ist - aber das gilt natürlich auch für Niederösterreich -: Es gibt ja mittlerweile eine Reihe von Anmerkungen dazu, wie etwa die Anmerkung, dass, wenn ein Betreiber mit einem Standort eine Miete hat, das nicht automatisch bedeutet, dass dann die anderen nicht auch mieten müssten, oder dass eigentlich nur der Sendebetrieb betroffen ist und daher in Anbetracht der Dauer des Gesetzes - vier Jahre zunächst einmal - viele Betreiber gesagt haben, es rechnet sich nicht, den Mast abzumontieren. 

Es gibt also eine Reihe von Problemen im tatsächlichen Bereich, im technischen Bereich, ganz losgelöst natürlich auch von den rechtlichen Problemen, sodass, von allem abgesehen, jeder gut beraten ist, zuerst einmal abzuwarten, was das juristische Schicksal des Gesetzes ist und was dann eigentlich von der Überlegung, der Zielvorstellung, man könnte die Vielzahl der Masten reduzieren, tatsächlich übrig bleibt.

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Herr Abg Lindenmayr, bitte.

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!

In der heutigen Ausgabe der Tageszeitung "Die Presse" findet sich ein ganzseitiger Artikel über die Handymastensteuer in Niederösterreich, und da sickern schön langsam auch andere Angaben durch, nämlich nicht nur, dass es eine reine Geldbeschaffungsaktion ist, sondern auch, dass nur Masten besteuert werden, die eine bestimmte Sendeleistung überschreiten. Und praktischerweise hat das Land Niederösterreich 735 eigene Handymasten, die also dem Land gehören, und diese erreichen diese Sendeleistung nicht, das heißt, für sie muss diese Handymastensteuer nicht bezahlt werden. Die Tageszeitung "Die Presse" schreibt, das sei wettbewerbsverzerrend und sogar pharisäerhaft. Würden Sie das auch so sehen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Ich kann das... (Abg Mag Christoph Chorherr, in Richtung des Abg Siegi Lindenmayr: Hat da die SPÖ in Niederösterreich mitgestimmt oder nicht? – Lhptm Dr Michael Häupl, in Richtung des Abg Mag Christoph Chorherr: Wir werden eh gleich darüber reden, wo die GRÜNEN in Oberösterreich überall mitgestimmt haben! – Abg Harry Kopietz: Das werdet ihr noch oft genug hören!) 

Ich kann das nicht kommentieren. Auffällig ist natürlich, dass... (Abg Mag Christoph Chorherr: SPÖ-Niederösterreich für Handymastensteuer!)
Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Nach dieser Zwischendebatte hat aber nun der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter das Wort!

LhptmSt Dr Sepp Rieder (fortsetzend): Wir können natürlich gleich eine Diskussion eröffnen, Herr Chorherr! - Aber nur um diese Antwort nicht schuldig zu bleiben: Auffällig ist natürlich schon die 4-Watt-Grenze, die in diesem Gesetz enthalten ist. Aber ich erspare mir jede weitere Kommentierung; es ist ein Artikel in einer Zeitung, und man kann nicht wirklich beurteilen, welche Interessen dahinter stehen. Aber wie gesagt, die 4 Watt sind schon auffällig.

Präsident Johann Hatzl: Weitere Zusatzfrage: Herr Abg Mag Maresch, bitte.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Nachdem wir ja gehört haben, welche Partei wo mitgestimmt hat und alles Mögliche, denke ich mir, interessant ist schon Folgendes: Es gibt in Wien ja eine absolute Mehrheit, und die SPÖ hätte es in der Hand - und jetzt kommt gleich meine Frage: Ein Punkt sind immer die Handymastensteuer oder die Feldstärken, die gemessen werden, oder die Leistungsflussdichten. Aber ein anderer Punkt wird auch immer gern diskutiert, und zwar die demokratische Mitbestimmung der Bürger, der MieterInnen in dem Haus, wo der Handymast draufkommt.

Und da hätte ich gerne von Ihnen gewusst, wie die SPÖ diese Frage in Zukunft bei jenen Häusern handhaben wird, die Wiener Wohnen gehören und wo die Masten von TELEREAL mitverwaltet werden, wie BürgerInnenbeteiligung von Ihnen in diesem Punkt umgesetzt werden kann, und zwar beim Aufstellen der Masten wie auch bei den Preisen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Ich meine, das ist eine Frage, die ja nicht neu ist, und wir wissen aus vielen Diskussionen, wie sich das in einem Haus, ob jetzt Privat- oder Gemeindebau, wo ein Mast errichtet wird, abspielt: Je weiter oben jemand wohnt, desto mehr fühlt er sich davon betroffen - ungeachtet der technischen Frage, dass sich die Auswirkungen eher auf das Nachbarhaus beziehen als auf das eigene Haus.

Das ist natürlich eine wichtige Frage, wie man mit einer Informationsaufgabe umgeht. Ich habe die Erfahrung gemacht, auch im Bekanntenkreis, dass das zunehmend etabliert ist. Es ist ja nicht eine Frage der Mitbestimmung, wo das Zivilrecht aufgehoben wird und plötzlich dem Mieter Eigentumsrechte übertragen werden, sondern es geht um die Frage der Information. Und ich habe den Eindruck, dass das viel, viel besser geschieht als vor vielen Jahren, aber vor allem auch viel besser geschieht als in anderen Bundesländern.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Fuchs, bitte.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister! Die Gemeinde Wien ist eigentlich ein sehr großer Standortgeber für Funkmasten - 450 Anlagen zum Beispiel hat Wiener Wohnen - und lukriert daraus jährlich ungefähr 1,6 Millionen EUR bis 1,7 Millionen EUR. Jetzt gibt es natürlich einerseits Ängste der Bevölkerung, andererseits muss der Wirtschaftsstandort Wien sehr wohl immer wieder einen Ausbau dieser Funkanlagen vornehmen. Um diese Ängste zu beseitigen, wäre es sehr gut, wenn entsprechende Informationsmaßnahmen von Seiten der Stadt Wien erfolgen würden, dass die Frequenz entsprechend eingehalten wird, dass es nicht zu einer Überschreitung kommt. 

Sind Sie bereit, Herr Vizebürgermeister, 5 Prozent dieser Einnahmen für jährliche Kontrollmessungen, die die Kommission durchführen soll, abzugeben und dann auch eine Informationskampagne, dass das alles eingehalten wird, durchzuführen? Es sind 75 000 EUR, die das jährlich ausmachen würde.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Ich glaube, dass erstens diese Kontrolluntersuchungen ja stattfinden und dass wir zum Zweiten in Bezug auf die Frage, um die es seinerzeit - im Augenblick ist das ja kein aktuelles Thema – gegangen ist, nämlich die Frage der Messwerte beziehungsweise der Messlatte, wenn ich also die Messwerte oder Grenzwerte zugrunde legen würde, die in der Stadt Salzburg vorgesehen sind und die nach der Ökonorm vorgesehen sind, in Wien mit den 10 mW/m2 sehr gut liegen und uns in einem ausgewogenen Verhältnis befinden. Aber das war damals eigentlich die Diskussion, und ich habe nicht wirklich verstanden, warum Vizekanzler Gorbach, der eigentlich dafür zuständig wäre, österreichweit einheitliche Grenzwerte zu definieren, diese bis zum heutigen Tag nicht veröffentlicht hat. 

Ich würde daher meinen, dass man, wenn es wieder zu einer Emotionalisierung kommen sollte - und das kann im Zuge einer jetzt ausgelösten Diskussion vielleicht der Fall sein -, der Forderung, die jetzt mehrfach erhoben worden ist, insbesondere auch von LhptmSt Raus aus Salzburg, durchaus Gehör schenken sollte, aber dass im Prinzip derzeit - losgelöst von der Frage, was kann jeder in seinem eigenen Haus machen, und ich glaube, dass jeder Eigentümer, ob öffentlicher oder privater, aufgefordert ist, wenn eine solche Maßnahme gesetzt wird, darüber die Mieter zu informieren und sie einzubinden - darüber hinaus kein aktueller Anlass für eine große Kampagne besteht, die man unabhängig von dem, was im Haus geschieht und was Wiener Wohnen für seine Mieter macht, finanzieren müsste.

Präsident Johann Hatzl: Weitere Zusatzfrage: Herr Abg Ing WOLFRAM, bitte.

Abg Ing Gunther WOLFRAM (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Sie haben heute schon mehrmals richtige Dinge gesagt und zwar: Bei Site-Sharing würde ein Antennenmast wesentlich höher sein und das Stadtbild, speziell in Wien, nicht unbedingt verbessern. 

Tatsache ist - und ich habe ja beruflich die Möglichkeit gehabt, die Behördenwege im Zusammenhang mit Handymasten mit der MA 19 abzuwickeln -, dass ja die Masten im Hinterhofbereich aufgestellt werden müssen, um das Stadtbild nicht zu beleidigen, jedoch die Antennenanlagen dann so hoch sein müssen, dass die Wellen - um nicht "Strahlen" zu sagen - über den First drüberkommen. Natürlich könnte man hier endlos darüber sprechen, was vielleicht noch erträglich wäre, wenn die Antennenanlagen auch auf der Straßenseite aufgestellt würden. 

Aber nun zu meiner Frage: Eine Besteuerung der Handymasten so wie in Niederösterreich würde laut Handybetreibern ja eins zu eins an den Handynutzer weitergegeben werden. Das wäre - so ist es in der Zeitung gestanden – eine zusätzliche Belastung in der Höhe von rund 50 EUR pro Jahr. 

Daher meine Frage, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter: Können Sie ausschließen, dass auf diesem Weg die Wiener und Wienerinnen durch Handysteuern noch zusätzlich belastet werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Abgeordneter! Ich habe eine Sorge, nämlich dass entgegen den Ankündigungen der Betreiber, dass quasi ein Sondertarif für Niederösterreich eingerichtet wird, dann möglicherweise eine generalisierende Umlegung der Mehrbelastungen, die den Handymastbetreibern in Niederösterreich entstehen, auf alle Österreicherinnen und Österreicher erfolgt. Damit würde es sich zwar in der Auswirkung ein bisschen reduzieren, wäre aber trotzdem sehr, sehr unfair. Wir werden die Entwicklung sehen. Dagegen würden wir uns aber ganz entschieden wenden, nämlich dass dann quasi aus einer Maßnahme, die spezifisch nur in einem Bundesland erfolgt, eine generelle Belastung für alle Österreicherinnen und Österreicher entsteht.

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage: Herr Abg Lindenmayr, bitte.

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Vizekanzler Gorbach hat ja angekündigt, die Bundesregierung werde gegen das Gesetz in Niederösterreich Einspruch erheben. Es ist dann so, dass sich die schwarz-orange Bundesregierung gegen den starken schwarzen Landeshauptmann durchsetzen würde - oder eben nicht. Für wie realistisch halten Sie diesen angekündigten Einspruch?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Nach den ersten Ankündigungen müsste man eigentlich fix davon ausgehen, dass ein derartiger Einspruch kommt. Es ist ja eine Vielzahl von Argumenten von Seiten der Bundesregierung ins Treffen geführt geworden, und zwar nicht nur von einem der Koalitionspartner, sondern auch von Seiten beispielsweise des Finanzministers, der ja massiv auch auf rechtliche Probleme hingewiesen hat. Ich glaube, dass man in absehbarer Zeit zwei Dinge sehen wird: Es ist einerseits eine – das kann man schon sagen - Nagelprobe für Umfallerqualitäten der einen Seite. Und auf der anderen Seite wird sich zeigen, ob in solchen Fragen des Einspruchs und der Ausübung des Einspruchsrechts ohne parteipolitisches Vorzeichen - also je nachdem, um welches Bundesland es sich handelt - gemessen wird oder nicht. Wir werden es sehen und daraus natürlich auch unsere Konsequenzen ziehen. 

Präsident Johann Hatzl: Die 3. Anfrage (FSP - 03147-2005/0001 - KGR/LM) wurde von Frau Abg Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Wien kann, laut Bericht des Stadtschulrats an die Landesregierung, den gesetzlichen Bildungsauftrag bereits seit einigen Jahren nicht mehr erfüllen, entsprechende Anträge an das Bildungsministerium um Aufstockung des Dienstpostenplans haben maximal symbolischen Wert, aber keine Chance auf Erfolg. Wird Wien, um den gesetzlichen Bildungsauftrag erfüllen zu können, eigene finanzielle Mittel für Lehrerinnen- und Lehrerdienstposten zur Verfügung stellen?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ich könnte es mir jetzt leicht machen und auf die letzten vier oder fünf Anfragebeantwortungen verweisen, aber ich darf Ihnen versichern, dass meine Beharrlichkeit und Geduld mindestens so groß ist wie Ihre, und darf Sie daher einmal mehr darauf hinweisen, dass ich mich nicht in der Lage sehe, diejenigen Versäumnisse seitens des Bundes, die es zweifelsohne in diesem Bereich gibt, durch Finanzmittel der Stadt Wien entsprechend zu substituieren. 

Es ist ja diese ganze Situation mit Sicherheit nicht originell, aber zusätzlich auch nicht neu, denn bereits im Schuljahr 2004/05 haben der Stadtschulrat und dann die Wiener Landesregierung 683 Dienstposten begründeterweise zusätzlich angefordert. Diese wurden nicht genehmigt. Was ich allerdings für noch bemerkenswerter halte, ist, dass eigentlich erst im Mai, also vor etwas mehr als einem Monat, der Stellenplan für das Schuljahr, das jetzt in diesen Tagen abläuft, überhaupt genehmigt wurde. Meine Vorstellungen von einer vorausschauenden Personalplanung sind gravierend andere. Ich gehe eigentlich davon aus, dass wir es als eine unserer allernächsten Aufgaben anzusehen haben - und ich denke, dass der Weg, der nach den letzten Finanzausgleichsverhandlungen hier eingeschlagen wurde, ein gangbarer ist -, dass man generell dazu kommt, dass man zu Dienststellenplänen wesentlich früher kommt, dass man bei der Valorisierung dieser zusätzlichen 12 Millionen EUR ganz klar feststellen wird können, wo eben der zusätzliche Bedarf ist – der eben in Wien in allererster Linie darin besteht, dass es zusätzliche Lernbetreuung zu geben hat, so wie am Land Maßnahmen zur der Erhaltung der schulischen Infrastruktur gesetzt werden müssen – und dass man dann in Folge gesehen auch zu einer rechtzeitigen und berechenbaren – nicht nur für den Stadtschulrat, sondern generell gesehen auch für jede einzelne Schule und für die dortige Schulpartnerschaft – zu einer entsprechend vorausschauenden Personalplanung kommen kann. 

Das ist etwas, was ich zweifelsohne für das wahrscheinlich Allerwichtigste halte, das sich aus diesen Valorisierungen ergeben muss. Denn ich verhehle nicht, es war auch mir nicht so bewusst, dass Stellenpläne definitiv erst genehmigt werden, wenn eigentlich das Schuljahr praktisch schon aus ist. Das hat einen gewissen News-Wert für mich, denn meine Phantasie hat nicht so weit gereicht, dass ich so etwas für möglich gehalten hätte. 

Präsident Johann Hatzl: 1. Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem, bitte.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich teile Ihre Kritik am Bund hundertprozentig. Es ist nur so, dass wir jetzt sehr genau wissen, wer aller nicht zahlen wird, und auf der anderen Seite der Stadtschulrat feststellt, es kann der gesetzliche Bildungsauftrag nicht mehr erfüllt werden. Das heißt, es muss aus dieser Situation jetzt ein Ausweg gefunden werden. Also zum Beispiel: Die Integration der behinderten Kinder ist ja gesetzlich fixiert, da gibt es Rechte, die diese Kinder und deren Eltern haben. Und wenn der Auftrag nicht mehr erfüllt werden kann, muss ein Ausweg gefunden werden.

Jetzt sehe ich schon ein, Sie sagen, Sie haben kein Geld. Aber möglicherweise haben Sie viele gute Ideen, die bis jetzt in der Öffentlichkeit noch nicht bekannt sind.

Ich frage Sie daher: Welchen Weg wollen Sie in den nächsten Monaten beschreiten, damit dieser gesetzliche Bildungsauftrag wieder erfüllt werden kann?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete! Aus meiner Sicht – wenn ich das jetzt vergleiche mit dem vergangenen Jahr – wurde ja auch der gesetzliche Bildungsauftrag am Ende des Tages entsprechend erfüllt. Was nicht erfüllt werden konnte, war jenes für uns und für die Wiener Schüler und Schülerinnen und Eltern gewohnte frühere Niveau. Das muss man unumwunden auch so sagen und so zugeben.

Wir haben ohnehin versucht, gerade was die Frage der Nachmittagsbetreuung betrifft, sehr, sehr viel jetzt schon zu tun und zu substituieren. Es ist an sich eine ungeheuerliche Unterstellung, dass man der Stadt Wien auch noch vorwirft, dass wir Lehrer aus dem Unterricht abziehen, um sie in der Nachmittagsbetreuung einzusetzen und so zu Lasten des Bundes Geld zu ersparen – eine Behauptung, die aufgestellt wurde und die durch überhaupt nichts belegt ist.

Ich denke, dass wir versuchen müssen – jetzt einmal abgesehen von der Frage politischer Entscheidungen, die durch Wahlen festzulegen sind -, darüber hinaus einfach auch auf der Basis entsprechender Valorisierung den Dialog zu suchen, damit man zu einer entsprechenden Finanzierungslösung kommt. Es ist ja wieder eine neue Diskussion, generell gesehen, um die Frage der Finanzierung der Landeslehrer begonnen worden. Wir verweigern diese Diskussion ja auch nicht, denn selbstverständlich bin ich auch der Auffassung, dass das Prinzip "einer bestellt und der andere zahlt" kein wahnsinnig finanztechnisch vernünftiges ist.

Aber wenn man schon in die Verhandlungen, wie zuletzt auch im Ausschuss X des Konvents, wo es um das Finanzverfassungsgesetz gegangen ist, mit der Aufforderung hineingeht: Hier haben das alles die Länder zu bezahlen, und aus!, und wenn darüber nicht wirklich ein Gespräch stattfindet, sondern ein Diktat erfolgt, dann muss ich auf der anderen Seite auch sagen: Es geht so nicht! So kann man nicht reden!

Daher bin ich auch nicht bereit, jetzt herzugehen und - noch dazu in einer Fragestunde des Landtags - zu sagen: Na gut, da wollen wir früheres Niveau wieder erreichen, und wir finanzieren das oder das noch zusätzlich. 

Ich setze hier meine Hoffnung in der Tat auf vernünftige Gespräche, die es zweifelsohne außerhalb von Wahlkampfzeiten wieder geben wird - das ist momentan vielleicht ein bisserl schwierig.

Präsident Johann Hatzl: 2. Zusatzfrage: Herr Abg Walter Strobl, bitte.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Die Verhandlungen zu den Dienstpostenplänen finden ja bekannterweise bei den Gesprächen zum Finanzausgleich statt. Das war zuletzt im November 2004 der Fall. Wenn ich mich richtig erinnere, war die Stadt Wien mit den Ergebnissen des Finanzausgleichs sehr einverstanden.

Nun hat der Stadtschulrat schon das zweite Mal neben dem allgemeinen Dienstpostenplan auch noch weitere - in diesem Fall: 792 - Dienstposten gefordert und diese Forderung an die Landesregierung übermittelt, die sozusagen auch diesen Beschluss fassen muss. 

Gleichzeitig wurde ein Antrag von uns, der gleichlautend ist – betreffend die 792 Dienstposten, die durch die Landesregierung, Stadtregierung Wien sichergestellt werden sollen -, gestern zuletzt wieder von der SPÖ‑Mehrheit abgelehnt.

Ich stelle daher die Frage, da für Dienstpostenpläne grundsätzlich ja der Finanzminister zuständig ist: Wann und mit wem werden Sie diese Gespräche über diese 792 Dienstposten führen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Vizepräsident außer Dienst - wenn ich Sie so ansprechen darf -, ich erinnere mich doch dunkel, dass es Ihnen nicht unbekannt ist, wie solche Dienstpostenplandiskussionen stattfinden und auch wo sie in der Realität stattfinden. Selbstverständlich werden sie zwischen dem Ministerium und dem Wiener Stadtschulrat stattfinden, genauso wie zwischen den Landesschulräten und dem Ministerium. So war es in der Vergangenheit, und so wird es auch in Zukunft sein.

Am Ende des Tages hat natürlich das Finanzministerium zu entscheiden, und das war ja mit ein Grund, warum ich auch immer wieder darauf hingewiesen habe, dass es sich dabei nicht nur um eine Alleinschuld des Unterrichtsministeriums handelt, sondern dass man hier ganz unbestreitbar auch entsprechenden Vorgaben, die sich – im Übrigen auch nach Meinung des Unterrichtsministeriums - fernab der Realität befinden, entsprechend Rechnung trägt. 

Es ist daher überhaupt keine Frage: Jawohl, die inhaltlichen Gespräche werden natürlich mit dem Unterrichtsministerium geführt.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Frau Abg Mag Schmalenberg, bitte.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Der Lehrermangel ist ja nicht das einzige Problem in Wiener Schulen. Sie haben es schon angesprochen, auch in der Nachmittagsbetreuung gibt es Personalmangel. Auch bei den Schulgebäuden gibt es Sanierungsbedarf.

Was die Lehrer anbelangt, hat es auch in Wien seltsame Entwicklungen gegeben. Ich erinnere mich, dass viele Lehrer mit einem Schlag in Pension gegangen sind und dass dadurch diese Problematik noch verschärft wurde.

Sie haben jetzt in Ihrer Anfragebeantwortung gemeint, Sie werden in einen Dialog eintreten. Wann werden Sie diesen Dialog beginnen, und wann, denken Sie, werden die Gespräche abgeschlossen sein?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Der erste Teil der Frage ist leichter zu beantworten, denn der Dialog hat ja schon begonnen, wie ich in der ursprünglichen Anfragebeantwortung ja auch mitteilen konnte, auch schon im Vorjahr.

Aber es ändert all das nichts an der Tatsache, dass ich, so wie zur Stunde die Haltung insbesondere des Finanzministeriums ist, nur einen einzigen substantiellen Fortschritt erkennen kann. Dieser Fortschritt, den ich nicht klein reden will, besteht darin, dass es im letzten Finanzausgleich 12 Millionen EUR zusätzlich für zusätzliche Bedürfnisse gegeben hat und diese mit einer folgenden Valorisierung verbunden sind, wo man sich auch in der Tat anschaut, ob dieses Geld vernünftig eingesetzt wird.

Ich bin zutiefst davon überzeugt, dass sowohl in den ländlichen Gebieten als auch in den Städten die Valorisierung ergibt, dass diese 12 Millionen EUR, die hier vom Finanzminister in den Finanzausgleichsverhandlungen zugestanden wurden, bei weitem zu wenig sind, um all jene Erfordernisse, die man sich aus meiner Sicht heraus gesehen zu Recht auch erwarten kann, in der Tat finanzieren zu können. 

Vielleicht wird es in der Folge nicht die Anzahl jener Dienstpostenforderungen, die es in allen Bundesländern gibt, sein, aber mit Sicherheit mehr als das, was heute die Realität ist. 

Und zu diesem Gespräch, mit welcher Bundesregierung immer: Das ist ein Sachthema, das zu führen ist, hoffe ich, weil momentan zwar mit dem Unterrichtsministerium gute Gespräche im Hinblick auf die Inhalte - da geht es ja nicht nur um die Frage der Nachmittagsbetreuung, sondern da geht es auch um die Frage ganztägiger Schulformen - stattfinden, mit dem Finanzministerium gibt es aber leider keine inhaltlichen Gespräche. Und ich hoffe, das wird auch wieder einmal anders.

Präsident Johann Hatzl: Weitere Zusatzfrage: Herr Abg Ing RUDOLPH, bitte. 

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! Ursprünglich wollte ich Ihnen die Frage stellen, welcher Teil des gesetzlichen Bildungsauftrags, gemessen am § 2 Schulorganisationsgesetz, denn von der Wiener Schule nicht mehr erfüllt werden kann. Sie haben hier schon ausgeführt, dass der gesetzliche Bildungsauftrag von der Wiener Schule erfüllt wird, und haben darauf hingewiesen, dass es nicht eindeutig klar ist, in welchem Umfang. Also der formelle Teil wird zwar erfüllt, aber der materielle Teil, der qualitative Teil ist ja einer, der dies zur Diskussion stellt. 

Und es ist ja tatsächlich so, dass nicht nur im Schulorganisationsgesetz, sondern auch in allen anderen Schulgesetzen - und ich behaupte, auch in vielen anderen Bundes- wie Landesgesetzen - nicht feststellbar ist, wann denn der Auftrag, den das Gesetz beinhaltet, nicht nur formell, sondern auch materiell de facto erfüllt ist. 

Ich frage Sie daher, Herr Landeshauptmann, ob Sie im Bereich des Landes Wien nicht darüber nachdenken wollen oder darüber nachdenken lassen wollen, ob es auch möglich wäre, Landesgesetzes mit einer Art Zielerfüllungsparagraphen zu versehen, sodass auch der Normunterworfene nicht nur erkennen kann, wann die Erfüllung einer Verpflichtung durch die Normunterworfenen - das kann der Bürger, aber das kann ja die Verwaltung genauso sein, beide sind ja hier Normunterworfene - im formellen Bereich erfolgt ist, sondern dass er auch erkennen kann, sie ist materiell erfüllt. (LhptmStin Grete Laska: Dass man auf Landesebene Bundesgesetze mit Zielerfüllungsparagraphen versehen soll, halte ich für einen super Vorschlag!)

Das würde nämlich auch etwa in der Bindung von Ressourcen eine völlig neue Diskussion auslösen, wenn man sagt: Unter dieses Kriterium kann ich nicht gehen. Dann gibt es nämlich eine Mindestgarantie, dass ein Gesetz nicht nur formell erfüllt wird - wie das ja von Ihnen jetzt hier auf den Bereich der Schulen hingemünzt wurde -, sondern auch tatsächlich materiell erfüllt wird.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Das ist zunächst einmal ein ganz interessanter Gedankenansatz, den Sie hier erwähnen, weil er die Qualität der Ausbildung einfach auch wesentlich ins Spiel bringt. Das heißt, es ist nicht nur eine Frage der Quantität der Lehrer, sondern der Qualität der Ausbildung. Ich halte den Gedankenansatz vor dem Hintergrund von PISA natürlich für den wesentlich bedeutenderen, wobei aber auch zu sagen ist: Es wird natürlich diese Dienstleistung Bildung, wenn man so sagen kann, nicht funktionieren können, wenn man eine bestimmte Personenanzahl unterschreitet. Das ist bei jedem Dienstleistungsbereich so: Wenn es einfach zu wenig Leute gibt, die diese Dienstleistung auch entsprechend anbieten, dann wird diese nicht mehr funktionieren. Und im Bildungsbereich ist das genauso. 

Daher: Jawohl, das halte ich vom Grundgedanken her, vom Grundansatz her für richtig, dass man diese qualitative Frage auch stellt und versucht, diese qualitative Frage auch nachvollziehbarer zu machen - nicht nur für Experten, sondern nachvollziehbar zu machen, was am Ende des Tages herauskommt. 

Ob das ein Landesgesetz sein kann, wage ich ein bisschen zu bezweifeln, denn der Gedankenansatz, dass wir mit einem Landesgesetz einen Zielparagraphen machen, der dann den Bundesgesetzgeber so quasi normiert, ist – ich habe grundsätzlich Sympathie für den Föderalismus - vielleicht doch die verkehrte Seite, mit der man in einem Staatswesen ein Rechtgewerk insgesamt gesehen aufbaut. Aber das soll dem an sich, aus meiner Sicht gesehen, richtigen Gedanken nicht Abbruch tun; vielleicht findet sich eine andere Methodik, um diese Diskussion entsprechend zu forcieren und diese Diskussion entsprechend in den Vordergrund zu stellen. Und da kann ich Ihnen gerne sagen, weil Sie die Formulierung "lassen nachdenken" so nett gewählt haben: Mache ich natürlich gerne und werde versuchen, den einen oder anderen Gedanken - der unmaßgeblich sein mag - nichtsdestotrotz beizusteuern. 

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem, bitte.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich halte die jetzt angestellten Überlegungen für sehr sinnvoll und denke mir, der Stadtschulrat selbst muss ja irgendwann irgendwo deponiert haben, was genau gemeint wird, wenn man sagt, ich kann einen gesetzlichen Auftrag nicht mehr erfüllen. Das muss ja irgendwo qualitativ, quantitativ zusammengefasst sein. Das würde ich schon für wertvoll halten, wenn man das einmal vorlegen und genau darüber diskutieren würde. Denn wenn von Seiten des Stadtschulrats gesagt wird, wir können Gesetze nicht mehr vollziehen, dann muss es ja auch jemanden geben, der dieses Gesetz bricht, und dann muss es auch jemanden geben, der darauf klagen kann. 

Das heißt: Haben Sie - um diesen Gedankengang fortzusetzen - schon einmal darüber nachdenken lassen, ob die Möglichkeit besteht, dass Wien den Bund klagt - oder sonst wer sonst wen, aber dass einmal da etwas weitergeht und die Gesetze erfüllt werden können?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Notwendigerweise hat man über Bildungsfragen sehr, sehr intensiv nachzudenken. Das ist nicht nur ableitbar aus dem nicht gerade tollen PISA-Bericht, sondern das ist generell abzuleiten aus den Erfordernissen für die Zukunft. Gerade in einem Land wie Österreich ist die Frage Bildung ein sehr wesentliches Kapital, wenn man so will, die man hat und mit denen man tatsächlich auch den Wettbewerb der Zukunft bestehen kann. Und daher hat man da zwangsläufig darüber nachzudenken, wie das optimal funktioniert. Mit dem ausschließlichen Zugang des Sparstifts wird man das Problem sicherlich nicht lösen. Das ist aus meiner Sicht überhaupt keine Frage. 

Natürlich hat man auch nachdenken lassen oder hat man auch nachgedacht über die Frage des Klagens des Bundes in diesem Bereich. Und wäre es nicht möglich gewesen, doch einen nachvollziehbaren Fortschritt in den Finanzausgleichsverhandlungen zu erreichen, wäre das zweifelsohne auch eine Option gewesen. Der friedlichere Weg des Gesprächs und der nunmehr vor allem mir sehr wichtigen Evaluierung - vor der ich mich nicht nur nicht scheue, sondern die ich dabei herbeisehne, weil sie objektivierbar und nachvollziehbarerweise das auf den Tisch legen wird, was wir möglicherweise wissen, aber was sich offensichtlich noch nicht herumgesprochen hat - ist mir der liebere. Aber sollte am Ende des Tages in der Tat völlige Gesprächsverweigerung über all diese Dinge bestehen, dann werden diese Überlegungen sicher wieder auf den Tisch kommen. 

Präsident Johann Hatzl: Die 4. Anfrage (FSP - 03149-2005/0001 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Tschirf gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Werden Sie sich für eine Änderung der Wiener Stadtverfassung und der Wiener Gemeindewahlordnung dahin gehend einsetzen, dass - analog zu allen anderen Bundesländern - eine angemessene Frist für die Wahlausschreibung festgeschrieben wird?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ich könnte jetzt zweifelsohne, denn ich muss meine Worte bedacht wählen, die juristischen Informationen, die mir vorgelegt wurden, zur Verlesung bringen. Aber ich habe die Brille schon eingesteckt gelassen, weil ich denke, dass ich eigentlich niemanden im Haus besonders langweilen will. Es läuft diese Ihre Frage am Ende des Tages auf Folgendes hinaus - man könnte sie nämlich auch anders stellen -: Herr Landeshauptmann, sind Sie bereit, in Ihrer Funktion als Bürgermeister einen Freiraum Ihrer Entscheidungen entsprechend einschränken zu lassen? - Diese Fragestellung halte ich für bemerkenswert, aber ich überlasse das getrost der kollektiven Weisheit des Landesgesetzgebers. (Heiterkeit bei Abgeordneten der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Erste Zusatzfrage: Herr Abg Dr Tschirf, bitte.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! Sie beschäftigen sich ja oft weit mehr mit der Bundespolitik als mit den Niederungen der Wiener Landespolitik. (Abg Christian Oxonitsch, in Richtung ÖVP: Es wäre gut, wenn ihr das auch einmal machen würdet, euch mit der Bundespolitik auseinander zu setzen!) Eine Frage: Sie werden sich wahrscheinlich damit auseinander gesetzt haben, wie das auf Bundesebene geregelt ist. Auf Bundesebene ist es so geregelt, dass die Festsetzung des Datums, an dem gewählt wird, im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrats vorzunehmen ist. Könnten Sie sich eine derartige Regelung auch in Wien vorstellen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Abgesehen einmal davon, Herr Klubobmann, dass ich Ihnen intensiv wünschen würde, dass Sie sich mit den Höhen der Bundespolitik beschäftigen (Beifall bei der SPÖ.) - das wäre vor dem Hintergrund der Politik der ÖVP-Alleinregierung auf Bundesebene durchaus eine sinnvolle Geschichte, die Sie anstellen könnten -, kann ich Ihnen auch im gegenständlichen Fall zu Ihrer Frage, andersherum gestellt, nur sagen: Ich werde in Demut das Ergebnis der Gespräche zwischen den Parteien des Landtags abwarten.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Barnet, bitte.

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Guten Morgen, Herr Bürgermeister! (Lhptm Dr Michael Häupl: Schönen guten Morgen!) Ebenfalls!

Die Wiener Stadt- und Landesverfassung ist ja, man könnte sagen, ein bisschen monokratisch, um - die Debatte, die heute noch später folgen wird - das Wort "autoritär" nicht zu verwenden, und sie ist sehr auf den Bürgermeister und Landeshauptmann zugeschneidert, also quasi nahezu auf Sie. Wäre sie von Ihnen, könnte man es nachvollziehen. 

Sie wollen gerne die Rechte alle an den Landtag abtreten, trotzdem meine Frage zu Ihrer Meinung: Sind Sie der Meinung, dass der Landtag diese Landesverfassung so ändern sollte, dass sie nicht so auf eine Person zentriert ist?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe in meinem Leben eine ganze Menge gemacht, aber da ich mich nicht daran erinnern kann, dass ich den Entwurf für die Wiener Stadtverfassung und Landesverfassung geschrieben hätte - abgesehen davon, dass das ja sehr lange zurückliegt -, wäre es durchaus einmal interessant, auch einen gewissen Vergleich anzustellen, was diese Ihre Feststellung der monokratischen, um nicht zu sagen, autoritären Verfassung – mit diesem Begriff sollten wir allerdings vorsichtig sein, er ist historisch belastet, und da sollte man vielleicht ein bisschen vorsichtig sein -, dieser so genannten Bürgermeisterverfassung, wie Prof Welan einmal gesagt hat, betrifft, wie das beispielsweise in Niederösterreich ausschaut. Wenn ich mich zum Beispiel an Fragestunden im niederösterreichischen Landtag erinnere - ich weiß nicht, ob Sie jemals eine erlebt haben... (Abg Günther Barnet: Das geht mich nichts an!) Ich kann mir vorstellen, dass Sie keine erlebt haben, dort gibt es nämlich keine! Auch über ähnliche Dinge könnte man da durchaus einen belebenden, diskussionsbelebenden Vergleich anstellen.

Auch hier darf ich Ihnen sagen: Was eine Änderung der Verfassung betrifft, so habe das nicht ich zu bestimmen, sondern das bestimmt der Landtag.

Präsident Johann Hatzl: Weitere Zusatzfrage: Herr Abg Dr GÜNTHER, bitte.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! Als ich die Frage des Kollegen Tschirf sah, habe ich mir gedacht: Jetzt ist der Wunschzettel an den Landeshauptmann eröffnet, und in der letzten Sitzung des Landtags wird er vielleicht Milde walten lassen und sich hier nicht nur als Landeshauptmann, sondern auch als Vorsitzender der größten und hier mit absoluter Mehrheit führenden Partei dafür einsetzen. 

Darum auch noch einmal meine Frage - worüber wir schon ein paar Mal diskutiert haben -, ob Sie sich jetzt nicht in beiden Funktionen in Ihrer Fraktion dafür einsetzen könnten, dass bei Wahlen das im Bund übliche d'hondtsche Wahlrecht herangezogen wird (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Jetzt ist Weihnachten, Geburtstagsfeier und Ostern zugleich!), um die Verstärkung in Wien nicht allzu stark erfolgen zu lassen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter, ich habe es mir gedacht: Diese Chance kann ein großer Routinier des Wiener Landtags nicht vorübergehen lassen, um in der Landtagssitzung nicht auch das Wahlrecht anzusprechen! Aber ich muss Sie halt darauf hinweisen: Anfragen in der Fragestunde des Landtags an den Landesparteivorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei sind nicht zulässig. Und der Landeshauptmann steht eigentlich zu dem Wahlrecht, wie es sich in der Stadt bewährt hat, ganz außerordentlich und fest auf dem Boden dieses Rechts.

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage: Herr Abg Dr Tschirf, bitte.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! Wenn Sie mit dem regierenden Bürgermeister von Berlin reden, können Sie sicherlich prahlen, wie gut es Ihnen geht: Sie brauchen auf nichts Rücksicht zu nehmen, weil die Verfassung Ihnen faktisch eine monarchische Lösung zubilligt. Das ist angenehm, und vielleicht ist es auch nett, im Gespräch darauf hinzuweisen. 

Was Sie aber machen könnten, wenn Sie wirklich an einer Weiterentwicklung der Stadtverfassung interessiert wären, ist Folgendes, und daher meine Frage: Können Sie sich vorstellen, als Landeshauptmann eine Initiative zur Einrichtung eines Konvents in Wien zu ergreifen (Abg Christian Oxonitsch: Das war so "erfolgreich"! Das "Erfolgsmodell"...!), damit auch die Wiener Stadtverfassung auf jenes Partizipationsniveau gestellt wird, das in anderen, vergleichbaren Städten, auch in Europa, existiert?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! Ich darf Ihnen versichern, dass, wenn ich den Kollegen Wowereit treffe, wir über vieles reden, aber garantiert nicht über die Verfassung. (Abg Dr Matthias Tschirf: Der ist ja Jurist! Der kennt sich aus!) Denn wir haben eine Reihe von, ehrlich gesagt, wesentlich spannenderen Themen, zum Beispiel gesellschaftspolitischer Natur, Kollege Pfeiffer, zum Beispiel gesellschaftspolitischer Natur, jawohl! Aber da kann ich ja schon mit den Steirern reden, da brauche ich nicht bis nach Berlin zu fahren. Es ist ja dort schon leichter, über diese Dinge zu reden, als das manchmal hier in Wien ist. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Die Steirer oder die Berliner? - Das glaube ich nicht, das verstehen die Steirer sehr gut. Nein, nein, das ist schon tadellos, das finde ich schon sehr in Ordnung.

Ich darf im Zusammenhang mit dem Wunsch nach einem Konvent daran erinnern, dass es etwas Ähnliches schon gegeben hat - das ist nachzulesen in einer riesig dicken Publikation -, wo man sich viele Gedanken gemacht hat, kontroversieller Natur - die Für und Wider abgewogen -, im Hinblick auf eine Veränderung der Wiener Stadtverfassung. Es ist dort alles auch nachzulesen. Ich habe persönlich überhaupt nichts dagegen - eher alles dafür -, dass man eine neuerliche Diskussion über eine Veränderung der Wiener Stadtverfassung führt.

Da muss man natürlich auch darauf aufmerksam machen, dass es dazu – so wie auch im Bundeskonvent - eine ganze Menge unterschiedlicher Auffassungen gibt, und das wird auch der Wiener Landeshauptmann nicht ausräumen und nicht ausräumen können, so wie das der Bundeskanzler im Hinblick auf den Bundeskonvent über die Reform der Verfassung nicht konnte. Also wird am Ende des Tages das bleiben, was die parlamentarische Demokratie so nett macht, nämlich dass man dabei zu einer zumindest verfassungskonformen Einigung kommt.

Das kann ich mir durchaus vorstellen, würde ich mir wünschen, aber ist nicht mein Job. 

Präsident Johann Hatzl: Die 5. Anfrage (FSP - 03146-2005/0001 - KBZ/LM) wurde von Frau Abg Schmalenberg gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Durch welche Maßnahmen werden Sie sicherstellen, dass die derzeit existierenden Schutzzonen im Bereich des Karlsplatzes und der Diefenbachgasse ohne Unterbrechung weitergeführt werden?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Zunächst möchte ich einleitend darauf hinweisen, dass die Stadt Wien keine Schutzzonen errichtet, sondern dass dies die Bundespolizeidirektion gemacht hat. Und selbst auf die Gefahr hin, dass ich mich wieder dem Vorwurf aussetze, ich schiebe hier Verantwortung auf den Bund ab: "Bundespolizeidirektion" hat nicht umsonst "Bundes-" vorangestellt, es ist daher eine ausschließliche Angelegenheit des Bundes, und die Frage wäre eigentlich im Nationalrat zu stellen, sowohl was die zeitlichen, als auch was die räumlichen Begrenzungen dazu betrifft.

Aber ich will mich diesbezüglich gar nicht so sehr auf diesen formalen Standpunkt zurückziehen. Sie wissen, dass ich der Einrichtung von Schutzzonen nicht negativ gegenübergestanden bin und selbstverständlich die Auffassung vertrete, das ist eine Maßnahme, die es verdient, dass sie erprobt wird, entsprechend valorisiert wird, und dann werden und können wir feststellen: Macht dies Sinn im Sinne des Schutzes unserer Kinder oder macht es keinen Sinn?

Persönlich sind jene Erfahrungen, die mir bisher auch vermittelt wurden, so, dass ich denke: Wenn man davon ausgeht, dass Drogenkonsum im öffentlichen Raum etwas ist, was nicht nur nicht zu goutieren, sondern zu verhindern ist, dann ist es zweifelsohne eine Maßnahme, die sich eher bewährt.

Präsident Johann Hatzl: 1. Zusatzfrage: Frau Abg Mag Schmalenberg, bitte.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Mir ist bewusst, dass der Bund die Schutzzonen eingerichtet hat, dennoch: Das Wort, die Meinung und der Wunsch des Wiener Landeshauptmanns haben sicher großes Gewicht, wenn es um die Frage geht: Sollen die Schutzzonen verlängert werden oder nicht? - In einer früheren Anfrage haben Sie gemeint, nach der Evaluierung dieser ersten Phase wird man weiter sehen, und Sie werden dann entscheiden, ob Sie sich dafür einsetzen werden oder nicht. Deshalb ist meine Frage eben erstens gewesen, ob Sie sich dafür einsetzen werden, und zweitens, ob Sie der Meinung sind, dass diese Schutzzonen auch ausgeweitet werden können, etwa auf den Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel.

Präsident Johann Hatzl: Da es nur eine Frage gibt, versteht der Herr Landeshauptmann beide Fragen als eine; ich bitte, das zu beachten. - Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Präsident, ich werde mich in diesem Sinne bemühen.

Zunächst einmal: Die Valorisierung ist ja noch nicht erfolgt, und daher kann ich auch diese Frage nicht mit jener Klarheit beantworten, die man normalerweise hier aufwenden müsste. Aber: Schutzzonen - das weiß man heute mit absoluter Sicherheit - ergeben dann Sinn, wenn sie eingebettet sind in ein Gesamtkonzept zur Bekämpfung der Drogen und der Drogenkriminalität und des Drogenkonsums. Wenn man diese Maßnahme für sich alleine genommen sieht, dann wird sie zweifelsohne scheitern und scheitern müssen. Denn was ich hier tendenziell in der Überbietung von Vorschlägen - wer ist der bessere Drogenbekämpfer? - gelesen und gehört habe, wird ja teilweise schon leicht skurril, muss ich ganz offen sagen. Denn: Vor jeder Schule, in jeder Straßenbahn eine Schutzzone, jede Straßenbahn-Haltestelle, jede Stadtbahn-Haltestelle, jedes Kindertagesheim als Schutzzone – das wird wohl am Ende des Tages eine etwas schwierige Angelegenheit sein. 

Daher weise ich hier noch einmal und in aller für eine Fragestunde gebotenen Kürze - aber wenn Sie das wünschen, kann ich das tagelang erläutern - doch darauf hin, dass die erste und wichtigste Maßnahme jene der Aufklärung, der Prävention ist. Hier hat die Stadt Wien zu leisten, und das tun wir auch. Wer selber Kinder in der Schule hat oder gehabt hat, der weiß, was hier an Präventionsprogrammen, an Aufklärungsprogrammen in den Schulen läuft und auf welch hohem Niveau diese Aufklärung und diese Programme durchgeführt werden. Ich halte das für sehr, sehr gut. Auch in den Kindergärten gibt es interessante und sehr nachvollziehbare und, wie ich glaube, auch sehr gute Ansätze dazu. 

Von vornherein darauf aufmerksam zu machen, was dies am Ende des Tages bedeutet, halte ich für unendlich wichtig, für das wichtigste wahrscheinlich von allem.

Die zweite Aufgabe, die die Stadt hier auch hat, ist, dass sie den Kranken hilft. Es ist nicht jeder Konsument per se ein Verbrecher, sondern hier haben wir den Kranken auch zu helfen. Auch dies tun wir, ja, dies tun wir, und der dritte Teil erst ist die Bekämpfung der kriminellen Dealer durch die Polizei. Es haben daher alle in diesem Verbund ihre Aufgabe zu erfüllen. Die Polizei, auch wenn ich vorhin verwiesen habe auf die Bundespolizei, verdient aber auch hier natürlich unsere volle Unterstützung. Sie darf von niemandem, vom Bund nicht und von uns nicht, dabei im Stich gelassen werden, die Kriminalität zu bekämpfen.

Und daher ist auch festzustellen, dass es a priori auch bei dieser Frage der Schutzzonen zu einem Zusammenwirken von Polizei, dem Drogenkoordinator, auch den Sozialarbeitern, entsprechend kommen muss und gekommen ist. Die Auffassungen im Hinblick auf den Karlsplatz haben sich ja beispielsweise doch in einem Ausmaß in der bisherigen gemeinsamen Arbeit angenähert, und wie man sehen kann, wenn man einmal hingeht - und nicht nur von der Ferne da seine Diagnosen abliefert -, auch mit Erfolg. Mit Erfolg haben sich die Auffassungen zweifelsohne angenähert und es ist zu einer tatsächlich auch sinnvollen gemeinsamen Arbeit gekommen.

Und das ist das, was wir letztendlich brauchen. Es interessiert der Streit darüber, wer der bessere Drogenbekämpfer in der Stadt ist, überhaupt niemanden, sondern die Leute interessiert ausschließlich der Erfolg. Und zum Erfolg, so denke ich, sind wir auf einem guten Weg. Nicht, um diese Stadt drogenfrei zu kriegen, das werden wir nicht hinkriegen, aber um in optimaler Art und Weise zu verhindern, dass unsere Kinder Opfer von Drogendealern werden, und das auf die verschiedenste Art und Weise. Das ist unser Konzept, und das ist bisher recht erfolgreich. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Kowarik, bitte.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Sie haben ja jetzt ganz klar und deutlich gesagt, wie Sie zu den Schutzzonen stehen. Es gibt eine Diskussion zu den Schutzzonen, und zwar muss man auf der einen Seite feststellen, dass es wohl ein Vorteil ist, dass jetzt genau festgelegt ist, wo die Polizei einzugreifen hat, auf der anderen Seite ist es meiner Ansicht nach aber wieder unglaubwürdig, wenn ich 150 Meter von einer solchen Schutzzone entfernt - unter Anführungszeichen - dealen darf. Es wäre also doch notwendig, Überlegungen anzustellen, hier in ganz Wien entsprechende sicherheitspolitische Maßnahmen durchzuführen und hier von den Schutzzonen wegzukommen.

Auf der anderen Seite hat die Schutzzone den Vorteil, dass doch breiten Kreisen bewusst wird, dass hier der Drogenkonsum, der Konsum von illegalen Drogen, gesellschaftlich nicht zu gestatten ist. Wir haben ja in Wien ein sehr gutes Drogenprogramm, wir konnten es leider nur nicht mit unterstützen, weil die Präambel "Hilfe statt Strafe" uns zu wenig stark auf das Wegkommen vom Drogenkonsum eingerichtet war, im Gegensatz zum ersten Drogenkonzept, wo sehr wohl eine drogenfreie Gesellschaft angestrebt wurde. Meine Frage ist jetzt - und Sie haben ja dazu auch einiges ausgeführt -, wieweit sind Sie bereit, hier mitzuhelfen, dass diese gesellschaftliche Ächtung des Konsums illegaler Drogen verstärkt hier durchgeführt wird. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Landtagsabgeordneter!

Noch einmal sei darauf hingewiesen: Dealen ist kriminell, und zwar egal, wo in der Stadt, ob in einer Schutzzone oder außerhalb. Und das Dealen ist ein krimineller Akt und gehört daher von jener Behörde, die dafür zuständig ist, nämlich der Polizei und später der Justiz, entsprechend verfolgt. Das hat mit dem, ob eine Schutzzone dabei ist, überhaupt nichts zu tun. Auch 150 Meter neben einer Schutzzone ist Dealen genauso ein krimineller Akt wie anderswo. Und daher versucht die Polizei im Rahmen ihrer Möglichkeiten - so muss ich jetzt einschränkend hinzufügen – zu handeln, denn sie ist ja nicht so ohne weiteres in der Lage, ihre Aufgabe entsprechend zu erfüllen, wenn, wie wir alle miteinander in Wirklichkeit wissen, sie tausend Leute zu wenig hat, die man auf die Straße schicken kann. Also, maßgeblich ist, dass die Polizei diese Aufgabe auch erfüllen kann, und sie müht sich redlich.

Wenn ich an die jüngsten Erfolge im Bereich der sehr wohl organisierten Bestreifung von Wiener U-Bahnen denke, dann ist das zweifelsohne - ohne Schutzzone im Übrigen - eine gute, richtige und wichtige Maßnahme.

Aber ich sage hier noch einmal: Man würde die Polizei im Stich lassen, wenn man nicht alle anderen Maßnahmen, insbesondere jene der Prävention und jene der Hilfe, jawohl Hilfe, für die Kranken außer Acht ließe. Und das ist der Grund, warum ich sosehr dafür eingetreten bin, eintrete und eintreten werde, dass diese Arbeit gemeinsam von allen jenen, die damit zu tun haben, von Ärzten, dem Drogenkoordinator, den Sozialarbeitern und der Polizei, gemacht wird, ja gemeinsam und abgesprochen gemacht wird, denn nur das Gesamtkonzept wird jenen Erfolg bringen, den man jetzt auch schon in seiner Entwicklung als absehbar erkennen kann. Wenn die Sozialarbeiter allein gelassen werden, wird es nichts, wenn die Polizei alleine gelassen wird, wird es nichts, wenn man einseitig Konzeptionen vertreten will, dann wird es selbstverständlich auch nichts. Nur ein Gesamtkonzept wird jenen Erfolg bringen, um den uns jetzt schon manche beneiden. Es kommen eine ganze Reihe auch ausländischer Polizeiverantwortlicher nach Wien, um sich das anzuschauen, was uns da schon in der relativ kurzen Zeit gelungen ist. Und das sollten wir nicht kleiner reden und nicht zerstören, sondern eher stolz sein darauf. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem, bitte.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich setze das eher als bekannt voraus, dass Sie wissen, dass die GRÜNEN die Schutzzonen für menschenrechtswidrig halten, weil dort werden ja nicht Leute weggewiesen, die ein Verbrechen begehen, also die tatsächlich dealen und wo die Polizei einschreitet, sondern solche, wo die Polizei den Verdacht hat, dass jemand ein Verbrechen begehen könnte, einen begründeten Verdacht natürlich.

Es schaut aber jetzt so aus, als würde man den Eltern suggerieren wollen, wenn wir eine Schutzzone um eure Schule bauen, dann ist es dort ganz sicher. Jetzt ist ganz klar, dass nicht die Eltern, die ihre Kinder am Karlsplatz oder in der Diefenbachgasse haben, sondern die Eltern, die ihre Kinder in den übrigen 600 Schulen haben, die es da gibt, dann auch sagen, hallo, die haben eine Schutzzone, die ist angeblich so wahnsinnig sicher, und wir haben keine. Jetzt wollen diese auch Schutzzonen. Also, wir werden da mindestens 1 200 Beamte mehr brauchen, die das alles bewachen, und so weiter.

Schlussendlich bleibt übrig, dass die Kinder in Wien, wo ja gedealt wird und die Spritzen werden weggeworfen, also ganz Wien ist einfach ein öffentlicher Konsumraum, da sind alle ganz unsicher, nur die Schutzzonen sind sicher. Läuft das im Endeffekt dann darauf hinaus, dass man den Eltern mitteilen will, sie sollen ihre Kinder in diesen Schutzzonen halten - man könnte das vielleicht so käfigartig ausbauen -, (Abg Günther Barnet: Jessas na!) damit die Kinder besonders sicher sind, und haben Sie bereits Gespräche in die Richtung geführt, dass diese 1 200 notwendigen Beamten auch tatsächlich zur Verfügung gestellt werden, um alle Schulen bewachen zu können? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Die Position der GRÜNEN, in Wien jedenfalls, ist mir bekannt. Mir ist aber nicht bekannt, welche Auffassungen die GRÜNEN auf der Bundesebene da vertreten, denn bisher habe ich im Nationalrat jedenfalls eine derartige, auch pointierte Ablehnung dieser Schutzzonen nicht gehört. Sei dem wie dem auch sei, die Annahme, die Grundannahme ist falsch. Es war nicht der sehnlichste Wunsch der Polizei und nicht der sehnlichste Wunsch der Bundes- und Stadtpolitik, Schutzzonen einzurichten, sondern es war der Wunsch von Eltern. Den Eltern ist nicht etwas suggeriert worden, sondern die Eltern sind gekommen und haben etwas gefordert. Und das sollte man jetzt nicht so verächtlich behandeln, wie Sie das hier auch tun.

Ja, selbstverständlich wird es nicht möglich sein herzugehen und zu sagen, wie es in einem hier vorliegenden Antrag auch formuliert wurde, dass man insgesamt vor allen Schulen in Wien, vor den U-Bahn-Stationen, Straßenbahn- und Autobus-Stationen und allen Kindertagesheimen in Wien jetzt Schutzzonen errichtet und die durch die Polizei entsprechend bewachen lässt. Denn wenn Sie mir den Hinweis im Prinzip erlauben, wir haben in Wien 731 Schulen, wir haben eine Anzahl an U-Bahn-Stationen, nämlich 85, die Anzahl der Straßenbahn- und Autobus-Stationen sind mehr als 4 000 und die Anzahl der Kindertagesheime in Wien sind 859, während wir an Uniformierten - aber da rechnet man schon jene mit, die im Funkwesen sitzen, jene, die bei Überstellungsfahrten hinter dem Lenkrad sitzen und ähnliche - tagsüber 900 und in der Nacht 450 haben. Also, mit den 1 200 werden wir nicht auskommen. Wenn ich mir das kurz umrechne, bewacht dann die Schutzzone Karlsplatz nur mehr ein Zehntel Polizist, da dürfte es sich dann nur mehr um seine Uniformhose handeln und um sonst nichts mehr. 

Ja, natürlich ist es so nicht zu machen. Und das ist ja der Grund, warum ich da so für die Idee werbe, Schutzzonen als Wunsch der Eltern ernst zu nehmen. Das hat man sich anzuschauen, das hat man auch gemeinsam zu valorisieren. Und gemeinsam heißt, mit all jenen Beteiligten, die ich jetzt wiederholt hier aufgezählt habe. Und wenn man zur gemeinsamen Erkenntnis kommt, ja, für bestimmte Bereiche ist das sinnvoll, wird man die entsprechenden Maßnahmen setzen. Denn es ist ja nicht wahr, dass es in allen Wiener Schulen eine riesengroße Drogenproblematik gibt, das ist ja auch sozialabhängig. Dort, wo Schüler sind, die sich es leisten können, ist die Problematik im Regelfall größer als in Schulen, wo sich die Schüler nichts leisten können, nicht einmal ein Bier beim nächsten Wirt. Also, das ist ja auch so eine falsche Sichtweise, die es da gibt. 

Aber worum ich werbe, ist dieses gemeinsame Konzept, diese Gemeinsamkeit der Beteiligten, die sich um die Drogenproblematik in der Stadt in ihrer Vielfalt kümmern und die entsprechend gemeinsam und koordiniert auch vorzugehen haben. Niemand darf glauben, dass er für sich allein genommen die Drogenproblematik lösen kann. Und auch die Schutzzonen für sich allein genommen werden es nicht lösen, aber wir werden uns anschauen, was nun ein vernünftiger Vorschlag oder eine vernünftige Vorgangsweise ist und wenn ja, also wenn alle zu der gemeinsamen Erkenntnis kommen, dann wird es das auch in Zukunft gehen. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Schmalenberg, bitte.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei):

Es gibt in Wien ja nicht nur die Probleme am Karlsplatz, am Resselpark oder in der Diefenbachgasse, sondern es gibt zahlreiche andere, ganz neuralgische Punkte. Ich denke an den Schwedenplatz, ich denke an die Hauptbibliothek et cetera. Also soviel dazu. Es gibt stadtbekannte Linien öffentlicher Verkehrsmittel, wie die U-Bahn-Linie U6 oder die Straßenbahnlinie 5, wo massiv gedealt wird. Ich glaube, dass es sehr sinnvoll wäre, diese als Schutzzonen einzurichten.

Kann ich Ihre Ausführungen in der Weise verstehen, dass es zwar jetzt ab 15. Juli am Karlsplatz und in der Diefenbachgasse keine Schutzzone mehr gibt, dass Sie sich aber dafür einsetzen werden, dass das Angebot an Sozialarbeitern in diesen neuralgischen Gebieten Karlsplatz, Hauptbibliothek und so weiter, ausgeweitet wird. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte!

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, Sie können mit Sicherheit davon ausgehen, dass ich jene Erfolge, die beispielsweise am Karlsplatz sichtbar sind - und die Informationskanäle zur Polizei sind ja offensichtlich auch nicht mehr das, was sie früher waren -, die sichtbaren Erfolge, die man am Karlsplatz erreicht hat, die sichtbaren Erfolge, die es beispielsweise auch in der U6 hier in der Zwischenzeit gibt, nicht rückläufig machen lassen werde. Da brauchen Sie sich mit Sicherheit keine Sorgen machen. Im Gegenteil, denn wir werden durch konsequente Umsetzung - und da wird es immer wieder neue Bereiche, neue Plätze geben, wo man entsprechend verstärkt die Arbeit hin richten muss - all das tun, was notwendig ist, um jene Zustände zu erreichen, wie sie jetzt etwa im Votivpark oder auch am Karlsplatz und in anderen Bereichen sichtbar sind. Ich will mich nicht allzu sehr wiederholen und ich will Sie auch nicht langweilen damit, aber ich kann nur noch einmal auch Sie ersuchen, Verständnis dafür zu haben und es auch zu unterstützen, dass wir in dieser gemeinsamen Konzeption der Vorbereitung und der Prävention mit den jungen Leuten, der Hilfe für jene, die krank geworden sind, aber auch in der unnachgiebigen Bekämpfung der Drogendealer, wo immer sie auftreten in der Stadt, mit den entsprechenden Schwerpunktsetzungen vorgehen. 

Denn ich sage es Ihnen noch einmal: Niemand darf glauben, dass er da dabei politisches Kleingeld schlagen kann. Das wird nicht honoriert. Honoriert wird der Erfolg, aber mit Sicherheit nicht das politische Kleingeld, das man durch Panikmache oder durch Verbreitung von falschen Nachrichten erreichen kann. Das kann ich Ihnen mit Sicherheit auch sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Damit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Das Wiener AKH – konsequente Verhandlungen im Interesse der Wienerinnen und Wiener sichern langfristig Spitzenmedizin für alle!" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich ersuche nun den Erstredner, Herrn Abg Hundstorfer, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

Herr Abg Hundstorfer hat das Wort. 

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Danke schön. Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ein langer Verhandlungsweg, ein teilweise sehr emotionaler Verhandlungsweg, ein Verhandlungsweg, wo es auch notwendig war, die Höchstgerichte dieser Republik anzurufen, wo es notwendig war, Gerichtsurteile zu erwirken, dieser lange, konsequente Verhandlungsweg ist vor wenigen Tagen mit diesem Vertragswerk beendet worden. Es ist ein Verhandlungsweg, wo es darum gegangen ist, für die Wienerinnen und Wiener, aber auch weit über die Grenzen der Stadt hinaus, etwas aufrechtzuerhalten, wovon viele in diesem Land, viele in dieser Stadt nicht wissen, worum es wirklich geht. 

Ich darf Ihnen hier einige Zahlen nennen, damit Sie verstehen, worum es im AKH geht, damit auch verständlich wird, was dort geleistet wird. Ohne jetzt alle anderen Wiener Spitäler des Krankenanstaltenverbundes zu negieren, ohne das Leistungsniveau dieser Spitäler zu negieren, aber wir haben im AKH 673 000 Verpflegstage im Vorjahr gehabt. Es sind im AKH rund 9 000 Menschen beschäftigt, davon 1 500 Medizinerinnen und Mediziner seitens des Bundes. Es sind voriges Jahr ins AKH 1,3 Millionen Mal Menschen zu Ambulanzbesuchen gekommen. Sie sind das nicht aus Jux und Tollerei, sie sind das nicht aus Spaß, sie sind das nicht, weil ihnen fad ist, sondern weil sie sich in den rund 61 Allgemein-ambulanzen und über 300 Spezialambulanzen etwas er-hofft haben, und dies natürlich auch im höchstmöglichen Ausmaß bekommen haben, nämlich Heilung, Beratung, Prävention. 

Es wurde im AKH im Vorjahr die 4 000. Nierentrans-plantation durchgeführt, die 1 000. Lebertransplantation, die 1 000. Herztransplantation und die 500. Lungentrans-plantation. Nicht von ungefähr sind diese hohen Zahlen in diesem Haus erreicht worden, denn immerhin stehen 51 Operationssäle zur Verfügung und wenn auch viele meinen, dass nicht alles in Betrieb ist, es ist in Betrieb, denn immerhin gab es rund 47 000 operative Eingriffe. Und das AKH ist auch jenes Haus in Österreich mit der größten Geburtenzahl, denn 3 500 Geburten jährlich gibt es in keinem anderen Krankenhaus Österreichs, nicht vom Bodensee bis zum Neusiedlersee. 

Und einen kleinen Rekord gibt es im AKH auch noch. Täglich werden 10 000 Mahlzeiten, täglich werden 10 000 Speisen zubereitet, nicht nur für Patientinnen und Patienten, nicht nur für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sondern auch für viele tausende Studentinnen und Studenten. Das AKH ist nicht von ungefähr ein Teil der größten medizinischen Universität, es ist in Wahrheit die medizinische Universität, denn nicht von ungefähr sind zwei Drittel der österreichischen Medizinstudenten in der Vergangenheit im AKH ausgebildet worden und werden es auch in Zukunft. 

Und das AKH bietet tagtäglich für 1 400 junge Menschen Ausbildung. Ausbildung in Grundberufen, Ausbildung in Weiterbildung, Ausbildung in Sonderausbildung, und dafür stehen drei Schulen und acht Akademien zur Verfügung. 

Und all dies wurde - und das sei hier nicht missverstanden - vom Bund, vom Finanzministerium, vom Wissenschaftsministerium, jahrelang negiert, jahrelang nicht ernst genommen, jahrelang nicht mit der nötigen Sorgfalt betrachtet, denn sonst wäre es nicht zu dem Vergleich beim Verfassungsgerichtshof gekommen, sonst wäre es tatsächlich nicht dazu gekommen. Ich weiß, dass natürlich jetzt viele darüber lächeln, aber de facto war dieser Exekutionstitel des Verfassungsgerichtshofs ein Exekutionstitel, der jederzeit vollstreckbar gewesen wäre. 

Es hat aber der gemeinsame Wille gesiegt, es hat die gemeinsame Vernunft und es hat der gemeinsame Wille gesiegt, für dieses Haus, für diese Institution, für diese Einrichtung den Beitrag zu leisten, den es braucht. Und diese Gesamtvereinbarung bringt nun bis zum Jahr 2015 1,2 Milliarden EUR für das AKH. Davon wird der Bund 780 Millionen EUR zur Verfügung stellen und 435 Millio-nen EUR werden von der Stadt kommen. 

Und diese Vereinbarung gliedert sich im Wesentlichen in drei Teile. Der eine Teil ist der Fertigstellungsteil, wobei viele sagen, der Baubeginn war in den 70er Jahren, warum erst jetzt die Fertigstellung. Es ist halt so, dass dieses Haus nicht mit üblichen Maßstäben zu messen ist und dass dieses Haus auch der Dynamik der medizinischen Entwicklung während der Bauzeit immer wieder Rechnung tragen musste und dies auch in Zukunft so sein wird. 

Es sind bis zum Jahr 2015 die so genannten paktierten Investitionen sichergestellt, und diese paktierten Investitionen werden diesen Spitzenstandard, diesen spitzenmedizinischen Standard auch weiterhin aufrechterhalten. Und in diesem Haus wird es auch so sein, dass die medizinische Universität Wien - ebenfalls ein Teil dieses Paktums - einen Teil davon für Forschungsinvestitionen bekommt. Und was ganz besonders wichtig ist bei dieser Vereinbarung, es ist auch der klinische Mehraufwand abgesichert. Es ist der klinische Mehraufwand bis zum Jahr 2015 abgesichert. 

Es ist jetzt eine Absicherung da, wer wie viel und was zum klinischen Mehraufwand beiträgt und welche Teile hier zur Verfügung stehen. 

Es ist natürlich auch klar, dass mit dieser Vereinbarung das Urteil beim Verfassungsgerichtshof erledigt ist und dieser Vergleich das alles ersetzt. Es ist zur Stunde und in diesen nächsten Monaten und Tagen natürlich notwendig, dass der Krankenanstaltenverbund, im Speziellen die Teilunternehmung 2, gemeinsam mit der medizinischen Universität Wien auch die vereinbarten Zusammenarbeitsverträge konkretisiert, noch strikter macht und noch effizienter gestaltet. 

All dies ist nun das Ende einer Geschichte, die die Stadt nicht unbedingt so wollte. Und die Stadt wollte auch nicht aus einem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs politisches Kleingeld schlagen, denn dafür ist die Institution AKH viel zu wertvoll, viel zu wichtig für uns alle. Die Stadt hat aber diesen Weg suchen müssen, weil, wie ich schon gesagt habe, jahrelang dieses Problem negiert wurde. Wir sind aber jetzt, glaube ich, alle gemeinsam sehr froh darüber, dass es zum Abschluss dieser Vereinbarung gekommen ist und dass es nun möglich ist, hier im AKH für die nächsten Jahrzehnte Betriebssicherheit zu haben, denn es sind auch einige Vereinbarungen abgeschlossen worden, von denen einige Punkte ja über das Datum 2015 hinaus wirken. Und somit ist gewährleistet, dass das Allgemeine Krankenhaus auch der Wissenschaftsstandort bleibt, der er ist. 

Nicht umsonst ist das AKH jener Teil der medizinischen Universität, der von allen österreichischen Universitäten den höchsten medizinischen Output hat, und im AKH wurde auch eine Reihe von erstmaligen Operationen, nämlich weltweit erstmalige Operationen, durchgeführt. Ich will hier nur ein einziges Beispiel nennen, den Da Vinci OP Roboter, der sicher eine Innovation ist, die es hier in unseren Breitengraden, in Westeuropa, noch nie gegeben hat. 

Und das AKH ist aber auch etwas, was viele vielleicht auch nicht wissen wollen, das AKH ist ein Wirtschaftsfaktor. Ein Faktor für die Kongresswirtschaft, ein Faktor für den Tourismus, ein Faktor für die Medizinwissenschaft. Und nicht umsonst war vorige Woche der größte Rheumatologenkongress, der jemals in Europa stattgefunden hat, in Wien, angezogen durch das AKH, organisiert durch das AKH mit 9 000 Teilnehmern. 

Diese Woche, ab morgen, treffen einander 4 000 Psychiater in Wien und werden bis Freitag dieser Woche über diverse wissenschaftliche Themen diskutieren. Und der Höhepunkt all dieser Kongresse war der uns allen oder vielen noch bekannte Kardiologenkongress mit 40 000 Teilnehmern.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, Sie haben noch eine Minute!

Abg Rudolf Hundstorfer (fortsetzend): Danke schön. Ich komme nun zum Schluss. Ich darf Sie alle ersuchen, alle Parteien, dieser Vereinbarung auch entsprechend die Unterstützung zu geben und ich glaube, die Stadt Wien hat hier aufgezeigt, dass sie bereit ist, einen sehr wesentlichen und hohen Beitrag zur Absicherung dieser Einrichtung, zur Absicherung der medizinischen Leistungspalette und zur Absicherung des Wissenschaftsstandortes AKH zu leisten. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich darf für weitere Wortmeldungen in Erinnerung bringen, dass die Damen und Herren Abgeordneten sich einmal zum Wort melden können und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist. Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Pilz gemeldet! 

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Präsident! Geschätzte Kollegen und Kolleginnen! 

Herr Abg Hundstorfer hat gemeint, es sei das Ende einer Geschichte. Es ist nicht das Ende, es ist eine Etappe. Das AKH hat viele Probleme und wir sind froh, dass das Finanzpaket beschlossen wurde, aber Frau StRin Brauner ist ja auch für die Feuerwehr zuständig, und im Fall AKH möchte ich Ihr schon mitgeben, der Löschauftrag, der jetzt damit gegeben wurde, dass man das Feuer am Dach des AKH löscht, nämlich das Feuer eines finanziellen Kollapses, dieses Feuer ist nur vordergründig gelöscht. Und als Brandschutzexpertin wissen Sie sicher, dass man auch die Glutnester löschen muss. “Feuer aus“ kann man erst sagen, wenn alle Probleme erledigt sind. Und Sie haben, Frau Stadträtin, noch Schwelbrände, noch Glutnester. Und solange Sie nicht diese Glutnester bekämpfen, wird die Gefahr, dass das Feuer eines Tages wieder am Dach ist, weil Sie die Finanzierung nicht sicherstellen können, nicht gebannt sein. Schauen wir uns also diese Glutnester an. 

Glutnest Nummer 1: Ein Schwelbrand, der das AKH jederzeit wieder ins finanzielle Desaster stürzen kann, ist der Umstand, dass wir uns viel zu viele Betten leisten. 

Schauen Sie sich den ersten Quartalsbericht 2005 an. Die haben eine Auslastung von 65,9 Prozent, das ist ein ganzes Drittel an Betten, die leer stehen. Die sind wegen Personalmangels oder mangels Auslastung ständig nicht belegt. Und die Kosten: Wir wissen, was ein Bett im AKH am Tag kostet, und das ist kein Scherz, es handelt sich um 950 EUR, nicht etwa im Monat, sondern am Tag. Und da leisten wir uns ein Drittel leerstehende Betten. 

Glutnest Nummer 2, Frau Stadträtin, das wieder ein Feuer entfachen kann, ist der Umstand, dass sich das AKH alles sozusagen zur Aufgabe macht, Kraut und Rüben. Die meist goutierte Leistung im AKH ist der Graue Star. Die Graue Star-Operation, notwendig, Routine mittlerweile, macht in anderen europäischen Hauptstädten längst schon die tagesklinische Struktur oder die niedergelassene Medizin. 

Nur, wir leisten uns, dass wir im AKH, mit unserem spitzenmedizinischen Flaggschiff, eine solche einfache Leistung massenhaft erbringen und das, obwohl Rektor Schütz, der Rektor der medizinischen Uni, sagt, dass eine Leistung im AKH um 50 Prozent mehr kostet als in anderen Krankenhäusern des Krankenanstaltenverbundes. Und so werfen wir das Geld hinaus und halten den Schwelbrand des finanziellen Desasters weiter aufrecht. 

Glutnest Nummer 3: Wir haben keine Fehlerkultur, auch wenn sich Rudi Hundstorfer jetzt gerade so um den Job des Pressesprechers beim AKH beworben hat, (StR David Ellensohn: Er ist nicht da!) so möchte ich nun doch sagen, es gibt Defizite, die müssen längst mit einer konstruktiven Fehlerkultur behandelt werden. 

Ich rede von der pädiatrischen Versorgung, und es gibt einen beschämenden Rechtsstreit zwischen Gemeinde Wien, KAV-AKH und den Autoren von “Weggelegt-Kinder ohne Medizin?“ Der ist dieser Stadt und des AKH nicht würdig und es wäre an der Zeit, hier konstruktive Lösungsvorschläge zu machen und hinzuschauen, welche Defizite es tatsächlich im AKH in diesem Bereich gibt. 

Immerhin hat ein international renommierter Professor für Herzchirurgie, Prof Castaneda, den Autoren seriöse Arbeit bescheinigt. Nichtsdestotrotz leisten wir uns eine entwürdigende Auseinandersetzung vor Gerichten.

Schwelbrand Nummer 4: Wir haben kein Geld für die Reinvestition, die Geräte sind veraltet, das AKH ist in die Jahre gekommen, nach 11 Jahren ist viel zu erneuern.

Schwelbrand Nummer 5: Es gibt Leute, die zahlen im AKH sehr viel Geld, mehr als sie sich leisten können, um dort behandelt zu werden. Ich weiß vom Fall einer Alleinerzieherin, die hat 1 000 EUR Einkommen im Monat, sie war 4 Tage mit ihrer Tochter im AKH, dort musste sie für das Kind den doppelten Spitalskostenbeitrag zahlen, sie selber hat fest abgelegt, in Summe sind es mehr als 100 EUR, und man hat ihr den ersten Tag, der genau eine halbe Stunde gedauert hat - man hat sie nämlich erst kurz vor Mitternacht eingeliefert - voll verrechnet. Man kann nichts tun, man hat keine Möglichkeit, diese soziale Härte abzufedern.

Frau Stadträtin, nehmen Sie Ihren Löschauftrag wahr, definieren Sie die Leistung des Flaggschiffes AKH, legen Sie einen Spitalsentwicklungsplan vor, reduzieren Sie Betten, legen Sie eine Kostenrechnung für das AKH vor, definieren Sie Qualitätsstandards und schaffen Sie transparente Strukturen, damit das AKH im Jahr 2012 nicht wieder Feuer am Dach hat. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Korosec. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das AKH ist eine unendliche Geschichte und der Bau des AKH, noch immer nicht abgeschlossen, ist wahrlich keine Erfolgsstory der sozialdemokratischen Mehrheit hier. 

Wenn man zurückschaut: AKH-Skandal, allen noch bekannt. Da waren Juristen jahrelang beschäftigt mit Bestechung, mit Untreue, mit Amtsmissbrauch. 

Und weil Kollege Hundstorfer heute davon gesprochen hat, der Bund hätte nicht mit Sorgfalt gearbeitet: Ich möchte nur erwähnen, dass die geplanten Kosten vom AKH seinerzeit mit 43,6 Millionen EUR geplant waren, die tatsächlichen Kosten betragen bis jetzt aber mehr als 3 Milliarden EUR, 3 Milliarden EUR, bitte! 

Im AKH stehen die teuersten Betten der Welt. Ein Bett im AKH kostet 1,6 Millionen EUR, damit hätten wir alle anderen Spitäler modernst ausstatten können. 

Und dann hat es immer einen Streit gegeben zwischen Bund und Land um den Schlüssel zwischen klinischem Mehraufwand und Kosten der Lehre. 

Und interessanterweise hat es ja immer sozialdemokratische Finanzminister gegeben, es hat sozialdemokratische Landesräte hier gegeben, man hat sich aber eigentlich das Problem nie wirklich... (Abg Kurt Wagner: Die ÖVP-Staatssekretäre!) Moment, ich habe ja von der Zeit bis 2000 gesprochen. Und man hat das Problem nie gelöst, man hat es nicht gelöst. Wenn ich an Finanzminister Edlinger denke, der überhaupt ein besonderer Fachmann war, weil er war ja jahrelang hier Finanzstadtrat, der hat diese heiße Kartoffel nicht angegriffen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Kurt Wagner: Nicht Ihr Staatssekretär!) 
Schauen Sie, heute ist Herr Edlinger Präsident von Rapid, das ist sicher überschaubarer als der komplexe Bereich im AKH. (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Was verstehen Sie von Fußball!) Ich verstehe etwas von Fußball. Daher war es nur recht und billig, dass Finanzminister Grasser – und jetzt sind wir dort, Herr Kollege – natürlich einen Kassasturz verlangt hat, denn schließlich geht es ja – und da werden wir uns doch einig sein – um das Steuergeld der Bürgerinnen und Bürger. Und letztendlich, Herr Kollege, hat die Bundesregierung Schüssel gehandelt und sie hat wieder einmal Altlasten, weil das sind nämlich Altlasten, beseitigt. (Beifall bei der ÖVP.)
Das, meine Damen und Herren, ist Lösungskompetenz, die Ihnen in weiten Bereichen abgeht. (Beifall bei der ÖVP.)
Kollege Hundstorfer hat schon gesagt, 1,2 Milliarden EUR sind notwendig, 780 Millionen EUR zahlt davon der Bund. Hier werden die Leistungen für die Patienten gesichert und der Bund setzt mit diesen langfristigen Investitionen - und das ist eben der Weitblick - einen Meilenstein für ein richtungsweisendes europäisches Spitzenkrankenhaus und sorgt natürlich auch für eine gesicherte Forschungsbasis. (Beifall bei der ÖVP.)
Der gesamte Forschungsbereich wird vom Bund finanziert. Frau Landesrätin, damit sind alle Voraussetzungen gegeben, dass das Flaggschiff AKH gut funktionieren könnte. Aber jetzt ist es Ihre politische Aufgabe - und da brauche ich nicht Beispiele anführen, Kollegin Pilz hat das gemacht – dafür zu sorgen, dass wirklich effizient gearbeitet wird und dass wirklich die Dinge passieren, die notwendig sind, denn sonst sind wir wieder in einigen Jahren dort, wo wir jetzt sind und wieder müsste eine Finanzspritze vom Bund gegeben werden, denn derzeit, das muss man schon sagen, derzeit ist das AKH wirklich eine Geldvernichtungsmaschine. 

Meine Damen und Herren, die Kontrollamtsberichte sind übrigens auch eine Fundgrube. Ich meine, man könnte sie zitieren. Da gibt es so viele Bereiche und Beispiele drinnen, wo Geld eingespart werden kann, und was man effizienter machen könnte, was Sie aber nicht tun. 

Frau Kollegin, Frau Landesrätin, Sie haben einen sehr starken Verbündeten, nämlich unseren Bundeskanzler Wolfgang Schüssel. Ein Zitat von ihm: „Die Bundesregierung hungert Wien nicht aus, dafür verbürge ich mich. Ich schaue auf unser Wien, ich bin mit Herz und Lust Wiener.“ Herz, oder Frau Landesrätin, was wollen Sie mehr? (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Schmalenberg. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die medizinische Versorgung in Wien wird in erster Linie durch das Verdienst der Wienerinnen und Wiener sichergestellt, die Beiträge und Abgaben und Steuern zahlen. 

Dass es Spitzenmedizin in Wien gibt, ist möglich durch die großartige Leistung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und durch die Bürger, die mit Steuergeld das Gesundheitssystem finanzieren.

Die Ärzte und das Pflegepersonal stellen durch ihre hervorragende Leistung die Qualität der Medizin sicher. 

Und das alles, was durch die Politik, speziell durch die Politik der SPÖ in Wien, beigetragen wird, ist in diesem Bereich kontraproduktiv. Wien hat europaweit die höchsten Kosten pro Spitalsbett, und in Wien ist das Gesundheitssystem so etwas wie der verlängerte Arm des politischen Machtapparates, weil man seit Jahren Gesundheitspolitik mit Parteipolitik verwechselt hat. Die Verwaltung im Krankenanstaltenverbund ist aufgebläht, vor allem in den oberen Hierarchieebenen bezahlen wir teure Machtstrukturen der SPÖ, während in den unteren Ebenen Personal eingespart und das Personal regelrecht ausgebeutet wird - ich denke an das Pflegepersonal, an die Pflegehelfer, ich denke an die Turnusärzte -, hat die SPÖ für die KAV-Führung fürstliche Gagen verhandelt, Sonderverträge, Nebenbeschäftigung, hohe Abfertigungen. Der Krankenanstaltenverbund-Generaldirektor verdient mehr als der Bundespräsident. 

Wien leistet sich auch einen Gewerkschaftsvorsitzenden, der gleichzeitig Vorsitzender des Gemeinderates ist, der auf der Seite der Mächtigen steht, (Abg Rudolf Hundstorfer lacht über diese Bemerkung.) was er gestern wieder einmal eindrucksvoll bewiesen hat. Ich habe Ordner voll mit Schreiben von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die mich um ihre Hilfe bitten, die keinen Rechtsschutz bekommen haben, wenn es gegen die Gemeinde Wien geht, wenn es um eine Auseinandersetzung mit dem Dienstgeber Gemeinde Wien geht. (Abg Kurt Wagner: Können sie nicht fachlich argumentieren! – Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das kann sie nicht!) 
Bis heute gibt es keine flexiblen Ärztearbeitszeiten, aber die Stadt Wien hebt einen Spitalskostenbeitrag von 10 EUR pro Tag für die Patienten ein. Eine Maßnahme, die alles andere als sozial ist, denn hier werden Kranke bestraft.

Es gibt keine Strukturreformen, es gibt keine Transparenz und es gibt eine Behinderung des medizinischen Fortschritts durch Bürokratie, durch den Machtapparat der SPÖ. Das Finanzdebakel ist durch den Verhandlungserfolg mit dem Bund, den es auch erst seit der Wende gibt, denn vorher, wie schon gesagt, haben rote Finanzminister mit roten Stadtpolitikern jahrzehntelang keine gescheiten Einigungen zustandegebracht, das Finanzdebakel ist nur aufgeschoben, und die SP-Stadtregierung hat massiven Handlungsbedarf. (Beifall beim BZW.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Kowarik. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das AKH ist tatsächlich das Flaggschiff der Wiener Medizin, der österreichischen Medizin, und ich möchte auch sagen, dass es ein ganz bedeutendes Spital ist, europaweit oder vielleicht sogar weltweit. Und es ist erfreulich, dass es gelungen ist, durch die Verhandlungen dazu zu kommen, dass es hier sozusagen wieder in Ruhe, unter Anführungszeichen, arbeiten kann und wesentliche Finanzprobleme durch diese Vereinbarungen nunmehr abgedeckt sind. (Abg Dr Wilfried Serles: Sie können sich beim Grasser bedanken!) 

Das Allgemeine Krankenhaus ist, wie Kollege Hundstorfer schon ausgeführt hat, die größte Ausbildungsstätte Österreichs, es ist wirklich ein Zentrum medizinischer Wissenschaft, tatsächlich ein Wissenschaftsstandort, der ja auch sehr bedeutend dafür ist, dass, wie soll ich sagen, Wien als medizinischer Standort weltweit beachtet wird. Und es ist daher dringend notwendig, dass man dafür sorgt, dass die finanzielle Ausstattung dieses Spitals entsprechend durchgeführt wird. 

Das darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass es doch eine große Anzahl von Problemen gibt. Die Tatsache, dass es das teuerste Spital in Österreich ist und viele Kosten, die dort auftreten, eigentlich unverhältnismäßig und auch unverständlicherweise hoch sind, machen es notwendig, dass man sich hier mehr damit beschäftigt und auseinander setzt. 

Auch ist das AKH ja kein unbeschriebenes Blatt. Jahrelang war der AKH-Skandal abzuhandeln. Ich kann mich selbst noch erinnern, dass wir hier einmal lange Zeit über die Inventarisierung der verschiedensten Geräte Debatten geführt haben, weil diese nicht möglich war. Die Kostenproblematik ist ein ständiger Begleiter dieses Krankenhauses. 

Und wenn Sie hier feststellen, dass es jetzt endlich gelungen ist, hier die Verhandlungen abzuschließen, möchte ich doch festhalten, dass es sehr wohl zur Zeit eines sozialdemokratischen Finanzstadtrates beziehungsweise einer Finanzstadträtin und eines Bundesfinanzministers war, die beide der sozialdemokratischen Partei angehört haben, die beide aus Wien gestammt haben, und die mehr oder weniger Schuld daran hatten, dass es nicht möglich war, damals entsprechend zu verhandeln und die finanzielle Zukunft des Spitals zu sichern. 

Und es wird sicherlich auch nicht so sein, dass man sich jetzt ausruhen, sich hinsetzen und sagen kann, jetzt haben wir bis 2015 alles erledigt. Das ist ganz sicher nicht so, es wird in den nächsten Zeiten wiederum notwendig sein, weiter zu verhandeln, um den großen Finanzbedarf dieses Spitals abzudecken. Und in dem Fall möchte ich auch gleich wieder einmal auf etwas hinweisen, das immer wieder untergeht, wovon aber immer wieder gesprochen wird: 

Wir haben ja in Wien und auch im AKH sehr viele so genannte Fremdpatienten, die aus Niederösterreich und anderen Bundesländer kommen, die hier in Wien die Spitzenmedizin bekommen und darüber glücklich sind. Und wir sind froh, dass wir sie ihnen geben können, aber das kostet eben auch den Wiener Steuerzahler jede Menge und trotz Bundesfinanzausgleichs und trotz dieser Verhandlungen jetzt mit dem Bund bezüglich der Finanzierung des AKH glaube ich, ist es nach wie vor notwendig, auch in dieser Angelegenheit nochmals und mehrfach, vor allem mit Niederösterreich, zu verhandeln und hier auch den Blick auf die Gesundheitsregion Ost zu werfen. 

Die heutige Aktuelle Stunde hat "Das Wiener AKH – konsequente Verhandlungen im Interesse der Wienerinnen und Wiener sichern langfristig Spitzenmedizin für alle!" zum Thema. Das ist heute gar nicht angesprochen worden und ist aber meiner Ansicht nach ganz was Bedeutungsvolles und für uns ist daher das AKH auch wichtig, weil es eben allen den Zugang zur Spitzenmedizin ermöglicht. Und da möchte ich zwei Dinge ganz kurz berichten, dass es doch auch in kleinen Bereichen notwendig ist, hier den Blick auf die Spitzenmedizin für alle zu wenden. Ich habe heute Nachtdienst gehabt in meiner Apotheke, und um 4 Uhr in der Früh ist ein Patient, begleitet von seiner Frau, aus dem AKH zu mir gekommen und hat ein schmerzstillendes Mittel verlangt. Und ich war etwas schlaftrunken, habe gefragt, wieso, sie kommen vom AKH und haben hier kein Rezept? Da hat mir die Dame wirklich vorbildlich, muss ich sagen, ein Päckchen von Befunden gegeben, das heißt, dass also die Befundung wirklich schon sofort stattgefunden hat, aber leider Gottes ist in dieser Befundung kein einziger Hinweis auf ein Medikament dabei gewesen und sie hat auch kein gültiges Rezept, ja überhaupt kein Rezept gehabt, was der Patient jetzt einnehmen könnte. Da meine ich, dass es also auch viele Kleinigkeiten gibt, die hier bei diesem großen Spital zu beachten sind und es auch notwendig ist, entsprechend für die Qualität Sorge zu tragen, dass eben auch wirklich der Zugang für alle bei der Spitzenmedizin gegeben ist. 

Und vielleicht noch etwas, was auch ganz wichtig ist. 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abgeordneter, die Redezeit ist bereits abgelaufen.
Abg Mag Helmut Kowarik (fortsetzend): Einen Satz noch. Wir bekommen immer wieder Rezepte vom AKH, die die praktischen Ärzte dann auszufüllen haben, und da kommt es sehr oft vor, dass Therapien empfohlen werden, die die Krankenkasse nicht bezahlt. Und dann kommt es dazu, dass derjenige, der ein bisschen mehr Geld hat, sich wohl diese Therapie leisten kann, während der andere, der keines hat, dann auf diese Therapie verzichten muss. 

Und das ist auch etwas Bedeutungsvolles, wo man sagen muss, wenn wir haben wollen, dass Spitzenmedizin für alle, wenn es notwendig ist, auch erreichbar sein soll, müssten wir uns auch um diese Probleme kümmern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

GR LAbg Hundstorfer hat das AKH gelobt. Auch wir loben die Vorschussleistung. Wirklich super. Auch wir loben die medizinische Betreuung. Aber eines muss man dazu sagen: Um das Geld, was das AKH kostet, wenn wir da nichts zu loben hätten, wenn wir da nicht wirklich alle Spitzenwerte, die in Österreich im medizinischen Bereich zu erreichen sind, einfahren würden, um wie viel größer wäre dann die Geldverschwendung als sie jetzt zum Teil schon dargestellt wird. 

Also, dass das AKH ein Spitzenspital ist, darüber muss man nicht reden, aber um das Geld muss es das auch sein, und es müsste noch viel besser funktionieren. 

Und das ist das Problem des AKH. Es wird niemals ein Ende des Problemfalls AKH geben, es wird auch kein Ende der finanziellen Probleme des AKH geben, basierend auf der jetzigen Entscheidung. Da muss man kein Prophet sein und kein Hellseher, um zu wissen, dass spätestens in drei, vier Jahren dieselbe Diskussion um die Finanzierung des AKH von neuem beginnt. 

Das liegt einfach in dem strukturellen Fehler, wo wahrscheinlich kaum jemandem der Anwesenden persönlich ein Vorwurf zu machen ist, in der ursprünglichen Planung des AKH. Kein Mensch würde heutzutage jemals wieder so ein Spital wie das AKH bauen. Weder in europäischen Großstädten noch weltweit. Es hat sich herausgestellt, dass diese Megakomplexe eines Spitals in Wirklichkeit selbst bei bestem Willen und selbst, wenn man das voraussetzt, zum Teil nicht mehr zu führen sind. In einer Funktionsweise und einer Größenordung von mehreren Kleinstädten, wenn man alles zusammennimmt, und das mit hoch komplexen Materien, wo wir alle wissen, dass zum Teil heute noch komplett nagelneue Gerätschaften im AKH herumstehen und niemals verwendet wurden. Allein mit der Summe, wenn man wirklich nur die Fehlinvestitionen im AKH, die gekauft und bezahlt und niemals verwendet wurden, zusammenrechnet, wäre wahrscheinlich ein wichtiger Teil für die Finanzierung des AKH schon wieder herinnen. Zumindest für ein Jahr, sagen wir einmal so. 

Was hat es für Fehlplanungen, für Umplanungen gegeben. Ich kann mich noch an die Geschichte erinnern - es ist ungefähr 10 Jahre her -, was alles im Keller des AKH gebaut wurde und dann niemals verwendet werden konnte, weil vergessen wurde, dass am Gürtel die Lastwagen vorbeifahren und es zu Vibrationen kommt. Solche Geschichten gibt es. 

Und in diesem Sinne warne ich davor zu sagen, die Sorgen um das AKH haben ohne Vornahme einer Umstrukturierung ein Ende. Ich glaube, dass man wirklich diese Änderungsvorschläge, die für bestimmte Bereiche kommen, über einen kontinuierlich längeren Zeitraum - denn ich rede nicht davon, dass das von einem Tag auf den anderen und für alle Bereiche geht, das wäre auch vollkommen absurd und illusorisch - aber für die Bereiche, in denen es möglich ist, ernst nimmt und deren Agenden langsam aber sicher entweder auf andere Spitäler überträgt, oder durch niedergelassene Ärzte et cetera übernehmen lässt und das AKH, wenn es geht, einfach ein bisschen zurückschrumpfen lässt, sodass im AKH wirklich die Spitzenmedizin und die universitäre Forschung zu Hause ist und man so versucht, den Koloss und Moloch AKH einmal langsam aber sicher in den Griff zu bekommen.

Weil so, wie sich das AKH jetzt darstellt, würde es auch in Zukunft sein. Man kann vom Zustand AKH sprechen, und je nach Finanzspritze und je nach Verhandlungen wird der Zustand AKH ein bisschen erträglicher sein oder er wird wieder ein bisschen unerträglicher sein. Und man darf natürlich, nun ganz zum Schluss, eine Geschichte auch nicht vergessen: Es werden irgendwann die Verträge von VAMED auslaufen, es werden irgendwann die Verträge von KMB auslaufen und dann wird man einmal nachschauen und draufkommen und durchrechnen, wieviel Geld in Wirklichkeit in ein Fass ohne Boden hineingeflossen ist, wobei letztendlich immer noch gilt - und das darf man nicht vergessen trotz hoher Forschungsleistung und trotz hoher medizinischer Hilfestellung -, jeder Euro, der beim AKH verloren geht, fehlt der medizinischen Betreuung und fehlt der Pflege in Wien. 

Und daher zum Abschluss noch ein Bonmot, und damit komme ich zum letzten Satz, der mir eingefallen ist, als ich da gelesen habe, 1,2 Millionen EUR für das AKH. Es fehlt nur noch, dass sich Bgm Häupl jetzt hinstellt und sagt, wir haben endlich unsere 1,2 Milliarden EUR Pflegemilliarde. (Abg Marianne Klicka: Aber geh!) Das ist die Pflegemilliarde, weil das Geld, was wir uns jetzt da vom Bund einsparen und in der gemeinsamen Geschichte vom Krankenanstaltenverbund nehmen, da bauen wir was anderes hin. 

Also, ich bin überzeugt davon, in den nächsten Jahren wird uns auch das noch als Pflegemilliarde verkauft werden (Abg Marianne Klicka: Sicher nicht!) und diese Art der Politik sollte unseres Erachtens im Sinne einer gut gesicherten medizinischen Betreuung und einer gut gesicherten Pflege hintangestellt werden, damit wir, alle Wienerinnen und Wiener, was davon haben. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Lakatha. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Das neue AKH hat eine wildbewegte Zeit hinter sich. 1957 wurde der Beschluss zum Bau gefasst, 1964 wurde mit dem Bau begonnen und 1980 war das Jahr des größten Bauskandals in Österreich. Der ehemalige technische Direktor der Allgemeines Krankenhaus Planungs- und Errichtungsgesellschaft hat sich um 30 Millionen ATS bereichert. Das sind immerhin 2,18 Millionen EUR. Es waren aber auch andere Leute, die Geld genommen haben. Sogar der damalige Finanzminister (Abg Ernst Woller: Wann ist das gewesen!) so um 1980, sogar der damalige Finanzminister und Vizekanzler Hannes Androsch wurde wegen falscher Aussage gerichtlich verurteilt. Es wurde weiter gebaut und weiter gebaut und viele Firmen haben unkoordiniert gearbeitet.

Mein Sohn hat im Jahr 1986, 1987 als Ferialpraktikant im AKH gearbeitet und was er über die Klimaanlage erzählt hat, ist ja fast kabarettreif. 

Das Ende war, dass ein Teil der Klimaanlage statt zu kühlen abgebrannt ist. Gleichzeitig mussten in einigen Stockwerken die Türstöcke herausgenommen werden, weil sie zu schmal waren und deshalb die Betten nicht durchgegangen sind. Und das bitte in einem Spital, also so was kann man sich ja fast nicht vorstellen. Aber es wurde weiter gebaut, herausgerissen, weiter gebaut und Geld ausgegeben.

1991 übersiedelte endlich die erste Abteilung in das neue AKH. Die offizielle Eröffnung war am 7. Juni 1994, obwohl der Bau noch nicht fertig war, er ist ja noch immer nicht fertig. Das AKH ist zweifelsfrei das Spitzenspital Österreichs, es ist das allerbeste, es ist aber auch das allerteuerste. Was in diesem Krankenhaus geleistet wird, hat Kollege Hundstorfer aufgezählt.

Durch die von der Bundesregierung zugesagten Millionen kann Europas größtes Spital jetzt großzügig ausgebaut werden.

So sollen eine AIDS-Ambulanz und AIDS-Stationen entstehen, zu den weiteren Vorhaben gehören außerdem Stationen für Dialyse, - das wird Frau Kollegin Pilz sehr freuen - dann Stationen für Knochenmarktransplantationen sowie Forschungs- und Laborgebäude. Es werden in diesem Spital die schwierigsten Operationen durchgeführt. Aber was hilft das, wenn es zu wenig OP-Schwestern gibt. Es kann nicht operiert werden, die teuren OP-Säle sind nicht ausgelastet und die Patienten müssen lange Zeit auf einen Termin warten. Hier ist die Gemeinde Wien gefordert, diesen Umstand abzustellen, denn für das Pflegepersonal ist das Land Wien zuständig. Das AKH braucht mehr gut ausgebildete Mitarbeiter. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Barnet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

In der zur Verfügung stehenden Kürze und Gebotenheit in diesem Zusammenhang: Ich verstehe die Sozialdemokratie eigentlich nicht, warum sie für heute diese Aktuelle Stunde beantragt hat oder durchführen möchte. Man könnte natürlich sagen, sie macht es, weil es ihr geschäftsordnungsmäßiges Recht ist, und sie diesmal dran ist.

Aber gerade mit dem Thema. Das verstehe ich überhaupt nicht, wo da die Positionierung sein soll. Wir gestehen alle ein, dass es da Verhandlungen gegeben hat über die Frage, wie denn das AKH und vom wem genau finanziert wird. Aber das zwei Tage zu machen, zwei Tage bevor die Sozialdemokratie selber den Spitalskostenbeitrag von 2 EUR mehr pro Tag einführt, das ist eigentlich perfid, das ist nahezu Chuzpe. Sich hinzustellen und zu sagen, wie wunderbar, wir haben das mit dem Bund jetzt toll verhandelt, jetzt ist endlich die Spitzenmedizin in Wien abgesichert, aber so ganz nebenbei heben wir in zwei Tagen einen neuen Spitalskostenbeitrag von 2 EUR mehr ein, weil wir sonst mit dem Geld nicht auskommen. 

Und Kollege Margulies hat es sehr gut dargestellt. Niemand in diesem Haus zweifelt an den Leistungen des Allgemeinen Krankenhauses, niemand spricht sich dagegen aus, dass dort geforscht wird, gelehrt wird, ausgebildet wird und dass dort Behandlungen kompliziertester Fälle von Menschen in höchst schwierigen Lebenssituationen stattfinden. 

Jeder ist aber dagegen, dass in diesem Haus Geld durch schlechte Planung, durch schlechtes Management vernichtet wird und jeder ist dagegen, dass die Finanzverhandlungen mit dem Bund oder dem Land Niederösterreich beispielsweise nicht ordentlich geführt werden, denn wir haben in diesem Haus in den letzten Jahren Sitzungen um Sitzungen im Zusammenhang mit der Spitalsfinanzierung verbracht und es hat immer wieder auch Herr StR Rieder in seiner Eigenschaft als Vizebürgermeister und Finanzstadtrat dargelegt, wo denn der Abgang ist. Das ist deshalb, weil die Niederösterreicher weniger einzahlen in das System als die Kranken heraus nehmen. Und in dieser Debatte wurde oftmals auch die Frage gestellt, ob es denn notwendig ist, dass allgemeinmedizinische Leistungen, die in jedem anderen Wiener Spital gleich gut erbracht werden könnten, tatsächlich vom AKH wahrgenommen werden. Jeder sagt Nein zu vollen Wartezimmern der Ambulanzen mit Wienern und Niederösterreichern, die in anderen Wiener Spitälern gleich gut behandelt werden könnten. 

Niemand sagt, es darf nicht sein, dass Mehrlingsgeburten, Frühgeburten, komplizierte Geburten im AKH durchgeführt werden - ja, wunderbar, alles dorthin! Aber alle fragen sich: Warum gehen denn andere Gebärende automatisch dorthin? Warum gerade das AKH? Warum ist das AKH magnetischer Anziehungspunkt für viele Menschen, obwohl sie in anderen Spitälern gleich gute Leistungen erhalten könnten? Weil dort die saubere Trennung zwischen klinischem Mehraufwand, und auf der anderen Seite Forschung, Lehre, Ausbildung und Spitzenmedizin nicht nachvollziehbar ist! Das war auch die Diskussion mit dem Bund, und daher flüchten Sie sich aus der Verantwortung.

Frau StRin Brauner hat sich zwar jetzt nur in die letzte Reihe geflüchtet und nicht aus der Verantwortung... (Abg Marianne Klicka: Sie braucht nicht zu flüchten! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie brauchen sich nicht zu fürchten, ich habe gesagt, geflüchtet, das ist etwas anderes. Flüchten tut man nicht immer, wenn man sich fürchtet, sondern flüchten kann man, so wie Sie, sich aus der Verantwortung.

Sie sind diesem Haus nämlich verantwortlich für eine Spitalsplanung, die Sie vor fast genau einem Jahr versprochen haben. Sie haben gesagt, es wird eine neue Spitalsplanung geben, aus der ersichtlich ist, was denn mit den kleinen Häusern tatsächlich passiert und wie die Umleitung der Spitzenmedizin oder der Nicht-Spitzenmedizin in andere Häuser passieren wird. Das ist noch ausständig. Es gibt eine Ankündigung von einer SPÖ-Klausur, und sonst gibt es nichts. Sie glauben, sich jetzt in Wahlen retten zu können, um sich an dem Thema vorbeizuschwindeln, um den Wienerinnen und Wienern, und zwar insbesondere den Bediensteten in den Spitälern, nicht sagen zu müssen, wann denn tatsächlich welches kleine Spital geschlossen wird, wohin die Abteilungen absiedeln und wo die Menschen die Leistungen in Anspruch nehmen.

Ich sage Ihnen, ich bin ja dafür, ich bin jederzeit dafür, dass es eine solche Neuordnung der Spitäler gibt, dass gesagt wird... (Abg Christian Oxonitsch: Machen wir...!) Kollege Oxonitsch lacht und sagt: Machen wir dann eh, wenn ihr draußen seid!, oder wie auch immer; ich habe den Zwischenruf nicht genau verstanden. (Abg Christian Oxonitsch: ...Neuwahlen!) Was auch immer Sie sagen wollen: "Machen wir dann eh" ist die Ankündigung der Sozialdemokratie für Sachen, die unangenehm sind: "Machen wir dann eh", wenn wir keine Opposition mehr haben, "machen wir dann eh", wenn wir, glaube ich, über 60 Prozent oder sonst was haben.

Kollege Oxonitsch, man soll sich da nicht täuschen. Die Menschen kennen das Spitalsdrama in Wien ganz genau, und diese Aktuelle Stunde wird davon nicht ablenken können. (Beifall beim BZW.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Landauer. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Karin Landauer: Schreck lass nach - es ist gut, wenn der Vorredner so groß ist, dass ich fast am Ende meiner politischen Tätigkeit endlich dieses Pult hinabsenken muss.

Herr Abg Günther Barnet hat gemeint, er versteht nicht, warum Sie heute dieses Thema für die Aktuelle Stunde gewählt haben. Ich bin in sehr, sehr vielen Bereichen mit ihm völlig einer Meinung, nur heute bin ich nicht einer Meinung. (Mit Bezug auf das Lichtzeichen am Rednerpult.) Das kann noch nicht zu Ende sein, so lange habe ich noch nicht geredet. 

Ich verstehe, dass Sie heute dieses Thema zur Aktuellen Stunde nehmen, weil es einfach ein langer Kampf war, bis diese Vereinbarung gelungen ist. Frau Abg Korosec hat schon gesagt, dass es quasi Herrn Finanzstadtrat Edlinger nicht geglückt ist, dass er eigentlich derjenige war, der die Klage gegen einen sozialistischen Finanzminister eingebracht hat. Jetzt ist es gelungen, dass Herr StR Rieder, Frau StRin Brauner, Frau Bundesminister Gehrer und Finanzminister Karl-Heinz Grasser ein Paket abgeschlossen haben, das für meine Begriffe die Sicherheit gibt, dass das AKH weiterhin das weltbeste Krankenhaus bleiben kann.

Ich verstehe, dass Sie diese Aktuelle Stunde gewählt haben, aus dem einfachen Grund, weil voriges Jahr große Panik war, Panik in den Medien, dass das AKH die Leistungen einschränken muss. Ich denke, dass das AKH ein Spital ist, das eine Universitätsklinik ist und auch so heißt. Wir verwenden aber alle nur "AKH", "Allgemeines Krankenhaus". Das führt auch dazu, dass wirklich alle Menschen ins AKH gehen, weil es einfach Allgemeines Krankenhaus heißt. Ich denke mir, dass man mit Bagatellfällen nicht unbedingt in das Haus der Spitzenmedizin gehen müsste. Das wäre auch eine Aufgabe der Stadt, hier eine Informationskampagne zu machen. Das haben wir schon hundert Mal diskutiert, es ist nicht geschehen.

Wenn ich zum Beispiel ein Knochenkarzinom habe, werde ich in die Universitätsklinik gehen, wahrscheinlich, möglicherweise aber auch ins Wilhelminenspital. Habe ich eine Knollenblätterpilzvergiftung, die Gott sei Dank sehr selten vorkommt, dann gehe ich ganz sicher ins AKH, weil dort einfach die vielleicht einzige Chance besteht, die Leberschädigung, die ich dadurch bekommen habe, in den Griff zu bekommen.

Ich wollte Ihnen anhand dieser zwei Beispiele nur zeigen, dass es nicht unbedingt notwendig ist, wenn ich eine Blinddarmentzündung habe, ins AKH zu gehen, oder dass es nicht notwendig ist, wenn ich mich am Sonntag in den kleinen Finger schneide, ins AKH zu gehen, sondern dass im AKH, wie wir alle hier ja sagen, Spitzenmedizin passiert, aber eben auch die High-Technik und alles, auch das Personal und so weiter, kostenintensiver ist. Wenn ein Intensivpatient Gerinnungsmittel braucht, könnten die bis zu 70 000 EUR am Tag kosten. Aber das ist Spitzenmedizin!

Daher, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, würde ich Sie einfach um Folgendes bitten: Sie ändern alle möglichen Spitäler oder Pflegeheime, geben ihnen neue Namen, bei denen kein Inhalt oder zu wenig Inhalt dahinter ist. Beim AKH, glaube ich, sind wir alle aufgerufen, alles dafür zu tun, dass es Spitzenmedizin, Intensivmedizin, mögliche lebenserhaltende Medizin weiterhin geben kann, und zwar wirklich für alle, dass wir vielleicht aber die Bagatellfälle in andere Spitäler verlagern, die einen sehr guten Namen haben.

Ich möchte mit Goethe schließen: "Es ist nicht genug zu wissen, man muss auch anwenden. Es ist nicht genug zu wollen, man muss es auch tun." (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Deutsch. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit der Vereinbarung zwischen der Republik Österreich und der Stadt Wien werden nicht nur die gemeinsamen und finanziellen Rahmenbedingungen für das AKH längerfristig sichergestellt. Das Gesamtpaket in der Höhe von 1,2 Milliarden EUR sichert bis 2015 die bauliche Fertigstellung des AKH, Investitionen sowie die Leistungen für den klinischen Mehraufwand. Nach Jahren öffentlicher Diskussionen und Verhandlungen, die auch Kollegin Korosec angesprochen hat, in denen immer wieder auch von den nicht erbrachten Leistungen des Bundes die Rede war, die zu Recht kritisiert und bemängelt wurden, konnte nun eine langfristige Lösung erreicht werden, sodass die Zukunft des AKH tatsächlich gesichert ist.

Ich möchte daher an dieser Stelle Herrn Vizebürgermeister und Finanzstadtrat Sepp Rieder und Frau Gesundheitsstadträtin Renate Brauner zu diesem großartigen Verhandlungserfolg für die Wienerinnen und Wiener, für die Patientinnen und Patienten der Ostregion und für alle jene, die der medizinischen und pflegerischen Behandlung und Versorgung bedürfen, ganz herzlich gratulieren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist ein Verhandlungserfolg im Interesse Wiens, zu dem eigentlich auch die Opposition gratulieren könnte. Denn das AKH mit einem jährlichen Gesamtaufwand von rund 1 Milliarde EUR bietet Spitzenmedizin für alle und für 9 000 Menschen auch einen Arbeitsplatz. Allein im Jahr 2004 wurden über 94 000 Patientinnen und Patienten stationär aufgenommen und 1,3 Millionen ambulant behandelt, und das ist entgegen der Aussage von Kollegen Barnet auch kein Widerspruch zu den anderen Krankenanstalten des Krankenanstaltenverbundes, wo 380 000 Menschen stationär und 2,3 Millionen ambulant behandelt wurden. 

Es ist eine großartige Leistung, die im AKH vollbracht wurde und vollbracht wird. Das AKH ist eben eine wichtige Einrichtung der Grundversorgung und der Spitzenmedizin. Das ist ein ganz wesentlicher Bereich, dass das AKH eben allen zur Verfügung steht. Dort gibt es natürlich Schwerpunktsetzungen, aber Ausbildung und Forschung brauchen eben auch diese Breitenversorgung. Wenn Kollegin Pilz möchte, dass das AKH für die Breitenversorgung nicht zur Verfügung steht, dann kann ich Ihnen nur sagen: Sprechen Sie es aus, reden Sie nicht herum, sagen Sie, was Ihre Vorschläge sind. Wir sind der Meinung, dass es weiterhin möglich sein muss, mit einem Krankenschein auch im AKH die Leistungen in Anspruch zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu den Phrasen - und ich muss wirklich sagen: Phrasen, denn von einem Beitrag zu reden, wäre wahrlich übertrieben -, zu den Phrasen von Kollegin Schmalenberg fällt mir wirklich nichts ein. Die Patientenversorgung im AKH - darauf sind auch einige Rednerinnen und Redner eingegangen - befindet sich auf höchstem Niveau. Kollege Hundstorfer hat in der Begründung auch auf die Leistungsdaten des AKH hingewiesen. 

Das AKH verfügt mit 27 Universitätskliniken und 49 klinischen Abteilungen über Einrichtungen für alle medizinischen Spezialgebiete und über 2 206 Betten. Die durchschnittliche Verweildauer konnte auf 6,1 Tage abgesenkt werden. Wenn Frau Kollegin Pilz gemeint hat, die Bettenauslastung wäre nicht so, wie sie es sich vorstellt, dann muss man sagen, dass eben die Bettenauslastung um Mitternacht gezählt wird, wir aber erfreulicherweise 25 Prozent der stationären Leistungen bereits als Tagespatienten annehmen und die daher in dieser Statistik nicht aufscheinen. Das wissen Sie auch ganz genau. Im ersten Quartalsbericht 2005 konnte bereits festgestellt werden, dass die Bettenauslastung im Bereich des KAV um 90 Prozent liegt. International spricht man bei 85 Prozent eigentlich bereits von einer Vollversorgung. 

Es werden daher großartige Leistungen im AKH erbracht, sodass auch internationale Delegationen immer wieder das Allgemeine Krankenhaus besuchen. Morgen wird auch der Herr Bundespräsident dem europäischen Spitzenzentrum der Medizin einen Besuch abstatten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In der Vereinbarung werden drei Bereiche - Kollege Hundstorfer hat es bereits angesprochen - präsentiert: Die Restfertigstellung, wofür ein zusätzlicher Finanzrahmen in der Größenordnung von 150 Millionen EUR festgelegt wird; für Investitionen zur Erhaltung der Standards wurde für die Jahre 2007 bis 2015 ein gemeinsamer Finanzrahmen von 600 Millionen EUR festgelegt; drittens ist es laut der Vereinbarung gelungen, tatsächlich die für 2004 verlangten 58 Millionen EUR für Mehrkosten von Forschung und Lehre - also jene Zahlungen, die der Bund bisher immer verweigert hat - auch zu erhalten.

Zu diesem Verhandlungserfolg kann man nur sagen: Das ist eben das Ergebnis konsequenter Verhandlungen im Interesse der Wienerinnen und Wiener, durch die langfristig Spitzenmedizin gesichert werden konnte. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Ich möchte noch mitteilen, dass Frau Abg Vassilakou bis 13 Uhr entschuldigt ist. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 in Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass zwei schriftliche Anfragen von den Abgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn ist von den Landtagsabgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen ein Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurde dieser Antrag schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung erfolgt wie beantragt. 

Von den Abgen Barnet, Trammer und Mag Schmalenberg wurde ein Antrag an den Herrn Landeshauptmann betreffend Ausweitung von Schutzzonen im Bereich der Schulen und öffentlichen Verkehrsmittel gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieses Antrags wurde von der notwendigen Anzahl der Abgeordneten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Behandlung des Dringlichen Antrags vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Landtagssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung des Dringlichen Antrags unterbrochen. 

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor. Die Postnummern 12, 13, 14, 10, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 11 und 1 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben, ich werde daher so vorgehen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 12 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Ersuchen des Landesgerichts für Strafsachen Wien um Zustimmung zur Strafverfolgung des Herrn Bundesrats Mag John Gudenus wegen des Verbrechens nach § 3h Verbotsgesetz.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Zankl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Inge Zankl: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Es handelt sich bei der Postnummer 12 um das Ersuchen des Landesgerichts für Strafsachen vom 15. Juni 2005 um Zustimmung zur Strafverfolgung des Herrn Bundesrats Mag John Gudenus wegen des Verbrechens nach § 3h Verbotsgesetz.

Die Begründung des Landesgerichts für Strafsachen ist: Mag John Gudenus soll das Verbrechen nach § 3h Verbotsgesetz begangen haben, indem er am 26.4.2005 in der ORF-Sendung "Report" die Äußerung gemacht hat, dass die Frage, ob es NS-Gaskammern gegeben hätte, nicht mit Ja oder Nein beantwortet werden müsste, und indem in der Tageszeitung "Der Standard" vom 8.6.2005 seine Äußerung veröffentlicht wurde, es sei schön, dass Zweifel erlaubt seien, denn Gaskammern hätte es gegeben, aber nicht im "Dritten Reich", sondern in Polen. 

Ich möchte Sie informieren, dass uns unter der Postnummer 13 ein zweites Ersuchen vorliegt, und zwar das Ersuchen des Bundesministeriums für Landesverteidigung vom 20. Juni 2005 um Zustimmung zur disziplinären Verfolgung des Herrn Bundesrats Mag John Gudenus wegen des Verdachts einer Pflichtverletzung gemäß § 2 Abs 3 lit c Heeresdisziplinargesetz, dem derselbe Sachverhalt zugrunde liegt. 

Die Diskussion wird über beide Postnummern gemeinsam stattfinden. Die Abstimmung wird dann getrennt erfolgen. 

Ich möchte Sie informieren, dass das Immunitätskollegium dem Antrag auf Aufhebung der Immunität in beiden Fällen einstimmig zugestimmt hat.

Ich ersuche jetzt den Hohen Landtag, dem Ersuchen des Landesgerichts nachzukommen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Eigentlich wäre die Sache einfach und könnte beinahe so schnell abgewickelt werden wie heute beim Immunitätskollegium, wo es ganz ohne Wortmeldungen über die Bühne gegangen ist. Herr John Gudenus hat Äußerungen getätigt, bei denen sich alle im Haus einig sind, dass zumindest die Staatsanwaltschaft, das Landesgericht einschreiten möge. Wir können alle sagen, wir wissen, was gesagt wurde - der Mann ist, wie ein nicht genannt werden wollender Staatsanwalt gesagt hat, vielleicht auch verrückt -, und dann gehen wir zur Tagesordnung über. So einfach ist es aber trotzdem nicht. Ich möchte es mir zumindest nicht so einfach machen. 

Die Immunität ist ein hohes Gut. Es geschieht ja nicht alle Tage, dass wir hier jemanden ausliefern. Es passiert in Österreich äußerst selten, dass ein Bundesrat einem Gericht übergeben wird. Ich glaube auch, dass man dieses Recht nicht geringschätzen darf. Es gibt aber auch dafür Grenzen, und diese Grenze ist unter anderem das Verbotsgesetz, das den Umgang mit den Gräueln des Holocaust klar regelt und Verstöße klar aufzeigt. Das ist zwar ein altes Gesetz, aber heute berufen wir uns auf eine Novellierung aus dem Jahr 1992, gegen die John Gudenus verstoßen hat - oder vermutlich verstoßen hat, denn noch gibt es ja kein Urteil. 

Interessant ist jetzt bei der Einleitung der Staatsanwaltschaft, worauf sich das alles begründet. Die Aussagen vom "Report" sind bereits im April von mir zur Anzeige gebracht worden, und dieses Verfahren ist damals eingestellt worden. Jetzt kommt es in der Begründung wieder, weil Herr Gudenus nichts dazugelernt hat, sondern sich ganz im Gegenteil als Wiederholungstäter zeigt. Jetzt könnte man wieder bei der alten Geschichte von 1995 angefangen, jetzt im April hat er nachgelegt, und da ist er noch einmal davongekommen. Was er im "Report" gesagt hat - er möchte nicht Ja oder Nein sagen, sondern er zweifelt und möchte überprüfen -, hat der Staatsanwaltschaft und dem Landesgericht noch nicht genügt, einen Auslieferungsantrag zu stellen. Diese Anzeige, die wir eingebracht haben, war erfolglos, war leider wirkungslos. 

Aber John Gudenus hat nachgelegt, am 8. Juni im "Standard", mit dem wirklich fast unglaublichen Satz: Es hat im "Dritten Reich" keine Gaskammern gegeben. Das ist, wenn man es das erste Mal hört - bevor ich es gelesen habe, hat mir jemand gesagt, dass das im "Standard" steht: Ich habe es nicht geglaubt. Denn das ist im ersten Moment etwas, von dem man denkt: Nein, so weit geht ein Revisionist und ein Holocaust-Verharmloser nicht. Denn eines, was diese Herrschaften leider schon gelernt haben, ist, das Gesetzbuch so genau auswendig und so haargenau zu kennen, dass sie wissen, wo die Grenze ist, oder glauben zu wissen, wo die Grenze ist. 

Aber offensichtlich im Rausch dessen, dass er im "Report" einmal mehr gesagt hat, ich weiß nicht, ich möchte es nicht selber feststellen, und man soll es wieder einmal ordentlich prüfen - als ob man die Erdanziehungskraft jede Woche in Frage stellen könnte, und dann zweifelt man eben daran, ob eins und eins zwei ist und so weiter, also überprüfen wir alles noch einmal -, im Rausch dessen, dass er damit davongekommen ist, hat er nachgelegt und gesagt: Im "Dritten Reich" hat es keine Gaskammern gegeben, und dann hinzugefügt: Na ja, in Polen schon, in Auschwitz vielleicht schon. Eine Million Menschen zu Tode gekommen, ermordet worden! "In Polen schon" - Ich weiß nicht, wie er sich das vorgestellt hat: Ob das zu dem Zeitpunkt ein unabhängiger Staat war? Von Mauthausen hat er vermutlich auch nichts gehört, von Hartheim ebenfalls nichts. 

Bundespräsident Fischer hat dann als Reaktion auf diese Aussagen empfohlen, John Gudenus möge nach Mauthausen fahren, weil er spätestens dann seine Zweifel ausräumen kann - wenn man ihm denn abnehmen würde, dass er daran zweifelt. Nur kam dieser gute Ratschlag des Bundespräsidenten eigentlich zu spät. John Gudenus war schon in Mauthausen, bevor er das gesagt hat, nämlich am 4. Mai. Er ist hingefahren und war mit einer Gruppe dort, auch ein Rabbi war dabei, es war eine größere Gruppe von mehreren älteren Personen. Im "Falter" wird John Gudenus mit dem Satz zitiert - nachdem sie dort Bilder angeschaut haben von Inhaftieren, von Häftlingen, von Menschen, die kurz nach diesen Aufnahmen nicht mehr gelebt haben -: Diese jugendlichen Häftlinge sehen eigentlich ganz gut aus, und er selber schaut ja viel schlechter aus als diese jugendlichen Häftlinge. Dann ist von dieser Gruppe, die dort war, anhand von schnell gekritzelten Zeichnungen dem Rabbi noch erklärt worden, wieso es keine Gaskammern gegeben haben kann. 

Deswegen beschäftigt sich jetzt das Landesgericht mit Herrn Gudenus, und es wird dieses Mal vielleicht tatsächlich zu einer Verurteilung kommen. Das ist schön, dass es überhaupt so weit gekommen ist, dass verhandelt wird. Herr Gudenus wird im Herbst mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht mehr dem Bundesrat angehören, denn wenn er vorher nicht geht, wird er von den Wählern und Wählerinnen vermutlich nicht mehr mit einem Mandat belohnt werden. Herr Kampl wird nicht, wie er es vorhatte, Vorsitzender des Bundesrates. All das ist wunderbar und schön, und all das führt auch dazu, das wir heute diesen Akt hier einstimmig beschließen. 

Aber damit ist es natürlich nicht getan. Wir könnten der Versuchung unterliegen, weil wir heute mit allen hundert Stimmen - allen, die anwesend sind - diese Auslieferung an die Staatsanwaltschaft, an das Landesgericht beschließen, dem Irrtum unterliegen, dass wir in all diesen Fragen tatsächlich einer Meinung sind. Ich bezweifle das. Es ist ja nicht so, dass es einen Gudenus gibt und einen Kampl, sondern wir müssen uns leider seit Jahrzehnten immer wieder mit Aussagen herumschlagen von hohen Politikern - und weniger Politikerinnen -, die sich immer wieder mit diesem Thema beschäftigen. 

Die Frage, ob man nach 60 Jahren nicht endlich aufhören soll, darüber zu reden, lässt sich ganz einfach beantworten: Nein, man kann eben nicht damit aufhören! Wie soll man auch in einem Land aufhören, darüber zu reden, was vor 60, 70 Jahren geschehen ist? Und vor allem, wie stellen sich die Leute diese Frage dann, stellen sie so vorwurfsvoll: Ihr redet über Sachen, die vor 60 Jahren passiert sind? Wie stellen sich die Leute eine geschichtliche Betrachtung vor? Der Israelische Botschafter in Wien, Dan Ashbel, hat gemeint: Worüber wollt ihr dann reden? 

Über Kaiser Franz Joseph, über Maria Theresia und über Mozart wird schon gesprochen - was alles wesentlich länger zurückliegt -, aber über die eigene Geschichte möchte man am liebsten den Mantel des Schweigens breiten. Das möchten die Herren Gudenus und Kampl nicht, weil sie eh darüber reden. Diesen Fehler, zu glauben, es wäre besser, wenn man nicht darüber redet und wenig darüber redet, begehen leider andere. 

Heuer ist das Gedankenjahr 2005 mit sehr vielen runden Jubiläen, und im Zuge dieser vielen Jubiläen war auch ich bei Veranstaltungen, zu denen ich den geschichtlichen Hintergrund und das Detailwissen nicht überall parat hatte. Letzte Woche war eine Veranstaltung im 1. Bezirk über die jüdisch-ungarischen Zwangsarbeiter, die auf Todesmärschen durch Österreich unterwegs waren; nur wenige haben diese Todesmärsche und die Folgen, vor allem die Inhaftierung danach, überlebt. Ich halte solche Projekte für wichtig, aber interessant war dort, dass der Künstler, der dieses Projekt ausgestellt hat, selber gesagt hat, er hat nichts von diesen Todesmärschen gewusst, er hat das vor allem nie gelernt. Er war einmal in Israel auf Besuch, und dort ist er darauf gestoßen. Es waren bei dieser Veranstaltung über 50 Kinder von mehreren Schulen in Wien anwesend, die hatten das alle gehört mit ihren 14, 15, 16 Jahren, die wissen das in dem Alter. 

Viele von uns haben einen Geschichtsunterricht genossen, der diese Zeit ausgeklammert hat. Ich gehöre, obwohl ich Jahrgang 1963 bin, immer noch einer Generation an, die im Gymnasium nichts darüber gelernt hat. Das war Römisches Reich in der Unterstufe, es hat genau dort aufgehört, und das war es dann. Da hat man überhaupt nichts gelernt, was irgendetwas mit dem vergangenen Jahrhundert zu tun hatte. Das hat sich wesentlich gebessert. 

Das hat sich wesentlich gebessert, aber wenn ich mir anschaue, wie oft in der Politik der Macht wegen Koalitionen gesucht werden mit Leuten, die wir vorher aufgezählt haben und denen dann die Ausrutscher passieren - die aber vorher auch schon drinnen sind, und wir wissen das alle, diese Herren sind ja bekannt, Gudenus ist zumindest schon seit 1995 ein Beginner mit seiner Serie, die Sonnwendfeiern in Österreich sind alle Legende, die Reden bei Krumpendorf und so weiter und so fort -, wenn man sich wegen der Macht mit solchen Leuten gemeinsam ins Bett legt, darf man sich nicht wundern, wenn immer wieder solche Ausrutscher auch publik werden. Es wäre dringend notwendig gewesen, es wäre dringend notwendig ab jetzt, das sehr viel konsequenter zu Ende zu denken. 

Wir haben gestern einen Antrag für ein Denkmal für Deserteure der Wehrmacht eingebracht. Jetzt weiß ich haargenau, dass das eigentlich viele im Haus ganz gut finden. Schlussendlich haben leider nur die GRÜNEN dem Antrag zugestimmt. Das ist in Wirklichkeit eine Kleinigkeit, aber es sagt schon aus, dass man immer wieder Schwierigkeiten hat. Warum hat man dem nicht zugestimmt? Das ist ja auch nicht begründet worden. 

Es ist eine Angst vor einer Stimmung draußen, sodass man glaubt, es schadet: Es schadet dem eigenen Wahlergebnis, das kann man sich nicht leisten, man verletzt damit Leute, man darf das nicht so offensiv spielen. Genau das ist wieder ein Fehler! Da draußen sind nicht 50 Prozent, die glauben, dass Gudenus Recht hat; es sind nicht einmal 25 Prozent. Wenn man mit den Leuten intensiv redet, kann man sie mit Leichtigkeit davon überzeugen, dass diese Verbrechen nicht nur nicht wieder passieren sollten. In meiner Verwandtschaft gibt es auch Leute, die nicht alle Grün wählen, sondern das komplette Spektrum der anwesenden Parteien, glaube ich sogar. Aber es gibt keinen Einzigen in meiner Verwandtschaft, der FPÖ wählt und den Holocaust leugnet oder verharmlost, das gibt es nicht. 

Ich behaupte daher, es sind draußen nicht einmal 10 Prozent. Dass man sich vor diesen 10 Prozent so zusammenreißt, dass man immer wieder versucht, okay, jetzt machen wir hier gemeinsame Sache, wir liefern den Gudenus aus, da sind wir uns alle einig, und damit sind wir alle brave Antifaschisten und Antifaschistinnen!, das ist zu wenig. Man kann nicht Koalitionen mit Leuten machen, die in dem Bereich immer wieder auffällig sind, immer wieder auffällig waren. Ich sage es deutlich: Ich verstehe eine Koalition der Sozialdemokratie in Kärnten überhaupt nicht. Ich weiß auch, dass nicht alle 52 in dem Haus das gut finden; vielleicht gar keiner, das wäre meine Lieblingsvorstellung. 

Aber es ist die Macht in der Politik nicht das Einzige, weil alle von uns auch Inhalte an die Menschen bringen wollen. Gerade in dem Bereich nehme ich es vor allem sehr vielen Leuten der fortschrittlichen Reichshälfte, Republikhälfte, und vielen aufgeklärten Bürgerlichen ab, dass sie damit nichts zu tun haben wollen. Es sind auch sehr viele Leute, der Verteidigungsminister hat sich in der Frage klar ausgesprochen, deswegen gibt es ja unter anderem auch den nächsten Tagesordnungspunkt mit der Auslieferung ans Bundesheer, das offensichtlich ein Disziplinarverfahren einleitet. So hat sich auch Herr Andreas Khol deutlich ausgesprochen. Aber es fehlt am Ende immer wieder der Punkt, an dem man sagt, keinen Fußbreit, gar nichts, keinen Platz!, an dem man die Zivilcourage auch gegenüber Medien hat, die einem hier vielleicht ein bisschen in die Parade fahren und sich wünschen, dass man mehr der Trümmerfrauen gedenkt als der Opfer auf der anderen Seite, sodass man denen auch die Stirn bietet. 

Wir haben in Österreich nach wie vor keine Rehabilitierung für Deserteure der Wehrmacht. Nach wie vor ist der KZ-Wächter gegenüber einem Deserteur, der inhaftiert war, im Vorteil im Sinne seiner Pension, weil der die - unter Anführungszeichen - Arbeitszeit, die er im KZ verrichtet hat, für seine Pension angerechnet bekommt. Der Deserteur, der eingesessen ist, hat heute, 2005, immer noch nichts, dem fehlen diese Jahre einfach. Es ist ungeheuerlich, dass das immer noch so ist! Es scheitert unter anderem an der Österreichischen Volkspartei, die wartet, bis es Einstimmigkeit im Parlament gibt, sich damit aus der Verantwortung stiehlt und sagt: Wir sind eh dafür, aber wir machen es erst, wenn es einstimmig ist. Und das wird es eben nicht.

Ich rede deswegen länger über die Deserteure, weil wir das an dieser Stelle schon öfter gemacht haben und weil da immer noch Handlungsbedarf besteht. Ich werde aber noch ein zweites Thema angreifen, und zwar den Umgang mit den Ehrengräbern aus dieser Zeit, gestern angesprochen von StR Mailath-Pokorny in seiner Rede, dass man sich da an ein sehr heikles Thema herangewagt hat und dass man das jetzt endlich so zu Ende geführt hat, dass man quasi sagen kann: Da hat man jetzt Zivilcourage gezeigt, und das ist eine gute Lösung. 

Ich halte die Lösung, dass am Zentralfriedhof neben WiderstandskämpferInnen immer noch in unmittelbarer Nähe ein Grab von jemandem ist, der dieses Ehrengrab, das ja auch keines mehr ist, ausschließlich bekommen hat, weil er ein Flieger für den NS war und Leute abgeschossen hat, und das war es dann - ich halte es für unsäglich, dass wir immer noch keine Lösung gefunden haben, die weiter geht als: Es gibt eine Aberkennung von dem Grab, Punkt, aus, das war es! 

Im nächsten Ehrengrabführer des Zentralfriedhofs werden diese Gräber entweder nicht mehr aufscheinen - eine Möglichkeit -, oder sie werden trotzdem noch drinstehen, wie es sich Herr Scholz wünscht, mit einer Begründung, was es für ein Grab ist. Das ist aber auch schon alles. Mit dem Grab von Nowotny haben wir genau das gemacht, das kommt im alten Buch einfach nicht vor, ein so genannter Druckfehler - eine österreichische Lösung oder, in dem Fall, Wiener Lösung. Das ist zu wenig, und da fehlt der Mut.

Ich weiß schon - zumindest kann man es ahnen -, woher das kommt. Denn als ich diese Geschichte übernommen habe - angefangen habe nicht ich sie -, als ich sie übernommen habe von Herrn Richard Wadani, der selber ein Deserteur der Wehrmacht ist und heute noch lebt, und von Friedrun Huemer, die diese Arbeit an dieser Stelle für die GRÜNEN begonnen hat, da habe ich gemerkt, wie schnell einem in dieser Republik der Wind ins Gesicht bläst. Die "Kronen Zeitung" hat über hundert Leserbriefe veröffentlicht, die sich sehr intensiv mit diesen Anträgen beschäftigt haben. Meine Mailbox ist übergegangen, und von den Telefonaten, privat und im Klub, hat man keines länger als 5 Sekunden durchgehalten, weil es ausschließlich Beschimpfungsorgien waren. Das ist nicht so tragisch, die Handynummer ist schnell gewechselt. Aber man hat dort gemerkt, es gibt einen Bodensatz, der sich in diesem Land immer wieder sehr laut Gehör verschafft, und vor diesem Bodensatz weichen zu viele Leute zu oft zurück. 

Ich freue mich, dass wir heute so weit sind, dass wir Herrn Gudenus den Gerichten übergeben können. Ich hoffe, dass das Landesgericht so entscheidet, wie ich in dieser Frage entscheiden würde, und vermutlich auch die meisten in diesem Haus. Aber ich sage ganz ehrlich, mit einer namentlichen Abstimmung heute, woraufhin jeder hinter seinem Namen und jede hinter ihrem Namen lesen kann: "Ich war für die Auslieferung.", ist es wirklich nicht getan. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Prochaska. Ich erteile es ihm.

Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bedauere es, dass es bei einem so ernsten Thema nicht möglich ist zu reden, ohne immer ein bisschen aus der unteren Lade auf jemand anderen hinzuschleudern. (Zwischenruf von Abg Mag Thomas Reindl.) Jeder weiß es - Herr StR Ellensohn nicht, oder aber er will es nicht wissen -, dass in der letzten Vorlage die Widerständler genauso aufgenommen wurden und daher sozialrechtlich in keiner Weise mehr benachteiligt sind. Es ist genau dieser Regierung überlassen geblieben, nach Jahrzehnten andersfärbiger Regierungen diese Dinge vorzunehmen. Aber ich bin gerne bereit, Ihnen die Vorlage zu übergeben. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Das Immunitätskollegium hat heute ohne Wortmeldung, ohne irgendeine Äußerung den Antrag stimmeneinhellig gutgeheißen, Herrn Mag Gudenus nicht länger dem Straf- und Disziplinarrecht zu entziehen. Die rechtliche Beurteilung seiner Aussagen obliegt nun der ordentlichen Gerichtsbarkeit, die politisch-moralische ist durch entsprechend deutliche Stellungnahmen klar und sogar heftig ausgesprochen worden. 

Damit hat Herr Mag Gudenus den ihm zustehenden Aufmerksamkeitswert mehr als voll ausgereizt. Er eignet sich unseres Erachtens zu absolut nichts auf öffentlicher Ebene, für kein Mandat und für keine Funktion. Er eignet sich nicht einmal zur taktischen Instrumentalisierung, weil wir ihm nicht einmal die Hochstilisierung - die Kehrseite der Medaille - als Ikone der Vorgestrigen gönnen wollen, meine Damen und Herren. Das lassen wir ihm nicht zukommen, das ist ein Mag Gudenus einfach nicht wert. 

Daher werden wir ohne weitere Kommentierung seiner unsäglichen Äußerungen dem Antrag selbstverständlich vollinhaltlich zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Barnet. Ich erteile es ihm.

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Kollege Prochaska, vorweg kurz auf Sie eingehend: Sie haben Recht, wenn Sie sagen, dass man das in Ruhe diskutieren soll, aber ganz Unrecht hat StR Ellensohn nicht. Wir tun oft so, als wären diese Debatten voneinander zu trennen. Ich habe das selbst auch schon einmal gesagt, später darüber nachgedacht und bin draufgekommen, dass es eigentlich falsch war. Wir tun immer so, als wären die heutige Politik und die jüngere Zeitgeschichte voneinander trennbar, und sagen das manchmal, aber tun es nicht immer, weil wir, aus welchen Gründen auch immer, das eine oder das andere in unserer Geschichte nicht so gern haben wollen und all das, was uns dann momentan doch damit belastet, ein bisschen auf die Seite tun. 

Da trägt jeder seine Verantwortung, die historische derjenige, der daran beteiligt war, wie auch immer, persönlich oder in einem Kollektiv, in einem geistesgeschichtlichen Zusammenhalt oder auch heute. Und wenn es darum geht, es zu sagen, dann ist das wichtig für das Verständnis über diese historischen Dinge, um die Werthaltungen für heute zu prägen, um sie auch zu leben und zu sagen: Es geht um das Verhindern der Wiederholung in der Gegenwart. 

Man könnte daher die Debatte natürlich technisch führen, sie abhandeln mit kurzen Worten und sagen: Wir nehmen zur Kenntnis, es gibt zwei Anträge, einen von der Staatsanwaltschaft und einen von der Disziplinarbehörde des Bundesministeriums für Landesverteidigung, die werden sich etwas dabei gedacht haben, wir handeln das ohne Wortmeldung im Kollegium und auch hier nur kurz ab und gehen wieder. Aber das wird ja unserer politischen Verantwortung nicht gerecht! Wir haben uns in einer der letzten Sitzungen anlässlich eines Entschließungsantrags, dem alle zugestimmt haben, damit schon auseinander gesetzt, weil wir es für wichtig erachten.

Es ist natürlich bedauerlich - und bei diesem Punkt, den ich damals geäußert habe, bleibe ich -, dass eine einzelne Person wie John Gudenus diesen Landtag und die Wiener Politik in Geiselhaft nimmt. Aber es ist umso bezeichnender, daher müssen wir uns damit auseinander setzen. Ich werde das tun, auf dünnem Eis, aber trotzdem, um mich nicht zu verschweigen.

Kollege Ellensohn, Sie haben die Frage des hohen Gutes der Immunität angesprochen. Das stimmt. Es hat daher im Zusammenhang mit der Debatte um beide Personen, Gudenus wie Kampl, die Frage gegeben, ob man denn nicht überhaupt so etwas tun sollte wie das, einen entsandten Bundesrat, der eigentlich der Vertreter von uns hier, des Landtages, ist - denn er ist ja nicht direkt gewählt, er ist vom Landtag entsandt, wenn auch in einer Delegationsrolle -, immer wieder mit einem Mehrheitsbeschluss abberufen zu können, wie auch immer: In der Fraktion, die ihn gewählt hat, nach dem Fraktionswahlrecht, mit einem Gesamtbeschluss oder mit einem erhöhten Quorum. 

Dieser Vorschlag ist - dies jetzt ohne Zuweisung, ihr wisst ohnehin selber, welche Fraktion es war - abzulehnen, der geht sicher zu weit. Der geht in die Richtung, dass jede politische Geisteshaltung, die im Rahmen der Meinungsfreiheit geäußert wird - egal, ob das nachher strafrechtlich relevant ist oder nicht -, dazu führt, dass wir ihn von uns aus abberufen und sagen: Weg mit ihm, er darf dieses Land, diesen Landtag nicht mehr vertreten. Das griffe in das genauso geltende Recht des freien Mandats ein, und das wäre zu weitgehend. Ich bin froh, dass diese Entscheidung nicht gefallen ist. Dennoch ist er von diesem Landtag entsandt, und man muss sich die Frage stellen, wie wir damit umgehen. 

Ich werde mich nicht so sehr mit dem strafrechtlichen Antrag beschäftigen - das haben andere schon getan oder werden es noch tun -, sondern insbesondere mit dem zweiten Antrag, jenem der Disziplinarbehörde. Und zwar nicht, Kollege Prochaska, um damit die Schuld auf irgendeine politische Partei zu lenken, sondern um zu sagen, was alles schon früher und schneller denkbar gewesen wäre im Zusammenhang mit politischer Verantwortung im Falle Gudenus, wenn man es ernst nehmen würde.

Dennoch vorweg einige Worte über den Gesamtzusammenhang: Natürlich ist das Bundesgesetz über die nationalsozialistische Wiederbetätigung nicht nur zu respektieren, sondern auch zu leben, weil es das Ergebnis unserer jüngeren Geschichte ist. Es ist dies ein historisches und politisches Gesetz. Man kann, ohne Revisionist zu sein, sagen, dass zu dem Zeitpunkt, als es entstanden ist - und es ist ja seither nur einige Male novelliert worden -, einen Kontext gegeben hat, der nicht mehr gleich dem heutigen ist. 

Ich habe in meiner letzten Rede das Beispiel meines Großvaters dargestellt, der, ohne es zu wollen, Angehöriger einer Waffen-SS-Division war und daher zumindest in den ersten Jahren nach dem Krieg darunter gelitten hat, dass meine Großmutter in der Besatzungszeit fünfzig Unterschriften dafür erbringen musste, dass er nie bei der NSDAP oder bei sonstigen Organisationen war, und dass ihm das vier Jahre "Eiszapfenschlichten", wie man gesagt hat, in Sibirien einbrachte. Natürlich diente das Gesetz damals auch insbesondere dem Schutz der Demokratie. 

Ob es heute zum Schutz der Demokratie notwendig ist, darüber kann man nachdenken. Wenn sie auf so tönernen Beinen steht, dass einige hundert Revisionisten - oder wie viele es immer sein mögen - unsere Demokratie zu Fall bringen, dann sollten wir uns mehr als dieses eine Gesetz überlegen. Dennoch ist es ein Erinnerungs- und Verpflichtungsgesetz. John Gudenus hat in diesem Zusammenhang als Politiker auf Fragen geantwortet, daher müsste er ein Vorbild sein, und nicht als Historiker und nicht als persönlich Betroffener. Er hat darüber hinaus in der konkret von ihm angesprochenen Frage natürlich Unrecht, keine Diskussion. 

Wenn Sie aber die Frage sonstiger historischer Ereignisse angesprochen haben - und ich bleibe jetzt trotzdem dabei, obwohl man sonst landläufig sagt, vielleicht sollten Politik und Geschichte nichts damit zu tun haben; ich tue es dennoch, weil es in Österreich politisch ist. Sie sagen, in Ihrem Geschichtsunterricht nichts darüber gelernt zu haben. Ich respektiere das. Ich habe etwas darüber gelernt von einer kommunistischen Geschichtsprofessorin, und ich habe noch gut in Erinnerung, gelernt zu haben - damals auch in dem Buch -, dass mehrere 10 000 polnische Offiziere in Katyn von der Wehrmacht oder der SS ermordet worden sind, was natürlich nicht richtig ist, sondern spätestens seit Öffnung der sowjetischen Archive wissen wir, dass es die Sowjettruppen waren. 

Das ändert nichts am Faktum der toten Polen, das ändert nichts am Wiederbetätigungsgesetz, aber es geht natürlich schon darum zu sagen: Wer darf sich mit historischen Momenten auseinander setzen und wer nicht? Man darf es Politikern auch nicht gleich absprechen, denn der Kontext ist vorhanden. Meine Einstellung zur Roten Armee hat sich nicht geändert. Auch nicht meine persönliche Prägung durch das Schicksal meiner Mutter, meiner Großmutter und meiner Tante nach Besetzung durch die sowjetische Armee. Die haben das - und ich sage das, ohne dabei angegriffen zu werden - persönlich nicht als Befreiung empfunden, und das ist bei ihrem persönlichen Schicksal wohl auch noch nachvollziehbar. 

Meine persönliche Einstellung zur Roten Armee muss es nicht prägen. Die bedeutet, dass die nach einem Angriffskrieg, der evident ist, wieder versucht haben, ihre Landesgrenzen herzustellen, eine politische Ordnung herbeizuführen, die der politischen Führung der Sowjetunion gerecht geworden ist, und die dabei natürlich Handlungen gesetzt haben wie zuvor andere im Osten, wie zuvor Angehörige von Wehrmacht und Waffen-SS, die mit dem Kriegsvölkerrecht und mit dem humanitären Recht nicht in Übereinstimmung stehen und daher natürlich genauso abzulehnen sind. Nichtsdestoweniger waren sie Soldaten, die um ihr Leben gekämpft haben und um eine Freiheit, deren Begriff vielleicht ein anderer ist als heute der unsrige, aber um ihre Freiheit. Und man könnte das... (Abg Heinz Hufnagl: Heute stehen nicht Unrechtshandlungen der Roten Armee auf der Agenda des Landtags!) 

Bitte? (Abg Heinz Hufnagl: Heute stehen nicht Unrechtshandlungen der Roten Armee auf der Agenda des Landtags!) Nein, Kollege, aber ich habe vorhin gesagt, warum ich den Zusammenhang zwischen Geschichte und Politik in diesem Konnex herstelle. Wenn es Ihnen nicht entspricht, nehme ich das zur Kenntnis. Ich ersuche Sie trotzdem, mich das in Ruhe so weiterargumentieren zu lassen, wie ich... (Abg Heinz Hufnagl: Es beginnt eine Vergleichshaltung, die mir nicht gefällt!) Ja, ich habe auch nicht verglichen, das ist vielleicht das Problem. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Doch, hast du!) Nein, Kurti, das ist ein historisches Problem, das in den 80er Jahren im Zusammenhang mit der Werturteilsfreiheit diskutiert wurde. Dorthin begebe ich mich jetzt nicht, weil es dann tatsächlich zu weit führen würde. 

Die Historie sucht nach der Wahrheit, wir Politiker sollten nach der Wirklichkeit suchen. Die ist in diesem Zusammenhang gefragt und eindeutig bei John Gudenus. Ob er wirklich verharmlosen wollte, müssen die Gerichte klären. Ich hoffe wie Sie, dass sie nicht anders entscheiden - dass sie versuchen, wie die Revisionisten das wollen, Tatsachenbeweise herbeizuführen -, sondern dass sie nach seinem Vorsatz fragen. Denn um das geht es ja. 

Ich bin mir auch persönlich unsicher, ob er wirklich verharmlosen wollte. Ich habe das schon einmal gesagt, und Kollegin Jerusalem hat dann den Kopf geneigt oder geschüttelt. Ich versuche noch einmal, es zu erklären. Ich bin mir wirklich nicht sicher, ob er nur verharmlosen will oder ob es nicht tatsächlich so ist, dass er das glaubt, was er sagt - was ihn nicht exkulpiert, von gar nichts, weder politisch noch von der strafrechtlichen Verfolgung. Aber ich bin mir bei ihm nicht sicher, und ich sage das, weil mich mit ihm über ein Jahrzehnt lang eine korrekte und offene Feindschaft verbindet, die wir mehr oder weniger innig ausleben. 

Aber er hätte nach der ersten oder spätestens nach der zweiten Debatte klüger werden müssen. Er hätte sein Wissen als Abgeordneter, als Akademiker und als Offizier schärfen können. Das hat er nicht getan, sondern er hat damit einer Debatte Vorschub geleistet - und damit, Kollege Hufnagl, bin ich wieder bei Ihnen -, die andere Revisionisten führen, Vergleicher um des Vergleiches willen, um damit etwas anderes schlechter oder besser zu machen. 

Das tue ich nicht, obwohl einem klar sein muss, dass es schon im philosophischen Begriff des Wortes "Vergleich" steckt, dass man zwei Dinge miteinander verglichen hat. Man kann daher in Wahrheit niemals von Unvergleichbarkeit sprechen, sondern nur von Einzigartigkeit. Aber ich verstehe, dass es philosophisch schwer ist. 

Er ist mit seinen Äußerungen vielleicht ein Vorgänger für moderne Faschisten, damit sind wir beim Punkt, warum das Gesetz für die Demokratie dennoch wichtig ist. Er ist ja - ich habe das schon einmal gesagt - kein Jugendlicher, dem wir das nachsehen könnten, sondern er hat eine mehrfache Verantwortung als Abgeordneter, als Akademiker, als Offizier. 

Damit bin ich beim zweiten Geschäftsstück, nämlich dem Antrag der Disziplinarabteilung des Bundesministeriums für Landesverteidigung als Disziplinarbehörde für John Gudenus, und stelle mir die Frage, Kollege Prochaska: Warum hat diese Behörde nicht schon viel früher reagiert? Warum ist diese Behörde nicht schon viel früher eingeschritten, und was waren die Momente, warum sie es nicht getan hat? Denn im Gegensatz zur Strafrechtsbehörde hätte es die Disziplinarbehörde einfacher gehabt. (Abg Johannes Prochaska: Waren Sie Kabinettchef?) 

Ich war nicht Kabinettchef, sondern stellvertretender, und schon gar nicht zu dieser Zeit! Und wer weiß, welche wirkliche Freundschaft mich mit dem Leiter der Abteilung der Disziplinarabteilung des BMLV verbindet, meinem ehemaligen Kompaniekommandanten Dr Christian Mayer, der weiß genau, dass ich nicht auf ihn ziele, sondern auf eine Frage, die rechtlich relevant ist und die auch Sie sich unter anderem stellen sollten. 

Das Disziplinarrecht macht sich's nämlich leichter oder hat es leichter als das Strafrecht, es ist ja das Überbleibsel des Ehrenstandpunktes des 19. Jahrhunderts. Man hätte das mit dem Gudenus im 19. Jahrhundert anders abhandeln können, aber wir haben das Disziplinarrecht eben weiterentwickelt. Das Disziplinarrecht kennt zwei Elemente. Es kennt die Unabhängigkeit vom Strafverfahren dort, wo es darum geht zu sagen, es besteht so etwas wie die Begrifflichkeit des disziplinären Überhanges. Man kann nämlich der Meinung sein, dass er vielleicht nicht gegen das NS-Verbotsgesetz verstoßen hat, aber trotzdem der Würde und dem Ansehen des Bundesheers in der Öffentlichkeit durch sein Verhalten geschadet hat. Das ist die Frage, die im Disziplinarrecht zu stellen ist, und zwar lange bevor die Staatsanwaltschaft einen Antrag einbringt, sondern unmittelbar, sofort nach seiner Äußerung. Dieses ist nicht geschehen! 

Es ist nicht geschehen, dass die Disziplinarbehörde - und zwar nicht deswegen, weil sie nicht wollte, sondern weil sie nicht konnte - des Bundesministeriums für Landesverteidigung sofort nach seiner allerersten Äußerung ein Verfahren eingeleitet und sich die Frage gestellt hat, ob Würde und Ansehen des Bundesheers durch sein Verhalten in der Öffentlichkeit Schaden getragen haben und ob er gegen § 3 Abs 2 Z 2 der Allgemeinen Dienstvorschrift - einer Verordnung, die die Bundesregierung gemeinsam mit dem Hauptausschuss des Nationalrates erlässt - verstoßen hat, nämlich eine gröbliche Verletzung der im Ruhestand auferlegten Pflichten. 

Denn ihn trifft die besondere Pflicht der ADV, das besondere Treueverhältnis zur Republik als Angehöriger der bewaffneten Macht und die Verteidigung der Demokratie. So steht es in § 3 Abs 2 der ADV, die besondere Pflicht, die John Gudenus trifft und die jetzt die Disziplinarbehörde uns gegenüber hier festmacht und sagt: Bitte liefert ihn insbesondere aus, er hat damit dem Ansehen des Bundesheers in der Öffentlichkeit geschadet, er wollte sich aus der Verantwortung ziehen. Ohne Strafverfahren hätte man es längst abhandeln können, spätestens bei der zweiten Äußerung am 29. April.

Aber man hat sich offensichtlich gefürchtet, dieses Disziplinarverfahren gleich einzuleiten, aus Gründen, die nur mäßig verständlich sind. Man sagt, das ist ein Kommissionsverfahren, da entscheidet nicht die Behörde allein, sondern eine Kommission von anderen Offizieren, und man weiß ja nicht, wie das ausgegangen wäre. Das Schlimmste für die Demokratie und das Ansehens des Bundesheers wäre es vielleicht gewesen, wenn dort welche gesagt hätten: Na, so schlimm ist das gar nicht - weil ja die Strafen, die ihn bedrohen, das Schlimme im Disziplinarverfahren sind -, so schlimm ist das gar nicht, und wir wollen ihm so eine hohe Strafe nicht zumuten. Das war die vorgeschobene Angst, warum man nicht sofort ein Disziplinarverfahren eingeleitet hat, das schon nahezu abgeschlossen sein könnte.

Der Bundesminister für Landesverteidigung - zur Frage der politischen Verantwortung - macht es sich besonders leicht. Er schreibt am 3. Mai - das wird dann auch noch in den Medien publiziert - dem Gudenus einen Brief darüber, wie enttäuscht er von ihm und von seiner Haltung als Offizier ist, anstatt dass er eine einfache Weisung gibt.

Jetzt zu der Frage, was ich gemacht hätte, wenn ich noch stellvertretender Kabinettchef gewesen wäre: Ich hätte meinem Bundesminister eine Weisung vorgelegt, mit der ich die Disziplinarbehörde beauftrage, das Disziplinarverfahren gegen John Gudenus einzuleiten, und zwar nicht wegen unserer seit einem Jahrzehnt gelebten persönlichen, offenen Feindschaft, sondern wegen seines Verhaltens und des Schadens an Würde und Ansehen des Bundesheers. Darum geht es in diesem zweiten Antrag. 

Aber eine solche Weisung gibt es nicht, weil die Strafe hoch wäre. § 57 Abs 1 Z 3 Heeresdisziplinargesetz: Der Verlust sämtlicher dem Dienstverhältnis entsprechenden Rechte, das heißt Hinunterstufung der wunderschönen Oberst-H1-Pension auf ASVG-Mindestpension, der Verlust des Dienstgrades - für viele vielleicht nicht bedeutend, für ihn aber schon - und, damit verbunden, das Verbot, nie wieder in Uniform auftreten zu dürfen, nie wieder das Bundesheer in seinem Umfeld zu fühlen.

Daher frage ich mich noch einmal: Warum hat man gewartet? Warum hat die Disziplinarbehörde gewartet, obwohl sie frei ist, das unabhängig von den Strafbehörden zu entscheiden, nur auf der Grundlage des so genannten disziplinären Überhangs? Warum schreibt ein Bundesminister einen Brief, der in die Medien kommt, anstatt die Disziplinarbehörde anzuweisen?

Das Perfide an der Sache ist ja noch, dass das Disziplinarverfahren jetzt dadurch unterbrochen ist, dass die Staatsanwaltschaft aktiv ist. Das Disziplinarverfahren ist unterbrochen, die Staatsanwaltschaft ist aktiv, wir wissen nicht, wie die Gerichte entscheiden werden - aber bis zum Ende dieses Jahres, des heurigen Jahres, denn für ihn trifft die Strafe nur bis zum Ende jenes Kalenderjahrs zu, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet. Das Disziplinarverfahren ist jetzt unterbrochen, und es ist absehbar, dass die Strafbehörden nicht vor Ende dieses Jahres so zu einer Entscheidung kommen werden, dass das Disziplinarverfahren im Kommissionsverfahren abgeschlossen werden wird. John Gudenus entkommt damit der im zustehenden Strafe.

Meine Damen und Herren! Diejenigen, die verhindert haben, dass dieses Disziplinarverfahren eingeleitet wird, sind dieselben, die mich denunziert haben, ich hätte einmal ungerechtfertigterweise in Uniform an einer Sondersitzung des Landtags, einer Gebietskörperschaft gemäß Wehrgesetz, teilgenommen, noch dazu an einer Sondersitzung, in der es um die Befreiung Wiens durch die Rote Armee, durch Soldaten gegangen ist und durch die von Ihnen angesprochenen Widerstandkämpfer, teilweise auch Soldaten der Wehrmacht, die aber ihrem Gewissen gefolgt sind, weil sie anderes für wichtiger gehalten haben als eine scheinbare Pflichterfüllung. Das ist auch mein Verständnis von Pflichterfüllung und Gewissensfreiheit, ich kann mich da entscheiden.

Dieselben, die das damals in die Medien gebracht haben - in ein der ÖVP nicht sehr fern stehendes Blatt, wissend, dass es dieses Disziplinarverfahren gar nicht gegeben hat, weil es noch in der Sekunde eingestellt wurde, weil es gar nicht sein konnte, weil alles durch das Gesetz gedeckt war -, dieselben haben den Brief des Bundesministers in die Medien gebracht, und dieselben waren mit daran beteiligt, dass es kein Disziplinarverfahren gegen ihn gibt. Wenn es daher eine politische Verantwortung für solche Sachen gibt, dann sollten sich einige in diesem Haus dazu auch noch etwas anderes überlegen. (Beifall beim BZW.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Ing RUDOLPH. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Frei-heitlichen): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Ho-her Landtag! 

Es gibt wahrlich erfreulichere Anlässe, um sich hier im Wiener Landtag zu Wort zu melden. Es gibt interessantere Anlässe, um sich hier im Wiener Landtag zu Wort zu melden. Ich hatte an sich schon die Hoffnung, dass dieses Haus, nachdem es sich mit dieser Frage - vielleicht nicht dieses Gremium, aber dieses Haus - ja schon inhaltlich auseinander gesetzt hat, und zwar sich nicht nur inhaltlich auseinander gesetzt hat, sondern auch eine sehr klar, eindeutige, nämlich einstimmige Willenskundgebung vorgenommen hat, dass dieses Haus sich mit dieser Thematik und mit dieser Person in dieser Form nicht weiter befassen muss. Es kam anders.

Die Wiener Freiheitlichen haben immer dann, wenn es um die Aufhebung der Immunität eines Abgeordneten geht und das zur Diskussion steht, dies natürlich eingehend diskutiert und sich den § 130 Wiener Stadtverfassung genau angesehen. Das Ergebnis ist bekannt: Wir werden den Anträgen zustimmen, und nach uns sind die Rechtsbehörden am Zug. Ein Gericht wird über Schuld oder Unschuld urteilen, nicht der Wiener Landtag, und das ist gut so. Damit, meine ich, kann man hier diesen Vorgang eigentlich auch schon in der Debatte beenden und ihn der Abstimmung zuführen. 

Ich glaube, man tut hier, wenn man etwas Gutes meint, in Wahrheit auch etwas, was gar nicht so gut ist, indem man einer Person zu viel an Aufmerksamkeit widmet, eine lange Debatte hält, diese Debatte prominent reiht - Auslieferungsanträge sind überwiegend am Schluss der Tagesordnung eines Landtages verhandelt worden -, also diese Debatte prominent reiht und dann auch noch eine namentliche Abstimmung herbeiführt. Ich glaube, dass das in Wahrheit von der Dimension her nicht berechtigt ist. Der Wiener Landtag wird einen einstimmigen Beschluss fällen, der klar und eindeutig ist. Es gibt inhaltlich keine Zweifel daran, daher kann man hier auch schon zum Ende kommen.

Ich möchte aber auf eine Nuance der Debatte, nämlich des Debattenbeitrages meines Vorredners Kollegen Barnet eingehen. Und zwar möchte ich auf jene Passage eingehen, in der sich auch aufkeimender Unmut im Auditorium zeigte, aufkeimende Unterstellungen.

Ich meine tatsächlich, dass der Wiener Landtag mit der Öffentlichkeit, die er hier hat, und angesichts der Tatsache, dass es darum geht, durchaus in sehr klaren und eindeutigen Formen politische Aussagen zu treffen, mit Sicherheit genauso wenig wie der Gemeinderat das geeignete Gremium ist, fein nuanciert zu diskutieren, im Dissens und Konsens zu argumentieren und zu neuen Ergebnissen zu kommen. Er ist wahrscheinlich nicht das richtige Gremium, um diesem durchaus verständlichen und nachvollziehbaren Interesse und diesem Wunsch und dieser Anregung zu folgen.

Ich glaube, das Thema ist zu wichtig und zu wertvoll, als dass man hier mit, sagen wir einmal, bekannten Zwischenrufen von bekannten Zwischenrufern mit dem Thema umgeht. Ich glaube, deshalb sollten wir uns aber nicht von der politischen Diskussion absentieren. Es sollten durchaus Mitglieder des Wiener Landtages dieses Thema weiter diskutieren, ob die vorhandenen Rechtsmittel im Umgang etwa mit Holocaust-Leugnern tatsächlich noch wirklich die zeitgemäßen sind. Wie tun das andere Länder, wie tut das die Bundesrepublik, wie tut das beispielsweise Schweden, wo ich zu meiner großen Verwunderung immer Fernsehbilder sehe, wo Neonazi-Horden aufmarschieren, mit Hakenkreuzfahnen zu sehen sind? In diesen Ländern geht man offensichtlich anders damit um, was gerade in der Bundesrepublik Deutschland ein für mich absolut unerklärliches Phänomen ist. 

Also offenbar haben unterschiedliche Länder mit ein und derselben historischen Zeit, mit ein und derselben historischen Periode und durchaus derselben Involviertheit in der Frage von Schuld und Beteiligung, wie das natürlich auch von Österreich aus zu sehen ist, andere Zugänge. Und dies zu diskutieren, ist zweifelsohne interessant. Keine Frage.

Ist das Verbotsgesetz heute tatsächlich noch das geeignete Mittel? Erfüllt es tatsächlich noch das, was es erfüllen soll? Muss man es verschärfen, muss man es anders fassen oder gibt es andere Mittel und Möglichkeiten? Dies ist zweifelsohne eine wichtige, interessante politische Diskussion. Ich meine nur, dass das Forum des Wiener Landtages dafür nicht nur das formal nicht geeignete ist, sondern ich glaube, es ist auch inhaltlich nicht geeignet.

Das, was ich hoffe – damit komme ich zum Schluss –, ist, dass sich aus dieser Debatte heraus eine fraktionsübergreifende Diskussion entwickelt, genau zu diesem Thema, wo man sich unbeobachtet von den Medien und von der Öffentlichkeit dem Diskurs stellen kann. Es geht nicht um die Frage, ob etwas historisch erwiesen ist oder nicht – in dieser Frage gibt es, glaube ich, einen weiten politischen Konsens; was alles historisch erwiesen ist, ist hier nicht zu diskutieren –, aber eben auf der Basis dessen, was unstrittig ist, weitere Entwicklungsschritte im politischen Diskurs zu machen, das halte ich durchaus für wünschenswert. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Natürlich ist es grundsätzlich eine unerfreuliche Tatsache, dass wir uns mit einer Causa wie dieser Causa Gudenus, mit so unerträglichen Äußerungen, wie sie dieser Herr getätigt hat, hier im Landtag beschäftigen müssen. Dass wir uns im Jahr 2005 noch immer mit so etwas beschäftigen müssen, dass überhaupt solche Äußerungen noch möglich sind, hätte man sich ja vielleicht früher nicht mehr gedacht. Aber, leider, es gibt diese Äußerungen, es gibt diese Causa, und für meine Fraktion ist es selbstverständlich, dass dem Ersuchen des Landesgerichtes für Strafsachen auf Zustimmung zur Strafverfolgung des Herrn Gudenus wegen Verdachtes des Verbrechens nach § 3 Verbotsgesetz vom Wiener Landtag zugestimmt wird und dass ebenso dem Ersuchen des Bundesministeriums für Landesverteidigung auf disziplinäre Verfolgung zugestimmt wird.

Es ist auch erfreulich, dass es vermutlich einstimmig erfolgen wird. Das ist aber sozusagen die untere Grenze dessen, was man als erfreulich bezeichnen kann. Einige Äußerungen von Vorrednern – ich werde vielleicht noch kurz darauf eingehen – waren schon wieder weniger erfreulich. 

Wichtig und für den Landtag doch eine gewisse Ehrenrettung war auch, dass wir schon frühzeitig, schon am 29. April dieses Jahres nach den ersten neueren Äußerungen des Herrn Gudenus, einen einstimmigen Beschluss gefasst haben, den ich noch einmal kurz auszugsweise zitieren darf, weil es mir schon wichtig ist, was damals von uns allen festgestellt worden ist:

„Die beharrliche öffentliche Leugnung beziehungsweise Infragestellung von Gaskammern ist Ausdruck einer unglaublichen Verachtung von Millionen von Opfern, die in den Konzentrationslagern des Nazi-Regimes systematisch ermordet wurden. Wer diese entsetzlichsten Verbrechen der Menschheit wiederholt leugnet oder verniedlicht, ist nicht geeignet, die Aufgaben eines hohen Amtes für die Republik Österreich wahrzunehmen. Als Konsequenz bloß die FPÖ-Mitgliedschaft zurückzulegen, ist in keiner Weise ausreichend." 

Das haben wir damals beschlossen und Herrn Gudenus zum Rücktritt von seinem Bundesratsmandat aufgefordert. Er ist dieser Aufforderung nicht nachgekommen. Er ist ihr nicht nur nicht nachgekommen, sondern hat sich zu noch schlimmeren, noch ärgeren Äußerungen hinreißen lassen oder sich hineingesteigert oder sie bewusst getätigt. Aber jedenfalls hat er sie getätigt. Das ist ganz schlimm, und wir weisen diese Äußerungen natürlich auf das Entschiedenste, auf das Schärfste zurück. Das ist absolut unwürdig, dass das von einem Bundesrat gesagt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist natürlich absolut unwürdig für jeden Menschen, dass irgendjemand das sagt. Die Staatsanwaltschaft hat ja beim ersten Interview die Anzeige noch zurückgelegt. Darüber kann man juristisch verschiedener Meinung sein. Rechtsanwalt Dr Noll, ein durchaus guter Kenner der Materie und auch politisch sicher ein grundsätzlicher Antifaschist, hat im "Falter" argumentiert, dass man bei der ersten Äußerung gerade noch nicht ein Verfahren einleiten musste. Also das ist ein vertretbarer Standpunkt, ich bin aber sehr froh, dass bei den nächsten Äußerungen die Staatsanwaltschaft dann endlich dieses Verfahren eingeleitet hat. Wie auch Kollege Ellensohn schon ausgeführt hat, werden die unabhängigen Gerichte entscheiden, ob der Tatbestand im Endeffekt objektiv und subjektiv erfüllt ist, aber dass wir die Äußerungen des Herrn Gudenus auf das Schärfste verurteilen, ist sowieso klar. Wir sind es den Millionen Opfern des Nationalsozialismus schuldig. Zudem ist einfach der Ungeist, den Herr Gudenus verkörpert, absolut unerträglich und von niemandem zu dulden.

Es ist aber doch eine Frage: Wer trägt die Verantwortung dafür, dass Herr Gudenus überhaupt in so hohe Positionen in unserer Republik kommen konnte? Das muss man an einem Tag wie heute auch als Frage stellen können. Und da muss man schon sagen, wenn man sich die Geschichte, den Lebenslauf des Herrn Gudenus in den letzten 15 Jahren anschaut, dass er 1990 von der FPÖ für den Bundesrat nominiert und dahin entsandt wurde, 1992 für die FPÖ in den Nationalrat gekommen ist und im Oktober 1995 als Abgeordneter zum Nationalrat gesagt hat: „Gaskammern? Ich halte mich da raus! Ich glaube alles, was dogmatisch vorgeschrieben ist." Das hat er 1995 gesagt. 

Dann ist er aus dem Nationalrat hinausgeflogen – das war durchaus auch korrekt –, aber nicht in die Versenkung, nicht zurück irgendwo nach Niederösterreich zu seinem, ich glaube, Forst- oder Landgut, sondern die FPÖ-Wien hat ihn im Oktober 1996, also ein knappes Jahr nach diesen Äußerungen, wieder für den Bundesrat nominiert. Und das ist eine Schande! (Beifall bei der SPÖ.) Auch 2001 wurde er wieder nominiert und ist wieder in den Bundesrat gekommen.

Insofern stimmt es nicht, wenn Kollege Strache vor kurzem gesagt hat: „John Gudenus ist nicht mehr Mitglied der FPÖ und dadurch ist die Sache für mich erledigt. Das sieht beim Herrn Kampl und dem BZÖ schon ganz anders aus" – Zitat Strache. Also es ist gut, dass er jetzt nicht mehr der FPÖ-Wien angehört, aber die Verantwortung dafür, dass er fast 15 Jahre für die FPÖ im höchsten Haus dieser Republik Mitglied war, die bleibt natürlich.

Diese heutige Diskussion ist auch nicht vollkommen zu trennen von einer grundsätzlichen politischen Debatte. Wir sind hier nicht im Elfenbeinturm und nicht im luftleeren Raum. Nur in dieser Hinsicht kann ich dem Kollegen Barnet zustimmen.

Und insofern muss ich auch zum Kollegen Prochaska noch kurz eine Anmerkung machen. Er hat StR Ellensohn darauf hingewiesen, dass die Opfer der NS-Militärjustiz und Deserteure jetzt im Nationalrat ohnehin schon rechtlich korrekt behandelt worden seien. Das ist nur halbrichtig. Richtig ist, dass im Justizausschuss eine Vorlage beschlossen worden ist und vermutlich auch im Nationalrat beschlossen werden wird (Zwischenruf von Abg Johannes Prochaska.), dass die Opfer der NS-Militärjustiz rehabilitiert werden, aber was schon mehr als ein Schönheitsfehler ist, ist, dass sich beide Regierungsparteien – vor allem auf Grund des BZÖ, aber die ÖVP ist da mitgegangen – geweigert haben, den Begriff "Deserteure" ins Gesetz zu schreiben. Das ist eindeutig der Fall und ist auch argumentiert worden: Weil das BZÖ das nicht will. Und das ist schon auch etwas, was wir nicht hinnehmen können. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Man hat dort gesagt, man macht ohnehin eine Ausschussbemerkung, und in der soll drinnen stehen, dass da die Deserteure auch mit gemeint sind und dann juristisch vermutlich schon auch unter diese Bestimmung des Gesetzes fallen. Aber dass man ausdrücklich das Wort nicht drinnen haben will im Gesetz, das war politisch sicher nicht korrekt.

Eine weitere Bemerkung vielleicht: Ich halte es auch für unerträglich, dass Gudenus oder Kampl weiterhin Mitglied – wenn ich richtig informiert bin – der freiheitlichen Bundesratsfraktion sind und damit quasi sicherstellen, dass die FPÖ weiterhin in den Bundesratsausschüssen vertreten ist. Ich glaube, hier hätte man sicher korrekter vorgehen müssen. Wenn sie schon noch immer dort Mitglied sind – bei Gudenus ist es ganz, ganz, ganz besonders schlimm –, dann dürften sie wenigstens keiner Fraktion angehören.

Dadurch, dass wir Personen in den Bundesrat delegieren, sind wir auch zuständig, kurz darüber zu reden. Was ich wirklich für unerträglich halte, ist, dass jetzt genau die Parteien, die für Leute wie Gudenus und Kampl verantwortlich sind, deshalb, weil diese Leute unerträgliche und absolut unakzeptable Äußerungen von sich geben, sagen, man soll den Bundesrat abschaffen. 

Also man kann grundsätzlich über den Bundesrat diskutieren. Es ist im Konvent viel darüber diskutiert worden. Man kann sagen, er soll aufgewertet werden, seine Funktion soll geändert werden. Man kann auch politisch vertreten, er soll abgeschafft werden, was natürlich in einem Bundesstaat schwierig ist. Aber jetzt auf Grund dieser Äußerungen von zwei Personen zu sagen, dieses Gremium der Republik gehört abgeschafft, ist auch nicht die richtige Vorgangsweise, um es korrekt auszudrücken. 

Ich kann mich erinnern, es hat auch ein Landeshauptmann aus dem Süden die ordentliche Beschäftigungspolitik im Dritten Reich gelobt und er hat vor SS-Veteranen vollkommen unerträgliche Äußerungen von sich gegeben, aber zu Recht hat natürlich damals niemand gesagt, die Funktion des Landeshauptmannes gehört abgeschafft. Oder als Gudenus im Nationalrat diese vorher zitierte Äußerung von sich gegeben hat, hat auch niemand gesagt, der Nationalrat gehört abgeschafft. So gesehen, ist es natürlich nicht akzeptabel, auch nicht von den Medien, zu behaupten, der Bundesrat gehört abgeschafft, weil Gudenus und Kampl diese Äußerungen getätigt haben.

Man kann, wie gesagt – darüber hat gestern sogar der ÖVP-Klubdirektor des Parlamentklubs in einer Tageszeitung einen Artikel geschrieben –, über den Bundesrat diskutieren, im Rahmen einer Gesamtreform kann man darüber diskutieren, was mit ihm geschieht, ob er aufgewertet, geändert oder sonst irgendetwas wird, aber jedenfalls hat es sich der Bundesrat und hat es sich die überwältigende Mehrheit der Bundesräte nicht verdient, mit den Herren Gudenus und Kampl in einen Topf geworfen zu werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Nur ganz kurz noch, weil auch das Verbotsgesetz gefallen ist. Ich habe es auch nicht für richtig gefunden, dass von einem grünen Abgeordneten – durchaus aus edlen Motiven, unterstelle ich einmal – eine Änderung des Verbotsgesetzes wegen des Herrn Gudenus gefordert wurde. Ich glaube, das Verbotsgesetz ist gut, wie es ist. Insofern würde man wirklich dem Herrn Gudenus zu viel der Ehre zukommen lassen, wenn man nach jeder seiner unerträglichen Äußerungen ein ganz wichtiges Basisgesetz, ein Verfassungsgesetz unserer Republik änderte. Also das würde meiner Ansicht nach in der Dimension nicht richtig sein. 

In der Dimension schon richtig ist allerdings, dass wir heute eine namentliche Abstimmung verlangen, weil ich meine, dass es wirklich ganz klar dokumentiert werden soll, wer tatsächlich für diesen Auslieferungsantrag stimmt.

Als Letztes noch ein paar Worte zur Immunität, weil das auch angesprochen worden ist. Die Immunität ist ein verfassungsrechtlich eingerichtetes Rechtsinstitut, welches von der Grundidee her die gesetzgebende Körperschaft und deren Mitglieder vor allfälligen Willkürhandlungen, insbesondere der Exekutive, hat schützen sollen. Insofern ist es auch unerheblich, ob der Betreffende seiner Auslieferung zustimmt oder nicht. Es wird wohl in ganz Österreich, in unserer Republik keinen Menschen geben, der seine fünf Sinne beisammen hat, der die beantragte Strafverfolgung beziehungsweise die Zustimmung des Landtages als Willkürakt bezeichnen würde, vielmehr sind in diesem Raum alle der Meinung, es ist korrekt, diese Zustimmung zu geben. 

Es ist auch deshalb korrekt, weil die Zweite Republik als Antithese zum kriminellen Gewaltregime der Nationalsozialisten errichtet worden ist. Antifaschismus ist eine Grundsäule dieser Republik. Auf dieser Grundsäule basiert die Erwartung von allen von uns, dass es solche Verbrechen nie mehr geben darf, und das Verbotsgesetz ist der juristische Ausdruck dieser Grundsäule. Wer sich daher dem begründeten Verdacht aussetzt, gegen das Verbotsgesetz verstoßen zu haben, wird zu Recht strafgerichtlich verfolgt. Die Entscheidung darüber liegt dann bei den unabhängigen Gerichten. Aber wir haben als politische Mandatare – das gilt auch für jeden mündigen Bürger, jede mündige Bürgerin – doch die Aufgabe, vielleicht auch diesen Fall zum Anlass zu nehmen, noch konsequenter gegen jeden faschistischen und rechtsextremen Ungeist vorzugehen, gegen Geschichtsfälschung, gegen Rassismus, Antisemitismus und Intoleranz. Wir sollten auch dafür eintreten, dass natürlich unsere Jugend bestmöglich aufgeklärt wird und der Geschichtsunterricht, der schon besser geworden ist, darauf noch mehr Rücksicht nimmt. 

Der unerträgliche Ungeist, den Herr Gudenus und hoffentlich nur wenige seiner Gesinnungsfreunde an den Tag legen, darf niemals die Chance bekommen, über diesen hoffentlich ganz kleinen Kreis politisch Verrückter und hoffnungslos Ewiggestriger hinaus an Boden zu gewinnen. Wir müssen und werden diesem Ungeist immer und überall mit aller Entschiedenheit entgegentreten. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist daher geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. – Sie verzichtet darauf.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Zur Postnummer 12 liegt mir ein Antrag von Abgeordneten der Sozialdemokratischen Fraktion auf namentliche Abstimmung vor. Dieser Antrag ist gemäß § 28 Abs 1a genügend unterstützt und ich werde daher so vorgehen. 

Ich darf darauf aufmerksam machen, dass es offiziell bei mir am Präsidium drei Entschuldigungen von Abgeordneten gibt: Frau Abg Trammer, Herr Abg Josef Wagner und Frau Abg Vassilakou. Ich sage das nur, weil natürlich die Namen aller Abgeordneten aufgerufen werden.

Nach dem Aufruf durch den Schriftführer ersuche ich die Abgeordneten, die dem Antrag des Immunitätskollegiums zur Strafverfolgung des Herrn Bundesrats Mag Gudenus ihre Zustimmung geben möchte, mit "Ja" zu stimmen. Wer gegen den Antrag ist, stimmt mit "Nein".

Ich bitte nunmehr, mit dem Aufruf der Namen zu beginnen.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Dkfm Dr Fritz Aichinger.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja. 

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Abg Dr Wolfgang Aigner.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja. 

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Dipl Ing Omar Al-Rawi.

Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Günther Barnet.

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Kurth-Bodo Blind.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Mag Christoph Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Waltraud Cécile Cordon.

Abg Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Karl Dampier.

Abg Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Christian Deutsch.

Abg Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Johann Driemer.

Abg Johann Driemer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Mag Gerald Ebinger.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Franz Ekkamp.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Mag Barbara Feldmann.

Abg Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Henriette FRANK.

Abg Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Sandra Frauenberger.

Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Georg Fuchs.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Mag Wolfgang Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Dr Helmut GÜNTHER. 

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Volkmar Harwanegg.

Abg Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Johann Hatzl.

Abg Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Karlheinz Hora.

Abg Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Heinz Hufnagl.

Abg Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Rudolf Hundstorfer.

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Susanne Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Peter Juznic.

Abg Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Mag Hilmar Kabas.

Abg Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Sonja Kato.

Abg Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Günter Kenesei.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Marianne Klicka.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja. 

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Rudolf Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Harry Kopietz. 

Abg Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Ingrid Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Mag Helmut Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Ingrid Lakatha.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Dr Claudia Laschan.

Abg Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Siegi Lindenmayr.

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Martina LUDWIG.

Abg Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Dr Michal LUDWIG.

Abg Dr Michal LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Dr Herbert Madejski.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Mag Rüdiger Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Dipl Ing Martin Margulies.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Anica Matzka-Dojder.

Abg Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Dkfm Dr Ernst Maurer.

Abg Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Dr Alois Mayer.

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Mag Alexander Neuhuber.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Barbara Novak.

Abg Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Christian Oxonitsch.

Abg Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Robert Parzer.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Hedwig Petrides.

Abg Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Gerhard Pfeiffer.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Univ Prof Dr Ernst Pfleger.

Abg Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Dr Sigrid Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Rosemarie Polkorab.

Abg Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Johannes Prochaska.

Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Mag Sonja Ramskogler.

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Brigitte Reinberger.

Abg Brigitte Reinberger (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Mag Thomas Reindl.

Abg Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Kurt Wagner: Hannelore Reischl.

Abg Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Günther Reiter.

Abg Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Mag Marie Ringler.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Silvia Rubik.

Abg Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Laura Rudas.

Abg Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Ing Herbert RUDOLPH.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Dr Andreas Salcher.

Abg Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Gerold Saßmann.

Abg Gerold Saßmann (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Norbert Scheed.

Abg Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Mag Andreas Schieder.

Abg Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Mag Heidrun Schmalenberg.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Barbara Schöfnagel.

Abg Barbara Schöfnagel (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Ingrid Schubert.

Abg Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Godwin Schuster.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Dr Wilfried Serles.

Abg Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Claudia Sommer-Smolik.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Rudolf Stark.

Abg Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Mag Harald STEFAN.

Abg Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Heinz-Christian Strache.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Mag Sybille Straubinger.

Abg Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Elfriede Strobel.

Abg Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Friedrich Strobl.

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Walter Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Erika Stubenvoll.

Abg Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Dr Kurt Stürzenbecher.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Heike Trammer ist entschuldigt. Dr Harald Troch.

Abg Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Dr Matthias Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Dr Wolfgang Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Mag Heidemarie Unterreiner.

Abg Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Erich Valentin.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Dr Monika Vana.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Mag Maria Vassilakou, mittlerweile anwesend.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Heinz Vettermann.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Dr Elisabeth Vitouch.

Abg Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Josef Wagner ist entschuldigt. Kurt Wagner.

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Ing Gunther WOLFRAM.

Abg Ing Gunther WOLFRAM (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Ernst Woller.

Abg Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Jürgen Wutzlhofer.

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Nurten Yilmaz.

Abg Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Inge Zankl.

Abg Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Schriftführer Abg Dr Wolfgang Aigner: Brigitta Zentner.

Abg Brigitta Zentner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja.

Präsident Johann Hatzl: Wurde von den anwesenden Abgeordneten jemand nicht aufgerufen? – Dies ist nicht der Fall. 

Dann darf ich festhalten, dass es nach Aufruf 98 Antworten gegeben hat. 98 Personen waren anwesend und 98 haben mit "Ja" geantwortet. Damit ist dem Antrag des Immunitätskollegiums einstimmig die Zustimmung gegeben worden. 

Es gelangt nun mehr Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Ersuchen des Bundesministeriums für Landesverteidigung um Zustimmung zur disziplinären Verfolgung des Herrn Bundesrates Oberst Mag John Gudenus wegen des Verdachts einer Pflichtverletzung gemäß § 2 Abs 3 lit c des Heeresdisziplinargesetzes 2002. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Zankl, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Inge Zankl: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich brauche nur mehr um Zustimmung zu ersuchen.

Präsident Johann Hatzl: Hoher Landtag!

Hier gibt es keine vorgemerkten Rednerinnen und Redner. Es wurde in der Präsidiale – ich darf noch einmal daran erinnern – vereinbart, dass auch Themenbereiche, die zu diesem Geschäftsstück und zu diesem Antrag gehören, bereits in der vorhergehenden Debatte mitverhandelt werden. Daher gibt es hier keine Wortmeldung.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Antrag des Immunitätskollegiums zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Ich sehe, dass alle Abgeordneten hier zustimmen. Somit ist auch dieser Antrag des Immunitätskollegiums einstimmig beschlossen und die Zustimmung erteilt worden.

Wir kommen nun zur Postnummer 14. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über Maßnahmen der Gentechnik-Vorsorge, das Wiener Gentechnik-Vorsorgegesetz. 

Berichterstatterin dazu ist Frau amtsf StRin Mag Sima. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich lege Ihnen heute den Entwurf eines Wiener Gentechnik-Vorsorgegesetzes vor und ersuche Sie um eine Debatte und um Ihre Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Als Erste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Sommer-Smolik. 

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Landesrätin! Meine Damen und Herren!

Wir freuen uns, dass das Gentechnik-Vorsorgegesetz heute dem Landtag zur Beschlussfassung vorgelegt wird, denn schon seit Jahren haben wir Wiener Grünen auf so ein Gesetz gedrängt und wir sind froh, dass es jetzt so weit ist, dass wir das auch beschließen können. 

Das Ziel der Wiener Umweltpolitik sollte ja auch eine Landwirtschaft ohne den Einsatz von gentechnisch verändertem Saatgut oder auch von Jungpflanzen sein, und mit diesem Gesetz wird dem jetzt auch entsprochen. 

Unserer Meinung nach ist es aber mit diesem Gesetz allein nicht getan. Wir haben daher schon im April dieses Jahres einen Antrag eingebracht, dass Wien dem Netzwerk "Gentechnikfreie Regionen" beitritt, um damit auch ein Signal für das Netzwerk zu setzen, dass auch die Stadt Wien es ernst meint mit der gentechnikfreien Landwirtschaft. Damals wurde unser Antrag mit der Begründung abgelehnt, dass ein ständiger Informationsaustausch zum Netzwerk "Gentechnikfreie Regionen" stattfindet, um über die Sinnhaftigkeit eines Beitritts Wiens zu diesem Netzwerk entscheiden zu können. Schon damals haben wir uns gewundert, dass offensichtlich in der Sozialdemokratie noch über die Sinnhaftigkeit des Netzwerkes "Gentechnikfreie Regionen" diskutiert werden musste. Wir freuen uns, dass die Meinungsbildung dazu jetzt abgeschlossen ist und nun auch von der Sozialdemokratie ein eigener Antrag dazu eingebracht wird. 

Wir bringen aber auf jeden Fall unseren Antrag vom April noch einmal ein. Es ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag von mir und meinem Kollegen Rüdiger Maresch, der lautet: „Der Landtag wolle beschließen: Die Stadt Wien tritt dem Netzwerk 'Gentechnikfreie Regionen' bei. – Wir beantragen die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Kurz noch zu einem Antrag, der offensichtlich nachher vom Kollegen Kowarik eingebracht wird. Wir werden diesem Antrag nicht zustimmen, und ich werde auch nicht viele Worte dazu verlieren. Für uns ist dieser Antrag billige und dumpfe Wahlkampfrhetorik. Es zeigt sich darin wieder einmal, wie Sie versuchen, Menschen gegeneinander aufzuhetzen, außerdem wird mit diesem Antrag Ihre Unkenntnis der Rechtslage bewiesen. Die siebenjährige Übergangsfrist läuft definitiv spätestens 2011 aus. Sie kann sogar früher auslaufen, wenn die Störung des heimischen Arbeitsmarktes nachgewiesen wird.

Von unserer Seite gibt es zu solchen dumpfen, billigen Wahlkampfpolemiken keine Zustimmung. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Herr Abg Mag Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Im Schatten der Diskussion über die EU-Verfassung trat im Mai 2004 eine neue europäische Freizügigkeitsrichtlinie 2004/38/EG in Kraft, die am 10. März vom Europäischen Parlament verabschiedet wurde und die in Österreich bis 1. Mai 2006 innerstaatlich umzusetzen sein wird. 

Wir haben diese Tatsache zum Anlass genommen, in diesem Landtag noch einen Antrag einzubringen, der sich mit den Folgen für Österreich beschäftigt, und ich bedaure sehr, dass hier von Seiten der GRÜNEN in einer eher eigenartigen Art und Weise die Bedrohung abgetan wird, die nicht nur unseren Arbeitsmarkt betrifft, sondern vor allem auch unser Sozialsystem, auch unser Sozialsystem in Wien betrifft. Dass es in dieser Art und Weise abgetan wird, zeigt einmal mehr, wie wichtig es ist, dass wir diesen Antrag einbringen.

Es wird nämlich in diesen Richtlinien festgelegt, dass jeder Unionsbürger, der sich rechtmäßig mindestens fünf Jahre in einem anderen Mitgliedsland aufhält, diesen Aufenthalt unbeschadet eines weiteren Nachweises über das Vorhandensein eigener Existenzmittel und einer Krankenversicherung unbefristet verlängern kann. Er hat dann die gleichen Ansprüche wie Einheimische auf Sozialleistungen wie auch auf andere Leistungen eines Gastlandes.

Ich darf hier den Antrag zur Kenntnis bringen: 

„Die Freizügigkeitsrichtlinie der EU, die im Mai 2004 in Kraft trat und in Österreich bis 1. Mai 2006 umzusetzen sein wird, zeigt bereits, was passiert, wenn man eine EU‑Sozialunion anstrebt, die nicht auf die unterschiedlichen ökonomischen Voraussetzungen in den Mitgliedstaaten Rücksicht nimmt. 

Die Richtlinie, die im Schatten der österreichischen EU-Ratspräsidentschaft eingeführt werden wird, nimmt vorweg und konkretisiert die im Artikel II-94 des Vertrages über eine Verfassung für Europa vorgesehenen Rechte für eine Einwanderung in einen Sozialstaat. Künftig soll jeder Unionsbürger, der sich rechtmäßig mindestens fünf Jahre in einem anderen Mitgliedsland aufhält, diesen Aufenthalt unbeschadet eines weiteren Nachweises über das Vorhandensein eigener Existenzmittel und einer Krankenversicherung unbefristet verlängern können. Er hat dann den gleichen Anspruch wie Einheimische auf Sozialleistungen wie auch auf andere Leistungen des Gastlandes. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Bravo!) 

Jeder Unionsbürger und seine Familienmitglieder haben das Recht auf Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates, nun aber auch nicht Erwerbstätige und deren Familienmitglieder. Sie brauchen lediglich Existenzmittel, wie es im Artikel 6 heißt, für den Aufenthalt von bis fünf Jahre nachzuweisen. Diese dürfen nicht pauschal festgelegt werden, sondern richten sich nach den Verhältnissen des Einzelnen. Vermögen darf nicht als Kriterium herangezogen werden, weil dies diskriminierend wäre. Das heißt konkret, im Zweifel..." - (Abg Mag Rüdiger Maresch: Kollege Kowarik! Sie sind dagegen, oder?) Hören Sie sich trotzdem den Antrag an. - 

„Das heißt konkret, im Zweifel wird man sich bei Einkommensschwachen, aber vielleicht vermögenden Zuwanderern auch mit Bürgschaften von Landsleuten oder einem Nachweis von geringen Barmitteln begnügen. Es wird leicht sein, einen Nachweis für ein Einkommen zu erbringen, zum Beispiel durch Bescheinigung von Verwandten und Bekannten, die sich pro forma für einen Unterhalt verpflichten. Darüber hinaus ist es schwer zu kontrollieren, ob diese Haftungen dann, wenn sie schlagend werden, auch wirklich eingelöst werden können oder werden. Das wird dazu führen, dass Bürgschaften durch regen Handel vermittelt oder die benötigten Barmittel unter den Zuwanderern zirkulieren werden. Missbrauch werden Tür und Tor geöffnet. 

Die Leistung eines Sozialstaates stehen dem Zuwanderer auch dann zu, wenn ihm nach Einreise und Erteilung der Aufenthaltsgenehmigung sein Geld abhanden kommt. Die Richtlinie sieht diesbezüglich auch vor, dass dies nicht automatisch zur Ausweisung des Betreffenden führen darf. Nach fünf Jahren können dann alle Leistungen des Gastlandes auch ohne Auflagen wie Einkommensnachweis bezogen werden.

Erwerbstätige, die zuwandern, sind besonders geschützt, auch wenn sie arbeitslos werden. Sie brauchen von vornherein keine Existenzmittel nachzuweisen. Wer länger als ein Jahr gearbeitet hat und anschließend arbeitslos wird, genießt das volle Aufenthaltsrecht und hat entsprechende Ansprüche auf Unterstützung. Nach fünf Jahren darf er dann auch bleiben, auch wenn er immer noch, aus welchen Gründen auch immer, arbeitslos ist. Dann kann auch Sozialhilfe verlangt werden. 

Die Gründung von Ein-Mann-Gesellschaften verstärken diesen Missbrauch, weil sich Selbstständige und Nichterwerbstätige aus Osteuropa sofort niederlassen können und andere Arbeitnehmer nur nach wenigen Jahren Übergangsfrist.

Das EU-Erweiterungs-Anpassungsgesetz, welches eine siebenjährige Übergangsfrist für den Arbeitsmarkt vorsieht, ist kein wirklicher Schutz und wird jetzt schon umgangen. So gibt es zahlreiche Ausnahmen, die es heute schon Arbeitern aus Osteuropa möglich macht, in Österreich zu arbeiten. Laut Erhebungen der Österreichischen Arbeiterkammer waren im letzten Quartal 2004 exakt 41 391 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Beschäftigungsbewilligung aus den neuen EU-Mitglieds-ländern in Österreich, fast ein Viertel mehr als ein Jahr zuvor. Dazu kommen 66 500 Beschäftigungsbewilligun-gen für Saisoniers, die das Wirtschaftsministerium im Vorjahr ausgestellt hat. 3 900 Grenzgänger und Praktikanten kommen allein aus Ungarn. Tausende Ein-Personen-Unternehmen bieten ihre Arbeitsleistungen besonders in der Baubranche an. Mit der Scheinselbstständigkeit umgehen sie aber die Übergangsfristen. Beschäftigungsabkommen zwischen Österreich und den neuen Mitgliedsstaaten ermöglichen bereits nach zwölf Monaten einen völlig freien Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt. 

Die slowakische Regierung verschärft diese Situation weiter und will Arbeitslosen sogar eine Prämie zahlen, wenn sie sich in den EU-Nachbarstaaten Arbeit suchen. Die Slowakei hat mit 18 Prozent die zweithöchste Arbeitslosenrate der EU nach Polen. Wenn diese Menschen sich bei uns niederlassen, dann haben sie früher oder später auch die Möglichkeit, soziale Leistungen in Anspruch zu nehmen. 

Spätestens bis 30.4.2006 müssen die alten Mitgliedstaaten der EU 15 der Kommission mitteilen, ob sie die Übergangsfristen auslaufen lassen oder für weitere drei Jahre verlängern wollen. Das ist ein unbedingtes Muss, um den österreichischen Arbeitsmarkt zu schützen. So lange nämlich die Löhne in den neuen EU-Ländern um vieles niedriger sind und die Arbeitslosigkeit um so vieles höher ist, bleibt der Anreiz, sich in Österreich niederzulassen, hoch. An dieser Situation hat sich im vergangenen Jahr nichts zum Besseren geändert. Während die Bruttomonatsdurchschnittslöhne in Österreich bei 2 190 EUR lagen, betrugen diese in Tschechien nach wie vor nur 490 EUR und in der Slowakei 310 EUR, also weniger als ein Siebentel. Die Arbeitslosigkeit ist unverändert hoch, bis zu 19 Prozent in Polen. 

In Wien explodiert gegenwärtig die Zahl der Sozialhilfeempfänger auf Grund der schwierigen Arbeitsmarktlage. Weitere Bezieher aus Osteuropa werden das Sozialhilfesystem belasten und mittelfristig die schon jetzt österreichweit geringsten Sozialleistungen in Wien" – Anmerkung: WIFO-Studie – „weiter reduzieren. Erhöhungen werden überhaupt nur mehr, wie die letzten Jahre gezeigt haben, unter der Teuerungsrate möglich sein. 

Die gefertigten Landtagsabgeordneten stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern laut der Geschäftsordnung des Wiener Landtages folgenden Antrag:

Der Wiener Landtag möge beschließen: Der Landeshauptmann wird aufgefordert, im Zusammenwirken mit der Bundesregierung sicherzustellen, 

1. dass die siebenjährige Übergangsfrist des EU Erweiterungs-Anpassungsgesetzes zum Schutze des Arbeitsmarktes um weitere drei Jahre verlängert wird;

2. dass keine weiteren Beschäftigungsabkommen mit osteuropäischen Staaten zum Nachteil des heimischen Arbeitsmarktes geschlossen werden;

3. dass alle rechtlichen Möglichkeiten ergriffen werden, die Sozialhilfe als Existenzsicherung für die an der Armutsgrenze lebenden Österreicher zu erhalten.

Es wird sofortige Abstimmung dieses Antrages beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Hufnagl. 

Abg Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Hoher Wiener Landtag!

Einige wenige Sätze zu den langen Ausführungen meines Kollegen Kowarik, die mit dem eigentlichen Gegenstand und einem sehr, sehr wichtigen Landesgesetz nur sehr peripher überhaupt in einem gedanklichen Konnex gesehen werden können. Ich denke, wir haben eine Europakommission, in der ohne Zeitdruck und emotionslos auch Fragen des Arbeitsmarktes diskutiert werden. Jetzt Aussagen zu treffen, wie sich der europäische und der österreichische Arbeitsmarkt in sieben Jahren darstellen werden und welche Schlussfolgerungen und zwingenden Schritte jetzt schon notwendig wären, halte ich für verfehlt. Der Wiener Landtag und speziell das Gentechnik-Vorsorgegesetz sind weder der richtige Ort noch der richtige Zeitpunkt, hier eine Antwort zu geben. Ich lehne daher auch namens der sozialdemokratischen Fraktion – so wie vorweg schon Kollegin Sommer-Smolik für die GRÜNEN – die Kowarik’schen Anträge ab.

Hoher Landtag! Zum eigentlichen und, wie ich glaube, in der Tat sehr, sehr wichtigen und erfreulichen Punkt: Dem heute beschlussreif vorliegenden Entwurf eines Wiener Gentechnik-Vorsorgegesetzes sind schon einige demokratiepolitische und parlamentarische Initiativen hier im Wiener Landtag vorausgegangen. Bereits im April 2002 hatte ich die Ehre, zusammen mit der damaligen Gemeinderätin und später Nationalratsabgeordneten Petra Bayr einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend das Verbot der Freisetzung von gentechnisch manipulierten Organismen in der Natur einzubringen und eine Änderung des Wiener Naturschutzgesetzes in diesem Zusammenhang unter Beachtung der verfassungsmäßigen und kompetenzrechtlichen Abstimmungsnotwendigkeiten einzubringen.

In der Folge zeigte sich jedoch, dass ein rigoroses Verwendungsverbot von gentechnisch verändertem Saatgut und der Anbau derartiger Pflanzen die Hürde des europäischen Rechts – leider, muss man sagen – nicht nehmen kann. Dem Rechnung tragend fand im November vorigen Jahres ein Antrag aller vier Landtagsparteien betreffend den Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur Gentechnik-Vorsorge hier einen einstimmigen Beschluss.

Diese Maßnahmen, die nunmehr die Gestalt und die Form eines Gesetzes angenommen haben, umfassen vor allem eine stringente Melde- und Bewilligungspflicht gegenüber den Bezirksverwaltungsbehörden und, wie ich doch annehmen kann, der dann rechtszuständigen MA 58. Strenge Auflagen wie weitestgehende Sicherheitsabstände zu möglicherweise beeinträchtigten Nachbargrundstücken, egal, ob sie ökologisch oder konventionell bewirtschaftet werden, aber auch dichte Naturhecken zum Unterbinden des Samenfluges werden die Ausbringung von GVOs wirtschaftlich unattraktiv machen und daher de facto weitestgehend unterbinden. 

Zuwiderhandelnde Personen, die ohne oder gar gegen eine Bewilligungen derartige Handlungen setzen, werden nicht nur beträchtliche Geldstrafen zu gewärtigen haben, sondern sind dann auch verhalten, mittels Aufträgen die ursprünglichen Zustände wieder herzustellen. 

Ein verstärktes Netz von Kontrollen und Überwachungen durch die Behörden vor Ort und die Anlegung eines penibel geführten und alle Daten erfassenden Wiener Gentechnik-Buches runden nunmehr dieses Maßnahmenpaket gegen unzulässiges Ausbringen von GVOs im Sinne der Gentechnik-Vorsorge ab. 

Das Modifizierungsverfahren der EU bezüglich des nunmehr vorliegenden Gesetzes und eine dann ausgesprochene dreimonatige Stillhaltefrist wurden nunmehr erfolgreich durchlaufen. 

Wir können daher resümieren: Frau StRin Mag Ulli Sima hat den Verzicht auf Einsatz der Gentechnik vom ersten Arbeitstag in ihrem zentralen Schwerpunkt Umweltpolitik zu einem ganz, ganz wesentlichen und mit Emotionen und mit Zielgerichtetheit vorgetragenen Anliegen gemacht. Kaum ein Jahr danach liegt nunmehr dem Wiener Landtag ein mustergültiges Gesetz zur bestmöglichen Abwehr der Gentechnik in der Landwirtschaft vor, ein Gesetz, das mit Bundes- und EU-Recht kompatibel und daher so gut wie anfechtungssicher ist. 

Darüber hinaus hat unsere Umweltstadträtin mit der Wiener Landwirtschaftkammer und der Verkaufsgenossenschaft LGV Frischgemüse eine Wiener Deklaration zur Gründung der Interessensgemeinschaft "Freiwillig ohne Gentechnik" vereinbart, der sich zwischenzeitig die große Mehrzahl der rund tausend landwirtschaftlichen Betriebe und Gärtnereien in Wien angeschlossen hat. 

Für diese zielgerichteten und vorsorglichen Initiativen, unbeschadet der offensichtlichen Vorwahlzeit, in der wir uns befinden, soll der Stadträtin, aber auch den verantwortungsvollen Funktionären der Landwirtschaftskammer wie der LGV Frischgemüse nicht nur der Dank des Landtages, sondern, was in der Wirklichkeit noch viel mehr zählt, die Zufriedenheit der Wiener Konsumentinnen und Konsumenten mit der Versorgung mit naturbelassenem Obst und Gemüse sicher sein. Ich glaube, dafür können wir symbolisch sagen: Bitte vor den Vorhang dieses Wiener Landtages! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Liebe Abgeordnete! Gegen die Lobbyisten in der mächtigen Gentechnologiebranche und gegen die Agrarindustrie ist es wichtig, dass wir Bündnisse der Vernunft, Bündnisse gegen die Gentechnik in der Landwirtschaft bilden und dass diese wichtige Entwicklung auch von Wien offensiv forciert wird. 

Daher bringe ich zusammen mit meinem Fraktionskollegen Erich Valentin und Kollegen von drei weiteren Fraktionen dieses Hauses, Kollegin Reinberger, Kollege Klucsarits und Kollege Blind, einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend das Europäische Netzwerk "Gentechnikfreie Regionen“ ein und begründe diesen Antrag wie folgt: 

„Die überwiegende Mehrheit der Wiener Bäuerinnen und Bauern sowie Konsumentinnen und Konsumenten lehnen den Einsatz von Gentechnik in der Landwirtschaft ab." – Denken wir in dem Zusammenhang nur an die klaren Äußerungen der Bürgerinnen und Bürger im Zusammenhang mit dem Gentechnik-Volksbegehren. „Wien kommt mit zwei Initiativen der Umweltstadträtin, nämlich dem Gentechnik-Vorsorgegesetz und der Plattform 'Freiwillig ohne Gentechnik' dem Wunsch der Bevölkerung nach Sicherheit vor gentechnisch veränderten landwirtschaftlichen Produkten nach. 

Der nächste Schritt ist die Vernetzung auf europäischer Ebene mit anderen gentechnischkritischen Regionen. Das existierende Netzwerk "Gentechnikfreie Regionen" bietet dazu einen günstigen Rahmen. Dieses Netzwerk wurde von der Toskana und Oberösterreich begründet und umfasst in der Zwischenzeit mehr als 20 Regionen Europas, die auf Grund ihrer kleinstrukturierten Landwirtschaft ähnliche Probleme hinsichtlich Koexistenz haben wie Wien. Das Netzwerk versteht sich als Zusammenschluss, um auf europäischer Ebene die Anliegen von Koexistenz, also die unbeeinflussten nebeneinander wirkenden Anbauformen von konventionellem Landbau, aber auch ökologischem Landbau und solchem mit gentechnisch veränderten Organismen, entsprechend zu sichern. Dabei ist eine Charta abzuschließen, deren Unterzeichnung bedeutet: Die Teilnehmer verpflichten sich zur bestmöglichen Unterstützung der Ziele einer gentechnikfreien Landwirtschaft. 

Dieses Netzwerk würde Wien einerseits in seinem Bemühen um eben diese Gentechnikfreiheit unterstützen und andererseits von den Erfahrungen und vom Beitritt Wiens profitieren. Nach fünf Jahren erfolgt eine Evaluierung. 

Die unterzeichneten Landtagsabgeordneten stellen daher gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung des Landtages den folgenden Beschlussantrag: 

Das Land Wien tritt ehestmöglich dem Europäischen Netzwerk 'Gentechnikfreie Regionen' bei."

In formeller Hinsicht werden wir sodann gleich die Abstimmung vornehmen.

Meine Damen und Herren! Apropos Europa und Europäische Union: Bedenklich ist und bleibt, dass Entwicklungen in der Europäischen Union in den letzten Tagen uns einerseits Grund zur Freude gegeben haben, aber auf der anderen Seite auch Sorge Berechtigung hat. Am vergangenen Freitag hat eine qualifizierte Mehrheit von Umweltministern gegen die von der Kommission begehrte Aufhebung des in sechs Ländern, darunter auch in Österreich, gültigen Importverbots dreier Genmaissorten gestimmt. Ich stehe nicht an, hier dem Bundesminister Dr Pröll für seinen diesbezüglichen Einsatz zu danken, freue mich aber besonders, dass die sozialdemokratisch regierten Länder Portugal, Spanien und Tschechien durch ihr Abstimmungsverhalten schlussendlich den Umschwung herbeigeführt haben und damit auch die Interessen Wiens berücksichtigt werden konnten. 

Bedenklich ist und bleibt – und das ist die Schattenseite in Blickrichtung auf die Europäische Union –, dass die Kommission jederzeit einen neuerlichen Versuch setzen kann, Importverbote dieser Art aufzuheben. Bedenklich ist weiters, dass in diesen letzten Monaten vier neue Getreidesorten, die gentechnisch verändert sind, EU-weit zugelassen wurden. 

Meine Damen und Herren! Ich sage das in aller gebotenen Deutlichkeit und Ernsthaftigkeit und möchte hier einen Appell aussprechen. Ich fordere die EU-Kommissare im Allgemeinen und auch die österreichische Vertreterin, Frau Dr Ferrero-Waldner, im Besonderen auf, die Zwangsbeglückung der europäischen Landwirtschaft mit gentechnisch verändertem Saatgut sowie Futtermitteln und Pflanzen raschest zu überdenken und einzustellen. Sich über die Ablehnung und manifesten berechtigten Sorgen der großen Mehrheit der EU-Bürgerinnen und -Bürger wiederholt hinwegzusetzen, das ist der Stoff, aus dem die für ganz Europa schädliche Vertrauenskrise in die EU-Institutionen ihre wachsende Nahrung erhält. 

Wien wird im Gegensatz dazu auf dem Weg der gesunden Ernährung bleiben und dem Vertrauen der Menschen in unsere landwirtschaftliche Produktion konsequent Vorrang geben. Dazu brauchen wir dieses moderne Gentechnik-Vorsorgegesetz als wichtigen Baustein zum Schutz der Lebensmittel und damit zum Schutz der Gesundheit unserer Bürgerinnen und Bürger. 

So wie beim Resolutionsantrag, den ich verlesen habe, lädt die Sozialdemokratie ein, dieses moderne, wichtige Gentechnik-Vorsorgegesetz zusammen mit uns zu beschließen. Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und wünsche der Wiener Landwirtschaft eine erfolgreiche, prosperierende, aber vor allem eine gentechnikfreie Zukunft. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Habe ich das falsch verstanden, Herr Abgeordneter? Sie haben einen Antrag oder keinen? (Abg Heinz Hufnagl: Ach, den darf ich noch überreichen! – Heiterkeit. – Abg Christian Oxonitsch: Jetzt habe ich ihn dir extra in die Hand gedrückt!)

Ich habe keine weitere Wortmeldung. Daher ist die Verhandlung geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wie Sie wissen, geht es hier um ein Thema, das mich bereits seit sehr, sehr vielen Jahren begleitet, nicht nur während meines Studiums, sondern auch während meiner Zeit als Gentechnikreferentin bei Global 2000, und deswegen freue ich mich wirklich ganz, ganz besonders, dass wir heute hier mit allen fünf Fraktionen dieses Hauses das Gentechnik-Vorsorgegesetz beschließen können. 

Ich glaube, dass es ein sehr, sehr wichtiger Punkt ist für die Zukunft der Landwirtschaft in Wien. Mein Ziel ist es, diese Landwirtschaft auch künftig gentechnikfrei zu halten, und ich glaube, dass wir mit dem Gentechnik-Vorsorgegesetz diesem Ziel einen ganz, ganz großen Schritt nähergekommen sind. 

Wie Sie wissen, versuchen wir mit diesem Gesetz, den uns möglichen gesetzlichen Spielraum, der ja durch die EU-Vorgaben sehr, sehr eng ist, bestmöglich auszunutzen. Deswegen hat das Gesetz, das wir ja bereits im letzten Jahr auf die Reise geschickt haben, auch so lange gedauert, weil die EU-Kommission sich sechs Monate ausbedungen hat, in denen sie dieses Gesetz eben genauer untersucht und analysiert hat. Ich freue mich, dass wir es jetzt noch vor der Sommerpause geschafft haben, es heute auf die Tagesordnung zu bekommen, weil das mit Brüssel keine Selbstverständlichkeit ist, und dass wir es heute beschließen können. 

Wichtigster Punkt des Gesetzes ist sicher die behördliche Bewilligung, ist sicher das Gentechnik-Buch, aber auch, dass wir die Möglichkeit haben, via Verordnung für die Saatgutvermehrungsgebiete, die es in Wien gibt, komplette Verbotszonen zu beschließen. Das heißt, dort, wo in Wien künftig Saatgut angebaut wird – das sind doch einige Bereiche –, können wir künftig den Einsatz von Gentechnik generell untersagen. 

Wir haben dieses Gesetz auch in einer sehr engen Abstimmung mit Niederösterreich vorbereitet, einfach aus dem Grund, dass natürlich Wiener und niederösterreichische Bauern auf eine Zusammenarbeit und abgestimmte Gesetze wirklich angewiesen sind und wir da niemandem etwas erschweren wollen. 

Parallel dazu – das ist schon erwähnt worden – haben wir diese Plattform gegründet gemeinsam mit der LGV Frischgemüse und der Landwirtschaftskammer, wo wir sozusagen in einer Art Doppelstrategie versuchen, alle Wiener Bauern zu gewinnen, dass sie hier freiwillig mitmachen, damit wir eben keine Gentechnik auf unseren Feldern haben. 

Der Beitritt zum Europäischen Netzwerk ist, glaube ich, auch ein nächster wichtiger Schritt, weil einfach die Vernetzung mit anderen Regionen, die wir natürlich auf informeller Ebene schon länger vorbereitet haben und die jetzt Gott sei dank gleichzeitig mit dem Gesetz quasi spruchreif und abstimmungsreif geworden ist, sicher auch ein wichtiger Schritt ist, weil alle Länder und Regionen ja das gleiche Problem haben, wie es beispielsweise das Bundesland Wien hat, nämlich dass es eindeutige gesetzliche EU-Vorgaben gibt, die im Prinzip sagen, Gentechnik ist zu erlauben. Wir aber wissen, dass die Bevölkerung, die Bauern das eigentlich nicht wollen, deswegen ist es wichtig, dass wir hier den maximalen Spielraum ausnutzen, uns aber auf der anderen Seite auch mit anderen zusammenschließen. 

Denn eines muss man schon sagen: Bei der Gentechnik hat Österreich eigentlich eine Erfolgsgeschichte auf EU-Ebene vorzuweisen. Anders als bei der Antiatompolitik, wo wir immer ein bisschen als Spinner verlacht worden sind, die keine Atomkraftwerke wollen, wo wir aber sehr allein dagestanden sind, haben wir es bei der Gentechnik geschafft, auf EU-Ebene Verbündete zu finden. Das hat sich letzte Woche erst wieder gezeigt, als die EU-Kommission versucht hat, die drei Importverbote, die Österreich gegen drei sehr problematische Produkte seit Jahren aufrecht hat, wieder einmal aufzuheben – das war, glaube ich, der zehnte Anlauf der EU-Kommission –, und die EU-Kommission nur deswegen gescheitert ist, weil es eine Zweidrittelmehrheit gegen den Vorschlag der Kommission gab. Das heißt, wir haben es geschafft, sehr, sehr viele Länder als Verbündete zu gewinnen, die Österreich in diesem Anliegen des Aufrechterhaltens des Importverbotes unterstützt haben.

Das hat mich persönlich wirklich sehr gefreut, denn ich kann mich noch erinnern, als die Gentechnikdebatte begonnen hat, haben mir damals viele gesagt, ihr werdet sehen, in einem halben Jahr ist es da, und ihr könnt nichts dagegen tun. 

Mittlerweile sind 10 Jahre vergangen. In Österreich gibt es nach wie vor keine Gentechnik in der Landwirtschaft. Und damit das auch weiterhin so bleibt im Bundesland Wien, ersuche ich Sie um Zustimmung zu diesem Gesetz. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage in erster Lesung einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das sind alle anwesenden Abgeordneten. Damit ist in erster Lesung das Gesetz einstimmig angenommen.

Ich habe nun drei Beschlussanträge abzustimmen.

Der erste Beschlussantrag, eingebracht von den GRÜNEN, Obertitel betreffend Europäisches Netzwerk "Gentechnikfreie Regionen". 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN, die SPÖ und das BZW. Das ist die Mehrheit. Somit ist dieser Antrag mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zum zweiten Antrag, das ist der Beschlussantrag der FPÖ, Obertitel: Schutz des Arbeitsmarktes und der Sozialhilfe als Mittel der Existenzsicherung. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind FPÖ und BZW. Das ist die Minderheit. Somit ist dieser Antrag nicht beschlossen.

Der dritte Antrag ist eingebracht von SPÖ, ÖVP, FPÖ und BZW, Obertitel: Europäisches Netzwerk "Gentechnikfreie Regionen". 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind alle Fraktionen. Somit ist dieser Beschlussantrag einstimmig beschlossen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich nun mehr die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist einstimmig. Somit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen worden.

Wir kommen nun zur Postnummer 10. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierhaltegesetz geändert wird. 

Berichterstatterin hierzu ist Frau amtsf StRin Mag Sima. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich lege Ihnen heute ein Gesetz vor, mit dem das Wiener Tierhaltegesetz geändert wird, und möchte gleich die Gelegenheit nutzen, um ein paar Kernpunkte des Gesetzes zu erläutern. 

Wie Sie wissen, haben wir bereits im letzten Jahr eine Enquete zum Thema Sicherheit und Hunde in Wien abgehalten. Wir haben eine sehr lange Diskussion mit den Experten geführt. Ziel war es schlicht und ergreifend, die Sicherheit der Wienerinnen und Wiener im Zusammenhang mit Hunden zu erhöhen, andererseits aber natürlich Hundebesitzer keinen unnötigen Schikanen auszusetzen. Ich glaube, dass das Ergebnis, das wir heute vorlegen können, wirklich ein sehr, sehr gutes ist. Wir haben sehr intensiv auch mit der MA 60, die ja dieses Gesetz vollzieht, beraten und viele Defizite, Schwierigkeiten oder Probleme, die es im Vollzug bisher gegeben hat, mit diesem Gesetz beheben können.

Wie Sie wahrscheinlich wissen, beinhaltet das Gesetz die Möglichkeit, bei problematischen Hundehaltern ein Hundehalteverbot auszusprechen. Wir haben den so genannten Freibiss abgeschafft. Das heißt, die Behörde kann künftig auch vorsorgend tätig werden, was, glaube ich, ein ganz, ganz wichtiger Punkt ist. Wir haben der Behörde die Möglichkeit eingeräumt, einen Hundeführerschein vorzuschreiben, und wir haben eine Haftpflichtversicherung vorgeschrieben. Es wird auch einen freiwilligen Hundeführerschein geben, der in seinen Kernpunkten nicht darauf abzielt, dass der Hund irgendwelche Kunststücke kann, sondern der darauf abzielt, dass der Hundebesitzer zeigen muss, dass er mit seinem Hund gut umgehen kann, dass er ihn gut einschätzen kann und dass er bei Gefahrensituationen richtig reagiert.

Ich habe jetzt, ehrlich gesagt, etwas erstaunt die Aussendung des Kollegen Ulm zur Kenntnis genommen, und ich bedauere es wirklich sehr, weil wir über dieses Gesetz sehr lange gesprochen haben und im Ausschuss die ÖVP diesem Gesetz noch zugestimmt hat. Ich kann es wirklich nur dem Wahlkampf zuschreiben, dass sie plötzlich, binnen Stunden geradezu, ihre Meinung geändert hat. Ich finde das auch deswegen bedauerlich, weil einfach die Gründe, die Sie angeben, wirklich derart haarsträubend falsch sind. Anders kann ich das überhaupt nicht bezeichnen. 

Sie werfen uns vor, wir würden der Polizei zusätzliche Aufgaben zuteilen. Jetzt werde ich Ihnen einmal etwas sagen. Die Polizei hat bisher einem problematischen Hundehalter zwei Dinge vorschreiben können: Der Hund muss immer an der Leine geführt werden und immer einen Beißkorb tragen. Was glauben Sie, was passiert ist? Der ist bei der Tür hinausgegangen, ist einmal um die Ecke gebogen, die Sache war erledigt.

Jetzt haben wir der Polizei die Möglichkeit eingeräumt, dass sie einen Hundeführerschein vorschreibt. Was das für ein zusätzlicher Arbeitsaufwand für die Polizei sein soll, kann ich nicht nachvollziehen. Okay, möglicherweise ist das Wort Hundeführerschein etwas länger zu schreiben von den Tippmöglichkeiten her als Leine und Beißkorb. Aber ich meine, diese Argumentation kann ich nicht nachvollziehen. (StR Dr Johannes Hahn: Weil wir jetzt schon wissen, dass das nicht eingehalten wird! Das wissen wir jetzt schon!)
Auf Ihre Bemerkung möchte ich auch gerne gleich eingehen. Wir haben eine Zustimmung der Bundespolizeidirektion zu diesem Gesetz bekommen. Wir haben mit denen geredet, die haben gesagt, ja, sie wünschen sich das, denn Leine und Beißkorb vorzuschreiben, ist sinnlos. Das wissen auch die. Sie möchten gerne einen Hundeführerschein vorschreiben. 

Und wissen Sie, meine Damen und Herren, was dann passiert ist? Dann hat uns das Innenministerium mit einer Woche Verspätung nach der Stellungnahmefrist mitgeteilt, das ist eine zusätzliche Aufgabe für die Polizei, das können sie leider nicht wahrnehmen.

Und wissen Sie, was dann passiert ist? Die Bundespolizeidirektion hat uns ein zweites Mal geschrieben, und hat uns gesagt: Es tut uns sehr Leid, wir sind dagegen.

Und dann ist es passiert, dass die ÖVP-Wien plötzlich Ihre Meinung geändert hat. Man könnte den Eindruck haben, Sie sind vom Innenministerium zurückgepfiffen worden. Böse Zungen würden das vielleicht behaupten. 

Es tut mir wirklich sehr Leid, denn inhaltlich ist es einfach etwas Gescheites. Es würde der Polizei auch weiterhelfen, denn jeder kann sich, glaube ich, an den Fingern einer Hand abzählen, dass die Verordnung von Beißkorb und Leine enden wollend sinnvoll ist. Bei einem Hundeführerschein müsste der hingehen, müsste den Hund ausbilden, müsste den Hundeführerschein nachweisen. Sie wissen ohnehin, dass die inhaltliche Beurteilung der Tiere die MA 60 vornimmt. Also auch deswegen kommt es zu keiner zusätzlichen Belastung.

Wir werden dem trotzdem entgegenkommen. Von meiner Fraktion wird ein Abänderungsantrag eingebracht werden, um dem Innenministerium sozusagen nicht diese Argumentationsbasis zu liefern und deswegen das Gesetz zu behindern. Ich glaube, dass es ein gutes Gesetz ist, das wirklich ein Mehr an Sicherheit für die Wiener Bevölkerung bringt. Ehrlich gesagt wird es das Innenministerium selbst rechtfertigen müssen, warum es dagegen ist, dass wir effiziente Maßnahmen setzen, um unsere Wienerinnen und Wiener vor problematischen Hundebesitzern und deren Tieren zu schützen. Das wird das Innenministerium selbst argumentieren müssen und auch die Verantwortung dafür übernehmen müssen. Das möchte ich hier auch ganz klar sagen. 

Soweit einmal meine erste Stellungnahme. Ich behalte es mir vor, mich am Schluss noch einmal zu Wort zu melden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Es liegen zu diesem Gesetz Wortmeldungen vor, daher erfolgt eine Debatte. 

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage vor, dass die General- und Spezialdebatte zusammengelegt werden. Gibt es einen Einwand gegen diesen Vorschlag? – Dies ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Wir kommen nunmehr zur Debatte. Zu Wort gemeldet ist als Erste Frau Abg Sommer-Smolik.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! 

Wir werden diesem Gesetz zustimmen, wobei es uns nicht weit genug geht, denn wir haben schon seit Jahren einen Hundeführerschein gefordert und verlangt, aber einen verpflichtenden Hundeführerschein, und jetzt kommt er verpflichtend nur für jene, die auffällig geworden sind. Ganz so super und so toll, wie Sie das jetzt dargestellt haben, ist dieses Gesetz ja leider auch nicht. Es ist eigentlich nicht viel Neues drinnen. Die Neuigkeiten haben Sie erwähnt, aber all das, was jetzt abgefeiert wird, hat es auch schon vorher gegeben. So hat man schon vorher die Vorschreibung eines Hundeführerscheins machen können, und mit diesem Gesetz werden nur die Modalitäten genauer bestimmt.

Auch der Anreiz, der so hochgelobt worden ist für die freiwillige Absolvierung des Hundeführerscheins, ist unserer Meinung nach nicht sehr groß, denn auch das hat es schon gegeben, nämlich die Befreiung von der Hundeabgabe, und das hat auch nur sehr wenig bewirkt. Es haben nicht sehr viele Personen von dieser Befreiung und von diesem Anreiz Gebrauch gemacht, und es ist zu befürchten, dass, wenn es sich nach wie vor um einen freiwilligen Hundeführerschein handelt, auch jetzt nicht viel mehr HundehalterInnen davon Gebrauch machen werden. 

Es ist eigentlich das große Problem in Bezug auf das Halten von Hunden und das Zusammenleben von Menschen und Hunden in dieser Stadt nicht gelöst. Wir sehen es als ersten Schritt, aber wir hoffen, dass es dann noch weitergehende Diskussionen geben wird, dass wir dann irgendwann einmal zu einem verpflichtenden Hundführerschein kommen, vor allem, wenn in den Ausführungen zum Gesetz selbst der Vorschlag drinnen steht, dass alle Hundebesitzer einen Sachkundenachweis zu erbringen haben, was grundsätzlich zu befürworten ist. Eine derartige Verpflichtung würde aber einen nicht zu rechtfertigenden Verwaltungsaufwand mit sich bringen und darüber hinaus sicherlich nicht die Zustimmung eines Großteils der Hundehalter finden.

Und das ist ja schon bezeichnend für dieses Gesetz, dass man sich anscheinend so fürchtet vor den Hundehaltern, dass man die Wahlen vielleicht verlieren könnte, weil doch viele Menschen in der Stadt Hunde haben, dass man das jetzt nicht vorschreibt, sondern auf der Freiwilligkeit belässt, obwohl man es eigentlich grundsätzlich gut findet. Und da finde ich, hat eigentlich die Frau Stadträtin der Mut verlassen, hier eine Verpflichtung einzuführen, denn nur dann hätte man vielleicht ein bissel eine Sicherheit, dass es zu einem gedeihlichen Zusammenleben der Menschen mit Hunden und der Menschen ohne Hunde in dieser Stadt kommen könnte. 

Sonst wurde halt neu nummeriert, was sich ergeben hat durch das Bundestierschutzgesetz. Es ist zu gratulieren, denn es ist schöner und es ist leichter zu lesen. 

Die Haftpflichtversicherung ist von unserer Seite sehr begrüßenswert, auch eine lange Forderung von uns, dass das passiert, und das ist auch mit ein Grund, warum wir jetzt zustimmen werden.

Ich werde einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen:

„Der Landtag wolle beschließen:

Die amtsführende Stadträtin für Umwelt wird vom Wiener Landtag beauftragt, ein Konzept zur Umsetzung eines verpflichtenden Hundeführerscheins zu erstellen und dieses dem Gemeinderatsausschuss für Umwelt bis 31. Dezember 2005 vorzulegen. Das Konzept untersucht insbesondere den verwaltungstechnischen Aufwand eines verpflichtenden Hundeführerscheins und zeigt diesbezügliche Lösungsmöglichkeiten auf.

Ich beantrage die sofortige Abstimmung.“ 

Ich finde es schade, dass die ÖVP, aus welchen Gründen auch immer, hier nicht zustimmt. Es wird ja dann wahrscheinlich erklärt werden, warum und wieso. Ich möchte aber schon sagen, dass, wenn die Bundespolizei hier schon mehrmals geäußert hat, dass sie dieses Gesetz nicht exekutieren wird oder kann oder möchte oder was auch immer, man sich schon von Seiten der Stadt Wien überlegen muss, wie man damit umgeht. Ich hoffe, dass die Kontakte zur Polizei so gut sind, dass die das auch machen, nicht dass wir jetzt ein Gesetz gemacht haben, das wir schon vorher hatten, wo vorher schon die Polizei gesagt hat, sie kommen nicht damit zurecht und sie werden sich nicht in eine Debatte über die Hundehaltung einmischen. Und wenn das nicht gewährleistet ist, fürchte ich, dass dieses Gesetz zahnlos bleibt und sich nichts ändern wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Nächster Redner ist Herr Abg Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr verehrte Damen und Herren!

Den Wortmeldungen meiner beiden Vorrednerinnen konnte ich jedenfalls entnehmen, dass die Haltung zu diesem Thema bei der ÖVP sicher mehr der Meinung der GRÜNEN entspricht als der SPÖ. Ich glaube, dass wir da inhaltlich gar nicht so weit auseinander liegen. Wir werden auch Ihrem Antrag auf Einführung eines Hundeführerscheins zustimmen. Ich glaube, dass nichts dagegen zu sagen ist, dass hier ein Schritt in die richtige Richtung, was die materiellen Normen betrifft, ergriffen wird. Aber das ist uns zu wenig, erstens, weil es an sich nicht weit genug geht, und zweitens, weil man schon die eigene Verantwortung wahrnehmen muss als Stadt Wien und weil man nicht jede Angelegenheit der örtlichen Sicherheitspolizei einfach der Bundespolizei übertragen kann, nur weil es da eine Verordnung gibt aus dem Jahr 1968, wonach solche sicherheitspolizeilichen Angelegenheiten grundsätzlich der Bundespolizeidirektion übertragen werden. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das kann man aber machen!) Natürlich kann man es. Die Frage ist jetzt nur, ob man nicht seit dem Jahr 1968 gescheiter werden konnte, Herr Kollege, und darüber sollte man zumindest nachdenken. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Nein, weil wir uns das flächendeckend nicht leisten können! Flächendeckend Hundepolizisten, oder wie stellen Sie sich das vor?) Die Kriminalitätsbekämpfung und der Kriminalitätsanfall im Jahr 1968 war ein ganz ein anderer als heute, die Polizei hat heute mit ganz anderen Erscheinungen zu kämpfen, und man sollte sich vielleicht doch überlegen, gewisse Angelegenheiten der Gemeinde doch wieder selbst zu besorgen und sich ihrer selbst anzunehmen. 

Also wir bringen auf alle Fälle eher flächendeckend Hundepolizisten zusammen als Bundespolizisten, die sich um diese Aufgabe kümmern können. Sie wissen ganz genau, was Sicherheitsorgane alles zu tun haben, welche bundesgesetzlichen Vorschriften die zu vollziehen haben und dass für die landesgesetzlichen Vorschriften und für die ortspolizeilichen Verordnungen es sehr schwer ist, die notwendige Zeit aufzubringen. Wenn die Verpflichtung dazu besteht, keine Frage, bin ich der Erste, der sagt, die Polizei hat das zu exekutieren, ist ja keine Frage, was die rechtliche Grundlage ist, das muss passieren. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Na also!) Aber was die rechtliche Grundlage ist, das entscheiden wir hier im Landtag, und da habe ich den Bürgermeister auf meiner Seite und kann ihn als unverdächtigen Zeugen zitieren. Wie oft spricht er in den letzten Tagen davon, die Gemeinde, die Stadt wird die Bundespolizei überall dort entlasten, wo es möglich ist.

Das Gegenteil passiert. Dort, wo man was machen könnte, nämlich zum Beispiel so einen Hundeführerschein vorzuschreiben, dort sagt man, nein, nein, das lasten wir jetzt auch noch der Bundespolizei auf und das wollen wir einfach. Wir glauben, dass diese Aufgabe die richtige ist und zu der bekennen wir uns, denn es geht uns um die Sicherheit in dieser Stadt, um die Sicherheit im Zusammenhang mit Hunden, dass die vom Magistrat vollzogen werden sollte. Das sagt uns auch die Bundespolizeidirektion. Ich glaube, das ist ein gerechtfertigtes Anliegen. Es steht auch in der Bundesverfassung drinnen, dass die örtliche Sicherheitspolizei eine Angelegenheit ist, die die Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen hat. Und wenn man mit einem hohen Ausmaß an Kriminalität konfrontiert ist, dann sollte man sich doch überlegen, welche Aufgaben man der Polizei überträgt und welche man besser selber lösen könnte.

Ich glaube, es hat gute Gründe, warum die Bundespolizeidirektion sagt, dass sie sich hier dagegen wehrt, dass ihr eine neue Aufgabe übertragen wird. Ich glaube, unabhängig von diesem konkreten Aufschrei der Wiener Polizei sind wir regelmäßig schon seit langer Zeit dafür eingetreten, dass Angelegenheiten der örtlichen Sicherheitspolizei nicht automatisch auf die Bundespolizei übertragen werden.

Und zum Dritten glaube ich, dass wir einfach die Überwachung der tierrechtlichen Vorschriften in dieser Stadt effizienter angehen müssen, als das bisher der Fall war.

Wenn ich mir jetzt diesen Abänderungsantrag von der SPÖ ansehe, dann spricht ja aus dem schon das schlechte Gewissen. Da versucht man zur Hälfte, den Einwendungen der Bundespolizeidirektion nachzukommen, zur anderen Hälfte kümmert man sich nicht darum oder vergisst einfach auf Aufgaben, die einem bis jetzt wichtig waren. Zum Beispiel der § 9, wo es um die Schutzhundeausbildung geht. An sich war das allen bis vor kurzem eine wichtige Sache, dann sagt die Bundespolizeidirektion, darum können wir uns nicht auch noch kümmern, dann sagt man, nun, bevor wir es selber machen, streichen wir es ganz. Dann legen wir das weg und es gibt keine Regelungen in diesem Bereich.

Die Begründung in diesem Abänderungsantrag ist natürlich schlicht und einfach falsch. Es war bisher nicht Aufgabe, einen Hundeführerschein vorzuschreiben. Mit der Vorschreibung allein ist es ja auch nicht getan, man muss ja dann in Evidenz halten, ob ein solcher Hundeführerschein tatsächlich abgelegt wurde, ob er erfolgreich abgelegt wurde, man muss das kalendieren, man ist mit administrativen Aufgaben beschäftigt, und es ist ein Mosaiksteinchen, es ist einfach ein Mosaiksteinchen, dass man sagt, okay, die Polizei übernimmt viele Aufgaben der Stadt Wien, also irgendwann einmal darf man sagen, es reicht, es ist genug, wir wollen hier, dass der Magistrat vollzieht.

Und ich weiß ja überhaupt nicht, warum sich die Stadt Wien so wehrt dagegen. Wenn man eine Angelegenheit den eigenen Magistrat vollziehen lassen kann, braucht man sich nicht zu beschweren darüber, dass man mit irgendetwas unzufrieden ist. Man hat den direkten Zugriff und kann die Dinge so regeln und so verwalten, wie man sich das vorstellt.

Aber uns geht es nicht nur darum, die Bundespolizeidirektion für den Vollzug verantwortlich zu machen, sondern ich glaube, es geht auch darum, die Sicherheitswacheorgane zu entlasten. Es geht auch darum, dass wir uns überlegen, dass es eine Truppe geben sollte, die sich um die Überwachung der tierrechtlichen Vorschriften kümmern sollte, nämlich eine Wiener Stadtpolizei oder eine Stadtwache. 

In diesem Zusammenhang bringen wir wieder einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, mit dem wir die Einführung einer solchen Stadtwache verlangen, die unter anderem die Vorschriften des Wiener Tierhaltegesetzes überwachen soll. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt kann man natürlich sagen, überall dort, wo eine Bundespolizeidirektion eingerichtet ist, darf kein Gemeindewachkörper errichtet werden, keine Frage, steht in der Bundesverfassung drinnen. Wollte man das anders haben, müsste man die Bundesverfassung ändern, müsste man in Gespräche eintreten, selbstverständlich mit der Innenministerin, keine einfache Sache. Aber es gibt ja nicht nur bewaffnete Wachkörper, die diese Regelungen überwachen könnten, die müssen ja nicht martialisch ausgerüstet sein. Wir haben ja auch Polizisten in anderen Bereichen, wir haben eine Gewerbepolizei in dieser Stadt und wir haben eine Baupolizei in dieser Stadt. Und wir haben bis vor kurzem Tierschutzorgane gehabt in diesem Tierhaltegesetz, die sind vor kurzem rausgekommen. Die haben nur einen großen Nachteil gehabt: Die haben den Nachteil gehabt, dass sie ehrenamtlich tätig werden sollten, und vielleicht war das der Grund, dass wir zu wenige von diesen Tierschutzorganen hatten. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Da müssen Sie die Bundeskompetenz befragen!)
Gut. Also dann gibt es eine weitere Erklärung dafür. Frau Stadträtin! Ich kann Ihnen nur sagen, viele von diesen Tierschutzorganen, die sich um die Einhaltung der tierschutzrechtlichen Vorschriften gekümmert hätten, habe ich auch davor nicht gesehen in Wien. Und was sind die Aufgaben solcher Organe? Die findet man übrigens auch bei der Fischerei, die findet man bei der Jagd und anderswo auch. Dort, wo sich die Stadt Wien wieder daran erinnert, dass sie für die örtliche Sicherheitspolizei zuständig ist. Die durften zum Beispiel, wenn sie Personen bei der Übertretung auf frischer Tat ertappt haben, diese anhalten zur Feststellung ihrer Identität. Wenn dies nicht möglich war, dann konnten sie Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu Hilfe rufen. Das waren Beamte im Sinne des Strafgesetzbuches, und selbstverständlich war die Behörde berechtigt, denen Weisungen zu erteilen. Die waren ausgerüstet mit Dienstausweis und Dienstabzeichen. 

All diese Dinge könnte man sofort machen, ohne die Bundesverfassung ändern zu müssen. Man müsste nur den Willen aufbringen, die Sicherheit im Zusammenhang mit Hunden ernst zu meinen, aber das spreche ich der SPÖ ab. 

Wir schaffen es nicht, die in diesem Zusammenhang wesentlichen Probleme in den Griff zu bekommen, nämlich die Überwachung der Hundezonen, die Einhaltung von Leinen- und Beißkorbpflicht und auch die Verunreinigung von Gehsteigen. Das wird nicht in dem Maß überwacht, wie wir uns das vorstellen, und dem könnte man leicht Abhilfe schaffen, indem man eine Stadtwache ins Leben ruft, die die spezifischen Vorschriften in diesem Bereich überwacht. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Reinberger.

Abg Brigitte Reinberger (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Das Tierhaltegesetz, wie es ursprünglich entworfen war, hat sehr wichtige Punkte enthalten, auch aus unserer Sicht sinnvolle und zweckmäßige Punkte. Dass sich das Innenministerium mit Verspätung dann doch noch geäußert hat, dass es den Vollzug einzelner Maßnahmen verweigern will, wodurch diese Abänderung notwendig geworden ist, das finden wir bedauerlich, weil ich schätze das auch so ein wie die Frau Stadträtin, dass es wahrscheinlich nicht so Unmengen Fälle sein werden, wo die Polizei tätig werden wird müssen. Also nicht mehr oder nicht wesentlich mehr als bisher vielleicht Fälle waren. Andererseits bestätigt sich doch das, was ich auch immer angeregt habe, ob man nicht doch schon oder Ihre Vorgänger Gespräche hätten führen sollen mit der Polizei, weil es hat immer wieder die Hinweise gegeben, dass die Polizei gesagt hat, wir haben wichtigere Dinge zu tun als für die Einhaltung von Tierhaltevorschriften zu sorgen. Da ist es auch um Leinen- und Beißkorbverpflichtungen gegangen, wo immer gesagt wurde, wir haben so viele wichtige Dinge zu tun und wir haben immer weniger Personal. Damals hat man gesagt, es ist Aufgabe der Polizei und daher hat sie sich zu kümmern und aus, und wenn die Polizei es nicht tut, ja, dann geschieht eben nichts. 

Also vielleicht wäre es doch sinnvoll, da gehe ich ein wenig d'accord mit Herrn Kollegen Dr Ulm, dass man sagt, man hätte es sich überlegen und einen Schritt setzen können, Verhandlungen mit der Polizei zu führen, wieweit es sinnvoll ist, manche Aufgaben an Tierschutzorgane zu übertragen. Aber da bin ich auch Ihrer Meinung: Wenn man sich so etwas hält, dann ist auch die Frage, ob ich ordentlich bezahle und nicht nur ehrenamtliche Tätigkeit in Anspruch nehme. Aber, wie gesagt, es ist bis jetzt nicht gemacht worden. 

Vielleicht kann man das in Zukunft machen, vielleicht kann man da sozusagen offensiv Gespräche führen, wie man in Zukunft eine sinnvolle Aufteilung machen kann. Vielleicht lässt das Innenministerium mit sich verhandeln, dass man sagt, okay, wenn die Stadt versucht, einen Teil der Aufgaben zu übernehmen, wird das Innenministerium beziehungsweise die Polizei doch einen Teil durchführen. Aber das ist meiner Meinung nach etwas, was natürlich einige Zeit dauert, denn da muss erst einmal festgestellt werden, wer sind diese Organe, dann müssen sie natürlich geschult sein und entsprechende Ausbildung haben, um diese quasi sicherheitspolizeiähnliche Tätigkeit übernehmen zu können. 

Das ist etwas, was sicherlich dieser Landtag nicht mehr umsetzen kann, und daher, finde ich, sollten wir dem Gesetz dennoch zustimmen in der jetzt vorliegenden Form, in dieser abgeänderten Form. 

Was wir weiter auch heute noch beschließen könnten, das wären zwei Initiativen, die das BZW zu diesem Thema einbringen wird. Das eine betrifft die Erfassung von Hunden. In Wien leben wesentlich mehr Hunde, als dem Magistrat gemeldet sind. Der Stadt entgeht daher ein beträchtlicher Betrag an Hundeabgabe. Die Kosten von Einrichtungen wie Hundezonen und so weiter werden dadurch auf die Allgemeinheit abgewälzt. Ich darf jetzt zu der Begründung noch ergänzen, es ist vielleicht auch einfacher, denn diese verpflichtenden Vorschriften, wie zum Beispiel Versicherung und so weiter, kann ich besser kontrollieren, je mehr Hunde tatsächlich angemeldet sind, weil ich über die Meldung ja besser Zugriff habe zu kontrollieren, ob eine Versicherung vorliegt.

Die gefertigten Landtagsabgeordneten stellen daher folgenden Antrag: 

„Der Wiener Landtag wolle beschließen, die zuständigen Stellen haben daher gezielte Maßnahmen zu setzen, um möglichst alle in Wien lebenden Hunde zu erfassen und dafür Sorge zu tragen, dass für sie Hundeabgabe entrichtet wird. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall beim BZW.)

Der zweite Antrag betrifft die Zweckbindung der Hundeabgabe. Fragt man die Wiener Bevölkerung, was sie in Wien stört, ist eine der häufigsten Antworten: Hundekot. Eine Reihe von Vorschriften normiert die Verpflichtung der Hundehalter zur Beseitigung des Hundekots. Dennoch meinen viele Hundebesitzer, wenn man sie dann darauf anspricht, dass sie durch die Entrichtung der Hundeabgabe auch die Reinigung bezahlt hätten. 

Eine Zweckbindung der Hundeabgabe zugunsten von Einrichtungen wie Hundeklos, Hundeauslaufzonen oder die Aufstellung von Geräten zur Entsorgung des Hundekots hätten aus unserer Sicht zweierlei Nutzen: Zum Ersten eine Serviceeinrichtung für die Hundehalter bei der Umsetzung ihrer Verpflichtung, also wenn sie den Zugriff hätten zum Sackerl und dann auch die entsprechenden Container, wo sie die Sackerl mit dem Inhalt wieder loswerden. Und das Zweite: Es wäre auch eine eindeutige Klarstellung, wenn ich sage, die Hundeabgabe ist für Punkt Punkt Punkt, dann ist es klargestellt für alle, die das Gesetz beziehungsweise die sonstigen Vorschriften nicht kennen wollen, wofür die Hundeabgabe verwendet wird und wofür sicher nicht.

Aus diesem Grund stellen wir folgenden Beschlussantrag: 

„Der Wiener Landtag wolle beschließen, die Hundeabgabe zur Einrichtung von Hundeauslaufzonen, Hundeklos und zur Aufstellung von Einrichtungen zur Entsorgung von Hundekot, Automaten mit Beutel, Müllbehälter und so weiter zu verwenden.

Hier verlangen wir auch die sofortige Abstimmung.“ (Beifall beim BZW.)
Wie gesagt, dem Gesetz und auch dem Abänderungsantrag werden wir natürlich zustimmen. (Beifall beim BZW.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Blind.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Stadträtin! Es freut mich, dass wir hier nach dem Gentechnikgesetz, wo wir einen gemeinsamen Antrag eingebracht haben, auch diesem Gesetz vollinhaltlich beistimmen können. Im Ausschuss war auch die ÖVP noch ganz dafür. 

Der Abänderungsantrag der SPÖ ist kein schlechtes Gewissen der SPÖ, sondern eine Notwendigkeit, trotz Einwendung des Innenministeriums, der Innenministerin Liesl Prokop, das Gesetz zum Wohle Wiens und der Wiener durchzubringen. 

Der ÖVP möchte ich schon raten, statt der LAbgen Parzer und Klucsarits doch den Abg Ulm in den Umweltausschuss zu entsenden, weil dort war die ÖVP zu 100 Prozent dafür, und jetzt ist sie so ganz dagegen. Das ist mir als Oppositionspartei hier in Wien auch im Wahlkampf viel zu billig. So möchte ich eigentlich hier in diesem Haus nicht verhandeln, das gefällt mir nicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Durch die letzte Novelle zum Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz wurden die tierschutzrechtlichen Vorschriften aufgehoben. Der Tierschutz ist nun Bundessache, und die Tierhaltung bleibt Landessache. Es blieben daher lediglich die Bestimmungen sicherheitspolizeilicher Natur in Kraft. 

Der zersplitterte Gesetzestext, und das ist gut so mit diesem Gesetz, soll wieder neu und verständlich geordnet werden. Das ist etwas Positives, und wir werden diesem Gesetz zustimmen. Den Grundsätzen eines Verwaltungsverfahrens entspricht, dass das gelindeste Mittel, das zum Ziel führt, angewendet werden soll. 

Ich verstehe in diesem Zusammenhang die GRÜNEN gar nicht. Bei vielen Aktionen auf der Straße sind sie durchaus, wenn auch nicht immer, für Recht und Ordnung. Und plötzlich, bei den Hundehaltungen oder bei diesem Gesetz, ist ihnen das alles nicht streng genug. 

Ich finde dieses Gesetz wohl ausformuliert. Es ist der so genannte Wiener Weg, wo es nicht 100 000 Vorschriften gibt, und hinter jeder Ecke lauert irgendeiner und beobachtet einen, was man da alles macht, sondern dieses Gesetz ist wohl austariert. Wir waren ja auch alle im Umweltausschuss dafür. 

Ich finde es einfach fies. Im Umweltausschuss hat sich die Frau Stadträtin wirklich bemüht. Es war eine Diskussion, wo sie sich bemüht hat, dass alle zu Wort kommen können, dass alle oft genug zu Wort kommen können und dass wir es ausdiskutieren können. 

Das war auch bei der Gentechnik so. Da wurde angekündigt, warum das spät kommt. Da hat man gewusst, wenn es spät kommt, ist es nicht deshalb, weil man die Opposition hereinlegen will. Nein, es kommt spät, weil da gibt es gewisse Fristen, die eingehalten werden. 

Und auch bei diesem Gesetz hat man sich bemüht, und wenn man sich bemüht, dass man so belohnt wird, das gefällt mir einfach nicht, und das stelle ich hier auch als Opposition fest. 

Der Entzug eines Hundes und dass ein Tierhalteverbot ausgesprochen werden kann, ist laut diesem Gesetz möglich, und das ist die letzte Zwangsmaßnahme. Ich bin schon ein Hundefreund, aber man muss Unbelehrbaren auch mit dem Gesetz entgegentreten können. Dieses Gesetz ist wohl formuliert. Als Ultima Ratio, wie es geheißen hat im Ausschuss, muss diese Zwangsmaßnahme, die sicher für das Tier ein Leid darstellt, angewendet werden können, aber wo der Tierhalter sich halt an gar nichts halten will, muss diese Ultima Ratio möglich sein. 

Zum Hundeführerschein, und zwar zum durchaus für den Alltag sinnvollen Wiener Hundeführerschein, stehen wir ebenso. Aber da bitte eine ganz kleine Kritik. Das stellt nichts in Frage, aber uns ist es wichtig. Es wurde uns auch im Ausschuss zugesagt. Bitte füllen Sie den Begriff Wiener Hundeführerschein ehebaldigst mit Inhalten. Jeder ist dafür. Die Wiener sind dafür. Sie sind dafür. Wir sind dafür. Doch bitte ein bisserl rasch das zu tun. Seit der Internationalen Hundeenquete am 13.10.2004 im Palais Auersperg warten wir alle darauf, und wir hoffen, es wird bald so weit sein. 

Bei der neuen verpflichtenden Haftpflichtversicherung hoffe ich, dass es Frau StRin Sima wirklich durchsetzen kann, dass bei der Neuanmeldung eines Hundes diese Haftpflichtversicherung nachgewiesen werden muss. Das ist wichtig für den Hundehalter, es ist aber auch vor allem wichtig für allfällige Opfer. Gesagt hat es uns die Frau Stadträtin, und wir glauben es ihr. 

Nicht überzeugt sind wir vom § 9 Abs 5. Das habe ich auch im Ausschuss gesagt. Aber da dieser Paragraph auf Grund der Verweigerung des Innenministeriums sowieso in dem Abänderungsantrag entfallen wird, ist da nicht allzu viel zu sagen. 

Wir meinen halt, dass mit bissigen Hunden keine Schutzhundeausbildung absolviert werden kann. Da bin ich noch ein bisschen in Zweifel, werde mich aber kundig machen, weil ich glaube, dass gerade ein solcher Hund eine Ausbildung braucht. Wir werden schauen, welche Ausbildung außer einer Schutzhundeausbildung für solche bissigen Hunde erfolgen kann. Aber wie gesagt, dieser Paragraph entfällt. 

Das Gesetz deckt unsere Vorstellungen ab, und wir stimmen diesem zu. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Mayer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herzlichen Dank. 

Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Als wir unseren Abänderungsantrag formulierten, wussten wir nicht, welche Flut von Anträgen hier ausgelöst wird. Das Thema ist offensichtlich in jeder Hinsicht immer wieder interessant. Die unterschiedlichsten Zugänge sind allerdings ein bissel verwunderlich. Wenn ich denke, gestern hat die Österreichische Volkspartei Freifahrt für Priester und Klosterschwestern verlangt, heute verlangt sie die Hundepolizei. (Abg Georg Fuchs: Sind Sie nicht für Ordnung?) Ich denke, dass irgendwie die Themen ein bisserl matt sind. Und wenn das für den Wahlkampf geeignet scheint, dann, bitte, soll es mir recht sein. Wobei ich aber sage: Wir haben ja schon einiges offensichtlich im Vorgespräch abgeklärt, weil der Kollege ja bereits darauf hingewiesen hat, dass er sehr wohl weiß, dass polizeiliche Maßnahmen in Städten, wo die Bundespolizei oder die Sicherheitswache, so steht es im Gesetz noch drinnen, anwesend ist, nur durch diese wahrgenommen werden können. Das Ganze wird natürlich noch verstärkt nach der Übertragungsverordnung 1968. 

Natürlich kann man alles ändern. Nur, es ist ja teilweise eine Bankrotterklärung des Bundes, wenn ich mir die Antwort durchlese, wo eigentlich, hoffentlich nicht absichtlich, geschrieben wird, was ja fast schon jämmerlich ist, dass sie jetzt schon so überfordert sei und noch weitere Einsparungen und Reduzierungen im Raume stehen, sodass sie diese Übertragung nicht annehmen können. Das heißt, es gibt ja für mich das Innenministerium zu, dass es noch weiter vor hat, in der Sicherheitswache, in der Bundespolizei Veränderungen vorzunehmen, die nicht zum Wohle der Bevölkerung sind. 

Wenn auch nicht wesentlich, allerdings doch vielleicht bei einem Sicherheitssprecher der ÖVP Ulm nicht unbeträchtlich, sollte sein, wenn ich da in seiner Presseaussendung lese, dass Bundespolizisten, die eine dreijährige Ausbildung haben, zu anderem herangezogen werden sollen. Da gebe ich ihm Recht. Da hast du völlig Recht. Ein Sicherheitswachebeamter hat eine Ausbildung von nicht ganz zwei Jahren. Wenn man das dritte Jahr dazugibt, ist er entweder Dienstführender oder Kriminalbeamter. Wäre er Kriminalbeamter, müsste ich zurückgreifen auf die Aussendung als Bezirksparteiobmann, der die gentechnische Untersuchung verlangt. Also wenn man so weit gehen würde, dass man gleichzeitig koppelt mit der gentechnischen Untersuchung des Hundekots, dann sind es drei Jahre. 

Aber so ist das System nicht, und wir wollten eigentlich normal eine Aufgabe der Polizei übertragen, die sie schon die ganze Zeit tut. Wir wollten ihr mehr Mittel in die Hand geben. Dass es unangenehm ist für denjenigen, egal wer es macht, diese Aufgabe zu übernehmen, das ist schon klar. Denn oft ist es so, dass ein kleiner Anlass große Wirkung hat. Denn die Einsicht der wenigen Hundebesitzer, und es sind ja sehr wenige, ist ja nicht gerade gegeben. Da kommt oft nach einer Abmahnung das nächste Mittel, die Anzeige, und dann die Festnahme. Und das Ganze nur, weil sie gesagt hat, leinen sie Ihren Hund an, und die Diskussion ist losgebrochen. Das ist schon klar. Hundehalter gehen quer durch die Bevölkerung, der Durchschnitt spiegelt sich sozusagen wider, ob er im Auto sitzt oder ob er einen Hund nicht an der Leine hat. 

Aber wenn hier auch noch angemerkt wird, die Erfassung von Hunden und die Versicherung zu koppeln, ist das sicher eine gute Idee, das geht aber nur, wenn man es bundesweit macht. Denn wie stelle ich den ordentlichen Wohnsitz eines Hundes fest, bitte? Wo steht das festgeschrieben? Also wenn ich meinen Hund, den ich gekauft habe, meiner Schwiegermutter borge, die angenommenerweise in Niederösterreich leben würde, oder ich bin der Eigentümer, sie ist die Besitzerin, also wie exekutiere ich so was? Es ist ganz einfach so, dass der Bund hier wirklich gefragt ist, und da schieben wir jetzt gar nichts ab auf den Bund, weil es irgendwie bequem ist, sondern es geht Verschiedenes nur, wenn der Bund grundsätzlich hier Regelungen trifft. 

Das Gleiche gilt natürlich auch für die Zwangsmaßnahme. Daher ist es äußerst klug, dass die Bundespolizei eine solche ausspricht. Denn wenn wir hier in Wien einen Hund beanstanden würden, dass man zum Hundebesitzer sagt, und Sie werden jetzt auf eine verpflichtende Ausbildung gehen, dann können wir die Antwort bekommen: Reden können Sie lange, aber ich bin Kärntner, Niederösterreicher, Oberösterreicher. Wenn die Bundespolizei hier tätig wird, dann muss er halt in Kärnten so einen Nachweis bringen, auch wenn er in Wien auffällig geworden ist. Das heißt, der Durchgriff der Behörde ist dann gegeben, wenn es die Bundesbehörde ist. Ich glaube, genau so ist das auch zu verstehen.

Ich nehme an, dass der 10. Juni verabsäumt wurde, weil ganz einfach die Personalnot auf Grund der Reformmaßnahmen des Bundes so groß ist, dass der zuständige Sachbearbeiter keine Zeit fand und erst am 14. seine Stellungnahme abgegeben hat. Daher möge das so sein wie es ist. Die Reaktion darauf, wo wir versuchen, hier das Beste daraus zu machen, uns dann noch anzukreiden, finde ich natürlich etwas eigenartig.

Auf die Anmerkung der Kollegin Sommer-Smolik, dass es nicht weitgehend genug ist, bin ich, glaube ich, indirekt eingegangen. Uns ist es auch nicht weitgehend genug, wir würden gerne mehr haben. Wir müssen uns aber ein bisserl nach der Decke strecken, und größer ist die Decke nicht, die wir haben. Es liegt nicht am Wiener Landtag, sondern es liegt eigentlich an der Bereitschaft des Bundes, hier für landesgrenzenübergreifende Maßnahmen zur Verfügung zu stehen. Das Ganze ist dieser zu beachtende Hinweis vice versa, wie gerade erwähnt.

Daher tut es uns zwar sehr Leid, aber wir werden euren Antrag in diesem Fall ablehnen. 

Ich glaube, ich brauche nicht näher zu begründen, warum wir den ÖVP-Antrag ablehnen werden. Er geht irgendwie am Thema vorbei für uns und ist eher populistisch, in welcher Hinsicht auch immer, aber es ist eben euer Antrag, und ihr müsst damit leben.

Den Antrag der Kollegin Reinberger kennen wir nicht. Was wir zumindest erfassen, dafür sind wir, aber das muss man bundesweit machen, das kann ein Bundesland allein nicht machen, weil die Möglichkeiten zum Ausweichen zu groß sind. 

Dass die Hundesteuer zweckgebunden verwendet werden soll, ist wieder so eine Sache. Die, die sich nicht daran halten, beziehungsweise die, die einpendeln, was ist mit denen? Sie wissen ganz genau, dass fast die halbe Hundeschar in Wien entweder noch nicht gemeldet ist oder sozusagen gemeldet ist außerhalb von Wien. Ich möchte das nicht ins Lächerliche ziehen, weil es ein, ja, Generalthema der ÖVP ist, und ich möchte es mir nicht aneignen, aber Hundekot soll damit abgegolten werden. Wie machen Sie das mit dem Größenverhältnis eigentlich? Für eine Dogge zahlt man das Gleiche wie für einen Dackel? Und das soll gegengerechnet werden? Oder wie soll das funktionieren? Man kann natürlich beides, das gebe ich schon zu. Aber ich glaube, eine solche Steuer zweckzubinden, ist nicht angesagt. Ich denke, wenn man so einen Antrag stellt, sollte man vorher vielleicht darüber diskutieren. In diesem Fall werden wir auch diesen Antrag ablehnen. Wir haben aber sicher Gelegenheit, bei den nächsten Sitzungen darüber zu diskutieren.

Ich darf jetzt unseren Abänderungsantrag überreichen und bitte, diesem zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gestatten Sie mir abschließend noch ein paar Bemerkungen. 

Herrn Abg Ulm möchte ich nur in Erinnerung rufen die Übertragungsverordnung aus dem Jahr 1968, wo eben die örtlichen sicherheitspolizeilichen Aufgaben an die Bundespolizei übertragen werden. Auch wenn das sozusagen nicht mehr so angenehm ist und man sich vielleicht nicht mehr so gerne daran erinnert, das ist ein Faktum. Das ist ein Faktum, das wir haben. Und ich persönlich finde es wirklich sehr schade, dass Sie sich hier vom Bund zurückpfeifen lassen. Ehrlich gesagt, mir wäre es als Fraktion peinlich, noch vor wenigen Tagen im Ausschuss zugestimmt zu haben und jetzt plötzlich eine 180-Grad-Wendung zu machen und das Gleiche zu sagen, was das Innenministerium so sagt. Das wäre mir wirklich sehr, sehr unangenehm. Ich kann Ihnen das nur sagen, aber damit müssen Sie fertig werden. Wir kennen ja das mittlerweile leider schon von den letzten Monaten, dass das Usus geworden ist. Ich finde es schade, weil man sollte sich darauf verlassen können, was das Ergebnis von Verhandlungen ist. Das ist normalerweise das, was man politische Handschlagqualität nennt. Es tut mir wirklich sehr Leid. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Christian Oxonitsch: Die ÖVP folgt genauso wie die Hunde! Sie ist gut abgerichtet!)
Ein bissel möchte ich schon noch aufklärend wirken. Worum geht es denn? Oder wie stellen Sie sich das dann eigentlich vor? Wofür brauchen wir die Bundespolizei?

Angenommen, Sie haben einen problematischen Hund, wo wir zu dem Schluss kommen, es muss eine Abnahme durchgeführt werden. Dann muss selbstverständlich die Bundespolizei dabei sein, wie bei jeder Zwangsmaßnahme. Oder wie stellen Sie sich das vor? Dass die Beamten der MA 60 dann die Wohnung aufbrechen? Oder was immer notwendig ist? Wie stellen Sie sich das dann tatsächlich praktisch vor? Das kann ich nicht ganz nachvollziehen. 

Oder: Es ist jemand gebissen worden. Die Polizei muss dann natürlich auch da eine Zwangsmaßnahme anordnen. Und das finde ich ja so lächerlich in der Debatte. Bisher haben sie auf einen Zettel einen Bescheid geschrieben: "Leine und Beißkorb". Jetzt schreiben sie: "Hundeführerschein". Und das ist die Begründung: Der unglaubliche Mehraufwand? Also allein dass Sie sich hinstellen und das hier argumentieren, kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. Ehrlich gesagt, ich meine, das kann man ja überhaupt nicht begründen. Noch dazu, wo es eine sinnvolle Maßnahme ist, wo die Bundespolizei ja zuerst gesagt hat, dass sie die gerne hätten und jetzt sozusagen vom Innenministerium zurückgepfiffen worden sind. Das war bisher der § 16/5, jetzt heißt er § 8/7, und das Wort "Hundeführerschein" ist dazugekommen. Das soll der gigantische Mehraufwand für die Polizei sein? Also ehrlich, ich meine, das ist lächerlich. Es tut mir wirklich Leid. (Abg Christian Oxonitsch: Gut abgerichtet ist die ÖVP!)

Ein schlechtes Gewissen, haben Sie gesagt, hätten wir, deswegen haben wir den Abänderungsantrag eingebracht. Da haben Sie ein bissel was falsch verstanden. Wir haben den Abänderungsantrag eingebracht, weil wissen, dass sozusagen von der rechtlichen Situation der Bund am längeren Ast sitzt, und wir versuchen, diesen Einsprüchen entgegenzukommen. Das habe ich auch ganz offen im Ausschuss gesagt. Das ist ja irgendwie kein Geheimnis, bitte schön. Wir haben nur versucht, das Gesetz auf jeden Fall noch zu retten. 

Frau Kollegin Reinberger! Ich bin ganz bei Ihnen, auch mir tut es weh, ich hätte die Schutzhundeausbildung gerne drinnen gehabt, leider, es ist nicht anders gegangen. 

Die Stadt Wien hat übrigens einiges an Aufgaben von der Polizei bereits übernommen in den letzten Jahren. Das ist Ihnen sicher bekannt. Ich sage nur das Passamt, das Fundwesen und so weiter und so weiter. Das ist eine ganz lange Liste. Und es geht überhaupt nicht darum, die Polizei mit unnötigen Aufgaben zu belasten. Aber ich denke mir, es gibt auch ein gewisses Gewaltmonopol in diesem Staat, und auf dem würde ich schon ganz gerne beharren.

Und was mich noch interessieren würde: Was sind eigentlich Ihre konkreten Lösungsansätze? Sie kommen da her und sagen: Na, Stadtpolizei, Stadtpolizei. Aber das hilft den Wienerinnen und Wienern, die sich erwarten, dass wir in Fragen der Sicherheit ihnen beiseite stehen, wirklich überhaupt nicht weiter. Wir legen hier ein ganz konkretes Gesetz vor, wo wir wirklich die Sicherheit der Menschen erhöhen, ohne die Hundebesitzer zu schikanieren, das einen breiten Konsens gefunden hat nach einer langen Diskussionsphase. Sie lassen die Wienerinnen und Wiener im Stich auf Grund eines Rückrufs vom Innenministerium. Das finde ich sehr schade! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, ich habe das Wichtigste zusammengefasst. 

Herrn Abg Blind möchte ich noch für sein Lob danken, das freut mich natürlich ganz besonders.

Zum Thema Hundekot haben wir, glaube ich, auch ausführlich diskutiert. Sie kennen das Pilotprojekt, das derzeit in vier Bezirken läuft und an sich wirklich sehr positiv angenommen wird. Wir werden uns nach drei Monaten einmal anschauen, wie sozusagen die Bilanz ist. Aber ich glaube, dass, wie gesagt, wie ich gestern auch schon ausgeführt habe, das der Weg ist, dass wir einfach auch die Wienerinnen und Wiener hier zur Eigenverantwortung erziehen, wie es in anderen Städten eigentlich auch so gut funktioniert. Selber wegräumen ist die Devise. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Als Erstes lasse ich über den Abänderungsantrag abstimmen, der von Herrn Dr Alois Mayer und GenossInnen eingebracht wurde. Wer diesem Abänderungsantrag seine Stimme erteilen will, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrstimmig der Fall, ohne die Stimmen der ÖVP angenommen. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. Einschließlich dieses angenommenen Abänderungsantrages. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der ÖVP, angenommen. (Abg Christian Oxonitsch: Gut dressiert!)
Ich komme nun zur Abstimmung der eingelangten Beschlussanträge. Ich werde sie in der Folge des Einlangens abstimmen. 

Als Erstes liegt mir der Antrag der GRÜNEN vor betreffend Hundeführerschein. Wer diesem Beschlussantrag zustimmen will, möge die Hand erheben. – Es haben nur die GRÜNEN und die ÖVP zugestimmt und daher ist er abgelehnt.

Als Nächstes bringe ich den Beschlussantrag der ÖVP zur Abstimmung, und zwar betreffend Überwachung von tierhalterlichen Bestimmungen. Also Einführung einer Stadtpolizei. Wer dem ÖVP-Antrag zustimmen will, möge die Hand erheben. – Dies ist wieder nicht angenommen. Es haben nur die ÖVP und das BZW zugestimmt. 

Als Nächstes kommt der erste Beschlussantrag vom BZW zur Abstimmung: Erfassung von Hunden. Wer diesem Antrag zustimmen will, möge die Hand erheben. – Auch dieser Antrag hat nicht die Mehrheit bekommen. Es haben ihm zugestimmt die GRÜNEN, die Freiheitlichen, das BZW und die ÖVP.

Und als Letztes kommt der Beschlussantrag: Zweckbindung der Hundeabgabe. Wer diesem Antrag zustimmen will, möge die Hand erheben. – Dieser Antrag hat auch nicht die Mehrheit erhalten. Es haben ihm das BZW, die FPÖ und die GRÜNEN zugestimmt. (Zwischenrufe.) ÖVP, BZW und die Freiheitlichen haben dem zugestimmt. Der Antrag wurde nicht angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dieses Gesetz ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der ÖVP, angenommen. 

Postnummer 2 betrifft die Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art 15a B-VG zur Sicherstellung der Patientenrechte (Patientencharta).

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Brauner, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte Sie, diese Vereinbarung zu diskutieren und zu unterstützen.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Dr Pilz zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden dieser Vereinbarung zwischen Bund und Ländern zur Sicherstellung der Patientenrechte zustimmen, gerne zustimmen, wenngleich wir einschränken wollen, dass es uns lieber gewesen wäre, wenn wir ein eigenes Gesetz hätten erlassen können, das die Patientenrechte berücksichtigt und sicherstellt. Ein Gesetz würde nämlich einen klaren Rechtsanspruch begründen. Aber wir sehen die Patientencharta als einen Schritt in die richtige Richtung und werden daher zustimmen. 

Ich möchte diesen Tagesordnungspunkt allerdings zum Anlass nehmen, um Beschlussanträge einzubringen, die im ersten Fall jetzt ganz konkret die Rechte von Patienten und Patientinnen im Gesundheitswesen der Gemeinde Wien betreffen und von denen wir meinen, damit würde man den Geist und das Interesse der Patientencharta in der Tat wirklich berücksichtigen. Nämlich es geht uns bei diesem Beschlussantrag um den hier schon von uns diskutierten Umstand, dass es im Fonds Soziales Wien nunmehr üblich geworden ist, Bewilligungsschreiben als Erledigung vorzusehen, wo nach rechtsstaatlichen Prinzipien ein Bescheid zu ergehen hätte, denn im Rahmen des Behindertengesetzes sieht das Gesetz eine Bescheiderlassung vor. Der Fonds Soziales Wien, der mit der Vollziehung von Aufgaben aus dem Behindertengesetz betraut ist, stellt lediglich Bewilligungen aus, und das ist uns in keinem Fall ausreichend. Wir glauben, dass es auch, was die gesetzliche Grundlage betrifft, nicht eine angemessene Erledigungsform ist, und wir meinen, dass man auf diese Weise die Rechte von Betroffenen, in dem Fall von behinderten Menschen, untergräbt, denn gegen eine Bewilligung kann man kein Rechtsmittel ergreifen. 

Wir stellen daher den Beschlussantrag: 

„Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge dafür sorgen, dass Leistungen auf Grund des Wiener Behindertengesetzes in Zukunft mittels Bescheides entschieden werden, um den AntragstellerInnen jene Rechte zu ermöglichen, die eines Rechtsstaates würdig sind, Rechtsmittel, Entscheidungspflicht der Behörde, und um eine konkrete Vollziehung des Wiener Behindertengesetzes wieder herzustellen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Auch mein zweiter Beschluss- und Resolutionsantrag beschäftigt sich mit Rechten von Patienten und Patientinnen in ihrer allerersten Lebenssituation, nämlich bei der Geburt. Sie wissen, dass wir die Frage der Anonymen Geburt immer wieder hier diskutiert haben und diskutieren müssen. Nachdem wir im Frauengesundheitsbeirat den Bericht vorgelegt gekriegt haben von der Arbeitsgruppe, die eingesetzt wurde, ist klar geworden, dass der gute Wille in diesem Fall zwar zu konstatieren ist, aber allein das Ziel nicht erreicht werden kann, nämlich dass Frauen erreicht werden können, die ansonsten ihr Kind vielleicht aussetzen würden. Die Zahlen belegen es. Wir haben im statistischen Schnitt genauso viele Kindesaussetzungen wie in den Jahren zuvor, als die Anonyme Geburt und die Babyklappe noch nicht eingeführt wurden. Das ist traurig, dass es so ist, dass diese Frauen nicht erreicht werden können. Gleichwohl haben wir 44 Babys, die bis zur Berichtslegung Ende 2004 anonym geboren wurden in den Spitälern, und 8 Babys, die in der Babyklappe abgegeben wurden. 

Das heißt, die Zahl der Findelkinder hat sich nicht gesenkt. Gleichwohl sind 52 weitere Kinder jetzt in Wien, denen der Zugang zum Wissen um ihre Herkunft für immer genommen ist. 

Die MA 11, das Amt für Jugend und Familie, sagt selbst wortwörtlich in diesem Bericht: „Auf Grund dieser Zahlen und nach genauer Analyse aller bisher in Wien erfolgten anonymen Geburten erscheint es gerechtfertigt, sich von der Ansicht, anonyme Geburten könnten Babyleben retten, zu distanzieren." 

Die MA 11 berichtet auch über die Berichterstattung. Anfänglich war sie sehr aufgeregt in den Medien und man hatte nachgerade den Eindruck, Ärzte halten die Kinder in die Kamera, als wären sie eine Beute. Also man hat sie richtig gesehen, wie sie zum Beispiel die Zwillinge hoch in die Kamera halten. Nach solchen Berichterstattungen sind, und das hat das Amt für Jugend und Familie festgestellt, die Zahl der Abgaben in der Babyklappe immer gestiegen. Gott sei Dank hat man sich in Wien jetzt mittlerweile dazu entschieden, keine Werbung mehr zu machen. 

Die MA 11 hat festgestellt und hat die Gründe analysiert, die die Frauen angegeben haben, warum sie sich nicht für eine legale Adoptionsfreigabe entschieden haben. Die Gründe kann man alle gut verstehen, und sie machen auch ganz klar, dass es eine schwierige Lebenssituation für die Frauen ist. Sie wollen keinen Mutterschutz in Anspruch nehmen, weil der Arbeitgeber davon erfahren würde, sie wollen, dass das Kind nicht im Personenregister eingetragen wird und damit zurückverfolgt werden kann, und sie scheuen die Behördenwege und die Unterschriftsleistung bei Gericht und Notar. 

Die MA 11 sagt zu all diesen Problemen, dass sie zu lösen wären, auch im Rahmen einer Freigabe zur Adoption auf legalem Wege. Man müsste eben genau dort ansetzen und den Frauen die Schwierigkeiten aus dem Weg räumen, die es diesbezüglich gibt, und nicht sozusagen wegen einer sehr kurzfristigen und vielleicht überschaubaren Perspektive die Schutzfrist in Anspruch nehmen zu müssen, dann für ein Leben lang eine Entscheidung für sich und das Kind zu treffen. 

Dazu kommt, und das habe ich hier auch schon häufig und mit Nachdruck deponiert, dass die Rechte des Kindes auf Kenntnis der Identität und der Herkunft zu achten sind und dass es, im Gegensatz zur weitverbreiteten Meinung, in Österreich kein Recht auf anonyme Geburt gibt, sehr wohl aber ein Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung. Frau Prof Verschragen von der Uni Wien sagt auch, dass die österreichische Regelung der Menschenrechtskonvention nicht entsprechend ist, und sie sagt wortwörtlich in einem Kommentar, konventionskonform ist nur eine Rechtslage, welche die Verwaltung der Daten und deren Richtigkeit so gewährleistet, dass das Kind eine Kenntnis von seiner Abstammung erhalten kann. 

Eine anonyme Geburt, bei der auch in der Praxis das Vorliegen einer Notsituation nicht geprüft wird und ferner keine Daten erhoben werden, ist im Licht der Menschenrechtskonvention höchst bedenklich.

Ich glaube, dass es Möglichkeiten gäbe, diese Probleme zu lösen, und eine Lösung oder die für mich probate Lösung wäre die Einführung der Geheimen Geburt. Geheime Geburt heißt, dass die Interessen, die die Frau bei der Geburt nach Geheimhaltung hat, die sich aber möglicherweise im Laufe ihres Lebens als nicht mehr so wichtig herausstellen oder durch Zeitablauf vielleicht auch nicht mehr relevant, aber das Interesse des Kindes nach Kenntnis wird bleiben beziehungsweise bei vielen aus psychischen Gründen noch größer sein, dass man diese beiden Interessen vereinen könnte durch das Instrument der Geheimen Geburt, da würde die Behörde die Daten der Frau und des Kindes aufnehmen, vertraulich bewahren, und eine mögliche spätere Weitergabe an Mutter und Kind mit beider Einverständnis wäre möglich.

Ich stelle daher den Beschlussantrag:

„Der Landtag wolle beschließen: 

Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, dass folgende Maßnahmen auf Bundesebene umgesetzt werden. Der im Bericht geäußerte Wunsch des Jugendwohlfahrtsträgers, es mögen die bundesrechtlichen Bestimmungen, die eine Adoptionsfreigabe für eine Frau in Konfliktsituationen verunmöglichen, hinsichtlich ihrer Anwendung flexibilisiert werden, damit nicht aus diesem Grund nur der Ausweg der Anonymen Geburt gewählt werden muss, dass das Instrument der Geheimen Geburt (Aufbewahrung der Daten bei der Behörde für eine mögliche spätere Weitergabe an Mutter und Kind mit deren beider Einverständnis) eingeführt wird. 

In formaler Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Ich möchte noch einen dritten Antrag einbringen, der mir auch sehr, sehr wichtig ist. Da geht es um die Hintanhaltung von Härtefällen beim Pflegegeld, denn seit dem Strukturanpassungsgesetz 1996 besteht der Anspruch auf Bundes- oder Landespflegegeld erst ab dem auf die Antragstellung folgenden Monat. Da ist der wirklich schreckliche Fall passiert, dass eine Tiroler Patientin, die an Gehirntumor erkrankt war, einen Antrag gestellt hat. Es waren hohe Kosten zu tragen auch für die Angehörigen in der Pflege eines schwerstkranken Menschen, aber bevor der Pflegegeldanspruch tatsächlich entstand, verstarb die Frau.

Das kann nicht im Interesse weder des Bundes noch des Landes sein, niemand wird das wollen, und wir meinen, dass das nicht davon abhängen soll, wie eine akute Krankheitsentwicklung sich abzeichnet, ob man das noch erlebt, dass man einen Anspruch aufs Pflegegeld auch tatsächlich umsetzen kann. Wenn es einen Missbrauchsvorwurf gibt und das daher in Zweifel gezogen wird, ist das in diesem Zusammenhang, denke ich, als das geringere Übel anzusehen, denn die Vorstellung, dass Menschen diesen Anspruch nicht mehr erleben können und in ihrer höchsten, in ihrer schlimmsten Not keinen Pflegegeldanspruch haben können, das kann ja nicht in unserem Interesse sein.

Ich stelle daher den Beschlussantrag:

„Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, sich bei den zuständigen Bundesstellen dafür einzusetzen, dass die in Betracht kommenden gesetzlichen Bestimmungen dahin gehend geändert werden, dass der Pflegegeldanspruch, mit dem Pflegegeld verknüpft auch das Landespflegegeld, bei Vorliegen der Voraussetzungen ab dem Zeitpunkt des Einlangens des Antrages beim Amt besteht. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrages.“ 

Schlussendlich möchte ich Sie noch informieren, dass, unterstützt von der ÖVP, also von Gemeinderäten und -rätinnen der ÖVP, die grünen Gemeinderäte und -rätinnen, also Frau Korosec und ich, zusammen ein Prüfersuchen gestellt haben an das Kontrollamt in Bezug auf den Fonds Soziales Wien, denn wir haben hier und im Ausschuss und im Beirat immer wieder diskutiert, dass die Umstellung des Systems von Dienstleistungsverträgen auf Förderverträge große Fragen aufwirft, dass vor allem bei der Opposition die Sorge besteht, dass durch diesen Paradigmenwechsel in der Versorgung im Gesundheits- und Sozialbereich möglicherweise Risken eingegangen werden, die man noch nicht abschätzen kann, die einerseits das EU-Wettbewerbsrecht betreffen, andererseits die Versorgungssicherheit durch diese neuen Strukturen. Wir meinen, dass wir guten Grund haben und dass es hoch an der Zeit ist, sich anzuschauen, ob diese Strukturen, die da jetzt eingeführt werden und wurden, tatsächlich das halten, was sie versprechen müssen, nämlich eine Versorgungssicherheit für die Menschen und Klarheit für die Anbieterorganisationen hinsichtlich ihrer Situation.

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass der Dachverband der Wiener Sozial- und Pflegeeinrichtungen sehr klar in einer Studie, die jetzt im Februar vorgelegt wurde, große Bedenken geäußert hat, dass mit diesen neuen Strukturen zweckmäßig und wirtschaftlich gearbeitet werden kann. Sie sagen, dass unter dem Förderregime die angebotenen Dienstleistungen neu zu definieren wären, dass mehr administratives Personal nötig wäre und dass die Übernahme dieser Aufgabenbereiche, wenn sich die Organisationen sozusagen um Förderverträge bewerben müssen, vermutlich den Preis der Dienstleistung erhöhen würde. Das halte ich nun doch für eine sicher nicht akzeptable und vor allem, nehme ich doch an, nicht intendierte Entwicklung, die hier möglicherweise vor der Tür steht. Außerdem sagen sie, dass es zu einer Machtkonzentration oder zu einer Konzentration kommen kann, dass die Organisationen befürchten, dass das Rote Kreuz und die Caritas der Erzdiözese Wien aufgrund ihrer Bekanntheit und Größe einen Wettbewerbsvorteil haben, der für kleine Anbieter das Aus bedeuten könnte. 

Auch das kann nicht im Interesse der Stadt sein, und eigentlich muss der Fonds Soziales Wien die Quadratur des Kreises schaffen. Wie das gelöst werden soll, ist uns völlig unklar. Auch das sollte durch diese Untersuchung jetzt klargemacht werden, wie soll denn gleichzeitig den Individuen, die eine Förderung zuerkannt bekommen, jede Freiheit in der Auswahl gegeben werden. Das ist EU-wettbewerbsrechtlich Vorraussetzung, dass man nicht steuern darf. Und so sagt das Gutachten Schramm, das hier seitens des Fonds Soziales Wien eingeholt wurde, dass alle faktischen Umstände aus der Serie des FSW zu eliminieren sind, welche die Entscheidungsfreiheit der Einzelperson zur Wahl des anerkannten Dienstleisters in Frage stellen können. Also wenn es so ist, dass die Gesundheits- und Sozialzentren einer ihrer Kernaufgaben nicht mehr nachkommen können, nämlich die Leute zu beraten, ihnen Hilfestellung zu geben nach einer Spitalsentlassung oder nach einer gesundheitlichen Verschlechterung ihnen auch Entscheidungsgrundlagen und Hilfestellungen zu geben, wenn sie das alles nicht dürfen, sondern nur auf den Markt der Anbieter verweisen dürfen, dann ist sehr die Frage, ob das im Interesse der Versorgungssicherheit der Menschen sein wird.

Wir meinen, diese Fragen sind zu klären, diese Fragen sind zu prüfen. 

Es ist uns auch besonders wichtig, dass klar ist, ob die Parameter und die Berechnungen für Leistungsabgeltungen an die Anbieterorganisationen transparent, gerecht und objektiv erstellt werden, denn auch das ist eine Voraussetzung dafür, dass diese Förderstruktur EU-wettbewerbsrechtlich hält. Es muss auch klar sein, dass es nicht zu Überförderungen kommt, das heißt - und das wird jetzt für viele Anbieterorganisationen gar nicht ganz leicht sein - es muss Klarheit und Transparenz darüber geben, woher sonst die Anbieterorganisationen ihre Mittel beziehen, ob es zum Beispiel aus anderen öffentlichen Händen Mittel gibt, ob es Bundesmittel gibt, ob es klar ist, dass es keine Quersubventionen gibt oder eine Überdeckung aus Spenden und so weiter und so weiter. 

Das alles soll durch einen Prüfauftrag ans Kontrollamt geklärt werden und nicht zuletzt auch die Frage, die ich zuerst gestellt habe, nämlich hinsichtlich der Rechte der Leistungsbezieher, also der Förderungsbezieher, der Menschen, die eine Leistung von einer Anbieterorganisation bekommen und die in dieser neuen Struktur halt ein Bewilligungsschreiben, eine Zuerkennung der Förderung bekommen und die Frage, wie hier eine Beschwerdeinstanz hergestellt wird. Wie hier, wenn es keine Bescheide gibt, klargestellt werden soll, dass es ohnedies einen Instanzenzug für Beschwerden geben muss, dass klar sein muss, dass derjenige, der eine Förderung beansprucht, auch jemanden haben muss, an den er sich wenden kann, wenn er den Eindruck hat - er oder sie oder die Angehörigen -, dass es hier vielleicht keine gute Qualität gibt oder dass nicht ausreichend gepflegt wird oder was immer.

Diese Strukturen vermissen wir und sehen wir auch im Fonds Soziales Wien nicht. Wir wissen von Betroffenen, dass es jetzt schon Unsicherheiten und Unklarheiten gibt und dass diese Bewilligungsstruktur auf großes Unverständnis insbesondere dort stoßt, wo es um hoheitliche Aufgaben und die Vollziehung von Gesetzen geht.

Wir haben dieses Prüfersuchen noch rechtzeitig eingebracht. Es soll vor Auflösung des Gemeinderats auch noch offiziell in Auftrag gegeben sein und wir hoffen, dass wir möglichst bald und umfassend und profund Antworten auf unsere Fragen bekommen. Es ist im Interesse der Opposition, aber noch viel mehr im Interesse des Fonds, hier Klarheit zu haben und ganz besonders im Interesse der Bürger und Bürgerinnen in dieser Stadt. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächste ist Frau Abg Lakatha gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Endlich hat sich auch die Wiener SPÖ entschlossen, die von uns schon so lange geforderte Patientencharta auch in Wien umzusetzen, denn außer Wien und Salzburg haben bereits sämtliche Bundesländer diese Charta unterschrieben. Das SPÖ-Argument war bisher: Wir brauchen das nicht, die Rechte der Patienten sind sowieso im Krankenanstaltengesetz geregelt und daher brauchen wir nichts zusätzlich.

Ich habe mir das Krankenanstaltengesetz angeschaut und zwar besonders die Rechte der Patienten und habe sehr wohl Unterschiede gefunden. Uns fehlen einige wichtige Aussagen. Zum Beispiel fehlt die Aussage „Die Vertragsparteien verpflichten sich, die zweckmäßigen und angemessenen Leistungen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens für alle Patientinnen und Patienten ohne Unterschied des Alters, des Geschlechts, der Herkunft, des Vermögens, des Religionsbekenntnisses, der Art und Ursache der Erkrankungen oder Ähnliches rechtzeitig sicherzustellen."

Weiters fehlt folgender Passus: „Die Leistungen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens sind auch auf den Gebieten der Gesundheitsförderung, der Vorsorge und Arbeitsmedizin sowie der Rehabilitation und des Kurwesens sicherzustellen."

Weiters ist im Krankenanstaltengesetz die Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen nicht geregelt. 

Wien ist anders. Wieso eigentlich? Hier braucht die SPÖ-Alleinregierung für eine einfache Regelung der Rechte kranker Menschen länger als die meisten Bundesländer. Durch Ihre Regierungsarbeit ist Wien langsamer und wahrscheinlich dadurch auch anders geworden. Die ÖVP-Wien hätte der Patientencharta schon vor Jahren zugestimmt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Schmalenberg gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Die Patientencharta schreibt Rechte der Patientinnen und Patienten fest. Patientenrechte gibt es schon, das ist klar. In den verschiedensten Bereichen sind sie festgeschrieben, im Ärztegesetz und in anderen Gesetzen. Trotzdem sind wir froh, dass es diese Patientencharta gibt, denn sie stellt eine Stärkung und eine Fortentwicklung für die Patientenrechte dar und das bewerten wir als äußerst positiv. Wir freuen uns, dass wir sie heute beschließen.

Vor allem die Information wird dadurch verbessert und auch die Durchsetzungsmöglichkeiten werden durch die Patientencharta erhöht. Sowohl bestehende als auch noch zu schaffende Patientenrechte sind übersichtlich zusammengefasst. Insgesamt ist alles in allem eine deutliche Verbesserung für Patientenvertreter.

Die Leistungen im Bereich des Gesundheitswesens, die hier angeführt sind, beinhalten ärztliche und pflegerische Leistungen. Nicht erfasst werden Leistungen, die durch Dienste im Bereich der Sozialversorgung erfasst werden, zum Beispiel "Essen auf Rädern" oder Heimhilfe oder bloße Pflegeeinrichtungen, wobei es bei den Pflegeeinrichtungen ja das Heimaufenthaltsgesetz gibt. Dadurch ist der Aufenthalt der Bewohnerinnen und Bewohner der Pflegeeinrichtungen geregelt. 

Wo für mich Fragen aufgetaucht sind, das ist bei der Versorgung psychisch kranker Menschen, weil es hier ja oft eine Gratwanderung ist: Ist das ein ärztlicher Bereich oder ist das eine sozialtherapeutische Versorgung? Es wäre mir einfach wichtig, dass wir versuchen, diese Patientenrechte auch stärker festzuschreiben oder für die Einrichtungen für psychisch kranke Menschen detaillierter festzuhalten. Ich denke zum Beispiel an den Psychosozialen Dienst.

Ich glaube, dass wir hier in Zukunft noch Arbeit haben, das zu definieren und im Detail zu erarbeiten, aber ich bin zuversichtlich, dass wir das gemeinsam machen werden.

Wichtig ist mir besonders das Recht auf Einsicht in die Krankengeschichte und das Recht auf Aufklärung. Aber hier gibt es ja keine Veränderung, wie gesagt, sondern nur Verbesserungen.

Insgesamt bewerten wir die Patientencharta als Aufwertung und werden zustimmen.

Ein Wort nur noch zum Patientenanwalt. Wir haben in der Vergangenheit bemängelt, dass die Berichtlegung des Patientenanwaltes sehr schleppend erfolgt ist. Wir erhoffen uns, dass diese Patientencharta auch einen Vorstoß für die Patientenanwaltschaft darstellt, hier etwas rascher und etwas kundenorientierter oder patientenorientierter zu werden.

Zu den Anträgen der Frau Dr Pilz, was die Bescheide vom Fonds Soziales Wien anbelangt. Wir werden ihnen zustimmen und auch dem Antrag auf Geheime Geburt werden wir zustimmen.

Den letzten haben wir noch nicht erhalten, den müssen wir uns noch einmal genau durchlesen.

Ich bedanke mich jedenfalls dafür, dass es die Patientencharta gibt und wir werden dieser Patientencharta auch unsere Zustimmung geben. (Beifall beim BZW.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Landauer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

StRin Karin Landauer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Frau Abg Dr Pilz hat einen Prüfantrag Kontrollamt gemeinsam mit der ÖVP und mit den GRÜNEN eingebracht, mit Ihnen. Ich habe wieder einmal bedauert, dass wir nicht gefragt worden sind, aber das ist nun einmal so. Ich denke mir, unsere Fraktion wird das natürlich ebenso mittragen. 

Ich wollte nur etwas als bis vor kurzem noch zuständige vorsitzende Obfrau der kleinen sozialen Netze sagen. Wir sind ein Hausbetreuungsverein und sind seit 13 Jahren in Zusammenarbeit mit der Stadt Wien tätig und sind ein ganz kleines Mosaiksteinchen im Gegensatz zum Roten Kreuz oder zu Sozial Global oder wie all diese Einrichtungen heißen. Frau Pilz hat gemeint, sie fürchtet, dass die großen Vereine bevorzugt werden. (Abg Dr Sigrid Pilz: Der Dachverband!) Der Dachverband befürchtet oder wie immer. 

Es ging mir auch so. Wir hatten immer Preisverhandlungen, alle Vereine, egal ob sie groß oder klein sind, eben so ein kleines Netz wie die kleinen sozialen Netze. Die Verhandlungen waren immer korrekt, überhaupt keine Frage. Dieses Jahr aber, und das haben wir kritisiert, als politische Partei, aber auch als Verein, waren die Verhandlungen erst heuer. Das ist für einen Verein, der so knappe Ressourcen hat, einfach problematisch. Aber ich muss sagen, ich habe in den 13 Jahren keine so kompetente, informative Preisverhandlung erlebt wie diesmal mit dem Geschäftsführer Peter Hacker. Das muss ich einfach sagen. Das hat mir einfach ein bissel diese furchtbare Angst genommen, dass die kleinen Vereine keine Überlebenschance haben werden. Ich hoffe und ich bin fast davon überzeugt, dass das nicht etwas Einmaliges war, sondern dass das so bleiben wird. Das wollte ich nur dazu sagen. Aber ich finde es trotzdem gut, dass geprüft wird, wobei wir uns ja überhaupt über das Kontrollamt sehr einig sind. Ich hoffe, dass da wirklich ein gutes Ergebnis herauskommt.

Aber jetzt zur Patientencharta. Irgendwie verabschiede ich mich seit Dienstag und jetzt erfahre ich, dass ich morgen auch noch einmal rede. Aber ich muss gestehen, die Stadt Wien macht den Patientinnen und Patienten mit der Patientencharta ein sehr tolles, ich sage, ein Geschenk der Menschenwürde und mir persönlich das schönste Abschiedsgeschenk, das ich mir eigentlich nicht habe vorstellen können. Als ich vor 18 Jahren hier begonnen habe, da habe ich, glaube ich, über die Menschenwürde das erste Mal vor 16 Jahren gesprochen. Ich habe darauf hingewiesen, dass das unser Ziel sein muss. Dass wir heute hier diese Patientencharta beschließen, dafür wurden von einer ÖVP-FPÖ-Regierung - und der 4.2.2000 war für mich einer der schönsten Tage und dass meine Welt jetzt anders ausschaut, ist ein anderes Kapitel - die Weichen gestellt. 

Ich glaube, dass das etwas ganz, ganz Wesentliches ist, weil ich glaube, dass es wahrscheinlich keine problematischere Situation gibt als die Situation, dass man krank wird, egal ob Kind, Erwachsener, Jugendlicher oder alter Mensch. Für die Kinder haben wir schon die Möglichkeit, Gott sei Dank, geschaffen, dass eine Begleitperson mitgehen kann. Was wir noch nicht geschafft haben, ist, wenn die letzten Stunden, die letzten Tage für die Menschen kommen, wo es die Möglichkeit nicht gibt, den- oder diejenige zu Hause zu betreuen, dass wir dort eine Atmosphäre schaffen, wo wir gemeinsam denjenigen, der uns vorausgeht, begleiten. Da, glaube ich, ist noch sehr viel zu tun. Es hat sich in den letzten Jahren, in den 15, 18 Jahren so viel getan. Sehr viele Menschen nehmen ihre Angehörigen nach Hause und wenn es nur ein paar Tage sind. Mit den Sozialdiensten, mit all den Dingen geht es. Aber viele Menschen haben so eine schwere Erkrankung, wo es nicht möglich ist. Und da fehlt einfach noch immer die Möglichkeit eines geschützten Rahmens, wo ich ganz alleine oder die Familie mit demjenigen sein kann. Da sollte man sich noch etwas überlegen. Es ist in der Patientencharta festgeschrieben und ich bin darüber wirklich sehr, sehr glücklich. 

Ich hoffe auch, dass es über kurz oder lang zur Patientenverfügung, zum Patiententestament, zur Patientenvorsorge kommen wird oder zur Vorsorgevollmacht, die der “Verein Sachwalter“ ja ausgearbeitet hat. Da muss noch viel auf Bundesebene geschehen, da gibt es Gespräche. Das muss wirklich ganz sensibel abgehandelt werden. Ich denke jetzt, wenn ich nur für mich rede, ich möchte keine Verlängerung haben, wenn ich, ich sage jetzt, einen ganz schweren Autounfall habe, wo ich mich möglicherweise nicht mehr bewegen kann, wo ich vielleicht geistig noch da bin, aber sonst nichts mehr machen kann. Da möchte ich für mich, ganz für mich persönlich so etwas abschließen können. Ein anderer hat eine andere Vorstellung. Ich glaube, dass man über dieses Thema noch sehr, sehr ausführlich mit Expertinnen und Experten diskutieren sollte. 

Wir machen am 19.9. hier im Haus zu diesem Thema auch eine Enquete, wo unser Abg Mag Harald STEFAN diese Enquete federführend leiten wird, weil er auch in seinem Privat- oder Zivilberuf Notar ist und speziell gerade mit diesem Thema doch sehr oft befasst ist. Wenn das Programm steht, werde ich mir erlauben, wie immer bei allen Enqueten, Sie alle hier im Haus einzuladen, weil ich einfach glaube, dass das keine politische Veranstaltung ist, sondern es ist einfach ein Thema, das uns alle betrifft, und wo wir alle versuchen sollten, gemeinsam ein gutes Modell zu erarbeiten.

Ich möchte Ihnen, meine Damen und Herren, zu dieser Patientencharta gratulieren. Es ist ein gutes Gesetz. Es ist ein Gesetz, wo Sie die Menschenwürde des Menschen festschreiben. Ich würde Sie nur bitten, dass Sie noch über vieles nachdenken - ich habe nur ein bisschen etwas angeregt - und hier vielleicht dann noch die entsprechenden Schritte setzen. 

Ich möchte auch jetzt, heute wieder mit einem Spruch enden. Da gibt es nämlich vom AKH eine so tolle Broschüre “Pflege im AKH, Werte, Wege, Ziele.“ Da gibt es wirklich für, glaube ich, fast jeden Abschnitt in unserem Leben einen schönen Spruch und den würde ich Ihnen gerne zu dieser Patientencharta mitgeben:

„Wir lernen die Menschen nicht kennen, wenn sie zu uns kommen. Wir müssen zu ihnen gehen, um zu erfahren, wie es mit ihnen steht.“ - Danke schön. (Allgemeiner Beifall.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Dr Laschan gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

In der vorliegenden Patientencharta sind die Rechte der Patienten in einem Werk zusammengefasst und aufgelistet. Die Patientenrechte, Frau Kollegin Lakatha, gibt es. (Abg Ingrid Lakatha: Sicher, aber nicht vollständig!) Das, was Sie jetzt behauptet haben, stimmt nicht. Es wurde nie nur auf das Krankenanstaltengesetz verwiesen. Die Patientenrechte sind über eine Vielzahl von Gesetzen verstreut. Der Vorteil dieser Patientencharta liegt in der Zusammenfassung und in der Auflistung, weil Gesetze und Rechtsvorschriften nur dann etwas wert sind, das ist meine Meinung, wenn die Betroffenen auch darüber informiert sind. 

Wien hat übrigens bereits 1993 Patientenrechte als Organisationsvorschriften für die Rechtsträger der Krankenanstalten im Wiener Krankenanstaltengesetz verankert. Ein Patientenschutzgesetz oder ein Patientenrechtegesetz wäre analog dem Konsumentenschutzgesetz eine Bundessache. 

Nun zu einzelnen Punkten. Frau Kollegin Lakatha, Sie haben die Verpflichtung zitiert, dass die angemessenen und zweckmäßigen Leistungen für alle Patientinnen und Patienten ohne Unterschied des Alters, Geschlechts und so weiter rechtzeitig sicherzustellen sind. Sie haben gesagt, Sie finden das nirgends. Das finden Sie in der Bundesverfassung, ja, Menschenrechtskonvention. Ich möchte zu diesem Grundsatz festhalten, dass dieser meiner Meinung nach sicherlich unumstritten ist und ich bin überzeugt, dass sich alle Parteien und alle Personen und alle Menschen dazu bekennen. 

Ich bin der Meinung, dass man statt “angemessen und zweckmäßig“ auch sagen könnte “nach letztem medizinischen Standard oder State of the Art.“ Um diese Leistungen zu gewährleisten, und das sage ich eigentlich immer wieder, wenn ich da heraußen stehe, ist aber auch, deren Finanzierung sicherzustellen. Da könnten Sie vielleicht dann auch einiges an die Bundesministerin ausrichten. Diese Finanzierung muss auf eine breite Basis gestellt werden. Ein bisschen Flickwerk und Sparappelle reichen nicht aus. Und die Gesundheitsministerin Rauch-Kallat, die durch ihre Politik Leistungseinschränkungen erzwingt, sollte sich daher vertiefend mit den Patientenrechten befassen! (Beifall bei der SPÖ.)
Der zweite Punkt, den ich herausgreifen möchte, ist das Stichwort “Patientenverfügung“. Unter dem Artikel 18 finden wir: „Patienten und Patientinnen haben das Recht, im Vorhinein Willensäußerungen abzugeben, durch die sie für den Fall des Verlustes ihrer Handlungsfähigkeit das Unterbleiben einer Behandlung oder bestimmte Behandlungsmethoden wünschen, damit bei künftigen medizinischen Entscheidungen so weit wie möglich darauf Bedacht genommen werden kann.“ Das ist sozusagen die Ausformulierung des Stichwortes “Patientenverfügung“.

Ich möchte davor warnen zu glauben, dass mit einer Patientenverfügung sozusagen alles geplant und geregelt ist. Ich behaupte nämlich, dass man als gesunder Mensch nicht wissen und nicht beurteilen kann, in welchen schlimmen Situationen das Leben trotzdem noch sehr lebenswert sein kann. Ich sage Ihnen als ganz einfaches Beispiel, das, was wir alle selber sehr, sehr oft sagen und wahrscheinlich immer wieder hören, wenn wir in einem Pflegeheim sind und dort einen alten Menschen in einem Bett bettlägerig vorfinden. „Na um Gottes Willen, so möchte ich nicht enden“ oder „Das möchte ich nie“. Das sagen wir selber und das hören wir auch immer wieder. Ich bin davon überzeugt, dass die Lebenswelt in einer solchen Situation zwar eine eingeschränkte, aber doch eine lebenswerte sein kann, wenn ich mich nämlich auf das Frühstück freue, auf das Mittagessen freue und darüber freue, dass ich ein bisschen etwas lesen kann oder in einer Illustrierten blättern kann. Das sind dann eben andere Interessen. So verschieben sich die Interessen. Davon bin ich überzeugt und deswegen ist eine Patientenverfügung sehr kritisch zu betrachten, nicht zu hinterfragen, sondern nicht als der Weisheit letzter Schluss zu sehen. 

Das heißt, die Patientenverfügung kann nur ein Teil eines Behandlungssettings sein. Das Wichtigste sind Emphatie, also Einfühlungsvermögen, und die Einbeziehung der Angehörigen, um so weit als möglich den Wünschen der Patienten und Patientinnen zu entsprechen, denn ich denke, der Wille und das Wohlergehen der Patienten sollte die Richtschnur ärztlichen und pflegerischen Handelns sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Der nächste Punkt, den ich mir herausgegriffen habe, ist “Sterben in Würde“ und “bestmögliche Schmerztherapie“. In diesem Bereich hat es in den letzten Jahren zum Glück ein großes Umdenken gegeben. Ich kann mich noch genau erinnern, dass früher mit Schmerzmitteln, vor allem mit Morphinpräparaten, die sehr grauslich klingen aber sehr effektiv sind und sehr gut helfen, sehr rigide umgegangen wurde. Diese Zeiten sind noch nicht so lange vorbei und heute ist, Gott sei Dank, unumstritten, dass das Ziel die Schmerzfreiheit sein muss.

Ein weiterer Punkt ist “Auf die Würde des Menschen, auf den Lebensrhythmus und auf die Bedürfnisse Rücksicht nehmen“, nämlich einen stationären Aufenthalt betreffend. Mir ist es wichtig, in diesem Zusammenhang festzuhalten, dass in der tagtäglichen Arbeit dieses Eingehen auf Patientenbedürfnisse eine Selbstverständlichkeit ist und dass es Standard ist, dass bereits beim Aufnahmegespräch am ersten Tag peinlich genau erhoben wird, welchen Lebensrhythmus und welche Bedürfnisse der Patient oder die Patientin hat. Ich möchte das in diesem Zusammenhang erwähnen, dass die im Gesundheitssystem Tätigen sich hier ständig im Sinne der Patientinnen und Patienten weiterentwickeln.

Nächster Punkt “Aufklärung“. Das Recht auf umfassende Aufklärung ist auch nicht immer Selbstverständlichkeit gewesen. Ich denke in diesem Zusammenhang nur an bösartige Erkrankungen, bei denen es früher fast üblich war, dass nur hinter dem Rücken des Patienten die Wahrheit gesagt wurde. Ich bin der Meinung, dass es zu wenig ist, vor Eingriffen und vor Diagnoseverfahren über den Zweck und die Risiken in der Form aufgeklärt zu werden, dass man eine Einwilligungserklärung und ein Gespräch mit dem zuständigen Arzt oder Ärztin führt, sondern ich bin darüber hinaus der Meinung, dass jeder Mensch das Recht hat, gerade bei einer tödlichen Krankheit über den Charakter und die Lebenserwartung und den tödlichen Ausgang dieser Erkrankung aufgeklärt zu werden. Tut man das nicht, dann nimmt man ihm die Möglichkeit der Gestaltung seines restlichen Lebens, man nimmt ihm die Möglichkeit des Abschiednehmens und das kommt einer Entmündigung dieses Menschen gleich und ist menschenverachtend. Hier ist meiner Meinung nach noch sehr viel Bewusstseinsbildung notwendig. Aber nicht bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen im Gesundheitssystem, sondern eine gesellschaftliche Bewusstseinsbildung, weil Krankheit und Tod noch immer Tabuthemen sind.

Und als letzten Punkt habe ich mir den Bereich “Qualitätssicherung“ herausgegriffen. Im Wiener Krankenanstaltengesetz sind die Krankenanstalten zur Qualitätssicherung verpflichtet. Aber ein großer Bereich, in dem es noch Nachholbedarf gibt, ist der extramurale Bereich. Bei den niedergelassenen Ärzten sollte, meiner Meinung nach, eine Qualitätssicherungsverpflichtung genauso gelten wie im stationären Bereich. Hier sind die Maßnahmen noch in den Kinderschuhen und sollten raschest weiterentwickelt werden. 

Zusammenfassend: Wie ich es eingangs gesagt habe, sind Gesetze und Rechtsvorschriften nur dann etwas wert, wenn die Betroffenen auch darüber informiert sind und - das ergänze ich jetzt - wenn sie durch die handelnden Personen mit Leben erfüllt sind. Dann können sie auch weiterentwickelt werden.

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zur Patientencharta, weil wir die Patientenrechte weiterentwickeln wollen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Werte Damen und Herren!

Ich danke für die an sich sehr positive Diskussion zu der vorliegenden Vereinbarung. Ich glaube, ich muss jetzt nicht noch einmal die Argumente wiederholen, warum diese Vereinbarung so wichtig ist und welchen bedeutenden Schritt sie darstellt.

Ich darf vielleicht nur ganz kurz darauf hinweisen, dass sehr wohl in anderen Gesetzen diese verschiedenen Dinge schon geregelt sind. Es fehlen keine Inhalte, sondern es ist eine Zeit lang - und darüber hatten wir im Ausschuss ja auch schon gesprochen - darüber diskutiert worden, was denn die klügste Form ist, um diese Patientenrechte auch wirklich möglichst gut zu verankern. Diese Diskussion musste erst fertig geführt werden. Jetzt gibt es eine österreichweite Einigung und dieser Weg ist gegangen worden. Ich glaube, dass das ein sehr, sehr vernünftiger Weg ist.

Zu den diversesten Anträgen, die zu dieser Diskussion und in mehr oder weniger Zusammenhang mit dieser Diskussion eingebracht wurden, darf ich zu dem Antrag betreffend das Pflegegeld anmerken, dass ich selbstverständlich jede Verbesserung im Zusammenhang mit dem Pflegegeld unterstütze, das ja eine österreichweite Regelung ist und wir uns, wie in dem Antrag richtig formuliert ist, sozusagen dranhängen möchten. Ich möchte aber schon sagen, dass meiner Meinung nach eine generelle Veränderung des Pflegegeldes notwendig ist. Dieses kann nur ein Teilaspekt sein und ich denke, eine Veränderung müsste eine größere und generellere sein. Meine persönliche Meinung dazu ist bekannt. 

Wenn hier darüber diskutiert wurde, wie wichtig der Einsatz professioneller Organisationen mit gut ausgebildeten, hochqualifizierten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ist, dann denke ich, dass nach wie vor die Forderung, dass das Pflegegeld zumindest zu einem Teil an den Einsatz solcher Organisationen gebunden sein soll, eine ist, die ganz wichtig ist. Ich sehe diese Forderung nur als einen Aspekt, der hier drinnen ist und der unterstützenswert ist. Aber ich glaube, dass eine Gesamtlösung notwendig wäre und sehe das auch als einen Teil einer Gesamtlösung.

Zu den beiden anderen Anträgen. Es sind die Wieder-, Wieder-, Wieder-, Wiederholungen einer Diskussion, die wir auf verschiedenen Ebenen schon hatten. Deswegen kann ich meine Meinung dazu sehr kurz machen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist politische Allmacht!) 

Die Geheime Geburt, das, was hier gewünscht wird, ist in Wirklichkeit schon möglich. Darüber haben wir lange diskutiert, unter anderem am intensivsten im Frauengesundheitsbeirat, aber auch hier haben wir schon darüber diskutiert. Es ist jetzt schon so, dass wir die Frauen, die bei der Anonymen Geburt sind, einladen, ersuchen, sie bitten, auch ihre Daten zu hinterlassen, damit das Kind, wenn es später dieses Wissen haben möchte, auch die Chance dazu hat. Die Frauen, die dazu freiwillig bereit sind, die tun das. Die anderen - und da können hier noch 27 Anträge kommen, die wir nicht unterstützen werden - werden wir in dieser ohnehin unglaublich schwierigen Situation nicht dazu zwingen. Und wenn da noch 20 Anträge kommen, wir werden die Frauen nicht dazu zwingen, in einer ohnehin unglaublich schwierigen Situation etwas zu tun, was sie nicht wollen. Deswegen halte ich diesen Antrag in dieser Form, wie er hier vorliegt, nicht für geeignet und glaube auch nicht, dass man ihn unterstützen soll.

Zur Frage des anderen Antrags im Zusammenhang mit dem Fonds Soziales Wien habe ich das letzte Mal gestern gesagt und wiederhole es deswegen wirklich nur mehr sehr kurz: Es ist nicht nur von mir, nicht nur von den Juristen dieses Hauses, sondern zuletzt auch vom Volksanwalt Dr Kostelka im Ausschuss ganz klar gesagt worden, dass sich die Rechtssituation unserer Kundinnen und Kunden durch die Errichtung des Fonds Soziales Wien in keiner Weise geändert hat. Dieser Antrag ist also - und das ist höflichste Formulierung, die mir einfällt - unnotwendig und deswegen bin ich auch nicht dafür, dass ihm beigetreten wird. Einer etwaigen Prüfung durch das Kontrollamt, sehr verehrte Damen und Herren, sehe ich mit großer Gelassenheit entgegen. Wenn einem die politischen Argumente ausgehen, dann ruft man nach dem Kontrollamt. Ob das guter politischer Stil ist, ist eine andere Frage. Es ist selbstverständlich in unseren demokratischen Prinzipien jedem möglich, das zu tun. Ich sehe dem mit großer Gelassenheit entgegen und bitte, um zum Schluss wieder zu etwas Positivem zu kommen, der Charta, die ich wirklich für eine ganz, ganz wichtige Rechtsgrundlage halte, die Zustimmung zu erteilen. - Danke schön. 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung von drei Beschlussanträgen, die von den GRÜNEN eingebracht wurden.

Der erste Antrag, den ich abstimmen werde, ist der Antrag von Frau Dr Sigrid Pilz betreffend Missachtung rechtsstaatlicher Prinzipien durch FSW.

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen möchte, möge die Hand erheben. – Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit, denn er wurde nur von den GRÜNEN, vom BZW, den Freiheitlichen und der ÖVP unterstützt. 

Der zweite Antrag, den ich zur Abstimmung bringe, ist der Antrag von Frau Dr Pilz betreffend Geheime Geburt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen will, möge die Hand erheben. – Dieser Antrag hat auch nicht die erforderliche Mehrheit. Er wurde nur von den GRÜNEN, vom BZW und von der ÖVP unterstützt.

Der nächste Antrag ist betreffend Anspruch auf Pflegegeld ab Antragstellung. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag hat die einstimmige Zustimmung bekommen und ist daher angenommen.

Postnummer 3 der Tagesordnung betrifft den Tätigkeitsbericht 2004 des Unabhängigen Verwaltungssenats Wien an den Wiener Landtag.

Jetzt bin ich mir gar nicht sicher, Frau Stadträtin, ob ich Sie jetzt Berichterstatterin herausrufen soll, denn alle Redner haben auf ihre Redemeldungen verzichtet. So meine ich, könnte ich eigentlich gleich zur Abstimmung kommen. (Abg Godwin Schuster: Nein! Abg Dr Michael LUDWIG: Nein!) Nein, tut mir Leid.

Dann bitte ich Sie, Frau amtsf StRin Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Präsidentin! Schönen guten Tag, Frau Präsidentin des UVS!

Uns liegt ein sehr, sehr erfreulicher Bericht des UVS vor. Das muss auch hier im Hohen Haus erwähnt werden, weil wir über viele, viele Jahre Kritikpunkte innerhalb des Ausschusses, innerhalb der Landtagssitzung hatten. Der Bericht ist außerordentlich erfreulich, weil er einfach darstellt, dass die Zahl der offenen Verfahren stark rückläufig ist, dass die Zahl der verjährten Verwaltungsstrafverfahren massiv gesunken ist und dass die Arbeit einfach gut läuft. 

Es konnte dieser Bericht des UVS einstimmig beschlossen werden. Ich freue mich sehr darüber und glaube, dass ich, da es jetzt keine Wortmeldung gibt, das auch im Namen des Hohen Hauses sagen kann, dass wir uns bei dem UVS, bei der Frau Präsidentin und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, den Richterinnen und Richtern sehr, sehr herzlich für diese wichtige Arbeit im Rechtsschutz bedanken! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Danke. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2004 des Unabhängigen Verwaltungssenats Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig der Fall und daher ist er beschlossen.

Ich muss mich noch entschuldigen, es ist nämlich so, in meiner früheren Funktion war es nämlich üblich, dass man dann die Berichterstatterin nicht mehr herausbitten muss. Deswegen habe ich den Fehler gemacht. Man möge mich entschuldigen.

Postnummer 4 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Wiener Landesgesetzes über die Weiterverwendung von Informationen öffentlicher Stellen, Wiener Informationsweiterverwendungsgesetz WIWG.

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Wehsely. Ich bitte Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Hohes Haus! Frau Präsidentin! 

Der Gesetzesentwurf, der dem Landtag hier vorliegt, beinhaltet eine Umsetzung einer EU-Richtlinie. Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Ringler.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die vorliegende Umsetzung der EU-Richtlinie zeigt das, was wir von EU-Richtlinien und ihren Umsetzungen ja oft und öfter kennen, nämlich dass der Spielraum für die Umsetzung normalerweise ein relativer großer ist und dass er leider viel zu selten in unserem Sinne genutzt wird. Grundsätzlich ist zu begrüßen, dass mit diesem Gesetz nun erstmals geregelt wird, wie mit Dokumenten im Besitz der Stadt Wien im öffentlichen Eigentum umzugehen ist, unter welchen Bedingungen sie weiterzugeben sind und welche Entgelte oder Gebühren dafür zu zahlen sind.

Nichtsdestotrotz haben wir einige Kritikpunkte an diesem Gesetz und das ist auch der Grund, weshalb wir den vorliegenden Entwurf ablehnen werden. 

Der Hauptpunkt aus unserer Sicht ist der, dass die EU-Richtlinie den Spielraum gegeben hätte festzuhalten, wie und in welcher Form auch NGOs oder jene, die diese Daten und Informationen zu nichtkommerziellen Zwecken nutzen wollen, diese benutzen können. Es wurde leider nicht in Anspruch genommen, dies im Gesetzestext festzulegen. Es ist zwar in den Erläuterungen festgehalten, dass man hier einen Unterschied machen kann. Wir halten das allerdings nicht für ausreichend. Wir glauben, dass es wichtig ist, dass man im Gesetzestext selbst regelt, wie hier vorzugehen ist. Schließlich und endlich handelt es sich bei der nichtkommerziellen Verwendung dieser Daten ja um die Verwendung öffentlichen Daten, öffentlichen Eigentums, also Eigentums all jener, die es zu nichtkommerziellen Zwecken nutzen und es wäre sinnvoll und wichtig gewesen und ich glaube, das ist auch die Basis einer Wissens- und Informationsgesellschaft, hier dafür zu sorgen, dass nichtkommerzielle Nutzung unterstützt wird, positiv unterstützt wird und wir hier auch den klaren Unterschied zur kommerziellen Nutzung machen. Es ist gut und richtig, dass hier für die kommerzielle Nutzung Entgelte eingehoben werden. Das unterstützen wir auch. Aber nichtsdestotrotz glauben wir, dass es im nichtkommerziellen Bereich hier klarer verankert hätte werden müssen, in welcher Form dies geschehen kann. Das ist übrigens auch ein Punkt, der von der Arbeiter- und Wirtschaftskammer und auch von der Rechtsanwaltskammer an diesem Entwurf einhellig kritisiert wurde. 

Der zweite Punkt, der uns an dem vorliegenden Gesetzestext stört, ist die Frage des Rechtsschutzes, denn wenn in diesem Entwurf einem Informationsbegehren nicht entsprochen wird, dann muss der Einschreiter extra einen Antrag auf Erlassung eines ablehnenden Bescheides stellen und wir glauben, dass das eigentlich von Amts wegen erfolgen sollte und hier nur zu unnötigen Problemen führen wird und der Rechtsschutz damit nicht ausreichend geregelt ist. 

Lassen Sie mich aber noch einen Schritt weitergehen. Ich saß vor zehn Tagen mit dem SPÖ-Justizsprecher Hannes Jarolim auf einem Podium und wir waren uns eigentlich beide einig, dass es in einer Informationsgesellschaft gut und wichtig ist, dass man sich von der Obrigkeitsstaatlichkeit des Amtsgeheimnisses wegbewegt hin zu dem Transparenzprinzip. Was meine ich damit? Wie Sie vielleicht verfolgt haben, hat der Deutsche Bundestag in den letzten Wochen ein so genanntes Informationsfreiheitsgesetz beschlossen. Das Informationsfreiheitsgesetz sieht vor, dass nicht alle Informationen, die öffentliche Stellen so haben, einmal grundsätzlich geheim sind und nur in begründeten Fällen Auskunft gegeben wird, sondern ein Informationsfreiheitsgesetz, wie wir es meinen, dreht dieses Prinzip um und sagt: Alles, was eine öffentliche Stelle tut, was an Informationen, Daten und Dokumenten entsteht, ist einmal grundsätzlich frei verfügbar und es gibt begründete Ausnahmefälle, warum es nicht einsehbar ist, also zum Beispiel aus sicherheitspolitischen Erwägungen oder aus Datenschutzgründen. 

Und wir glauben, dass dieses Amtsgeheimnis, das Sie alle von Ihren Akten kennen - da ist dieser große rote Stempel drauf "Unterliegt der Amtsverschwiegenheit" -, ein völliger Anachronismus ist, der erstens einmal wenig mit einer transparenten Verwaltung zu tun hat und schon gar nichts mit einer Informations- und Wissensgesellschaft, in der, wie wir glauben, Informationen möglichst frei sein sollten und nur in begründeten Ausnahmefällen hier eine Einschränkung vorgenommen werden sollte. 

Ich hoffe daher sehr und Hannes Jarolim und ich waren da einer Meinung, dass es notwendig wäre, dies sowohl auf Bundesebene als auch in Wien neu zu regeln, dass es uns gelingen wird, auch in den nächsten Monaten dazu eine Initiative für ein Wiener Informationsfreiheitsgesetz zu starten. Das ist per Verfassung ganz leicht möglich, die nach dem Additionsprinzip vorsieht, dass das Land über jene Daten, die es hoheitlich verwaltet, auch verfügen kann. Es wäre also durchaus möglich, hier für die Kompetenzen des Landes eine entsprechende Regelung zu finden und ich würde mich sehr, sehr freuen, wenn dies möglich wäre und wenn das, was die Bundes-SPÖ sich wünscht und auch schon 2001 mit einem Entschließungsantrag im Nationalrat dokumentiert hat, auch in Wien Wirklichkeit werden kann. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Ulm gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich kann mich kurz fassen, weil ich doch in weiten Bereichen die Argumentation meiner Vorrednerin teilen kann und viel Sympathie für deren Argumentation aufbringe. Auch wenn ein Entschließungsantrag ihrer Fraktion im Nationalrat keine Mehrheit gefunden hat, so teile ich die Meinung, dass das Recht auf Information auch in diesem Landesgesetz stärker in den Mittelpunkt gestellt werden sollte und dass es eine grundsätzliche Verpflichtung zur Weitergabe von Dokumenten und Daten der Stadt Wien geben sollte. Ich bedaure, dass das nicht in einer Art und Weise niedergeschrieben worden ist, dass es sehr klar erkennbar ist und dass auch klar erkennbar ist, auf welche Daten und auf welche Dokumente und Informationen zugegriffen werden kann. 

Der zweite Kritikpunkt an diesem Gesetzesvorschlag liegt darin, dass keine Wirtschaftsfreundlichkeit gegeben ist, wenn ich mich im System nicht an schon anderen bestehenden Normen orientiere, in diesem Zusammenhang insbesondere am Bundesgesetz und es ist natürlich wenig praktisch, wenn es unterschiedliche Begriffsbestimmungen und unterschiedliche Definitionen gibt wie zum Beispiel die Definition von öffentlicher Stelle oder Weiterverwendung. Diese Begriffe werden im Bundesgesetz und im Landesgesetz unterschiedlich verwendet und das ist natürlich alles andere als praktisch, wenn ich in einer Rechtsmaterie zehn Systematiken habe, nämlich mit einem Bundesgesetz und mit neun Landesgesetzen.

Der letzte Kritikpunkt, der dann letztendlich dazu führt, dass wir diesem Gesetz nicht unsere Zustimmung geben können, liegt darin, dass der Rechtsschutz für unsere Begriffe nicht ausreichend ausgestaltet ist. Wir bevorzugen den Rechtsschutz bei den ordentlichen Gerichten. Ein Verwaltungsverfahren innerhalb des Magistrats ist da für uns nur die zweitbeste Lösung. Es ist so, dass nun ein Bescheid erst von jener öffentlichen Stelle erlassen werden muss, bei der um Daten oder um Dokumente angefragt wurde. Dieser Bescheid kann dann im Berufungsweg innerhalb des Magistrats angefochten werden und es bleibt dann letztlich nur noch der Weg zu den Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts. Das ist für uns nur die zweitbeste Lösung. Weil wir für beste Gesetze in dieser Stadt sind, werden wir diesem Gesetz nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr StR Dr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

StR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Auch die freiheitliche Fraktion wird dem vorliegenden Entwurf nicht zustimmen. Es ist eigentlich ein Armutszeugnis, dass es nicht möglich ist, diese Richtlinie der Europäischen Union in ganz Österreich einheitlich umzusetzen. Es ist ein Armutszeugnis, dass wir die Umsetzung durch ein Bundesgesetz und neun Landesgesetze, also durch zehn Gesetze insgesamt vornehmen werden. Denn es geht da nicht um weltanschauliche Fragen, es geht nicht um politische Grundsatzfragen, wo so eine unterschiedliche Gesetzgebung noch nachvollziehbar wäre, es geht einfach um behördliche Dokumente und um die Frage, wie können behördliche Dokumente, behördliche Informationen privat weiterverwendet werden. 

Es ist daher auch in einem Begutachtungsverfahren ja an dieser unterschiedlichen Umsetzung innerhalb Österreichs Kritik geübt worden. Es hat die Wirtschaftskammer etwa Kritik an dieser Zersplitterung geübt und die Wirtschaftskammer hat auch angeregt, diese EU-Richtlinien in ganz Österreich einheitlich umzusetzen. Es ist eigentlich wirklich ein Armutszeugnis, wenn wir uns in Österreich nicht einmal über so rein technische Normen einigen können und eine unterschiedliche Umsetzung auf allen Ebenen der Gebietskörperschaften erfolgt.

Es gibt aber auch einen anderen Punkt, der heute noch nicht erwähnt worden ist, warum die freiheitliche Fraktion diesem Gesetz nicht zustimmen wird. Dieser zweite Punkt betrifft die Gebühren und die Tarife, die von der Behörde verlangt werden. Im § 6 dieses Entwurfs existiert nämlich eine allgemeine Regelung über die Höhe dieser Gebühren. Meine Sorge ist, dass die Gebühren auf Grund dieses Gesetzes in Zukunft einfach festgelegt werden und dass der Gemeinderatsbeschluss, der bisher bei all diesen Gebühren und Tarifen üblich war, bei Gebühren und Tarifen nach diesem Gesetz nicht mehr erfolgen wird. Meine Sorge ist, dass die bisher üblichen Gemeinderatsbeschlüsse hier umgangen werden und der Gemeinderat bei den Gebühren auf Grund dieses Gesetzes in Hinkunft nicht mehr einbezogen wird. 

Frau Stadträtin, ich hatte daher auch in der Landesregierung genau diese Frage an Sie gerichtet. Ich bedanke mich für Ihre schriftliche Antwort, aber Ihre Antwort hat ja meiner Sorge, dass dieser Beschluss eben neuen Gebühren in Wien Tür und Tor öffnet, noch vergrößert. Und, meine Damen und Herren, wir haben ja die exzessiven Gebührenerhöhungen im Laufe dieser jetzt zu Ende gehenden Legislaturperiode alle noch in guter Erinnerung. Wir wollen daher keinen Blankoscheck ausstellen, so einen Blankoscheck für neue Gebührenerhöhungen, einen Blankoscheck, mit dem der Magistrat neue Gebühren einführen und Gebühren erhöhen kann. 

Wir sind gegen eine solche Ermächtigung und die freiheitliche Fraktion wird daher auch einem solchen Blankoscheck die Zustimmung verweigern. 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Dr Stürzenbecher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die gegenständliche PSI-Richtlinie, wie man sie nennt, ist bis 1. Juli 2005 umzusetzen, also wir sind noch rechtzeitig dran. Es geht, wie schon erwähnt worden ist, um die Weiterverwendung vorhandener Dokumente, die im Besitz öffentlicher Stellen sind. Unter öffentlichen Stellen sind neben Gebietskörperschaften auch Einrichtungen des öffentlichen Rechts gemeint. Die Weiterverwendung von Dokumenten meint deren Nutzung für sämtliche Zwecke, für kommerzielle und nicht kommerzielle Zwecke, die sich vom ursprünglichen Zweck des Auftrags im Rahmen des Dokumentenerstellens unterscheiden. Es gibt nach der Richtlinie keine generelle Verpflichtung zur Gestaltung der Weiterverwendung der Dokumente. Wenn die Weiterverwendung geschieht, legt die Richtlinie die dabei zu beobachtenden und zu beachtenden Grundsätze fest, ganz besonders durch die Gebote der Nichtdiskriminierung und der Transparenz sowie durch Mindestanforderungen an ein diesbezügliches Verfahren. Das ist einmal das, worum es geht. 

In der Praxis wird es so sein, dass die Wirtschaft etwas besser als bisher bei Ämtern angehäufte Informationen verwerten kann, aber eben auch private, nicht kommerzielle Personen. Das ist besonders wichtig und da muss ich Kollegin Ringler ein bisserl korrigieren, weil es in den Erläuterungen schon ganz eindeutig festgelegt ist und ich darf das vielleicht zitieren, damit es bei dem wichtigen Gesetz auch im Protokoll steht, für die Nachwelt sozusagen: „Den öffentlichen Stellen steht es daher nach § 6 frei, Dokumente unentgeltlich weiter zu geben und beispielsweise zu solchen Entgelten bereitzustellen, die die Kosten für die Reproduktion und Zurverfügungstellung der Dokumente nicht überschreiten und allenfalls die Vollkosten zuzüglich eines angemessenen Gewinnes zu verrechnen. Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass etwa die von Privatpersonen begehrte Nutzung von Dokumenten öffentlicher Stellen zu privaten Zwecken im Hinblick auf die Frage der Verrechnung von Entgelten beziehungsweise der Höhe der verlangten Entgelte anders zu behandeln sein wird als die Weiterverwendungsbegehren von Unternehmen, die sich aus den übermittelten Dokumenten einen kommerziellen Vorteil versprechen. Auch wird bei der Festlegung von Entgelten in der Regel darauf Bedacht zu nehmen sein, dass die Höhe der verlangten Entgelte insbesondere gegenüber Privatpersonen, die die begehrten Dokumente typischerweise für nichtkommerzielle Zwecke nutzen, nicht abschreckend wirkt.“ 

Also ich glaube, hier ist der Sinn des Gesetzes klar richtiggestellt worden und ich bin zuversichtlich, dass das auch im Sinn der Bürgerinnen und Bürger auch für die nichtkommerzielle Verwendung benützt wird. 

Das vorliegende Gesetz ist eine gute und solide Richtlinienumsetzung. Vorschläge und Einwände, die im Begutachtungsverfahren gut begründet waren, sind überwiegend eingearbeitet worden. Es hat sich im Zusammenhang mit dieser Thematik auch eine öffentliche Debatte entwickelt, die über den konkreten Regelungsgegenstand hinausgeht, was man wahrscheinlich nicht hier in diesem Landesgesetz hätte berücksichtigen können. 

Ich möchte vielleicht auch noch auf den DDr Schock ein bissel eingehen. So lange wir ein Bundesstaat sind und man kann darüber diskutieren, ob das sinnvoll ist oder nicht, und neun Landesgesetzgeber haben, wird es so sein, dass Richtlinienumsetzungen sich eben an den Gesamtstaat richten und dass es immer wieder vorkommen wird, dass der Bundesgesetzgeber und die neun Landesgesetzgeber das dann eben getrennt, zumindest vom Vorgang her, umsetzen. Natürlich sollte man immer schauen, dass hier nicht zu sehr abweichende Regelungen sind, das ist ja durchaus möglich. Aber so lange die verfassungsrechtliche Lage und die bundesstaatliche Grundverfassung der Republik so ist wie sie ist, wird es das geben und das ist - was haben Sie gesagt? „Es ist ein Armutszeugnis.“ Ein Armutszeugnis ist dann das föderalistische System Österreichs! Das ist ja kein Zentralstaat. Das ist eine zulässige Meinung, aber das ist kein Armutszeugnis gegenüber dem jetzigen Landesgesetzgeber und diesem Gesetz! Also das muss ich jetzt einmal ganz eindeutig festhalten.

Und noch zur Kollegin Ringler, weil sie bei dieser Diskussion im Juridicum diese interessante Thematik hatte. Ich glaube, dass das, was dort diskutiert wurde, schon den Rahmen sprengt und was man bei diesem Gesetz nicht mehr hätte berücksichtigen können.

Dort ist unter anderem über das Informationsfreiheitsgesetz in der Bundesrepublik Deutschland diskutiert worden, soweit ich mich informiert habe, ein rot-grünes Projekt, das weitgehend, wenn auch nicht vollständig, die Aufhebung des dortigen Aktengeheimnisses vorsieht. Eine durchaus interessante Sache. Das ist die gleiche Sache, die bei uns auch im Österreich-Konvent intensiv diskutiert worden ist, dass man das Amtsgeheimnis umkehrt und dass grundsätzlich nur mehr dort Amtsgeheimnis ist, was ganz extra festgestellt wird und alles andere kein Amtsgeheimnis mehr ist. Aber das ist etwas, was auch auf bundesverfassungspolitischer Ebene weiter diskutiert werden wird. Da wird man vielleicht irgendwann einmal dazukommen, das will man, oder man wird nicht dazukommen, weil man sagt, es bringt mehr Schaden als Nutzen. Darüber wird man diskutieren.

Soweit ich mich noch erinnern kann, ist die Bundes-SPÖ im Konvent diesen Gedanken sehr aufgeschlossen gegenüber getreten. Aber wie gesagt, das ist nicht etwas, was mir jetzt eine Sache dieses Gesetzes wäre. Es wäre, glaube ich, auch gar nicht möglich, diese Gedanken ohne eine Änderung, eine grundlegende Änderung der Bundesverfassung umzusetzen. 

So gesehen, meine ich, ist dort in diesem Juridicum - und außerdem hat Dr Peter Parizek von der Donauuniversität Krems auch gesagt, dass Österreich im internationalen Vergleich hinsichtlich Bürgerinformation recht gut positioniert sei. Auch darüber kann man sicher diskutieren. 

Ich glaube, die große grundsätzliche Problematik Amtsgeheimnis und Weitergabe von Informationen und so weiter ist eine interessante wichtige Zukunftsdiskussion, die weitergeführt werden wird. Aber hier und heute beschließen wir ein Landesgesetz und eine Richtlinienumsetzung, die sehr gut gelungen ist, und ich kann nur die Zustimmung empfehlen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kollege Stürzenbecher hat einiges schon klar gelegt. Noch einmal, weil mir das so wichtig ist, zum § 6, zu den Tarifen: Da wurde das besonders auf Grund der Stellungnahme der Arbeiterkammer in den Erläuterungen dahin gehend ganz klar gemacht, dass es eben unterschiedliche Tarife gibt. Ich halte es aber schon für sinnvoll, die unterschiedlichen Tarife nicht in der Norm festzulegen, weil dann das von vornherein auch nicht klar ist, das ist in einer taxativen Aufzählung nicht möglich. Allerdings ist es natürlich so, wenn der Gesetzestext selbst Dinge offen lässt, dass die Erläuterungen zur Interpretation heranzuziehen sind. Kollege Stürzenbecher hat es vorgelesen, aber noch deutlicher, als dass es klare Unterschiede zwischen kommerzieller und nichtkommerzieller Nutzung geben soll und die Klarlegung, dass es bei nichtkommerzieller Nutzung auch gar keinen Tarif geben kann, denke ich, ist das an sich nicht festzumachen.

Zum zweiten Punkt, den Sie eingebracht haben, die Frage eines Informationsweitergabegesetzes: Ich halte das für eine sehr interessante Diskussion und habe auch mit Kollegen Jarolim schon viel darüber diskutiert. Ich bin hier wirklich der festen Ansicht und ich habe das auch im Rahmen des Österreichkonvents, wo das immer wieder ein Thema ist, gesagt, dass ich es nicht für sinnvoll hielte, wenn in einem Land wie Österreich in neun Bundesländern unterschiedliche Regelungen diesbezüglich herrschen würden. Ich halte es für sehr sinnvoll, diese Frage zu diskutieren, insbesondere, weil ich davon ausgehe, dass das Ende des Österreichkonvents kein Ende über die Diskussion über eine große Verfassungsnovelle oder eine große Verfassung ist. Ich hielte aber nichts davon, jetzt unabhängig von diesem Gesetz neun unterschiedliche Informations-/Nichtinformationsgesetze in den Ländern zu beschließen.

Zur Frage des Armutszeugnisses müssten wir jetzt darüber diskutieren oder ich kann sehr klar sagen, wenn man das verteilen will, wo man das verteilen kann, sicher nicht bei der Stadt Wien, weil die MA 63 auch auf meinen besonderen Wunsch hin sehr stark darauf gedrungen hat, dass es eine Regelung geben sollte, zumindest wenn es schon verfassungsrechtlich, kompetenzrechtlich nicht möglich ist, hier ein Gesetz zu machen. Das hat der Verfassungsdienst im September 2004 festgelegt, weil das war unsere erste Anregung. Da war dann klar, das geht nicht.

Unsere zweite Anregung war die, in dieser Frage so vorzugehen, wie beim Vergaberecht, Art 14b B-VG, wo es eben dann nicht, Kollege Ulm hat das vollkommen zu Recht angesprochen, sinnloserweise unterschiedliche Begriffsdefinitionen gibt. Man muss nur sagen, dass Wien für diese Frage leider keine Mehrheit gefunden hat, und zwar weder beim Bund noch bei der Mehrheit der anderen Bundesländer. Es war unser inhaltlicher Wunsch. Ich bin nicht glücklich mit der Situation, hier eine Materie in zehn Gesetzen, noch dazu zum Teil mit unterschiedlichen Begriffsdefinitionen, zu haben, nur gab es hier keine andere Möglichkeit.

Ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Gesetz. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig, ohne GRÜNE, ohne FPÖ und ohne ÖVP angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 5. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über den Verzicht auf Ersatzforderungen der Gemeinde Wien gegenüber Organwaltern der Gemeinde Wien oder des Landes Wien geändert wird.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Präsidentin! Hohes Haus!

Bei diesem Gesetzesvorschlag geht es darum, dass das Oberlandesgericht festgelegt hat, dass unser Verzichtsgesetz, das derzeit in Geltung ist, an sich nur auf hoheitliche Tätigkeiten von Organwaltern und Organwalterinnen anzuwenden ist. Die praktische Umsetzung dieses Gesetzes war in Wien immer schon so, dass es auch auf nichthoheitliche Tätigkeiten angewendet wurde. Um hier aber Rechtssicherheit und nicht nur Goodwill walten zu lassen, ersuche ich um Zustimmung zu diesem Gesetz, das dann klarstellt, dass es auch Ersatzansprüche gibt, wenn es nicht um hoheitliche Tätigkeiten geht. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wir kommen, wenn kein Widerspruch erfolgt, gleich zur zweiten Lesung. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Damit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 6. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (21. Novelle), die Vertragsbediensteten-ordnung 1995 (23. Novelle), die Besoldungsordnung 1994 (26. Novelle) und das Wiener Gleichbehandlungs-gesetz (9. Novelle) geändert werden.

Ich bitte wieder Frau amtsf StRin Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Bei dieser Gesetzesvorlage geht es um drei Bereiche:

Erstens um eine neue Fassung, neue Regelungen im Bereich des Beschreibungsverfahrens, um hier alle etwaigen verfassungsrechtlichen Bedenken auszuräumen.

Zweitens geht es um eine Umsetzung einer EU-Richtlinie. Inhaltlich geht es dabei um die Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich der Rückkehr nach einem Mutterschafts- oder Elternkarenzurlaub.

Und drittens geht es um die klare Definition in allen Fällen, wer die oberste Dienstbehörde ist.

Ich ersuche um Zustimmung. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen ebenfalls keine Wortmeldungen vor. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich sehe keinen Widerspruch.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Le-sung einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 7. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Personalvertretungsgesetz (10. Novelle), das Wiener MitarbeiterInnenvorsorgegesetz (1. Novelle) und die Ver-tragsbedienstetenordnung 1995 (22. Novelle) geändert werden.

Bitte, Frau Mag Wehsely. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Präsidentin! Hohes Haus!

Dieser Gesetzesvorschlag beinhaltet materiell zwei Bereiche:

Erstens geht es um die Verschiebung des Stichtags für die Beurteilung der Voraussetzung für das aktive Wahlrecht für die Wahlen zu den Dienststellen- und Personalgruppenausschüssen.

Und zweitens geht es darum, das MitarbeiterInnenvorsorgegesetz an die geänderten Voraussetzungen des Allgemeinen Pensionsgesetzes anzupassen.

Ich bitte um Zustimmung. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen ebenfalls keine Wortmeldungen vor. 

Wir kommen daher sofort zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 8. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Besteuerung von Vergnügungen im Gebiet der Stadt Wien (Vergnügungssteuergesetz 2005).

Herr LhptmSt Dr Rieder ist schon im Anflug. Ich bitte Herrn Kollegen Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Abg Friedrich Strobl: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es handelt sich hier um den Entwurf eines Gesetzes über die Besteuerung von Vergnügungen in unserer Stadt.

Ich bitte Sie um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Ich eröffne die Debatte und bitte Frau Mag Ringler zum Rednerpult.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Das Vergnügungssteuergesetz, das an sich schon einen leicht absurden Namen trägt, soll an dieser Stelle novelliert werden. 

Es gibt einige Punkte in diesem Gesetz, deren Veränderung und Verbesserung wir durchaus begrüßen. Das möchte ich ganz explizit festhalten. Die Neuregelung, was den Kinobereich betrifft, ist sicherlich ein Fortschritt. Auch in dem von uns viel kritisierten Bereich des Publikumstanzes gibt es kleine Verbesserungen. 

Trotz dieser Verbesserungen im Bereich des Publikumstanzes möchte ich an dieser Stelle doch einfach festhalten, dass wir es für völlig anachronistisch halten, dass es in dieser Stadt eine Steuer aufs Tanzen gibt. Ich habe an dieser Stelle schon oft darüber gesprochen, dass es eigentlich einer Kulturstadt völlig unwürdig ist, dass man rhythmische Bewegungen aller Art besteuert. Es gibt ja auch solche, die wir mit gutem Grund nicht besteuern. Ich glaube, dass dieser Dinosaurier des Publikumstanzes dringend abgeschafft werden sollte. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Dieser Dinosaurier des Publikumstanzes führt nämlich zu allerlei Verwirrungen. Ich möchte an dieser Stelle kurz um ihre Aufmerksamkeit bitten, damit wir uns vorstellen können, wie schwierig es manchmal ist herauszufinden, was eigentlich Publikumstanz ist. In dieser Novelle wird nämlich neu festgeschrieben, was Publikumstanz ist. Es wird auf das Wiener Tanzschulgesetz von 1996 und jene Regelung, die vorsieht, welche Tänze Tanzschullehrer eigentlich lehren können sollen, Bezug genommen. Da gibt es Tänze wie Hip-Hop, Reggae und Discotanz. Jetzt weiß ich nicht, wie oft Sie Hip-Hop, Reggae und Discotanz tanzen, aber es ist etwas schwer von rhythmischen Bewegungen anderer Art zu unterscheiden, wenn man vielleicht wippt. Diese Rechtsunsicherheit, die es seit vielen Jahren gibt und die für Veranstalter durchaus existenzbedrohend sein kann, ist durch diese Präzisierung auch nicht aufgehoben. Wir glauben, dass dieser Dinosaurier der Tanzsteuer einfach am Besten ersatzlos entsorgt werden sollte. 

Ich gebe zu, dass es eine kleine Verbesserung ist, dass in dieser Novelle jetzt kleinere Veranstaltungen ausgenommen sind. Das ist sicherlich eine gute Entwicklung. Nichtsdestotrotz glaube ich, dass es der Kulturstadt Wien gut tun würde, wenn wir uns von diesem unangenehmen Anhängsel befreien würden, das zu allerlei Absurditäten führt. Selbst der Herr Landeshauptmann hat in einer Beantwortung einer mündlichen Anfrage an ihn im Landtag vom 23. Mai zur Vergnügungssteuer Folgendes gesagt: „Selbst was diesen Teil der von Ihnen inkriminierten Vergnügungssteuer betrifft," - damit meint er den Publikumstanz – „ich selbst kann das schwer nachvollziehen, da das Ganze für mich nun wahrlich kein Vergnügen ist." Jetzt ist es ein bisschen kolloquial gehalten und deshalb schwer vorzulesen, also grammatikalisch nicht ganz korrekt: „Wieso ich eine Steuer dafür zu zahlen hätte, wird schwerlich danach zu bemessen sein, für wen es ein Vergnügen ist und für wen es kein Vergnügen ist. Nur für denjenigen, für den es ein Vergnügen ist, der hätte dann diese Steuer zu entrichten. Das ist wahrscheinlich auch nicht besonders gescheit." Da hat der Herr Landeshauptmann natürlich völlig Recht. So denke ich, dass man sich grundsätzlich überlegen kann und überlegen soll, gerade in einer Stadt der Musik und auch des Tanzes, wir haben das bei anderer Gelegenheit schon einmal diskutiert, ob man in der Tat dieses für viele, nicht für alle, aber für viele so großartige Vergnügen auch besteuern sollte. Sehr geehrte Damen und Herren, ich finde, der Herr Landeshauptmann hat völlig Recht. Es ist einfach anachronistisch und falsch, Tanzen und Vergnügung beim Tanzen zu besteuern.

Daher bringen wir folgenden Abänderungsantrag ein: 

„Der Wiener Landtag möge beschließen, der vorliegende Entwurf eines Gesetzes über die Besteuerung von Vergnügen im Gebiet der Stadt Wien wird wie folgt geändert: § 8 des vorliegenden Entwurfs wird ersatzlos gestrichen." - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Dkfm Dr Aichinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Sehr geehrter Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Vorweg, die Österreichische Volkspartei wird diesem Gesetz zustimmen. Es hat sehr lange Verhandlungen gegeben. Es ist ein Kompromiss und ein Weg in die richtige Richtung. Es wurde verhandelt, unter drei Prämissen dieses Gesetz zu ändern. Das eine war sicherlich der Punkt, dass hier aktuelle Entwicklungen berücksichtigt werden sollen. Der zweite Punkt war, dass es zu einer Verwaltungseffizienz kommen soll, was vor allem bei Veranstaltungen ist. Und der dritte Punkt war natürlich die Aufkommensneutralität. 

Die Aufkommensneutralität, meine Damen und Herren, ist nicht ganz gegeben, weil man sieht im Rechnungsabschluss, den wir jetzt zwei Tage diskutiert haben, ganz klar, bei der Vergnügungssteuer ist es so, dass wir statt 48 Millionen EUR fast 49 Millionen EUR eingenommen haben, das heißt 1 Million EUR sozusagen auch da bereits mehr drinnen ist. 

Ich darf aber trotzdem ganz kurz einen anderen Ansatz als Kollegin Ringler bringen, einige Dinge, die wir schon noch sehr gerne gesehen hätten. 

Das eine ist jener Punkt, den die Wirtschaftskammer immer wieder gesagt hat, der Verleih von Videokassetten und Tonträgern. Es ist nicht verständlich, dass das in Wien besteuert wird und in Niederösterreich nicht, was nicht beweist, dass auch über die Landesgrenzen solche Dinge, glaube ich, nicht sehr sinnvoll sind. 

Der zweite Punkt ist ein Tatbestand, der sehr gering im Aufkommen ist. Wir haben vor kurzem eine relativ genaue Aufstellung des Aufkommens der Vergnügungssteuer bekommen. Es geht um die Ausstellungen. Hier ist ein Betrag angeführt, wo es nur mehr um ca 70 000 EUR geht. Dieser Tatbestand wäre vor allem im Sinne für kleine Warenausstellungen und Ähnliches ersatzlos zu streichen. 

Beim Tanz gehe ich vielleicht nicht so weit wie Kollegin Ringler, aber meiner Ansicht nach, meine Damen und Herren, bei kleineren Bällen, und da denke ich vor allem immer wieder an die Schulbälle und ähnliche, wäre es schon sehr sinnvoll, wenn man das auf jeden Fall von der Vergnügungssteuer befreit. Man müsste sich hier eine sinnvolle Grenze einfallen lassen, um die Verwaltung sozusagen nicht überborden zu lassen und diese kleinen Veranstaltungen zu besteuern.

Trotz alldem stimmen wir diesem Gesetz zu. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr StR DDr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Meine Damen und Herren!

Es ist die Durchforstung der Vergnügungssteuer, die Senkung dieser Steuer, ein altes freiheitliches Anliegen, aber es wird dieser Entwurf diesem Anspruch eigentlich nicht gerecht. Es macht diesen Entwurf auch nicht besser, dass er mit der Wiener Wirtschaftskammer ausverhandelt worden ist. Es ist ein Entwurf, der kleinlich am Prinzip der Aufkommensneutralität festhält, wo jede Steuersenkung in einem Bereich sofort durch eine anderweitige Erhöhung aufgegriffen wird, wo also ein Euro weniger sofort durch einen Euro mehr anderswo ausgeglichen werden muss. 

Aber es gibt darin natürlich auch positive Aspekte, die Befreiung gewisser Kinovorführungen, gewisser Tanzveranstaltungen.

Aber, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, war es wirklich notwendig, zum Ausgleich dieser Steuersenkungen die Motorsportveranstaltungen stärker zu besteuern, Blumen, Juxartikel stärker zu besteuern, die Konsumationssteuer für Speisen und Getränke bei Tanzveranstaltungen anzuheben, die Raumpauschsteuer anzuheben? War es wirklich notwendig, diese Raumpauschsteuer, das ist die Steuer für Veranstaltungen mit freiem Eintritt, gleich um 40 Prozent anzuheben? 

Ich meine, es fehlt daher diesem Entwurf wirklich der Anspruch einer großen Reform und wir werden dem Gesetz daher auch nicht zustimmen, zumal, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, dieses Gesetz genauso kompliziert ist wie das alte. Es ist eigentlich eine Arbeitsbeschaffung für Beamte.

Die Abgrenzungskriterien für die Steuerpflicht sind schon in diesem Hause diskutiert worden. Frau Kollegin Ringler hat festgestellt, dass sie gerne tanzt, der Herr Landeshauptmann hat wiederholt in diesem Haus festgestellt, dass er nicht gerne tanzt. Wir sind uns, glaube ich, trotzdem darüber einig, dass das nicht das Kriterium für die Besteuerung sein kann, dass die Frau Kollegin daher fürs Tanzen Steuern zahlen muss und der Herr Landeshauptmann nicht.

Der Magistrat wählt gar andere Abgrenzungskriterien. Der Magistrat sagt, ab dem 201. Gast sind Veranstaltungen steuerpflichtig, also Tanzveranstaltungen bis zu 200 Gästen sind nicht steuerpflichtig, ab dem 201. schon. Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, das ist eine genauso falsche Abgrenzung! Das ist Arbeitsbeschaffung für Beamte.

Das geht noch weiter. Die Beamten müssen prüfen, ob mehr als 20 Prozent der Strecke bei Schiffsreisen oder bei Zugreisen auf dem Gebiet der Stadt Wien liegen, weil bei mehr als 20 Prozent werden diese Reiseveranstaltungen steuerpflichtig. 

Die Beamten müssen prüfen, das ist auch interessant, ob Kinofilme mehr als 10 Prozent sexuelle Handlungen enthalten, weil, das ist vielleicht auch viel zu wenig bekannt, in dieser Stadt Kinofilme nach diesem Entwurf erst ab 10 Prozent sexueller Handlungen steuerpflichtig sind.

Der Magistrat besteuert auch Table-Dance- und Go-Go-Dance-Veranstaltungen, aber wieder eingeschränkt, nicht alle Go-Go-Dance-Veranstaltungen. Das ist wieder eine wunderbare Arbeitsbeschaffung für Beamte. Die
se Go-Go-Dance-Veranstaltungen werden nämlich erst dann steuerpflichtig, wenn dabei primäre oder vielleicht auch sekundäre Geschlechtsmerkmale gezeigt werden, was auch interessant ist und viel freien Raum lässt, aber es wird auch gleich dargestellt, dass Bärte oder Haarwuchs nicht dazu zählen. Also Bärte und Haarwuchs, ob-wohl das Geschlechtsmerkmale sein können, sind nicht steuerpflichtig. 

Meine Damen und Herren, wenn man sich diesen Entwurf durchliest, dann sieht man eigentlich, dass die Abgrenzungsprobleme eine reine Arbeitsbeschaffung für Beamte sind. Genauso ist es bei den Konzertveranstaltungen. Auch Kollegin Ringler hat schon erwähnt, die üb-lichen rhythmischen Bewegungen sind Gott sei Dank steuerfrei. Darunter kann man sich sehr viel vorstellen, was unter den üblichen rhythmischen Bewegungen gemeint ist. In diesem Fall sind die üblichen rhythmischen Bewegungen bei Tanzveranstaltungen gemeint. Das Schunkeln, das ist meines Erachtens nach der große ge-sellschaftspolitische Durchbruch, den der Magistrat mit diesem Gesetz erzielt hat, ist bei Konzerten in Hinkunft jedenfalls steuerfrei gestellt. 

Aber, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, wollen wir denn unsere Beamten wirklich dafür einsetzen? Wollen wir unsere Wiener Beamten im 21. Jahrhundert dafür einsetzen zu überprüfen, wie lange Schiffsreisen sind, bei denen vergnügungssteuerpflichtige Veranstaltungen stattfinden, wie viele Gäste bei Tanzveranstaltungen teil-nehmen, ob es unter 200 sind oder ob es mehr als 200 sind, oder wollen wir unsere Beamten dafür einsetzen, die Länge der Sexszenen von Kinofilmen zu messen? Ist es wirklich das, Herr Landeshauptmann, was wir uns alle unter einem modernen Dienstleistungsstaat vorstellen? Ich meine nicht. Ich meine, dass das Gesetz ganz große Chancen einer wirklichen Durchforstung vergibt. Wir wer-den daher auch aus diesem Grunde dieses neue Gesetz ablehnen! (Beifall bei der FPÖ.)
Positiv, meine Damen und Herren, im neuen Gesetz ist die Steuerfreistellung von Flipperspielen, von Dart-spielen. Damit wird eine langjährige freiheitliche Forderung erfüllt. Aber auch dabei zeigt sich wieder die kleinliche Vorgangsweise. Es geht um Steuerbefreiungen für Geräte, die die Jugend üblicherweise in Anspruch nimmt, die aber keine Suchtgefahr hervorrufen. Und da werden andere Apparate, Bildschirmapparate wie Photoplayapparate zum Beispiel weiterhin in der Steuerpflicht belassen, Touchscreenapparate weiterhin steuerpflichtig belassen, obwohl es vielleicht noch 500 solcher Apparate, wie mir Experten sagen, in ganz Wien gibt. Es ist daher so, dass die Verwaltung, die Administration der Steuerpickerl, die Kontrolle durch die Beamten bei diesen Spielautomaten größer als das Steueraufkommen ist. Wir meinen, wir hätten daher auch bei diesen Vergnügungsspielen Nägel mit Köpfen machen und sie insgesamt aus der Steuerpflicht herausnehmen sollen.

Meine Damen und Herren, wir bekennen uns aber auch dazu ausdrücklich, Steuerausfälle in diesem Bereich durch die Anhebung der Steuer für Geldspielapparate auszugleichen. Auch die freiheitliche Fraktion in die-sem Hause hat sich immer zur Besteuerung dieser Geld-spielapparate bekannt. Die Steuererhöhung um 92 EUR, die wir heute beschließen, auf insgesamt 1 400 EUR pro Apparat, ist eigentlich eine Valorisierung, weil nämlich dieser Steuersatz schon viele Jahre nicht mehr erhöht worden ist. Man hätte sich daher eigentlich auch die Mü-he ersparen können, diese Valorisierung des Steuersatzes bei den Geldspielapparaten damit zu bemänteln, dass man darauf hinweist, dass damit die Suchtgefahr bekämpft werden soll. 

Meine Damen und Herren, wir bekennen uns zu dieser Valorisierung, aber, Herr Landeshauptmann-Stell-vertreter, wenn man die Suchtgefahr wirklich bekämpfen will, dann muss man in diesem Bereich ganz woanders ansetzen. Wenn man die Suchtgefahr, die vor allem un-sere Jugend bedroht, bekämpfen will, dann muss man beim Wildwuchs der vielen Wettbüros in Wien ansetzen. Dieser Wildwuchs verstößt klar gegen die gesetzlichen Regelungen, weil in dem Gesetz steht eindeutig, dass pro Lokal nur zwei Apparate erlaubt sind, also pro Ge-schäftslokal maximal zwei solcher Geldspielapparate. Aber wie sieht die Realität aus? Wenn wir in Wien schauen, wenn wir die Straßen und Gassen Wiens betrachten, dann sehen wir, dass in diesen Lokalen, die wie Schwammerln aus dem Boden schießen, sechs, acht oder bis zu zehn Apparate aufgestellt sind und dass man dann einfach fünf Eingänge von der Gasse her schafft. (Abg Godwin Schuster: Und fünf WCs!) Fünf Eingänge für zehn Apparate, um damit pro forma diesen Faktor zwei zu erreichen. Das ist eigentlich ein glatter Bruch des Gesetzes.

Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, wir wissen es, Sie wissen es, wer eigentlich hinter diesen Wettbüros steckt. Wir wissen, dass eigentlich die großen der Branche dahinterstecken. Wir wissen, dass allen voran die Firma Novomatic hinter diesen Wettbüros steckt. Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, wir wissen auch, dass diese Firma in Wien über allerbeste Kontakte, würde ich sagen, verfügt, dass diese Firma über beste Kontakte in die Reihen der SPÖ und der ÖVP verfügt. Wir wissen, dass diese Firma über beste Kontakte bis ganz hinauf zur Spitze der Wiener ÖVP verfügt. Wir wissen auch, dass etwa der Wirtschaftssprecher Ihrer sozialdemokratischen Fraktion im Aufsichtsrat dieser Gremien (Abg Godwin Schuster: Nicht mehr!) gesessen ist, wie Herr Kollege Schuster jetzt andeutet. Aber bis vor wenigen Monaten war er noch dort, das hat er selbst bestätigt. Vielleicht ist er jetzt nicht mehr im Aufsichtsrat. Es würde mich auch interessieren, vielleicht ein bisschen zur Aufhellung der Hintergründe dieses Gesetzes, seit wann er wirklich nicht mehr in diesem Aufsichtsrat sitzt. (Abg Dr Herbert Madejski: Ich habe mir gestern einen Auszug geholt! Dort steht er noch immer drauf!) 
Aber, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, ich meine, es kann nicht sein, dass es sich manche in dieser Stadt, und seien es noch so große Firmen, die über beste Kontakte bis hinauf zu den Spitzen der Stadtverwaltung verfügen, es sich einfach immer richten können! Sie sollten den Missbrauch dieser Gesetze daher nicht tolerieren! Sie sollten nicht vor den Großen dieser Branche in die Knie gehen! Sie sollten, um der Suchtgefahr wirklich zu begegnen, daher diesen Wildwuchs eindämmen! Ich fordere Sie daher auf, bekämpfen Sie doch die-sen Missbrauch, kontrollieren Sie, gemeinsam mit Ihren Kollegen in der Stadtregierung, streng die Einhaltung dieser Gesetze und stoppen Sie endlich, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, den Wildwuchs dieser Spielhöllen in ganz Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Ekkamp gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Geschätzte Damen und Herren! 

Es ist eh schon gesagt worden, die Novelle zum Wie-ner Vergnügungssteuergesetz ist auf Anregung der Wiener Wirtschaftskammer erfolgt. Ich denke, alles in allem, wenn man sich die Wortmeldungen jetzt angehört hat, ist es durchaus ein zeitgemäßer und auch ein guter Kompromiss, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es gibt auf der einen Seite, wie auch schon erwähnt worden ist, viel Lob, manchmal auch noch Wünsche, das ist so in einer Demokratie, aber es gibt auch Steuerbeseitigungen, andererseits Steueranpassungen und es gibt ebenso Steueranhebungen. Das ist auch gar nicht so negativ gesehen worden. In Summe bleibt das Steueraufkommen aber neutral. Das hat Kollege Aichinger gesagt, obwohl er von einer Million mehr gesprochen hat. Wenn man aber die Einnahmen von 49,5-Millionen EUR den Auswirkungen der neuen Richtlinien im Vergnügungssteuergesetz gegenüberstellt, ich habe mir das heute noch einmal mit der Finanz angesehen, dann kommt ein kleines Delta im Minusbereich von ca 500 000 EUR heraus. Dass aber dadurch mehr Veranstaltungen abgehalten werden und dass dadurch in manchen Bereichen mehr Steuer bezahlt werden muss, das ist eben so, aber das hat nichts mit dem neuen Gesetz zu tun. Im Grunde genommen, wenn man die kleine Summe von 500 000 EUR beiseite stellt, ist es aufkommensneutral. 

Ich gebe auch gerne zu, dass gewisse Besteuerungslücken, insbesondere bei erotischen Veranstaltungen, geschlossen wurden. Ich denke, hier gibt es über alle Fraktionen hinweg einen Konsens. Da kann es keine Besserstellung in diesem Bereich geben. 

Was ändert sich im Detail? Es ist schon einiges angesprochen worden. Für Spielapparate mit Bildschirmen, die zwischen 109 und 218 EUR pro Apparat und Monat besteuert wurden, gibt es künftig nur mehr 100 EUR Steuer. 

Es ist auch schon vom Kollegen Schock angesprochen worden, für Dartspiele, Geschicklichkeitsspiele, Flipper, Fußballspiele und den Wiener Wutzler gibt es überhaupt keine Steuern mehr. Das ist auch gut so. 

Ich habe auch einen Konsens bemerkt bei der Besteuerung, nicht ganz einen 100-prozentigen Konsens, bei der Besteuerung auf Geldspielapparate. Auch das ist richtig.

Die Besteuerung der Musikautomaten ist leicht gesenkt worden. 

Steuerbefreiung bei Ausstellungen bei freiem Eintritt. 

Steuerbefreiung bei Filmvorführungen in Kinos und auch bei Freilichtvorführungen, ausgenommen die so ge-nannten Sexfilme. Aber über die Größenordnung ist schon gesprochen worden. 

Publikumstänze bis 200 Personen steuerfrei. (Abg Dr Herbert Madejski: Wer zählt denn das?) Da gibt es eine Genehmigung, wie die Räumlichkeit kommissioniert wor-den ist. Wenn sie mit 300 kommissioniert worden ist, dann ist es steuerpflichtig. (Abg Dr Herbert Madejski: Und wenn nur 50 hingehen?) Es ist halt so.

Da komme ich aber auch zu dem grünen Antrag, weil Sie hier noch Ängste verspüren, ich habe das so heraus gehört, wenn man bei einem Konzert ist und wenn man sich rhythmisch bewegt. (Abg Mag Marie Ringler: Discotanz! Reggae!) Das Ganze war sehr blumig umschrieben, man kann sagen, es war wunderbar umschrieben. Da gibt es dann Ängste bei einem Konzert. Wenn Sie ge-nau hinsehen, im § 8, Frau Kollegin Ringler, dann ist das unter Absatz 3 genau definiert. Dort wird von "bereitgestellten Tanzflächen" gesprochen. Bei einem Konzert in der Stadthalle gibt es keine bereitgestellten Tanzflächen und daher gibt es auch in diesem Bereich künftig keine Rechtsunsicherheit mehr, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Der nächste Punkt, die Raumpauschsteuer, ist vom Kollegen Schock ein wenig kritisiert worden. Sie ist erhöht worden. Auf der einen Seite hat er gemeint, es ist acht Jahre lang die Steuer auf die Glücksspielautomaten nicht angepasst worden, wenn man aber genau schaut, ist die Raumpauschsteuer bereits 28 Jahre gleichgeblieben und steigt in Wahrheit von 72 Cent auf 1 EUR. Das heißt, in 28 Jahren gibt es eine Anpassung. Da kann man nicht von einer Steuererhöhung reden, sondern ma-ximal im gelindesten Fall von einer Anpassung um 28 Cent.

Die Vereinheitlichung der Konsumationssteuer, glaube ich, ist auch im Sinne der Gewerbebetriebe, dass man nicht für unterschiedliche Getränke unterschiedliche Steuersätze in irgendeiner Form abrechnen muss.

Noch eines, glaube ich, ist für viele Veranstaltungen nicht das Schlechteste und kommt vielen Vereinen zugute. Wenn es irgendwelche Feste gibt, die freien Zugang haben, dann kann man in der Zukunft auch eine Tombola steuerfrei durchführen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich sehe zum Beispiel nicht ein, bei Tanzveranstaltungen, und da-her glaube ich, ist es gut, wenn der § 8 besteht, wenn man zum Beispiel Clubbings nicht besteuert. Ich weiß nicht, wer heute auf Clubbings geht. Ich gehe zum Beispiel nicht gern auf Clubbings, mir ist es etwas zu laut. Aber ich habe das schon gesehen, ich habe das schon einmal mitbekommen. Wenn dort 300, 400 junge Leute bei dementsprechender Lautstärke sind, eine gute Sache, ist das aber auf Wienerisch gesagt, schon ein Riesengeschäft für den Veranstalter. Warum er dort keine Steuer zahlt, dass er das einsteckt? Billiger wird er sicher nicht werden, weil die jungen Leute auch nur ein gewisses Budget haben und teuerer kann er auch nicht werden. Hier sehe ich doch eine gewisse Gerechtigkeit.

Im Übrigen noch ein Satz zur Ausgewogenheit: Ich glaube nicht, dass man einfach Steuern überall senken und gewisse andere Steuern nicht anpassen kann. Wenn wir als Stadt Wien den hohen Standard in der Dienstleistung, auch im sozialen Bereich, weiter halten wollen, dann muss es auch dementsprechende Einnahmen ge-ben. Dieses finanzpolitische Perpetuum mobile kann nicht funktionieren, wenig Steuern, viel Leistungen, das gibt es nicht und das wird es auch in Zukunft nicht geben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich denke, diese Novelle ist ausgewogen und berücksichtigt auch die gesellschaftlichen Entwicklungen. Es gibt Vereinfachungen, es gibt mehr Rechtssicherheit, es gibt zugegebenerweise auch Steuererhöhungen, aber es gibt sehr viele Befreiungen. In Summe ist das Steueraufkommen neutral und somit ausgewogen. Ich ersuche diesbezüglich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort.

Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete zum Wiener Landtag!

Wenn ich mir in Erinnerung rufe, wie viele inhaltsschwere, dass heißt finanzrelevante Anträge gestern im Anschluss an den Rechnungsabschluss hier behandelt worden sind, dann kann ich mir eigentlich eine Reduktion des Steueraufkommens in der Stadt Wien nicht wirklich vorstellen. Ich denke, dass die Antragsteller ebenso von dieser Überlegung ausgehen sollten. Wir sind darauf an-gewiesen, im Sinne eines stabilen Haushalts, dort, wo wir Steuern senken wollen, auch für eine Aufkommensneutralität zu sorgen. 

Diese Novelle und das damit neu gefasste Gesetz enthält durchaus, wie hier geschildert worden ist, eine Vielzahl von Punkten, wo es ein Anliegen der Betroffenen war, das uns über die Wirtschaftskammer, über die Interessensvertretung der Wirtschaft, auch signalisiert worden ist. In sehr langwierigen Verhandlungen ist dann ein Paket zu Stande gebracht worden, das sich, glaube ich, durchaus zeigen lassen kann. Kernpunkt ist, wir wollen über eine höhere Besteuerung der Geldspielautomaten mehr Einnahmen erzielen und wollen diese Mehreinnahmen dazu verwenden, um in anderen Bereichen eine Reduktion herbeizuführen. Ich glaube, dass dieses Konzept richtig ist und dass es eigentlich von allen unterstützt werden könnte. Verbal ist das hier auch geschehen, im Abstimmungsverhalten wird das nicht der Fall sein.

In dem Zusammenhang eine Bemerkung an den Kollegen Schock: Ich halte das eigentlich für eine relativ freundlich ausgesprochene, aber trotzdem unverschämte Unterstellung, hier einfach den Eindruck zu erwecken, dass die Regelungen, die in diesem Gesetz getroffen worden sind, in irgendeiner Weise mit Beziehungen, wie Sie das angedeutet haben, zu Vertretern sowohl der Re-gierungspartei als auch einer der Oppositionsparteien zusammenhängen. Ich weise diese Unterstellungen mit Nachdruck zurück! (Beifall bei SPÖ und Teilen der ÖVP.)
Ich glaube, für alle hier im Hause vertretenen Fraktionen und Mandatare sagen zu können, niemand hat die geringste Lust, sich in einen Zusammenhang hineinziehen zu lassen, wo unterschwellig von einer Spielhölle die Rede ist, wie Sie es getan haben. Dass jemand Kontakte zu Wirtschaftsbereichen hat, ist eigentlich eine Selbstver-ständlichkeit. Ich will gar nicht davon reden, was das bei denjenigen ist, die Wirtschaftsfunktionäre sind. Also so eine Schlussfolgerung zu ziehen, ist wirklich ärgerlich, selbst wenn wir uns in Wahlkampfzeiten befinden!

Dritte Bemerkung: Natürlich hat jeder, der hier das Wort ergriffen hat, sich offenbar auch bemüßigt gesehen, seine besonderen Begabungen im Zusammenhang mit dem Vergnügungssteuergesetz hervorzuheben. Nicht von ungefähr hat sich Kollegin Ringler daher mit dem Tanzbereich und mit den rhythmischen oder unrhythmischen Bewegungen auseinander gesetzt. Warum Herr DDr Schock andere Themen angesprochen hat, lasse ich unter den Tisch fallen. Ich möchte nur sagen, Ihre Sorge, die auch im Antrag zum Ausdruck gebracht worden ist, ist ausgeräumt, und zwar jetzt nicht durch die Bezeichnung "Gesellschaftstanz", sondern dadurch, es ist auch schon einmal gesagt worden, dass im Gegensatz zum bisherigen Text ausdrücklich darauf abgestellt wird, dass eine Tanzfläche vom Veranstalter dafür zur Verfügung gestellt werden muss, was bei einem Konzert, wo immer das stattfindet, einem Großkonzert, einem Popkonzert einfach nicht der Fall ist. Daher ist dieses Thema, das es möglicherweise gegeben hat, ausgeräumt. Also das ist sicherlich der Fall. 

Alles andere, was man an die Bezeichnung "Vergnügungssteuergesetz" anhängen kann, ist verbal richtig. In der Sache ist es die Besteuerung von Freizeitveranstaltungen. Ob es jetzt bei einer Boxveranstaltung oder Tanzveranstaltung einen Unterschied macht, ob man die einer Besteuerung unterzieht, unterliegt möglicherweise der Einstellung zu den jeweiligen Arten der Veranstaltung. Darum habe ich gemeint, jeder hat sich mit dem beschäftigt, was ihm nahe liegt. Aber im Prinzip ist es ei-ne andere Konstruktion des Steuerrechts, die hier Platz greift. Es kann daher nicht die eine gegen die andere Be-steuerung ausgespielt werden. 

Ich möchte schon zum Schluss sagen, es waren auch hier zähe Verhandlungen, die zu einer Abrundung auch eines weitgehenden Konsenses in diesem Paket geführt haben. Ich möchte mich auch angesichts der Stunde, in dem dieser Konsens stattfindet, dafür bedanken. Wir stehen sozusagen unmittelbar vor der Auflösung des Gemeinderats. Sich da noch zu bemühen, ei-nen Konsens zu Stande zu bringen, ist schon etwas sehr Positives. Daher möchte ich mich bei allen, die sich dafür besonders eingesetzt haben, persönlich bedanken. Es wäre schade gewesen, wenn ein Konsens zwischen den Sozialpartnern und der Stadt sich dann nicht in einer gemeinsamen Beschlussfassung widergespiegelt hätte. 

Ich ersuche um ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur Abstimmung über den Abänderungsantrag der grünen Fraktion, eine ersatzlose Streichung des § 8. 

Wer mit diesem Abänderungsantrag einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Grünen, die Freiheitlichen und das BZW, das heißt, nicht die erforderliche Mehrheit und damit abgelehnt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrheitlich ohne die FPÖ, das BZW und ohne die Grünen angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch er-folgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 9. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Regelung des Veranstaltungswesen (Wiener Veranstaltungsgesetz) geändert wird. 

Berichterstatter hierzu ist Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Dem vorliegenden Gesetzesentwurf liegt ein Initiativantrag zu Grunde. Der Entwurf betrifft eine Änderung des Wiener Veranstaltungsgesetzes. 

Ich ersuche um Annahme des vorliegenden Gesetzesentwurfs.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vor-gehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Cordon. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Und sehr geehrte Damen und Herren!

Dieses Kind hat sozusagen zwei Paten. Deswegen ist es leider auch ein ziemlich verpfuschtes Wesen. Man fährt eigentlich hier Karussell. Ich weiß nicht genau, wem ich das jetzt zuschreiben soll, dem Herrn Kulturstadtrat oder der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, ich glaube aber eher, ich wende mich an die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin. Man fährt Karussell mit diesem Gesetzesentwurf. Zuerst kriegen wir einen Initiativantragsentwurf, dann kriegen wir aus der SPÖ einen Ab-änderungsantragsentwurf und dann kriege ich noch ei-nen Beschlussantrag von ÖVP und SPÖ zusammen. Also ich stelle fest, irgendetwas kann hier Ihnen selbst, liebe SPÖ, nicht ganz geheuer vorgekommen sein, weil sonst hätten Sie sich das wahrscheinlich von vornherein etwas besser überlegt und gleich einen Antrag gestellt, der für Sie selbst annehmbar ist. 

Worum geht es hier? Es geht um die Erweiterung eines ziemlich großen Gebiets, wobei ich gern einen Plan dabeigehabt hätte, noch dazu beim Antragsentwurf, jetzt ohne Krieau, aber trotzdem noch ziemlich weit hineinreichend in das Grünland. Was aber wirklich erschütternd ist in der Beziehung, ist, es gibt wieder einmal überhaupt kein Konzept! 

Warum macht man das jetzt? Im ÖVP-Antrag zusammen mit Herrn Kollege Hora ist das auch gefordert, wenn auch schön brav halt, na ja dann wenigstens im Nachhinein. Ich weiß wirklich nicht, warum man hier im-mer das Pferd beim Schwanz aufzäumt. Vielleicht kann man sich da einmal umschauen, wie man so etwas ei-gentlich macht. Zirkushilfe, gut, Zirkus, super, aber Zir-kus ist wohl nicht alles. Dazu ist der Platz zu groß.

Ich habe hier schon wieder eine Frage. Ich weiß schon, dass ich Ihnen damit auf die Nerven gehe, aber was sieht denn der Masterplan vor? (LhptmStin Grete Laska: Ständiges Wiederholen wird auch lästig!) Ja, ständiges Wiederholen bringt auch nichts, ich merke es schon! Es ist einfach ein trauriges Spektakel, was hier stattfindet. 

Hat ein Gespräch mit den Praterunternehmen stattgefunden? Die Praterunternehmer sagen Nein. Man munkelt, mit einem vielleicht, aber ich sage, man munkelt, wobei ich mir das bei der Vorgangsweise fast vorstellen kann. Welche Praterunternehmer wollen denn großflächig investieren? Haben Sie andere Investoren? Das hört man auch nicht. Hier ist die Angst der Praterunternehmer, hier geschieht ein Gegenprater oder noch ein zusätzlicher Prater mit anderen Investoren. Ich kann mir auch nicht vorstellen, dass bei den neuen Vertragsbedingungen die Praterleute viel investieren. Es geht der Spruch um: "Wer sich jetzt rührt, ist verloren!" Hier hat man zum Beispiel, aber da greife ich jetzt in den zweiten Punkt vor, gesagt, für Automatenaufsteller, Glücksspielautomaten natürlich, 10 Jahre, weil sonst gehen sie vor die Hunde, weil sonst kann sich das nicht amortisieren, was sie hier einsetzen. Ich kann nur sagen, Praterunternehmer investieren manchmal Millionen und kriegen in Zukunft einen Vertrag, mit dem sie bescheuert sein müs-sten, nur 10 Prozent davon zu investieren, was auch nicht geplant ist. 

Eine zweite Frage: Gibt es eine Erhebung, wie viele Besucherzahlen für eine Vergrößerung eigentlich noch auszuschöpfen sind? Die Besucherzahlen sind ja jetzt schon nicht erhebend. Deswegen hat ja dieses ganze Spektakel überhaupt erst begonnen. Man wollte den Pra-ter ja neu gestalten, der "neue Prater", damit mehr Besucher kommen und nicht einen Gegenprater aufstellen, wo dann die Besucher, die vielleicht in den Prater gehen würden, nur in den anderen gehen und damit auch noch abgezogen werden.

Ich kann wieder nur sagen, kein Masterplan in Sicht. Wir haben bis jetzt nur dafür Geld ausgegeben. Eines muss ich schon dazusagen, diese 38 umgesetzten Masterplanprojekte sind eigentlich eine Chuzpe, denn da sind Dinge dabei, gegen die der Masterplan sogar angegangen ist, die er nicht wollte, die kämpfen mussten, dass sie überhaupt stehen bleiben dürfen, die er hier auf seine Fahnen schreibt. Leider haben Sie meine Anfrage in der Beziehung nicht beantwortet. Ich habe auch keine Hoffnung mehr, dass ich sie noch beantwortet bekomme. (LhptmStin Grete Laska: Man soll aber nicht aufgeben, weil es ist noch Zeit bis 26. Juli und Sie kriegen eine Antwort!) - Danke für die Mitteilung. Das freut mich natürlich. Ich bin wirklich schon sehr gespannt darauf. (LhptmStin Grete Laska: Wenn ich Ihnen eine Freude machen kann, mache ich es immer gern! Jederzeit!) - Da gibt es aber noch einiges, was mir wirklich Freude machen würde, und zwar ganz selbstlos, denn ich bin keine Praterunternehmerin, ich wohne nur dort und liebe den Prater, aber das wissen Sie. (LhptmStin Grete Laska: Im Prater? In dieser wunderschönen Zone wohnen sie? Das ist mir neu! Wo genau?) - In der Venediger Au, in der Nähe, und ich gehe oft durch. (LhptmStin Grete Laska: Knapp daneben ist auch vorbei!)
Ich möchte eigentlich noch etwas sagen: Der Prater, wie er ist, wurde von den Unternehmern errichtet. Ich kenne die Pratergeschichte seit Kriegsbeginn. Ich habe darüber ein Buch geschrieben. Sie haben sehr viel investiert, auch wenn wir uns vielleicht doch etwas Attraktiveres und Schöneres vorstellen könnten. Ich habe schon einmal gesagt, die Praterunternehmer sind im Gegensatz zu Gabor Steiner keine Kulturschaffenden, sie sind Unternehmer. Sie gehen auf Messen, kaufen dort ein, stellen es hin und investieren viel Geld, aber einen großen Gestaltungsplan für den Prater, eine künstlerische oder auch Themengestaltung, wie Sie das immer gerne hören, das können Sie nicht. 

Dafür haben wir Monsieur Mongon, habe ich gedacht, aber was bis jetzt gekommen ist, war eigentlich auch nicht wirklich das Gelbe vom Ei. Er hat Geld da
für bekommen und bekommt auch noch Geld, soviel ich weiß. Ich weiß auch nicht, warum er drei Jahre braucht, um eine Planung zu erstellen. Ich verstehe es nicht. Die Pratereingänge sind dürftig wie bisher. Es gibt zwar neue Toiletten, aber die sollten eine Themenfassade bekommen und ich weiß nicht, wo die ist. Es gibt einen schönen Platz, zugegeben, der ist ein bisschen klein geraten, aber er ist hübsch, nur hat man dort die Bäume weggesägt und jetzt ist es halt so, dass man sich leider, wenn es so schön wie jetzt ist, sich nicht hinsetzen kann. Soviel zum Prater selbst und der Erweiterung.

Der zweite Teil dieses Gesetzesentwurfs sind die Spielhallen. Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, das ist Ihr Lieblingsthema. Die Spielhallen bekommen dauernd Ausnahmegenehmigungen. Sie bekommen einen Pachtvertrag über 40 Jahre. Die Konzessionen für einen Spielautomatenaufsteller sind gleich 10 Jahre. Die Praterunternehmer bekommen, so wie es ausschaut, in Zukunft höchstens zwei Jahre. Ich habe das Gefühl, man hat für die Praterunternehmer kein Verständnis, aber dafür dort, wo es natürlich Steuergeld gibt. Das ist mir schon klar. 

Es kommt noch dazu, es wird auch ein Überwachungssystem geplant. Es muss also eine Kamera installiert werden, weil man natürlich Jugendliche nicht in die-sen Hallen haben will. Das ist eine sehr fragwürdige Sa-che, weil die Filme auch noch drei Monate lang aufge-hoben werden sollen. 48 Stunden ist das Äußerste laut § 54 Abs 6 des Sicherheitspolizeigesetzes. Das bedeutet einen zusätzlich massiven Eingriff in die Grund- und Menschenrechte. Irgendwie hat Herr LhptmSt Rieder ge-rade gesagt, Sie sind niemandem verpflichtet, aber lassen wir das. 

Manchmal habe ich das Gefühl, das ist das neue Sozialprojekt der SPÖ. Damit der Konkurrenzdruck der Spielhallen nicht so groß ist, öffnet man die Spielhallen bis in die frühen Morgenstunden, damit das Publikum noch ein bisschen etwas dazu beitragen kann. Auf Kosten der Bevölkerung soll es den Spielhallen besser gehen. Ich bin unbedingt dafür. 

Wie viele Besucher werden die Spielhallen noch zusätzlich anziehen? Das ist auch eine Frage. Welche Publikumsschicht wird um 4 Uhr Früh in den Prater gehen? Gibt es hier ein Konzept für den Verkehr, den das nach sich zieht, für das Parkplatzproblem, für das Unsicherheitsgefühl im Grünen Prater, sage ich einmal, wenn dort bis in die Nacht hinein das Glücksspiel besucht wer-den kann? Wie wollen Sie die Prostitution eindämmen, die dort ohnedies jetzt schon ein Problem ist? Eine Öffnung bis 4 Uhr in der Früh, so habe ich das bis jetzt ver-standen, wird noch zusätzlich Prostitution anziehen. Wie würden Sie damit umgehen? (LhptmStin Grete Laska: Das verstehe ich jetzt nicht ganz, was das eine mit dem anderen zu tun hat!) – Oh ja, das wissen Sie ganz genau, weil jetzt schon Vergnügungsstätten natürlich die Prostitution anziehen. Ich habe sie bis in die Venediger Au. Das ist dort ein Problem und das ist im Prater ein Problem. Wir haben dort den Knabenstrich. (LhptmStin Grete Laska: In der Kärntner Straße auch!) - Das macht das Ganze nicht besser! (LhptmStin Grete Laska: Dort ist es nicht! Das Argument macht es schlechter!) Aber ich meine, wenn noch mehr Prostitution ist, wo gekämpft wird, das kann es ja nicht sein! (LhptmStin Grete Laska: Aber was hat das eine mit dem anderen zu tun?) - Das eine hat mit dem anderen schon etwas zu tun, dass ein-fach die Bevölkerung dort natürlich mit dem Ganzen zu-sätzlich konfrontiert ist, was jetzt schon die längeren Öff-nungszeiten betrifft. Wenn Sie an der Ausstellungsstraße wohnen, ich würde es Ihnen nicht gönnen, was sich dort abspielt, bis in die Nacht hinein, und jetzt soll das auch noch bis 4 Uhr Früh dauern. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die in den finsteren Prater hineingehen. Wie lange wird es dauern und man zieht auch die Vergnügungsbetriebe nach? Wir werden ja sehen! 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Frau Abg Cordon, ich darf Sie nur darauf aufmerksam machen, dass ich Sie um 16 Uhr unterbrechen muss. Sie können dann nachher weitersprechen.

Abg Waltraud Cécile Cordon (fortsetzend): Ich kann nur sagen, Fragen über Fragen und keine Antwortegehen. Das finde ich eine ganz tolle Sache. (LhptmStin Grete Laska: "Die Pratermizzi" wäre empfehlenswert!) Aber es ist nur ein Zuckerguss, da ändert sich ja im Prater drinnen noch nichts. (LhptmStin Grete Laska: Nein, wegen der Inhaltlichkeit!) Aber es ist ein Schritt in die richtige Richtung, das gebe ich zu. 

Ansonst ist es ein programmiertes Chaos! Manchmal habe ich das Gefühl der Begriff "Wurstelprater" kommt von dem, wie sie dahinwurschteln! Aber das wünschen wir uns für die Zukunft nicht!

Ich bringe einen Antrag ein, der bewirken soll, dass das Pferd vom Schwanz abgezäumt wird. Vielleicht ist es eine Möglichkeit, das Ganze doch ein bisschen gestalteter zu Ende zu bringen. 

Ich kann nur sagen, mit den besten Wünschen für einen neuen Prater verabschiede ich mich von diesem Thema! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir unterbrechen nun die Debatte und werden sie nach der De-batte zum Dringlichen Antrag des BZW fortsetzen.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass der von den Abgen Barnet, Trammer und Mag Schmalenberg eingebrachte, an den Herrn Landeshauptmann gerichtete Dringliche Antrag betreffend die Ausweitung von Schutzzonen im Bereich der Schulen und öffentlichen Verkehrsmittel gemäß § 38 Abs 2 der Geschäftsordnung verlesen und hierauf mündlich begründet werde.

Ist es notwendig, den Antrag zu verlesen? (Ruf beim BZW: Nein!) - Dann erfolgt das nicht.

Für die nun folgende Begründung des Verlangens auf dringliche Behandlung dieses Antrages sieht die Ge-schäftsordnung gemäß § 38 Abs 3 eine Redezeit von 20-Minuten vor. 

Ich erteile nun Frau Abg Mag Schmalenberg für die Begründung das Wort. - Bitte, Frau Magister.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir bringen heute den Dringlichen Antrag bezüglich Schutzzonen in Wien ein, weil die derzeit bestehenden Schutzzonen in den nächsten Tagen auslaufen werden und weil die Diskussion darüber geht, wie weiter verfahren werden soll. Die Schutzzone am Karlsplatz wurde am 14. Februar 2005 durch das Innenministerium eingerichtet, sie reicht von der Wiedner Hauptstraße bis zur U-Bahn-Station Kärntnertorpassage und zur Resselgasse. Am 30. März 2005 wurde in Wien eine zweite Schutzzone eingerichtet, und zwar in der Diefenbachgasse im 15. Bezirk.

Warum wurden eigentlich diese Schutzzonen überhaupt eingerichtet? Ich erinnere mich an eine Elternversammlung in der Evangelischen Volksschule am Karlsplatz, wo ungefähr 250 Eltern anwesend waren, wo die Lehrer und Direktorin anwesend waren, wo Vertreter der Exekutive anwesend waren und wo auch der Drogenkoordinator Peter Hacker anwesend war. Die Eltern haben in dieser sehr emotionalen Versammlung dringend gebeten, Maßnahmen zu ergreifen, die den sicheren Schulweg ihrer Kinder gewährleisten, den Weg vom Ausgang der U-Bahn hin zur Evangelischen Volksschule, in der Früh um 8 Uhr vor der Schule und den ganzen Nachmittag über, von Mittag an, aber auch spät am Nachmittag, weil die Kinder am Nachmittag in der Schule sind, weil die Kinder von der Schule zum Spielplatz im Resselpark gehen müssen und weil die Problematik dadurch sehr, sehr groß war, dass sich die offene Szene am Karlsplatz ausgebreitet hatte und die Kinder diesen Weg nicht unbehindert und nicht ohne Angst absolvieren konnten.

Ich erinnere mich noch ganz genau an die Aussagen der Eltern, die gemeint haben - und das ist auch das, was wir denken -, es geht ja nicht darum, dass jemand die Drogenkranken dort quasi vertreiben will. Aber sie haben einfach Angst um ihre Kinder gehabt, nicht zuletzt deswegen, weil auch viele Personen, die sich dort aufhalten, große Hunde haben und einfach der Zustand, in dem sich die Drogenabhängigen manchmal befind
en, nicht wirklich vertrauenserweckend ist. Vor anderen Schulen gibt es dieses Problem ebenfalls beziehungsweise ist es auch massiv geworden. Dadurch sind die Gespräche intensiviert worden. Schlussendlich hat man sich dazu durchgerungen, diese Schutzzone am Karlsplatz einzurichten.

Was war das Charakteristische dieser Schutzzone? Wer in dieser Zone auffällig wird, der kann verwiesen werden. Zunächst gibt es Verwarnungen, es kann einen befristeten Platzverweis geben, es kann Geldstrafen ge-ben, und erst am Schluss kann es passieren, dass jemand festgenommen wird. Drogendealer haben in dieser Zone absolut nichts zu suchen. Drogendealer sollten nirgendwo etwas zu suchen haben, aber gerade in diesem Bereich, in dem die Kinder in die Schule gehen wollen und von den Drogenhändlern angesprochen werden, war es ganz besonders wichtig, eben durch die Ein-richtung dieser Schutzzone dafür zu sorgen, dass das unterbunden wird.

Das Innenministerium, die Polizei und überwiegende Teile der Bevölkerung ziehen bis jetzt eine sehr positive Bilanz. Die Plätze vor den Schulen sind frei von Dealern. Es sind allerdings auch Probleme aufgetaucht. Eines die-ser Probleme ist, dass sich die Szene vom Resselpark hinein in die Opernpassage verlagert hat, dass die Drogenkranken sich jetzt vor den Geschäften in der Opernpassage aufhalten und dass es zu massiven Einbrüchen beim Geschäft für diese Geschäftsleute gekommen ist, da sich der Drogenhandel, die Kleinkriminalität, all das mitten hinein in eine Geschäftszone verlagert hat und jetzt sowohl die Fahrgäste als auch die Passanten als auch die Geschäftsleute massivst betroffen sind von der Szene, die sich dorthin verlagert hat.

Es sollen jetzt laut Medienberichten die bestehenden Schutzzonen - die eine am 1., die zweite am 15. Juli - außer Kraft treten, und es steht noch nicht fest, ob diese bis zum Schulbeginn verlängert werden. Die Eltern, nicht nur die am Karlsplatz oder bei der Diefenbachgasse, sondern auch Eltern von Kindern in anderen Schulen, bei denen es diese Problematik gibt, hoffen auf eine Verlängerung der Schutzzonen, und sie hoffen auch auf die Einrichtung von zusätzlichen Schutzzonen.

Der Bürgermeister hat heute in der Früh in der Beantwortung meiner Anfrage gemeint, es müsste bei der Bekämpfung der Drogen ein Zusammenspiel von mehreren Faktoren geben. Ich möchte dem Bürgermeister völlig Recht geben, wir brauchen sowohl Prävention als auch sicherheitsorientierte Maßnahmen. Was wir aber brauchen, sind auch diese Schutzzonen. 

Wir bringen daher diesen Antrag ein, weil es uns um den Schutz der Jugendlichen, um den Schutz der Kinder geht. Für mich ist es keine formale Frage, ob der Bürgermeister diese Schutzzone einrichten kann oder nicht. Es ist mir bewusst, dass die Schutzzone durch das Innenministerium eingerichtet wird. Aber ich denke mir ein-fach, der Bürgermeister hat so eine mächtige Stimme und hat so einen Einfluss, und wenn sich der Bürgermeister wünscht, dass die Schutzzonen ausgeweitet werden oder dass sie zumindest verlängert werden, dann wird es möglich sein, dies in Gesprächen auch zu vereinbaren. (Beifall beim BZW.) 

Die Situation in Wien ist ja, was Suchtgift betrifft, alles andere als rosig. Wien wird von Suchtgift überschwemmt. Die Zahl der Anzeigen beträgt 25 215, das ist eine Steigerung von 13,3 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Allein die sichergestellte Menge an Heroin beträgt 235 Kilogramm. Ich möchte in diesem Zusammenhang auch der Exekutive einen ganz besonderen Dank aussprechen, den Beamtinnen und Beamten, die in die-sem harten Geschäft tagtäglich für uns Wienerinnen und Wiener tätig sind und diese schwere Arbeit machen. (Beifall beim BZW.) 

Verbunden mit der ansteigenden Menge an Suchtgift ist selbstverständlich auch eine ansteigende Zahl von Konsumenten. Es ist auffallend, dass immer mehr Schüler und Lehrlinge konsumieren, und zwar sehr viele, die vorher noch nie etwas konsumiert haben. Die Zahl der Erstkonsumenten ist also besonders im Steigen, und das bringt mich zu der Erkenntnis, dass es gerade wichtig ist, dafür zu sorgen, dass Schülerinnen und Schüler eben nicht in Kontakt mit Suchtgift kommen. Da sollte es unser Anliegen sein, gerade vor Schulen die Kinder besonders zu schützen.

Die Prävention, die der Bürgermeister heute früh angesprochen hat, ist auch mir ein ganz, ganz wichtiges Anliegen. Vor allem die Primärprävention, glaube ich, müssen wir wirklich verstärkt in Angriff nehmen. Es gibt eine Reihe von Präventionsprogrammen, die für Kinder und Jugendliche gedacht sind, die in Kindergärten und Schulen durchgeführt werden. Es sind darunter sehr gute, aber auch einige, deren Ergebnis nicht so eindeutig messbar oder nicht so eindeutig geklärt ist. Ich glaube, dass es notwendig wäre, einmal eine Evaluation der be-stehenden Programme durchzuführen und sich dann zu überlegen, welche Präventionsmaßnahmen wir flächendeckend in allen Kindergärten, in allen Volksschulen, in allen Mittel- und Hauptschulen durchführen können. Was ist am sinnvollsten, und was können wir wirklich flächendeckend umsetzen? 

Auch bei der Sekundärprävention - das ist die Prävention, wenn Kinder oder Jugendliche schon einmal in Kontakt mit Drogen getreten sind - muss man, glaube ich, immer wieder neue Wege gehen. Aber auch da gibt es einige gute Programme. Der dritte Bereich ist die Ter-tiärprävention, das ist die Therapie. Hier gibt es, denke ich, viel zu tun, hier gibt es dringenden Bedarf an Therapieplätzen. Wenn wir wirklich alle Maßnahmen zusammenführen und ausweiten, um dem Drogenunwesen Herr zu werden, dann ist, glaube ich, die Ausweitung der Drogentherapie etwas ganz, ganz Wichtiges. 

Der Bürgermeister hat heute Früh auch davon gesprochen, dass man nicht an jedem Platz eine Schutzzone machen kann. Wir haben nicht verlangt, dass man an jedem Platz eine Schutzzone machen soll, sondern es ist die Rede davon, dass es viele neuralgische Punkte gibt. (Abg Godwin Schuster: Sie haben gesagt, bei Schulen im Umkreis von 200 Metern!) Ja, Schule - Schule ist ja nicht jeder Platz! (Abg Godwin Schuster: 730 Schulen haben wir in Wien...!) Ja, aber es gibt Schulen, bei denen es massive Probleme gibt, und es gibt Schulen, bei denen es noch, sage ich, Gott sei Dank... (Abg Godwin Schuster: Sie haben nicht gesagt, bei Schulen, in denen es Probleme gibt! Im Antrag haben Sie das nicht gesagt!) Wichtig ist, dass bei Schulen, bei denen es massive Dro-genprobleme gibt (Abg Godwin Schuster: Ja, das ist et-was anderes, als im Antrag steht!), bei denen es massive Probleme mit Drogendealern gibt, Schutzzonen eingerichtet werden. (Beifall beim BZW.)
Denn wir wollen einfach nicht, dass sich vor den Schulen eine öffentliche Szene bildet. Es hat immer ge-heißen - der Drogenkoordinator hat das gemeint -, es macht nichts, wenn es in einer Stadt wie Wien eine offene Drogenszene gibt, das ist normal. Für uns ist das nicht etwas, womit wir uns abfinden. Deshalb sind wir eben auch der Meinung, dass man Maßnahmen ergreifen muss, um diese offene Szene zurückzudrängen. 

Wenn es geheißen hat, früher gab es das Problem nur am Karlsplatz, dann hat es sich ausgeweitet auf die U-Bahn-Stationen Kettenbrückengasse, Pilgramgasse, Westbahnhof: Jetzt haben wir es massiv vor der Hauptbibliothek im 5. Bezirk, im 8. Bezirk, mittlerweile schon in den Parkanlagen Schönbornpark, Votivpark und Mölkerbastei. Die Liste ist also bereits so lang, und sie wird immer länger. (Abg Godwin Schuster: Zusätzlich, haben Sie gesagt!) Ich glaube, wir müssen uns wirklich überlegen - und deshalb ist das auch unsere Forderung in die-ser dringlichen Initiative -, dass wir vor allem die öffentlichen Verkehrsmittel als Schutzzonen vorsehen. 

Denn den Drogendealern in den Straßenbahnen - ich denke an die Linie 5, ich denke an die Linie U6 – müs
sen wir eine rote Karte zeigen. (Abg Godwin Schuster: ...nicht ganz Wien zur Schutzzone erklären!) Das geht zum Beispiel, indem wir die öffentlichen Verkehrsmittel, aber auch die Zugangsbereiche und die Stationsbereiche zu Schutzzonen erklären. (Beifall beim BZW. - Abg Godwin Schuster: Die FPÖ war konsequent! Die hat ge-sagt: Ganz Wien zur Schutzzone erklären!)
Was wir wollen, ist eine Evaluation aller Präventionsmaßnahmen. Was wir wünschen, ist eine Primärprävention bereits ab dem Kindergarten, ein Ausbau der Sekundärprävention, die Schaffung von ausreichenden Therapieeinrichtungen speziell für jugendliche Drogenab-hängige, Maßnahmen zur Wiedereingliederung in die Arbeits- und Wohnwelt und vor allem auch eine Evaluation und eine Kontrolle der bestehenden Substitutionsprogramme.

Ich glaube, dass wir mit unserem Dringlichen Antrag ein sehr wichtiges Thema ansprechen. Ich glaube auch, dass es notwendig sein wird, mehr Präsenz von Polizei, aber auch mehr Präsenz von Streetworkern an neuralgischen Punkten zu gewährleisten. Denn wenn ich mir das überlege, wird zwar die Situation für die Sozialarbeiter am Karlsplatz jetzt ein bisschen verbessert, aber vor die-sen anderen erwähnten Plätzen - ich denke im Speziellen an die Hauptbücherei am Urban-Loritz-Platz - gibt es noch zu wenig Sozialarbeiter. Gerade dort müssen wir, was die Sozialarbeit betrifft, das Angebot massiv verstärken. 

Was wir nicht wollen, ist die Einrichtung von Fixerräumen, weil wir glauben, dass das nicht der richtige Weg in der Drogenpolitik ist.

Wir fordern Sie auf: Stimmen Sie mit unserem Antrag für die Einrichtung und Ausweitung der Schutzzonen zum Schutz der Kinder und Jugendlichen in Wien! (Beifall beim BZW.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich danke der Frau Ab-geordneten für die Begründung und eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt.

Zur Besprechung des Dringlichen Antrages hat sich Herr Abg Saßmann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich aufmerksam mache, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

Abg Gerold Saßmann (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Das Thema hat uns heute bereits in der Fragestunde beschäftigt. Das Thema ist so wichtig, dass wir gesagt haben, wir bringen einen Dringlichen Antrag ein. Es ist uns natürlich klar, dass das Drogenproblem und die Be-kämpfung der Drogenkriminalität nicht allein durch eine Maßnahme wie die Ausweitung der Schutzzonen erledigt werden kann. Aber die Einrichtung von Schutzzonen hat sich - und das hat vor allem die jüngste Vergangenheit gezeigt - bewährt. Programme zur Prävention laufen ja bereits, aber der zeitliche Geltungsbereich der Schutzzonen ist begrenzt mit 1. Juli beziehungsweise 25. Juli. Wir denken, dass es notwendig ist, diese Maßnahme, die sich bereits gut bewährt hat, nahtlos weiterzuführen so-wie räumlich und zeitlich auszudehnen. (Beifall beim BZW.)

Die Ermittlungstätigkeit der Polizei im Bereich der Drogenkriminalität wurde in der letzten Zeit ausgedehnt. Das ist begrüßenswert, und das spiegelt sich auch in den Zahlen wider. Nachdem wir von Jänner bis Mai 2004 3 873 Anzeigen in diesem Bereich hatten, haben wir von Jänner bis Mai 2005 nur noch 3 470 Anzeigen. Das ist sicher eine begrüßungswerte Senkung von 10 Prozent, aber es bleibt noch immer bei 700 Anzeigen pro Monat, und ich denke, das ist Grund genug, die Anstrengungen trotzdem weiterzuführen. 

Die Polizei hat darauf hingewiesen, dass sie im letzten Jahr und in den ersten Monaten dieses Jahres einige große Coups gelandet hat. Es wurden Großmengen von Drogen sichergestellt, zum Beispiel in einem Fall im Jahr 2004 113 Kilogramm Heroin, in einem weiteren Fall im Jahr 2005, im heurigen Jahr, 140 Kilogramm Kokain. Das sind schöne Erfolge, aber ich möchte darauf hinweisen, dass in Gesamt-Österreich im Jahr 2004 235 Kilo-gramm Heroin und 75 Kilogramm Kokain sichergestellt wurden. 

Das sind jetzt Zahlen, unter denen man sich nicht sehr viel vorstellen kann. Aber ich kann mich gut erinnern, ich war einmal Mitglied der Bezirksvertretung Wien 1, und das Drogenproblem ist ja in der Inneren Stadt schon lange ein großes. Wir hatten vor zirka 10  Jahren in der Sicherheitskommission eine Diskussion, da waren Vertreter der Sicherheitsbehörden und der Drogenkoordination bei uns, und wir wurden damals, vor 10 Jahren, darauf hingewiesen, dass täglich, also dass je-derzeit 1 000 Kilogramm Heroin, das ist eine Tonne, in Wien zum Verkauf bereitstehen. Wenn man bedenkt, dass 235 und 75, also nicht einmal 350 Kilogramm, in ei-nem Jahr in ganz Österreich festgestellt wurden, dann sieht man, welches Problem wir haben und dass hier noch viel zu tun ist. 

Aber wie gesagt, die Bemühungen der Polizei sind großartig. Auch ich möchte an diesem Punkt unseren Kriminalisten und unseren Sicherheitswachebeamten ein großes Lob für ihre gefährliche, aufopferungsvolle und wichtige Tätigkeit aussprechen. (Beifall beim BZW.) Ins-besondere möchte ich mich, weil ich ja aus dem politischen Bereich der Inneren Stadt komme und das Problem dort auch genau kenne, bei den Sicherheitswachebeamten des Wachzimmers Kärntnertorpassage/Karls-platz bedanken - sie sind für den Karlsplatz zuständig -, die jahrelang quasi unter Tage täglich bestehen müssen, ohne sich zu beklagen und oft ohne Dank und Anerkennung. 

Die Schutzzone soll Minderjährige schützen, die im Schutzzonenbereich durch die Begehung von nicht notwendigerweise unmittelbar gegen sie gerichtete strafbare Handlungen bedroht werden. Personen, von den angenommen werden kann, dass sie strafbare Handlungen begehen werden, können mit einem Platzverbot bedacht werden. Bei Zuwiderhandeln gibt es Strafen bis zu 360 EUR beziehungsweise eine Ersatzfreiheitsstrafe. 

Die Polizei kann insbesondere gegen Personen vorgehen, die schon einmal eine strafbare Handlung begangen haben. Es ist ganz wichtig, hier darauf hinzuweisen, dass der Kreis der Personen, die weggewiesen wer-den können, gegen die ein Platzverbot verhängt werden kann und die bestraft werden können, nicht wahllos und ziellos ist. Es kann nicht jeder, der dort spazieren geht oder Fußgänger ist, oder jeder, der, einmal salopp ausgedrückt, nicht dem äußeren Erscheinungsbild entspricht, das man zum Beispiel hier im Gemeinderat hat, einfach deswegen weggewiesen werden, weil er dort ist und seine Nase dem Polizisten nicht gefällt, sondern er muss vorher schon etwas gemacht haben. Meistens handelt es sich bei den Personen, die weggewiesen wer-den - und die Erläuterungen zum Gesetz weisen auch darauf hin -, insbesondere um Personen, die bereits ein-mal strafbare Handlungen im Drogenbereich getätigt ha-ben.

Also noch einmal an die Adresse derjenigen, die dort eine Freigängerzone ausrufen, wo es an und für sich da-rum geht, Dealer wegzuweisen: Das ist ein Bärendienst an der Bekämpfung der Drogenkriminalität. Nicht die Freiheit, die Meinungsfreiheit und die Äußerungsfreiheit wird dadurch geschützt, sondern die Drogendealer werden dadurch geschützt. Das lehnen wir ganz entschieden ab! (Beifall beim BZW.)
Die Schutzzonen am Karlsplatz und in der Diefenbachgasse haben sich also bewährt, und der Herr Bürgermeister hat das heute in der Fragestunde genauso gesehen. Eine Maßnahme, die sich bewährt hat, sollte fortgesetzt und ausgeweitet werden, auch auf weitere örtliche Bereiche. Der Bereich um die Schulen sollte sachlich klar sein, ebenso der Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel. Diese und Haltestellenbereiche, insbesondere U-Bahnen sowie U-Bahn-Stationen, wurden in den letzten Jahren immer mehr zum Drogenhandel miss-braucht. 

Das Muster ist uns bekannt: Die Dealer halten sich im Stationsbereich auf, oder sie fahren in der U-Bahn spazieren. Sie werden von den Konsumenten erkannt, sie nehmen Kontakt mit den Konsumenten auf, man fahrt ein paar Stationen weiter, man steigt aus und begibt sich zu dem Ort, an dem das Gift gebunkert ist, und dort wird die Übergabe durchgeführt. Es ist ganz egal, ob sich das entlang der U1 abspielt, ob sich das entlang der U6 ab-spielt oder ob das in Zukunft an der U2 der Fall sein wird. Die Möglichkeiten für die Dealer, ihr schmutziges Geschäft durchzuführen, sind dort sehr groß.

Einmal, wie gesagt, sind die Hot Spots im 1. Bezirk, entlang der Achse Kärntner Straße/Rotenturmstraße, ein anderes Mal ist es wieder die U6 zwischen Hauptbibliothek und Gumpendorfer Straße. Überall auf diesen Wiener Linien bewegen sich in einem überproportionalen An-teil Jugendliche, denn die sind ja auf die öffentlichen Ver-kehrsmittel in dieser Stadt angewiesen. Deswegen sollten diese Bereiche auch zu Schutzzonen erklärt werden. 

Es geht jetzt nicht darum - weil das heute so großartig diskutiert wurde und darauf hingewiesen wurde, und da es hier einen Zwischenruf gegeben hat -, es geht jetzt nicht darum, an jedem dieser Punkte einen Polizisten aufzustellen oder einen Polizisten patrouillieren zu lassen, womöglich schwer bewaffnet. Das wäre natürlich wirklich unsinnig. Aber es geht darum, dass diejenigen Polizisten, die Tatbestände nach § 36a Sicherheitspolizeigesetz an diesem Ort feststellen, sofort handeln können, und das heißt, die Möglichkeit haben, sofort wegzu-weisen und zu bestrafen. 

Ein Rechtssystem mit Geboten und Verboten funktioniert ja nicht deswegen, weil die Einhaltung jedes einzelnen Paragraphen ständig überprüft wird, das wäre ja absurd. Dann müsste man hinter jeden Verkehrsteilnehmer einen Polizisten stellen, dann müsste man bei jedem rechtsrelevanten Akt einen Richter dabei haben, einen Staatsanwalt und einen Rechtsanwalt, und hinter jeden Steuerzahler müsste man einen Finanzbeamten stellen. Das ist natürlich vollkommener Unsinn, denn so viele Fi-nanzbeamte, so viele Polizisten, so viele Richter, Staatsanwälte und Juristen gibt es in ganz Österreich nicht, wie es Rechtsunterworfene gibt. Da würden wir unser Land aufteilen: 8 Millionen Einwohner, 4 Millionen Aufpasser und 4 Millionen, auf die aufgepasst wird. 

Nein, das Rechtssystem funktioniert deshalb, weil es festlegt, in welcher Weise man sich zu verhalten hat, und weil es bei Zuwiderhandeln gegen dieses rechtlich gewünschte Handeln Sanktionen gibt. Genau so funktioniert das Sicherheitspolizeigesetz, und genau so funktioniert auch der § 36a Sicherheitspolizeigesetz, in dem es um Platzverbot und Schutzzone geht. Weil die Szene so rasch auf behördliche Maßnahmen reagiert und neue Plätze für ihr Treiben sucht und findet, muss eines von vornherein klar sein, für jeden, der sich dort bewegt, für jeden Dealer und für jeden anderen, der dort sein schmutziges Drogengeschäft durchführen will. Es muss klar sein: Wenn du dort von der Polizei angetroffen wirst und wenn nur der Verdacht besteht, dass du derartige Maßnahmen setzen willst, dann kannst du von dort weggewiesen werden, und dann kann der Polizist, der dort einschreitet, dich auch strafen, und du kannst eine Ersatzfreiheitsstrafe aufgebrummt bekommen. Ich denke, das ist gut so. (Beifall beim BZW.)
Das heißt, uns geht es bei der Einrichtung dieser Schutzzonen nicht um Panikmache, wie behauptet wurde, sondern es geht uns um das ehrliche Bemühen, im Interesse unserer Kinder den schmutzigen Drogenhandel zu bekämpfen und den Sicherheitsbehörden ein weiteres wirksames und bewährtes Instrument in die Hand zu ge-ben, um dieses Ziel zu verfolgen. Ich hoffe, dass wir mit diesem Bemühen in diesem Hause nicht alleine bleiben, und bitte daher alle in diesem Hause vertretenen Parteien und Personen, unserem Antrag zuzustimmen. (Beifall beim BZW.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Stadtpartei BZW!

Fast bin ich Ihnen zu Dank verpflichtet. Wir haben in den letzten Tagen nicht viel zum Lachen gehabt, es war-en schon sehr anstrengende Tage, aber das ist jetzt der durchgeknallteste Antrag der gesamten Legislaturperiode, und ich bin wirklich froh, dass er jetzt endlich da liegt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Ich werde dem zwar nicht zustimmen, aber ich kann Ihnen versprechen, ich werde etwas tun für die Verbreitung dieses An-trages und werde ihn einigen Kabarettisten zur gefälligen Benutzung zur Verfügung stellen. Denn das ist jetzt wir-klich toll! (Abg Godwin Schuster: Wir haben mit der Straßenbahn eine Lösung...! - Zwischenruf von Abg Gerold Saßmann.) Na, es wird immer besser! 

Aber zunächst einmal ganz ernsthaft noch etwas zu den Schutzzonen an sich, und warum wir ganz prinzipiell nicht dafür sein können: So eine Schutzzone hat ja den Sinn, dass die Polizei Menschen wegweisen kann, die möglicherweise eine strafbare Handlung setzen könnten. Es muss einen begründeten Verdacht geben. (Zwischenruf von Abg Gerold Saßmann.) Ja, die haben einmal irgendetwas gemacht, und die Polizei soll jetzt die Möglichkeit erhalten, solche Menschen, weil sie möglicherweise wieder einmal eine strafbare Handlung setzen könnten - Sie schreiben es ja richtig in Ihrem Antrag -, von dort wegzuweisen. 

Wir halten das für falsch, wir halten das für menschenrechtswidrig! (Abg Gerold Saßmann: ...sie wieder billigen?) Ich sage es Ihnen noch einmal, obwohl ich es Ihnen schon einige Male gesagt habe, und füge hinzu: Dass die Polizei jemanden, der eine strafbare Handlung setzt, festnimmt und einschreitet, ist ja vollkommen selbstverständlich und gut so - Punkt. Aber doch nicht die Sache, das er eine strafbare Handlung setzen könnte! Da ist ja ein großer Unterschied. Das hat Ihnen heute in der Früh schon der Herr Landeshauptmann klarzumachen versucht, dass das selbstverständlich für jeden gilt, der eine strafbare Handlung setzt: Wenn da ein Polizist ist, dann wird er ihn festnehmen und seines Amtes handeln. - So viel einmal dazu.

Jetzt zu den Eltern: Ich habe großes Verständnis, muss ich sagen, für die Eltern an der Evangelischen Schule am Karlsplatz und durchaus auch für andere Eltern. Erstens verstehe ich, dass sie sich Sorgen machen. Zweitens verstehe ich, dass sie wollen, dass die Stadt etwas unternimmt. Nur hätte es genügt, wenn man - seit Jahren hätte man das machen können - dort einen Polizisten hinstellt, von mir aus sogar zwei. Dazu brauche ich keine Schutzzone! Und wenn der Polizist dann etwas sieht... (Abg Günther Barnet: Was soll er denn machen?) Na, wenn der Polizist Menschen sieht, die mit Drogen dealen, dann kann er eingreifen und seines Amtes walten. Niemand und nichts hätte die Stadt oder den Bund daran gehindert, dort Polizei hinzustellen. Es ist nämlich etwas völliges anderes, ob die Polizei das tut, wozu sie da ist, nämlich einzuschreiten, wenn ein Delikt über die Bühne geht, oder ob sie einschreiten soll, weil jemand ein Delikt begehen könnte. Da liegen Welten dazwischen.

Die Eltern wären wahrscheinlich sehr froh gewesen, wenn man dort die Polizei... (Abg Kurth-Bodo Blind: Nehmen Sie die Eltern nicht in Geiselhaft! Die Eltern wollen dort von den GRÜNEN gar nichts wissen! Da sind auch meine Verwandten...!) Herr Blind, ich rede auch nicht für Ihre Verwandten. (Abg Kurth-Bodo Blind: Die wollen nichts davon wissen! Die sind genauso Eltern beim Karlsplatz!) Ich sage es jetzt noch einmal. (Abg Kurth-Bodo Blind: Reden Sie nicht von den Eltern am Karlsplatz!) Die Eltern dort wären sehr froh gewesen (Abg Kurth-Bodo Blind: Nein, sind sie nicht!), wenn die Stadt schon viel früher Maßnahmen gesetzt hätte und wenn die Stadt dafür gesorgt hätte, dass gerade am Karlsplatz in Kooperation zwischen Polizei und Streetworkern ein Raum geschaffen worden wäre, woraus die Eltern mehr Sicherheit hätten gewinnen können. Dagegen wäre überhaupt nichts einzuwenden gewesen. Möglicherweise gilt das auch für andere Schulen, bei denen man ebenfalls entsprechende Maßnahmen setzen könnte.

Was Sie hier aber wollen und was Sie vorschlagen, ist ja - ich weiß nicht, ob Sie sich das auf einer großen Karte, auf einer großen Stadtkarte von Wien aufgezeichnet haben. Machen Sie doch das einmal, hängen Sie ei-ne große Karte von Wien auf, zeichnen Sie sich dort die - wie viele, haben wir gesagt? - 731 Schulen, alle Haltestellenbereiche, alle Stationsbereiche, alle U-Bahn-Linien, Straßenbahn-Linien, Autobus-Linien und so weiter ein, und schauen Sie dann einmal, welche Fläche Sie damit eingezeichnet haben. Dann überlegen Sie, was Sie da beantragen, nämlich dass auf dieser ganzen Fläche Menschen sich nicht mehr bewegen dürfen, wenn die Polizei aufgrund ihres Vorlebens den Verdacht haben könnte, dass sie eine Straftat begehen könnten. Stellen Sie sich doch das einmal vor! Haben Sie das gemacht? Oder haben Sie sich irgendetwas dazu überlegt? Ich nehme an, dass Sie das nicht getan haben, weil Sie sonst nicht einen derartigen Antrag stellen könnten. 

Das heißt ja auch, dass jemand, der einmal straffällig geworden ist, sei das jetzt ein Drogendealer oder seien das Menschen - das ist ja, soviel ich weiß, explizit im Ge-setz festgehalten -, die auch Gewalttaten begangen ha-ben; also jeder, der in irgendeiner Form einmal eines derartigen Verbrechens beschuldigt, also auch verurteilt worden ist, alle diese Menschen dürften sich in diesen Stadtbereichen gar nicht mehr bewegen! (Abg Gerold Saßmann: ...Gesetz! Da müssten Sie doch dafür sein!) Ich habe Sie leider nicht verstanden, ich habe Sie überhaupt phonetisch nicht verstanden. (Abg Günther Barnet: ... NS-Verbotsgesetz!)
Das heißt, es ist nicht nur so, dass ich der Meinung bin, dass Schutzzonen der falsche Weg sind, weil sie menschenrechtswidrig sind, sondern ich halte auch das, was Sie hier vorschlagen, für eine wirklich absolut schrullige, nicht umsetzbare, unmögliche Idee, die Sie uns präsentieren. Ich habe es am Vormittag schon einmal gesagt. 

Auf der anderen Seite aber lehnen Sie Vorschläge für Konsumräume, die auch genau von den Sozialarbeitern gemacht werden, mit denen die Polizei zusammenarbeiten soll, ohne Argumentation ab. Ich habe Frau Abg Schmalenberg sehr genau zugehört, ob sie möglicherweise irgendetwas darüber sagt, warum diese Konsumräume schlecht sein sollen. Nein, dazu kommt nichts (Abg Günther Barnet: Es haben noch nicht alle geredet!), während aber auf der anderen Seite die Sozialarbeiter sehr wohl argumentieren - Sie haben das sicher gelesen, Sie haben ja die Broschüre genauso bekommen wie ich -, sehr gut und durchgängig argumentieren, dass es sich um eine wesentliche Maßnahme neben der Spritzenabgabe handelt, die zu Harm Reduction führt, eine soziale Maßnahme, eine gesundheitspolitische Maßnahme, in allen Details beschrieben, und die darüber hinaus dazu führt, dass der öffentliche Raum entlastet wird. 

Jetzt kann ich mir schon vorstellen, dass Sie nichts damit am Hut haben, dass den Konsumenten von Drogen, drogenkranken Menschen geholfen wird, sozialpolitisch oder gesundheitspolitisch geholfen wird. Warum Sie aber bei Ihrer ganzen Argumentation, die Sie sonst tätigen, etwas dagegen haben, dass der öffentliche Raum entlastet wird, das verstehe ich überhaupt nicht. Das wurde von Ihnen auch bisher in keiner Weise erklärt. 

Meine Damen und Herren! Ich belasse es dabei. Wir haben auch unseren zweiten Redner wieder abgezogen, weil es einfach sinnlos ist, sich mit einer derart abstrusen Idee länger auseinander zu setzen. Ich hoffe sehr, dass das Ganze ein Wahlgag ist und nicht mehr. Ich hoffe au-ch, dass sich die SPÖ von solchen Überlegungen nicht zu weiterem In-Schutz-Nehmen von Schutzzonen antreiben lässt, und dass das Ganze nach dem Oktober wieder vorbei ist. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Ulm gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

In der Tat ist die Schutzzone eine sehr erfolgreiche Einrichtung. Ich hatte selbst erst am 6. Juni die Gelegenheit, in der Evangelischen Schule am Karlsplatz mit der Direktorin und mit Vertretern des Lehrkörpers zu sprechen. Es ist dort absolut gelungen, die Jugendlichen von der Szene zu trennen, und die Eltern, die Lehrer und die Kinder haben es uns gedankt. Es hat bis zu jenem Tag in diesem Bereich am Karlsplatz 71 Wegweisungen gegeben. In der letzten Zeit sind die Probleme in diesem Be-reich überhaupt stark zurückgegangen. 

Ich verstehe daher, dass Sie eine gewisse Liebe zu der Schutzzone entwickeln, eben weil sie sich bewährt hat. Aber es ist überhaupt keine Frage, dass Sie mit dem Dringlichen Antrag das Kind mit dem Bade ausschütten. 

Zu der ersten Forderung, die Sie in dem Dringlichen Antrag aufstellen: Sie verlangen die Aufrechterhaltung der bestehenden Schutzzonen auch über den Sommer. Dazu ist zu sagen, dass, wenn es keine Schule gibt, na-türlich die Trennung von Jugendlichen und der Szene weniger prekär ist. Ich kann Ihnen aber versichern - nach den Informationen, die ich aus der Polizei habe -, selbst wenn die Schutzzone bis zum Schulbeginn formal nicht aufrechterhalten wird, ändert sich nichts an der personellen Betreuung in diesen Bereichen, also weder am Karlsplatz noch in der Diefenbachgasse. Es wird dort ei-ne Bestreifung durch Sicherheitswachebeamte so wie bisher geben.

Ich glaube, über die Ausdehnung der Schutzzonen ist wirklich schon genug gesagt worden. Es wird jetzt jedes Projekt, das an die Polizei herangetragen wird oder das die Polizei von sich aus selbst entwickelt, geprüft. Wenn man zu einem Ergebnis kommt, dann werden natürlich alle in Frage kommenden Schutzzonen durch das Innenministerium auch bekannt gegeben werden, so wie Sie das verlangen. 

Ihre letzte Forderung betrifft mehr Präsenz von Polizei und Streetworkern an neuralgischen Punkten. Dazu kann man nur sagen: Natürlich, das wünschen wir uns, wir hätten gerne noch mehr Polizisten, wir hätten gerne noch mehr Streetworker. So einfach ist es aber nicht. (Abg Godwin Schuster: Nicht so viele Posten streichen!) 

Aber weil mich hier die Damen und vor allem Herren Kollegen von der Sozialdemokratie so anschauen: Jawohl, man könnte in dem Bereich die Sicherheitswacheorgane entlasten, man könnte die Bundespolizei entlasten (Abg Godwin Schuster: Ja! Die Posten nicht ständig streichen!), wenn wir ganz einfach nur dort, wo wir als Stadt Wien zuständig sind, unsere Verantwortung wahrnehmen würden. (Abg Godwin Schuster: 270 Stellen im Stellenplan!) Oder besser gesagt, wenn Sie von der So-zialdemokratie Ihre Verantwortung wahrnehmen würden. (Abg Godwin Schuster: Wir sind für die Postenreduzierung nicht verantwortlich!)
Mich würde es auch sehr interessieren, was Sie zur Meinung des Bürgermeisters sagen. Der Bürgermeister hat mehrfach in den letzten Tagen und auch heute Vormittag wieder in der Fragestunde zum Ausdruck gebracht, wir wollen die Bundespolizei entlasten, wo wir können. (Abg Godwin Schuster: ...schon unschädlich gemacht! Vierzig!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe mir die Mühe gemacht und habe alle ortspolizeilichen Vorschriften herausgesucht und zusammengestellt. In dem Ordner sind sie drinnen. (Der Redner hält den entsprechenden Ordner in die Höhe.) Ich habe ihn nicht abgewogen, aber das sind ausschließlich Landesgesetze und ortspolizeilichen Verordnungen, die im Prinzip von der Stadt Wien vollzogen werden sollten. (Abg Godwin Schuster: Das hat so lange funktioniert, solange ihr nicht die Regierung gebildet habt! Solange ihr nicht ständig eingespart habt!) 

Herr Kollege Schuster! Aufgrund einer Verordnung oder aufgrund mehrerer Verordnungen aus den 60er Jahren hat man einfach die gesamte örtliche Sicherheitspolizei und auch die gesamte örtliche Straßenpolizei der Bundespolizeidirektion übertragen. Sehr einfach, sehr praktisch, sehr klass! Wir beschließen eine Menge mehr oder weniger sinnvolle Gesetze, ortspolizeiliche Verordnungen werden von wem anderen erlassen. Aber kontrolliert werden sollen sie von jemand anderem, das übertragen wir. (Abg Godwin Schuster: ...verstehen Sie das nicht?) 

Jetzt hat sich aber die Situation geändert. Wir haben zwar noch immer mehr Polizisten auf der Straße... (Abg Godwin Schuster: Wollen Sie nicht eingehen auf das?) Sie kennen die Zahlen genauso gut wie ich. (Abg Godwin Schuster: Plus 40 Prozent Arbeit bei der Polizei, minus 10 Prozent Leute! Das passt nicht!) Die kriminellen Handlungen gehen zum Glück seit Jahresbeginn zurück, und die Aufklärungsquote steigt. (Abg Godwin Schuster: Stimmt ja nicht! Das ist die größte Unwahrheit, die ich je von euch gehört habe! Die größte Unwahrheit!) Freuen wir uns darüber! 

Aber die Kriminalität, die wir haben - und da sind wir uns ja jetzt wieder einig -, ist natürlich heute eine ganz andere Kriminalität als die, die wir in den 60er Jahren hatten. (Abg Godwin Schuster: Ja, aber trotzdem: Plus 40 Prozent!) Und die Polizei ist natürlich mit ganz anderen Phänomenen konfrontiert (Abg Godwin Schuster: Ja, passt alles!), als es noch in den 60er Jahren der Fall war. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Harry Kopietz: Entweder wissen Sie es nicht, oder Sie sagen bewusst die Unwahrheit!), 
Herr Kollege Kopietz! (Abg Godwin Schuster: ...Realitätsverweigerung! Ich weiß namentlich die Leute, die im Bezirksplan vorgesehen sind, aber nicht...!) Ist ja keine Frage. Das ist ja immer so, dass man nicht die ge-samten Planposten zur Verfügung hat, die es gibt. (Abg Godwin Schuster: Ich weiß namentlich genau jene Leute, die nicht mehr dort sind! Wir wissen...!) Ja, das ist ja nicht die Frage. Schauen Sie, es geht um die... (Abg Godwin Schuster: ...noch nie dort gewesen! Und ihr sagt, die sind auf der Straße!) Schauen Sie, ich sage Ihnen etwas: Mir sind es auch noch immer zu wenig Polizisten (Abg Godwin Schuster: Ja, aber die Bevölkerung...!), ich hätte auch gern noch mehr Polizisten. Aber nehmen Sie zur Kenntnis, dass wir jetzt unter einer schwarzen Innenministerin mehr Polizisten auf der Straße haben als unter dem letzten roten Innenminister. (Abg Godwin Schuster: Stimmt ja nicht! - Abg Harry Kopietz: Stimmt nicht! Glatte Unwahrheit!) Gut, Herr Kollege. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Harry Kopietz: Glatte Unwahrheit! - Abg Godwin Schuster: Bringen Sie die Bezirksziffern!)
Herr Kollege Kopietz! Ich zweifle ja nicht daran, dass Sie in der Zukunft, also in naher Zukunft, wenn Sie dann ans Rednerpult kommen, wenn auch nicht inhaltsstark, zumindest lautstark von sich geben werden, was Sie zu dem Thema meinen. (Abg Godwin Schuster: Nennen Sie die Ziffern!) Aber wenn wir ganz einer Meinung wären und ich mich anschließen würde, okay, ich will auch tausend Polizisten mehr haben (Abg Godwin Schuster: Wäre nicht schlecht!), selbst wenn ich mich dieser Forderung anschließen würde, es bliebe noch immer dieses Problem... (Abg Harry Kopietz: Sie wollen keine tausend Polizisten mehr?) Es bliebe noch immer das Problem, bitte (Abg Harry Kopietz: Seit wann wollen Sie sie nicht?), dass wir die örtliche Sicherheitspolizei einfach anderen übertragen und wir uns nicht selber darum kümmern. (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.) 

Jetzt werde ich Ihnen einige Beispiele dafür nennen. Keine Sorge, es kommen jetzt nicht alle 20 landesge-setzlichen Vorschriften oder ortspolizeilichen Verordnungen. Aber dann würde mich interessieren, ob Sie wirklich der Meinung sind, dass das etwas ist, was die Bundespolizei vollziehen und überwachen soll.

Beispiel Nummer eins, das Wiener Fiaker- und Pferdemietwagengesetz: Da haben wir größte Probleme mit der Kriminalitätsbekämpfung, und wir übertragen so eine Materie leichter Hand an die Bundespolizei. Die muss sich um die Reihenfolge des Auffahrens auf Standplätze kümmern, die muss sich um Auffahrverbote an bestimmten Tagen und Platzkartenregelungen sowie um die Fahrgastaufnahme kümmern. Sehr geehrte Damen und Herren, der Bürgermeister sagt, wir wollen überall, wo wir können, die Polizei entlasten. Aber wir brauchen sie gar nicht von ihren Aufgaben zu entlasten, es würde schon völlig reichen, wenn wir unsere eigenen Aufgaben wahrnehmen würden! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Fragen Sie einmal im 1. Bezirk, wie viele Sekunden...!)
Nächstes Beispiel: Wiener Fischereigesetz. Wer überprüft die Fischerkarten? Natürlich, laut Wiener Vorschriften muss das die Bundespolizeidirektion machen. (Abg Günther Barnet: Das kann ein Fischereiorgan auch!) Fischereiorgan? Gibt's Fischereiorgane? Was die Fischereiorgane machen, das könnte zum Beispiel eine Stadtwache machen. Da sagt man ja auch immer: Na, haben die die Möglichkeiten? Dürfen die die Identität feststellen? Dürfen die jemanden festnehmen? Dürfen die... (Abg Harry Kopietz: Dürfen sie!) Ja, sie dürfen, ri-chtig, sie dürfen! Daher würde es mich auch interessieren, was für Argumente Sie gegen eine solche Stadtwache haben. (Abg Godwin Schuster: Gehen Sie einmal in ein Kommissariat...!)
Nächstes Beispiel: Wiener Jagdgesetz. Skurrilste Vorschriften! Sie belasten damit die Bundespolizei, obwohl Sie es im eigenen Bereich lösen könnten. (Abg Godwin Schuster: Sie sind ein purer Theoretiker!) Ich nenne Ihnen ein Beispiel (Abg Godwin Schuster: Sie haben null Ahnung, was auf der Straße läuft!), ein völlig skurriles. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Fährt im Mercedes durch die Gegend!) Sie wollen, dass Bundespolizisten Forstbäume und Forstplätze überwachen. Skurriles Beispiel, wo die Stadt Wien sagt: Nein, ich nehme meine Verantwortung aufgrund der Bundesverfassung nicht wahr. Und ich sage Ihnen... (Abg Godwin Schuster: Reden Sie einmal mit dem Brigadier Marold, bitte!) 

Herr Kollege, Sie glauben nicht, dass kompetenzrechtliche Tatbestände in der Bundesverfassung sind? Ich weise Sie auf den Art 118 der Bundesverfassung hin. (Abg Kurt Wagner: Sie sind selber...!) Das steht eindeutig drin, Abs 3 Z 3 und 4: Örtliche Sicherheitspolizei, örtliche Straßenpolizei - Aufgabe der Gemeinde, im ei-genen Wirkungsbereich zu erfüllen. Wir - besser gesagt: Sie -, Sie schaufeln es wieder hinüber. 

Ausübung des Reitsportes, Campierverordnung: Wenn es darum geht, dass einen jemand stört, weil er zum Beispiel in der Opernpassage im Schlafsack liegt, oder weil es jemanden gibt, der dort ein Zelt aufstellt oder, was üblicher ist, mit diesen Wohnwagen oder mit diesen Kombiautos irgendwo parkt, dann muss die Polizei ausrücken. Man ist nicht bereit, das im eigenen Bereich... (Abg Harry Kopietz: Sie kann nicht ausrücken, weil keiner da ist! - Abg Godwin Schuster: Wir haben Streifen...!) Man ist nicht bereit, das im eigenen Bereich zu regeln. (Abg Godwin Schuster: Das ist blamabel!)
So, nun das letzte Beispiel für den heutigen Tag; ich stelle Ihnen dann die Mappe gerne zur Verfügung, damit Sie sich auch darüber informieren können (Abg Harry Kopietz: Danke!), wo wir die Polizei entlasten können, wo Sie das aber ablehnen. (Abg Godwin Schuster: Bitte, ja! Dass wir den Personalstand klären!) Letztes Beispiel heute: Tierhaltegesetz. Da sagt die Polizei schon: Bitte nicht noch eine Aufgabe, die an sich ihr zu besorgen habt, uns übertragen! Was sagen wir? Was sagt vor allem ihr, was sagt die SPÖ? Was sagt dieser Landtag aufgrund der Mehrheitsfraktion? Ist uns egal! Auch diese administrative Aufgabe des Hundeführerscheins, der Vorschreibung eines Hundesführerscheins wird auf die Bundespolizeidirektion übertragen.

Wir von der ÖVP verlangen aus diesem Anlass wiederum die Schaffung einer Stadtwache, mehr Uniformierte im Stadtbild. (Abg Godwin Schuster: ...Polizisten, die es nicht gibt!) Die sollen sich um die Sauberkeit (Abg Godwin Schuster: Ein Wahnsinn!) in dieser Stadt kümmern. Die sollen als Parkwächter fungieren. Die können viele landesgesetzliche Vorschriften vollziehen und überwachen. Eine Reinhalteverordnung, eine Grünanlagenverordnung - dafür gibt es überhaupt niemanden, der sich im Augenblick um diese Dinge kümmert.

Jetzt habe ich zum Schluss noch eine gute Nachricht für Sie, insbesondere für den neuen Herrn Landesfeuerwehrrat, weil er ja ein besonderer Freund der Rathauswache ist und mir schon mehrfach mitgeteilt hat, wie man denn auf die Idee kommen könnte, diese Rathauswache auch als Ordnungsdienst oder als Keimzelle einer Stadtwache zu verwenden. Da würde ich Ihnen die Lektüre des heutigen UVS-Berichtes zum Thema Sicherheit sehr empfehlen. (Abg Harry Kopietz: Kenne ich! - Abg Godwin Schuster: Ja!) Da sagt der UVS, der Unabhängige Verwaltungssenat (Abg Godwin Schuster: 23 Fälle!), im Berichtsjahr 2004 wurden in 13 Fällen die Dienste die-ser Rathauswache (Abg Godwin Schuster: Ach, 13 waren es!) zum Schutz der Mitarbeiter des UVS bei Verhandlungen herangezogen. (Abg Godwin Schuster: Sie waren offenbar noch nie im UVS!) Na, sehr interessant! (Abg Godwin Schuster: ...hier im Haus!) Es gibt daher Beispiele, dass die Rathauswache bereits jetzt als Sicherheitsdienst tätig ist. (Abg Harry Kopietz: So wie da oben! Natürlich! Im Haus! - Abg Robert Parzer: Sicherheit ist Sicherheit!) 

Daher empfehle ich Ihnen wirklich sehr, kehren sie vor der eigenen Tür! Überlegen Sie sich, wie sie mit Ihren Mitteln mehr beitragen können zu einer sauberen und sicheren Stadt. Die Wienerinnen und Wiener würden es Ihnen danken. (Beifall bei der ÖVP und dem BZW. - Abg Harry Kopietz: Thema verfehlt! Setzen!)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Strache gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Freiheitliche Partei Österreichs war immer jene Partei, die aufgrund der ausufernden Drogenproblematik speziell in Wien - speziell auf den Plätzen dieser Stadt, vor Schulen und auch in den öffentlichen Verkehrsmitteln – versucht hat, auf dieses Problem aufmerksam zu machen, und auch versucht hat, positive Veränderungen herbeizuführen, weil es ja um den Schutz und die Sicherheit unserer Kinder und Jugendlichen geht. 

Wir haben während der letzten 10, 15 Jahre auch im-mer darauf aufmerksam gemacht, dass eine Fehlentwicklung stattfindet. Diese Fehlentwicklung liegt ja auf der Hand, wir haben heute die schlimmste Situation im Drogenbereich. Wenn man auf die letzten 10 Jahre zurückblickt, dann sind wir heute bei einem Negativ-Spit-zenwert angelangt, auch bei den Festnahmen, wie wir feststellen können. Wir kommen drauf, dass es sich bei vielen Drogendealern natürlich auch um die organisierte Kriminalität handelt, die eben auch im Bereich des Asylmissbrauchs tätig ist, wie wir an den Zahlen feststellen können.

Aber eines stellen wir schon auch fest: Dass Parteien in diesem Haus sitzen, die im Bereich der Drogenproblematik eigentlich noch immer eher laisser-faire agieren und handeln, das Problem ein bisschen herunterspielen und so tun, als wäre es ja nicht vorhanden. Das ist ja auch das Problem, das ist ein gesellschaftspolitisches Problem, da müssten wir dort ansetzen und sollten einen Grundkonsens haben, dass es nicht sein kann, dass man hier laisser-faire-mäßig handelt und agiert und dass eben manche einen Teil der illegalen Drogen überhaupt freigeben wollen und in diesem Haus mit solchen Gedanken spielen. Zumindest ein Teil der hier vorhandenen Abgeordneten denkt ja so, dass ein Teil der Drogen, wie eben Haschisch und andere Bereiche, freigegeben werden sollen.

Wir haben ja allein bei den Suchtgiftzahlen, die wir festmachen können - bei den Anzeigen -, im letzten Jahr 25 215 Anzeigen feststellen müssen. Das zeigt ja die Dramatik, und es gibt natürlich noch eine viel, viel größere Dunkelziffer in dem Bereich, weil man natürlich nicht alle erwischt, weil ja zu wenige Beamte da sind, wie Sie zu Recht sagen, Herr Kollege Schuster. Da gebe ich Ihnen Recht, das habe ich auch immer gesagt. 

Ich habe immer auch als Freiheitlicher diese Bundesregierung dafür kritisiert, dass man in einem völlig falschen Bereich gespart hat. (Abg Godwin Schuster: Aber die Freiheitlichen in der Bundesregierung haben zugestimmt! Das ist die Tragödie!) Aber wissen Sie, woran es liegt? Am ÖVP-Innenminister, der zum einen die Verantwortung dafür hat, und zum anderen an anderen Ministern und Politikern (Abg Godwin Schuster: Finanzminister!), die in Wirklichkeit der ÖVP zu Füßen liegen und im-mer das gemacht haben, was die ÖVP ihnen vorgegeben hat. (Abg Godwin Schuster: ...Freiheitlichen mitgegangen!) Aber die sind heute woanders, die sitzen heute beim BZÖ, die sind ja nicht mehr bei der FPÖ. (Abg Godwin Schuster: Ah!) Die FPÖ hat hier auch immer ei-ne klare Position eingehalten. (Abg Godwin Schuster: Das glaubt aber der "kleine Mann" nicht!) 

Das möchte ich auch für mich einmal festmachen, weil wir uns nicht von Schüssel als Steigbügelhalter be-nützen lassen, und schon gar nicht dafür, im Bereich der Sicherheitspolitik einzusparen. Das habe ich auch schon immer laut gesagt, und dafür habe ich damals auch mei-ne eigene Parteispitze in der Öffentlichkeit kritisiert, zu Recht kritisiert, weil sie sich über den Tisch hat ziehen lassen. Da muss man ehrlich sein, das war ich immer, und das kann man auch dokumentieren, dass wir hier immer auch eine klare Position gehabt haben, und speziell ich.

Ich möchte für mich auch festhalten, dass das gesamte Problem der Schutzzonen ja nichts anderes als ei-ne Kapitulation vor der Kriminalität ist - nichts anderes! Es ist ein Armutszeugnis, über zwei, drei, vier, fünf oder sechs Schutzzonen in Wien nachzudenken. Was ist denn das für ein Armutszeugnis, so eine Pseudodebatte zu führen? Es müsste ganz Wien eine Schutzzone sein, und es müsste für ganz Wien an jedem Ort, wenn einer in Verdacht steht, irgendeine kriminelle Handlung setzen zu wollen, das gleiche Recht für jeden Exekutivbeamten bestehen, nämlich einzuschreiten, wenn er draufkommt.

Was für eine Rechtfertigung gibt es dafür, dass man dann vor einem Kino stehen darf und nicht weggewiesen werden kann? Was für eine Rechtfertigung gibt es dafür, dass man vor der Disco stehen kann und nicht weggewiesen werden darf? Das ist ja unsinnig. Wenn jemand unter dem Verdacht auch angetroffen wird, eine strafbare Handlung zu setzen oder setzen zu wollen, dann muss überall das gleiche Recht gelten. Und man muss vor neuralgischen Punkten, die besonders betroffen sind, wie eben Schulen oder öffentliche Verkehrsmittel, darauf schauen, dass genügend Exekutivpersonal vorhanden ist, um dort auch Patrouillengänge machen zu können und damit die Sicherheit direkt vor Ort für die Betroffenen sicherzustellen. 

Da sind wir ja einer Meinung. Da sind wir einer Meinung, und deshalb ist es eine Pseudodebatte, die mir ei-gentlich weh tut und die eben ein Armutszeugnis darstellt. Denn das erlebe ich auch, und das habe ich beim letzten Besuch des Wachzimmers am Karlsplatz festgestellt. Es ist zwar schön, wenn man sich bei den Beamten für ihre Arbeit bedankt - ich bedanke mich auch, ge-rade bei den Beamten für ihre Arbeit! -, aber man muss einmal aufzeigen, wie diese Beamten heute im Regen stehen gelassen werden, wie man ihnen überhaupt keine Rückendeckung gibt und sie dort in Wirklichkeit nichts anderes machen, als ein Problem zu betreuen. (Zwischenruf von Abg Volkmar Harwanegg.) Dort gibt es eine Schutzzone mit 150 Metern Umfeld, beim 151. Meter stehen 100, 200 Süchtige und Drogendealer gemischt, und das ist dann auf einmal kein Problem für die Stadt. Das ist ja ein Unsinn!

Das ist natürlich auch ein Unsinn für die Beamten, und das erkennen sie ja. Deshalb sind sie so verzweifelt, dass ihr einziger Job darin besteht, dort hinzugehen, die-se Gruppe von 100, 200 Menschen zu beobachten und dann, wenn etwas passiert, einzuschreiten. Das ist es, aber das ist ja keine Problemlösung!

Wenn wir Probleme lösen wollen, dann müssen wir tiefer gehen und dann müssen wir endlich einmal darüber nachdenken, den Bereich der Prävention richtig im Volksschulkinderalter anzusetzen, dann müssen wir da-rüber nachdenken, dass Süchtige, die ja krank sind, kriminell werden und damit auch die Gesellschaft, ihre Umgebung und natürlich auch das Umfeld gefährden. Es geht darum, ob wir nicht endlich auch bereit sind, darüber nachzudenken, alle möglichen Therapieplätze zur Verfügung zu stellen und auch bis zur Zwangstherapie zu gehen, damit wir das Problem lösen (Abg Godwin Schuster: Die Zwangstherapie!) und nicht nur verwalten und betreuen. (Beifall bei der FPÖ.)
Heute ist bei Ihnen der Ansatz da. Wir wissen, es gibt hunderte Süchtige und Dealer, manchmal auch gemischt; manchmal ist natürlich auch ein Süchtiger ein Dealer - klar, weil er sich seine Sucht auch finanzieren muss, das geht ja gar nicht anders. Das lässt man zu, man betreut das Problem! Man betreut das Problem und weiß, dass da jemand auch Drogen verkauft, und schaut zu. Das ist es ja. Ich will doch, dass den Menschen geholfen wird, dass man das Problem löst und dass die 200 in Zukunft dort nicht mehr stehen, weil sie eben gesichert in Behandlung sind und daher nicht mehr dort stehen müssen! Das muss ja das Rezept sein. 

Deshalb ist das so eine hanebüchene Debatte, in der man nicht auf das Grundproblem zu sprechen kommt, sondern nur versucht, für zwei, drei, vier, fünf, sechs Plätze irgendeine Regelung zu finden, das Problem ver-lagert und verschiebt, es ist aber keine Lösung vorhanden. Das ist auch genau der Punkt, an dem wir sagen, es wäre selbstverständlich auch einmal notwendig, über die Zwangstherapie dort nachzudenken, wo Süchtige, kranke Menschen so krank geworden sind, dass sie sich selbst nicht mehr helfen können, von der Krankheit wegzukommen, und gleichzeitig so krank geworden sind, dass sie auch andere gefährden. Dann muss man doch diesen Menschen helfen wollen. Und wenn man ihnen helfen will, dann muss man auch über den Zwangsentzug nachdenken, weil das die einzige Chance wäre, ihnen zu helfen. (Abg Godwin Schuster: Ich weiß nicht, ob Sie... gekannt haben! Sie hätten mit Herrn...!)
Jetzt sage ich Ihnen etwas. Mein Cousin ist mit 16-Jahren drogenabhängig geworden. Er ist mit 18 an der Heroinnadel gehängt, er ist mit 19 in das erste freiwillige Programm in Österreich gegangen, und zwei, drei Monate später - wie es eben bei allen ist, die dort diese Programme besuchen - war er wieder am Karlsplatz oder sonst wo. Wenn er nicht das Glück gehabt hätte, dass er eine Mutter hat, die zum Glück so gut verdient, dass sie ihm eine geschlossene Therapieanstalt ermöglichte, die er eineinhalb Jahre nicht verlassen durfte - das musste er vorher unterschreiben, aber sie hat dafür bezahlen müssen, 1 Millionen ATS -, wenn sie sich das nicht hätte leisten können, wäre er nie davon weggekommen. Durch die eineinhalb Jahre Zwangsentzug in der Schweiz hat er es geschafft, sonst hätte er keine Chance gehabt. Heute ist er zum Glück zurück im Leben.

Wir sehen bei uns die vielen, vielen gescheiterten, armen Menschenseelen, die heute am Heroin hängen, auf freiwilligen Entzug beim Grünen Kreis sind und zwei, drei, vier Monate später, weil sie weggehen können und weil man sie nicht daran hindert, natürlich wieder hinausgehen und wieder zum tödlichen Gift kommen. Das ist ein Unsinn, wenn wir so etwas finanzieren und dabei wissen, wir stecken Geld in solche Programme, bei denen am Ende aber kein konkretes Ergebnis herauskommt.

Das muss uns beschäftigen, diese Debatte wollen wir führen und die werden wir auch führen, weil all das, was hier in dieser Stadt passiert, von sehr, sehr viel Scheinheiligkeit geprägt ist, und diese Scheinheiligkeit, die gilt es schon auch einmal zu durchbrechen und aufzuzeigen. Wir – und das sage ich auch von meiner Seite – möchten den Beamten einmal auch klar und deutlich sagen, sie haben in der FPÖ eine Partei, die bereit ist, ihnen gesellschaftspolitisch den Rücken zu stärken, denn wenn heute Exekutivbeamte am Karlsplatz einschreiten gegenüber Drogendealern und es zu gewalttätigen Auseinandersetzungen kommt, ja, was erleben wir denn in die-ser Stadt? Dass Sozialdemokraten oder auch GRÜNE oder andere aufschreien und in erster Linie der Polizeibeamte der Schuldige ist und hier Vorverurteilungen stattfinden, Ferndiagnosen stattfinden und man die Beamten im Regen stehen lässt. Das ist es doch!

Das Gleiche macht die Bundesregierung, weil sie nicht bereit ist, hier endlich einmal auch klare Signale zu setzen, dass man in erster Linie natürlich immer hinter den Beamten zu stehen hat, bis das Gegenteil bewiesen ist. Das hat auch so gehandhabt zu werden.

Viele Exekutivbeamte resignieren heute. Die resignieren! Die sagen, warum soll ich mir das überhaupt noch antun, in eine Amtshandlung zu gehen in Richtung Drogendealer (Abg Gerhard Pfeiffer: Welche Dealer meinen Sie?), der am nächsten Tag wieder frei auf der Straße steht, weil er eben nicht länger festgehalten wird und wieder auf der Straße anzutreffen ist bei seinem Suchtgifthandel, weil er bei Besitz einer geringfügigen Menge letztlich auch die Möglichkeit hat, wieder freigelassen zu werden. Da muss man sich was überlegen, da sind gesetzliche Änderungen notwendig, zum Beispiel bei der Grenzmengenverordnung. Das wäre ein richtiger Schritt.

Die Beamten sagen, wir sind heute im Stich gelassen. Das ist so. Sie wissen das ja. Reden Sie einmal mit den Beamten! Gehen Sie auf die Wachzimmer! Reden Sie mit denen! Wenn heute Amtshandlungen sind, dann muss man bei einem Drogendealer damit rechnen, dass es zu einer Schlägerei kommt. Das ist das mindeste. Und wenn man dann natürlich versucht, den festzunehmen, dann gibt es einen Raufhandel. Der dauert meistens zwei, drei, vier Minuten, wenn einer stark ist. Das schafft auch gar kein Beamter alleine, da braucht es oft-mals drei, vier, weil der Drogendealer sich ziemlich heftig wehrt. Und das sind halt in Wien leider oftmals auch Schwarzafrikaner. Mir ist es vollkommen wurscht, ob ei-ner weiß ist oder schwarz ist, es hat nicht zu sein, dass man auf der Straße offen mit Drogen dealen kann. 

Bei uns ist es so, dass – und das sage ich auch dazu –, nicht jeder Schwarzafrikaner ein Drogendealer ist (Abg Godwin Schuster: 10 000 schreiben Sie da in Ihrer Zeitschrift!), nicht jeder, aber fast jeder Drogendealer in Wien ist ein Schwarzafrikaner. Und da bin ich bei Ihnen. Fast jeder Drogendealer in Wien ist ein Schwarzafrikaner. (Beifall bei der FPÖ.) Das sehen Sie ja genau, das sehen Sie ja: Fast jeder Drogendealer in Wien ist ein Schwarzafrikaner. 

2003 gab es 2 700 Festnahmen auf Grund des Verstoßes gegen das Suchtmittelgesetz. 80 Prozent davon waren Nichtösterreicher, es sind 1 700 Schwarzafrikaner und 90 Prozent Asylwerber darunter. Das sind die offiziellen Statistiken. Die müssen Ihnen ja zu denken geben.

Und das kommt ja nicht von ungefähr. Diese Menschen werden schon als Jugendliche in ihrem Heimatland aufgebaut, missbraucht, aufgebaut als zukünftige Drogendealer, die halt dann mit einer vorgegebenen Asylgeschichte zu uns geschickt werden, um hier für die organisierte Kriminalität tätig zu werden. Das wissen wir ja heute. Man braucht ja nur ins Internet zu schauen. Bis Russland, bis in den schwarzafrikanischen Bereich hinein kann man sich in allen oder in vielen Zeitungen der Region oder im Internet die Angebotsseiten heraussuchen, wo drinnen steht: Perfekte Asylgeschichte anzubieten. Das kostet 15 000 EUR. Wir machen Ihnen eine perfekte Asylgeschichte Richtung Westen. Wir stellen das für Sie sicher. Haben Sie kein Geld? – Kein Problem! Wir strecken es Ihnen vor, aber dafür haben Sie dann konkrete Leistungen vor Ort im Westen für uns zu erbringen.

Das ist ja das Geschäft der organisierten Kriminalität. Und bei uns ist das möglich. In dieser Stadt, in diesem Land ist das möglich, weil alle scheinheilig herumtun und das Problem ignorieren und dann oftmals noch nach Be-gründungen suchen, dass man das sogar verstehen kann, denn: Wie arm muss denn so ein armer Mensch sein, dass er Drogen an Kinder und Jugendliche verkauft? Darüber machen sich manche Gedanken, und das ist ja wahnwitzig. 

Deshalb ist es uns auch ein Anliegen, hier einmal wir-klich klare Worte zu sprechen. Das, was es braucht, ist Prävention vom Volksschulalter weggehend, es braucht ein Prinzip von null Toleranz, nicht auf irgendein Plätzchen in dieser Stadt begrenzt, sondern überall in der Stadt ein Prinzip von null Toleranz gegenüber Verbrechern. Da ist es mir gleichgültig, was für ein Verbrecher das ist, und der hat nicht unterschiedlich behandelt zu werden in den unterschiedlichen Regionen Wiens, sondern überall gleich. 

Es hat darüber hinaus dafür Sorge getragen zu werden, dass es ausreichend Therapieplätze gibt und dass man bei jenen Süchtigen, die eben kriminell geworden sind auf Grund ihrer Krankheit und die nicht mehr die Chance haben, davon wegzukommen, auch in Richtung Zwangsentzug geht.

Und es braucht endlich auch ausreichend Exekutivpersonal. Ich sage das in Richtung schwarz-orange Bundesregierung, weil da ja in den letzten Jahren abgebaut worden ist. Leider auch durch Vorgänger meiner Partei, aber die sind heute beim "orangierten" BZÖ. (Abg Godwin Schuster: Aber Sie sind nicht unglücklich dabei! Sie haben sich arrangiert im Parlament!) Die haben sich “orangiert“, und das haben wir immer verurteilt. Die haben sich “orangiert“. Wir von der FPÖ haben uns nie “orangiert“. Deswegen ist das ja auch die echte FPÖ, die heute hier sitzt, denn wir haben immer gesagt: Mehr Exekutive! Das war immer unsere Rede, das war immer meine Rede. Immer! Ich habe nie etwas anderes gesagt, ich habe das immer festgehalten (Abg Godwin Schuster: Strasser hat das gesagt, aber verhindert haben Sie gar nichts!): Genügend Exekutivbeamte, damit wir auch eine U-Bahn-Polizei möglich machen, damit wir auch eine Po-lizei in öffentlichen Verkehrsmitteln ermöglichen. (Abg Godwin Schuster: Verhindert haben Sie gar nichts!) 

Herr Schuster, da Sie so laut schreien (Abg Godwin Schuster: Aber es ist so!): Wo ist denn der Beginn für den Abbau der Exekutivbeamten gesetzt worden? Das war unter Ihrer Kanzlerschaft. Als die SPÖ den Kanzler gestellt hat, ist mit dem Abbau der Exekutive begonnen worden, da haben Sie mit den Wachzimmerschließungen in Wien begonnen. Niemand anderer! Tun Sie doch nicht so scheinheilig! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Godwin Schuster: Aber damals ist die Kriminalitätsrate zurückgegangen!) Tun Sie doch nicht so scheinheilig! (Abg Godwin Schuster: Was soll das?)
Das ist ja in Wirklichkeit der Beginn gewesen. Sie ha-ben den Beginn gesetzt, und die Nachfolgeregierung hat das fortgesetzt, was Sie begonnen haben. Das sind ja die Fehlentwicklungen gewesen. (Abg Godwin Schuster: Damals gab es eine sinkende Kriminalitätsrate und jetzt steigt sie!) Diese Fehlentwicklungen zeigen wir auf, denn wir sind eben auch in dieser Stadt eine Partei, von der die Menschen wissen, dass wir das immer getan haben. Immer! Wir haben nie etwas anderes in diesem politischen Problemfeld gemacht. Wir haben in diesem Bereich immer klare Positionen gehabt. 

Und ich sage es noch einmal: Null Toleranz auf allen Plätzen dieser Stadt, in allen Bereichen dieser Stadt, wenn es darum geht, gegen Verbrechen vorgehen zu können. Und alle Exekutivbeamte sollen überall die gleichen Rechte haben, wenn es darum geht, gegen Verdächtige, die vor einer Straftat stehen oder eine Straftat vorhaben, überall einschreiten zu können und eben nicht nur 150 Meter vor einer Schule oder vor einem anderen Platz in dieser Stadt. Überall!

Das ist unser Weg. Den werden wir auch vertreten, weil ich davon überzeugt bin, dass die Wiener und vor allen Dingen die Eltern endlich von konkreten Reglements und Umsetzungen hören wollen. Die wollen nicht solche Alibigeschichten. Die wollen, dass in diesem Pro-blembereich endlich breitflächig eine Lösung herbeigeführt wird und eingeschritten wird. Sie wollen nicht, dass wieder 10 Jahre diskutiert wird, sondern dass endlich das Problem so rasch wie möglich gelöst wird. Und das kann man nur, wenn man eine sehr entschlossene Form der Politik gegenüber Verbrechen vorhat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Barnet gemeldet. 

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Gut, der Kollege Kopietz hat zu erkennen gegeben, dass ihn das Donauinselfest noch immer belastet bis jetzt. Wir nehmen das mit Respekt zur Kenntnis und hoffen, dass er uns vielleicht dann doch noch das ei-ne oder andere zum Besten gibt, damit wir wissen, wie die Sozialdemokratie abseits von Zwischenrufen über diese Frage denkt.

Heinz-Christian, bevor ich auf deine Rede eingehe, muss ich mir das mit dem "orangieren" einmal kurz vergegenwärtigen. Wenn du mich nachher nicht allzu sehr provozierst in der Rede, verspreche ich, nicht bekannt zu geben, wer aller in deiner Fraktion und deiner Partei sich “orangiert“ hat, dass er zwar gerne blau bleibt, aber unter der schwarz-orangen Regierung weiter seine Funktionen wahrnimmt, denn von irgendetwas sollte man leben und nach Möglichkeit auch ganz gut. (Beifall beim BZW.) 

Also wenn du versprichst, mich nicht weiter zu provozieren, dann werde ich sie nicht alle namentlich nennen, ansonsten mache ich es doch, und dann brauche ich vielleicht mehr als 20 Minuten und das möchte ich dir ei-gentlich ersparen. (Beifall beim BZW. – Abg Heinz Hufnagl: Vielleicht brauchst du eine halbe Stunde! – Abg Godwin Schuster: Erzähl uns was! Vielleicht von der Po-lizei oder vom Militär!)
Simmering gegen Kapfenberg wäre auch was. (Heiterkeit.) Donaustadt gegen Floridsdorf tragen wir nicht aus, da sind wir uns einig. Damit komme ich zur eigentlichen Fragestellung dieses Dringlichen Antrages. (Abg Godwin Schuster: Na komm, erzähl uns was!) Nein, Godwin Schuster, den Gefallen tue ich dir nicht, dass ich das jetzt alles aufzähle, aber wenn du willst, gebe ich dir dann nachher eine Liste.

Meine Damen und Herren! Man kann natürlich den Standpunkt vertreten, Kollegin Jerusalem, dass das alles politisch keine solche Brisanz hat, deswegen reden wir nicht viel darüber. Aber das ist doch eigentlich symptomatisch dafür, dass wir letztendlich kapitulieren. Auch wenn wir versucht haben, die Debatte relativ ruhig zu halten, was bis dato nicht allen ganz gelungen ist, aber eigentlich ist sie sehr ruhig verlaufen, aber nicht, weil wir so ermüdet sind, sondern weil wir uns irgendwie mit dem Thema nicht mehr auseinander setzen wollen. Und zwar gar nicht deshalb, weil es darum geht, uns parteipolitisch irgendetwas vorzuwerfen, wer woran Schuld ist und das bessere Konzept hat oder ich weiß nicht, was alles, son-dern weil es letztendlich auch Ausdruck dessen ist, dass wir alle, wie die gesamte restliche Welt, in Wahrheit vor der Frage der Drogenproblematik kapituliert haben, weil uns nichts Gescheites einfällt. Seien wir uns ehrlich, es fällt uns in Wahrheit nichts Gescheites ein. (Abg Susanne Jerusalem: Vor allem Ihnen fällt nichts ein!) Warten Sie, warten Sie! Ich komme auch auf Sie. Lassen Sie mich das ausführen, ich versuche – Sie wissen das –, das immer gesamtheitlich darzustellen, so wie ich es sehe. 

Es gibt die einen, die glauben, der Drogenproblematik dadurch Herr werden zu können, dass sie ein ökonomisches Prinzip anwenden, das heißt freigeben, absolute Freigabe, aber nicht, damit die Leute mehr konsumieren, sondern damit der Markt zerstört wird, weil bei steigendem Angebot und gleichbleibender Nachfrage der Preis bekanntlich sinken muss und damit die Finanzierung der Kartelle zerschlagen wird. Dem könnte man vorerst vielleicht folgen, es führt nur nicht dazu – und das ist auch erwiesen –, dass weniger konsumiert wird. Damit ist der Schutzgedanke nicht aufgelöst. Es werden zwar die Kartelle vielleicht ein bisschen zurückgedrängt, aber dem Schutzgedanken ist man damit nicht gefolgt. Also: Konzept nicht vollständig logisch durchgedacht.

Nächstes, Heinz-Christian, von dir angesprochen. Absolutes Verbot. No tolerance! Ich habe dafür große Leidenschaften, das gebe ich zu. Da trennt uns nicht so viel, denn das wäre nicht so schlecht, aber es funktioniert nur dort, wo die gesamten Kompetenzen noch tatsächlich in der Hand desjenigen sind, der das vollziehen kann. Der ehemalige Bürgermeister von New York, Giuliani, ist halt nicht nur eine andere Person als unser Bürgermeister, sondern der hat auch gewaltige Kompetenzen, die diese Stadt nicht hat. Da hat Kollege Ulm bei all seinen Auflistungen über eine Stadtwache nur bedingt Recht, denn die hätte nicht dieselben Vollziehungskompetenzen wie die New Yorker Polizei. Das ist unbestritten. 

Daher: No tolerance ist dort gut, wo es darum geht, die Kleinkriminalität zurückzudrängen, aber was uns fehlt, damit das Prinzip aufgeht, ist eine kleine Kronzeugenlösung nach dem Motto: Jeden, den wir erwischen, verknacken wir volle Länge, außer er gibt zu, wer der Mann hinter ihm oder die Frau hinter ihm ist. Er bekommt die kleine Kronzeugenlösung und geht nach Hause, da-mit wir ganz zum Schluss bei den Kartellen ankommen. 

Das funktioniert nicht, dazu haben wir verfassungsrechtlich keine Kompetenzen. Und es hat ein technisches Problem, Heinz-Christian, das du angesprochen hast, das ist die Frage dessen, wie denn der Begriff Handel und Besitz zu verstehen ist mit der Grenzmengenverordnung. Was ist denn noch Eigenbedarf? 

Weil wir das in unserer Rechtsordnung eben nicht so festlegen können, wie wir das alle gerne wollten, weil wir da an verfassungsrechtliche Grenzen stoßen, sind wir zur Begrifflichkeit der Schutzzone gekommen, mit dem Zweck, jemanden, der noch keine konkrete strafbare Handlung begangen hat, der auch noch keinen Vorschub geleistet hat, der kein Beitragstäter ist oder sonst irgendetwas, zu sagen: Aber du bist in Verdacht, du könntest es vielleicht sein, denn es gibt sonst keinen vernünftigen Grund, hier anwesend zu sein, also bitte, verlasse diesen Raum, die so genannte Schutzzone mit Wegweiserecht. Bei Wiederholung gibt es noch andere Strafen. Damit ist die Schutzzone – sonst würde es sie nicht geben, sie wurde auch von der Sozialdemokratie begrüßt, muss man letztendlich sagen, ihr wart nicht dagegen – eine Methode, obwohl sie immer noch an ein Rechtsproblem stößt, nämlich daran, dass wir am Schluss trotzdem das Zudrücken einiger Augen haben, weil wir den Handel da-durch nicht vollständig bekämpfen können.

Nächstes Konzept, das nicht vollständig aufgeht: Das der Stadt Wien. Der Koordinator, der Herr Michael Dressler – er ist da –, der hat so die Vision des Verdrängens aus dem öffentlichen Raum. Dazu bräuchte man aber mehr Schutzzonen. Aber das geht auch noch nicht ganz auf, denn am Schluss bleibt der Handel im nichtöffentlichen Raum, es bleibt die Abhängigkeit, es bleibt die Gewalttat, die oft damit verbunden ist.

Und es gibt das Programm zum Schutz der Gesundheit der Jugendlichen, vor allem bei den Designerdrogen, durch ChEck iT. Jeder weiß, worum es geht. Es geht da-rum, dass man den Jugendlichen sagt: Bring uns deine Designerdroge. Wir sagen dir, ob sie in Ordnung ist oder ob sie nicht vielleicht zu deinem Tod durch Herzstillstand oder sonst was führen kann. Damit schützen wir deine Gesundheit, denn das ist uns wichtiger als die sicher-heitspolizeiliche Aktivität. Das ist wunderbar! Das schützt die Gesundheit der Jugendlichen, aber es ist trotzdem am Schluss die Kapitulation des Rechtsstaates. Warum? Weil wir in jenen Räumen, in denen diese Programme stattfinden, natürlich alle Augen vor den dort vorherr-schenden Dealern zudrücken müssen, weil ja sonst die Konsequenz wäre, dass niemand mehr kommt, um etwas vorzulegen bei ChEck iT, weil der sich ja dann dessen gewiss wäre, dass die Dealer ausgeforscht werden. Daher bestehen Absprachen – und das weiß ja jeder –, dort, wo ChEck iT läuft, nicht zu kontrollieren und nicht einzugreifen. Dieses Konzept geht natürlich am Schluss auch nicht auf, weil die Rechtsgüter Gesundheit der Ju-gendlichen auf der einen Seite und auf der anderen Seite Rechtsstaat, Verbot von Handel einander gegenüberstehen. 

Kollegin Jerusalem, da geht es mir jetzt gar nicht um die Verharmlosung – Sie haben das auch nicht getan, ich gebe das zu, Sie haben das diesmal nicht getan –, aber eines ist klar: Handel mit Drogen steht am Schluss auch immer oder sehr oft, sagen wir so, in Kombination mit an-deren kriminellen Aktivitäten durch die handelnden Banden: Menschenhandel, Menschenschmuggel, Zwang zur Prostitution und was sonst noch alles damit verbunden ist. 

Deswegen geht es jetzt nicht an, dass man die Schutzzonendebatte verharmlost und sagt, das ist ja furchtbar, das ist der lächerlichste Antrag des Jahrhunderts und ich weiß nicht, was alles. Es geht um ein ernstes Thema, und da kann man unterschiedlichster Auffassung sein, wie man sich dem Thema annähert, ihm begegnet, es bekämpft, aber es zu verharmlosen, halte ich für falsch. Deswegen haben wir es für richtig gehalten, diesen Antrag einzubringen. (Beifall beim BZW.)
Ich begrüße wie Sie und auch wie der Heinz es gesagt hat, Programme zum Ausstieg. Wunderbar! Aber man muss ernsthaft darüber nachdenken, ob dieser Aus-stieg nicht manchmal zwangsweise zu verordnen wäre, weil es allzu leicht geschieht, dass jemand aus den Programmen aussteigt. 

Bei den Fixerräumen – ich sage es Ihnen ganz offen –, da wohnen wirklich zwei Herzen in meiner Brust. Früher war ich immer dagegen. Immer! In Berlin bei der Ausschussreise waren auf einmal viele der Kollegen, die vom Gesundheitsausschuss mit waren, davon überzeugt, dass das doch gar nicht so schlecht ist, aber kaum zurückgekommen aus Berlin, waren wieder alle dagegen. Ich bin mir noch nicht ganz bewusst, warum das so ist mit diesem Sinneswandel. Ich habe mir abschließend noch keine Meinung gebildet. Ich bin wirklich noch nicht überzeugt, ob ich dafür bin oder vollständig dagegen. 

Es hat positive Elemente. Es hat das Element, dass man sicherstellen kann, dass dort der Schutz der Gesundheit wieder gewährleistet ist und dass man beim Drogenausstieg ansetzen kann, keine Frage. Ich habe aber natürlich wieder dasselbe Rechtsproblem. Ich drücke mindestens ein Auge zu vor der Frage: Wer handelt denn? Es wird zwar in den Fixerräumen nicht gehandelt, aber im Umfeld. Denn es ist ja nicht anzunehmen, dass man die Fixerstube kilometerweit weg errichtet von den Plätzen, an denen gehandelt wird. Aber genau den Handel müssen wir bekämpfen, sonst erübrigt sich ja der Rechtsstaat und wir haben vollständig versagt. Und das ist halt das Dilemma, vor dem man noch steht in der Frage der Fixerstube. 

Und vielleicht noch einmal zu den Schutzzonen, um eine Problematik noch ein bisschen zu beleuchten, warum ich nicht ganz verstehe, warum Sie gegen eine wei-tere Ausweitung sind. Die Schutzzone hat doch letztendlich auch den Effekt, dass der Drogenhandel dort nicht stattfindet. Wir wissen ja, das geht ja nicht von heute auf morgen, und es ist auch nicht so, dass da einer alle Ta-schen voll hat, sich irgendwo hinstellt und verkauft und von der Polizei nicht angehalten wird. Das ist doch ein System der Weitergabe, in dem eine Kette von fünf, sechs Personen aktiv wird, bis tatsächlich der Konsument das Produkt erhält. Und nicht jeder in dieser Kette ist automatisch strafbar. Das wissen wir, das ist das Pro-blem unserer Rechtsordnung. Wenn Sie da durch den Rathauspark gehen, bekommen Sie in der Nacht alle Au-genblicke etwas angeboten. Wenn Sie da zu dem Polizisten gehen, der vor dem Amerikahaus steht, und sagen: Hallo, warum schreiten Sie da unten nicht ein?, dann sagt der: Grenzmengenverordnung, was soll ich tun? Der hat genauso viel einstecken, dass es noch gilt. Das darf er Ihnen jederzeit anbieten und ist damit nicht strafbar. Das wissen wir doch. 

Deswegen ist die Idee der Schutzzone entstanden. Dort muss man nicht fragen, ob das eine strafbare Handlung ist oder nicht, sondern da kann man den Bürger, der nichts damit zu tun haben will, vor allem den jungen Bürger trennen von denen, die konsumieren oder handeln. Der Effekt der Schutzzone ist genau derselbe, den Sie im Bereich des Stalking haben wollen, nämlich dass der Bürger oder die Bürgerin davor geschützt wird, dass jemand anderer in seine unmittelbare private Sphäre ein-dringt – in dem Fall eben im öffentlichen Raum. Es geht darum, dass er geschützt wird und nicht daran gehindert wird, sein Leben so zu leben, wie er will, und dass er nicht unmittelbar in Kontakt mit Dingen kommt, die er ei-gentlich nicht haben will. Das ist der Zweck der Schutz-zone. 

Es ist auch nicht unlogisch, das letztendlich für öffentliche Verkehrsmittel durchzudenken. Warum? Wir alle kennen andere Phänomene in den öffentlichen Verkehrsmitteln, die keine strafbaren Handlungen sind. Da haben die Leute die Füße auf dem gegenüberliegenden Sessel, da spucken sie aus, da rülpsen sie oder sonst ir-gendetwas, und jeden stört das. Aber was soll denn der Bürger machen? Sollen die alle gewaltbereit aufspringen und sofort gegen den einschreiten? Da ist ja kein strafgesetzlicher Tatbestand erfüllt. Da gibt es ja keine Strafprozessordnung – 502 glaube ich, ist das, der Kollege Ulm wird das besser wissen –, die mich dazu ermächtigt, das Anhalterecht oder sonst etwas wahrzunehmen, son-dern da geht es darum zu sagen, hier muss man ein-schreiten können, hier muss die Polizei die Möglichkeit haben, eine – unter Anführungszeichen – besondere Art des Platzverbotes auszusprechen. Was ist denn daran schlimm? 

Was ist denn daran schlimm, wenn wir darüber nachdenken, in welchen Bereichen von öffentlichen Verkehrsmitteln man auf Schutzzonen zurückgreifen kann, um genau dasselbe zu erreichen, wie Sie es beim Stalking wollen? Nämlich dass der Bürger, die Bürgerin nicht in seiner/ihrer Sphäre verletzt wird durch Handlungen, die er/sie nicht will. Ich halte das für normal. Man kann darüber nachdenken, es muss ja nicht jede Straßenbahn-Station sein. Wenn Kollege Kenesei sagt, dort, wo er wohnt, will er keine haben, werden wir darüber nachdenken. Aber es kann ja nicht sein, dass jede U-Bahn-Station zum Platz des Drogenhandels wird, nur weil wir dagegen nichts unternehmen. Und darüber hätte man sich ernsthaft den Kopf zerbrechen können. 

Kollege Ulm, worum geht es eigentlich auch noch? Es geht eigentlich darum, dass heute niemand weiß, ob diese Zonen jetzt verlängert werden oder nicht. Über den Sommer, sagt man einmal, brauchen wir sie nicht. Was ist der Zweck, sie über den Sommer nicht durchzuführen? Man sagt, da braucht man niemanden hinzustellen, denn da gehen keine Kinder in die Schule. Aha! Was ist der gegenteilige Effekt? Der Raum wird wieder frei, und Dealer, Händler, Konsumenten nehmen den Raum wieder für sich in Besitz. Es ist immer so: Wenn ein Raum frei wird, dann kommt wieder jemand hinein. Dann muss man, wenn man die Zone verlängert haben will, sofort nach Ende des Sommers, mit Schulbeginn, mit der doppelten Anstrengung beginnen, den Raum wieder von ihnen frei zu machen. Wo ist da die Logik? Warum belasse ich die Zone nicht und kontrolliere sie halt nur we-niger. Das wäre das Logische. 

Und es ist ja noch nicht einmal sichergestellt, dass die Zonen tatsächlich mit Schulbeginn wieder verlängert werden. Das wäre die Aussage, die ich mir von Ihnen er-wartet hätte mit Ihren Kontakten ins Innenministerium, dass Sie herauskommen und sagen: Keine Angst! Diese beiden Zonen werden wieder verlängert. Da gibt es immer die wunderbaren Kontakte zum BMI, aber diese Aussage fehlt mir. Was soll ich annehmen? Soll ich annehmen, dass sie nicht verlängert werden? Oder dass nur sechs in Diskussion stehen, aber die zwei sicher nicht kommen? Das hätte ich mir von Ihnen erwartet,

Sie haben auch die Sicherheitswacheorgane oder eine Stadtwache angesprochen. Also neben der Frage, wie dieser Stadtwächter denn aussehen soll, ob er mit der Laterne geht so wie im Mittelalter und dazu aufruft, das Licht abzudrehen, oder wie auch immer – das ist auch wirklich wurscht –, muss uns klar sein, alles wird die Stadtwache nicht machen können. Das wird sie nicht können. Sie wird dort nicht einschreiten können – und damit sind wir bei einem Punkt, der Sie eigentlich betreffen sollte, da Sie das Innenministerium verteidigt haben –, wo es um das Prostitutionsgesetz geht. Sie erinnern sich an die Debatte: Dürfen die, dürfen die nicht?, weil der Vollzug an die Bundespolizeidirektion Wien delegiert ist, und Sie immer argumentieren: Nur nichts dorthin de-legieren! Warum nicht? Gerade das Prostitutionsgesetz ist klassisch etwas, was nicht die Stadtwache überwachen kann, sondern was bei der Sicherheitsbehörde gut aufgehoben ist. – Aus den bekannten Gründen, die wir damals argumentiert haben.

Im Zuge dieser Debatte haben Sie und der Kollege Pfeiffer gesagt, dass ein paar hundert, aber mindestens 200 Polizisten mehr kommen werden – der Godwin schmunzelt schon, denn den Antrag haben wir miteinander geschrieben –, und zwar durch die Überleitung der Zollwacheorgane nach Wien. (Abg Godwin Schuster: Von 340 war die Rede!) Sie haben damals gesagt, nächstes Jahr ist es so weit. Jetzt ist es nächstes Jahr, mindestens nächstes Jahr, es ist schon länger her, aber die kommen nicht. Wo sind die? 100, also die Hälfte von paar Hundert sind schon da. (Abg Godwin Schuster: 80 sind da! Und 20 in den Bezirken!) Bitte 80, noch weniger. (Abg Volkmar Harwanegg: Und 40 wollen wieder zurück!) Zur Zollwache? Das geht aber leider nicht. Das sehe ich ein, dass das nicht geht. 

Also Kollege Ulm, ich meine, immer alles auf die Stadtwache zu schieben, nur weil die eigenen Versprechungen nicht erfüllt werden, ist halt ein bisschen wenig. Von ein paar Hundert war die Rede. Die 200 hätten wir akzeptiert, dass es nicht tausend sind, tut uns Leid, aber es sind nicht einmal die da. Wir hatten auch Recht mit der Debatte, und deswegen... (Abg Johann Hatzl: Herr Barnet! Das war jetzt ungerecht!) Wieso? Er hat es angekündigt. (Abg Johann Hatzl: Werfen Sie ihm nicht vor, dass er etwas glaubt!) Das ist mir jetzt philosophisch zu schwierig am Nachmittag, Herr Präsident. Das gebe ich zu. Ich nehme es einmal hin, weil Sie es gesagt haben. 

Und beim Prostitutionsgesetz hatten wir ja auch Recht, weil Sie das da schon so ein bisschen heruntermachen. Wir hatten insofern Recht, als sich mittlerweile herausgestellt hat, dass das Bundesministerium für Inneres uns Recht gibt und sagt: Jawohl, in den ersten drei Monaten dürften Asylwerberinnen nach dem Wiener Prostitutionsgesetz in Wien nicht der Prostitution nachge-hen, weil sie da gar keine Beschäftigung haben dürfen. Aber welche Behörde ist denn dafür zuständig, nach un-serem Gesetz, das wir delegiert haben? Die Bundespolizeidirektion Wien! Da ist kein Nachtwächter, da ist keine Sicherheitswache, da ist sonst niemand zuständig, sondern die Bundespolizeidirektion Wien, die anlässlich der Ausstellung des so genannten Deckels verpflichtet wäre, dafür Sorge zu tragen, dass überprüft, ob sich die Frau überhaupt legal in Wien aufhält oder nach welchem Rechtstitel, und dass sie, wenn sie als Asylwerberin gilt, nicht dem Gewerbe nachzugehen hat.

Wir wissen, dass das sehr viel mit Drogenabhängigkeit zu tun hat. Aber dafür ist die Bundespolizeidirektion Wien zuständig. Da hilft mir keine Sicherheitswache, da hilft mir gar nichts. 

Die Zonen helfen da sehr wohl etwas. Kaum war das neue Gesetz da, war der 15. Bezirk der erste, der sich dafür ausgesprochen hat, Zonen nach dem Prostitutionsgesetz zu erweitern und auszusprechen, um wieder genau dasselbe zu machen: Ich bekämpfe damit nicht die Kriminalität – das ist keine Frage, ich habe auch im-mer gesagt, das muss ein Maßnahmenbündel sein –, a-ber ich befreie den Bürger von der Verletzung in seiner privaten Sphäre im öffentlichen Raum, die er nicht will. 

Darum geht es bei diesen ortspolizeilichen Maßnahmen, und deswegen ist eine solche Debatte niemals falsch. (Beifall beim BZW.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster hat sich Herr Abg Kopietz gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin!

Ich denke, wir sind uns alle einig, wir wollen keine Dealer illegaler Drogen, wir wollen keine Drogenkranken. Okay. Wir werden aber dem Antrag, den das BZW oder das BZÖ, Abteilung Wien, gestellt hat, trotzdem nicht zu-stimmen. Wir können einem Antrag eigentlich nicht zustimmen, der da lautet: Der Landeshauptmann wird auf-gefordert, sich mit den Sicherheitsbehörden ins Einvernehmen zu setzen – das wäre kein Problem –, um eine Ausdehnung der Schutzzonen in zeitlicher und räumlicher Hinsicht zu erreichen, sodass diese in einem Umkreis von 200 Metern von allen Schulen und im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel gelten. 

Ich werde das jetzt nicht besonders kommentieren. Ich erinnere an die Worte des Herrn Bürgermeisters von heute Vormittag und ersuche Sie, sich auch zurückzuerinnern. Das ist vollinhaltlich zu unterstreichen. Aber trotzdem vielleicht einige Worte dazu. Wien hat einen Weg gewählt, der im Wiener Drogenkonzept festgeschrieben ist, den wir übrigens alle miteinander beschlossen haben, den der Gemeinderat beschlossen hat. Das sind die vier Säulen der Drogenpolitik in dieser Stadt: die Prävention, Beratung, Betreuung und Behandlung von Kranken und Betroffenen mit sozialen Maßnahmen und vor allem – da sind wir uns hoffentlich doch einig – Verfolgung des Drogenhandels, Bekämpfung der organisierten Kriminalität, aber auch Verbesserung des subjektiven Sicherheitsgefühls vor allem unter Beachtung der sozialen Verträglichkeit im öffentlichen Raum. 

Meine Damen und Herren! Wenn man sich das anschaut, so glaube ich schon, dass die Schutzzone Karlsplatz, auch wenn die Untersuchungen noch nicht ganz abgeschlossen sind, effektiv sein wird und der Schulweg der Kinder gesichert erscheint. Aber warum denn, meine Damen und Herren? Nicht, weil dieses Gebiet zur Schutzzone erklärt wurde, sondern weil sich dort permanent zwei bis drei Doppelstreifen Polizisten oder Polizistinnen bewegen. Das ist der Grund, warum die Dealer sich dort vertschüsst haben, auf Wienerisch gesagt, und sich nicht einmal ein paar hundert Meter weiter weg neu angesiedelt haben. Aber es gibt halt zu wenig Polizisten, damit die dann dort auch sein könnten, wie wir letztendlich auch wissen. 

Wenn man sich das anschaut, so haben wir in Wien tagsüber täglich 900 Sicherheitswachebeamtinnen und Sicherheitswachebeamte im Dienst. Am Abend und in der Nacht sind es nur mehr 403. Auch jene, die auf Häfnwache sind, die irgendwo eine systemerhaltende Funktion haben et cetera et cetera, sind hier eingerechnet. Und wenn man sich jetzt vor Augen führt, dass am Karlsplatz permanent zwischen vier und acht Polizisten – Schutzzone vor der Schule – unterwegs sind, dann kann man sich ausrechnen, was man mit den vorhanden Sicherheitskräften noch durchführen kann, auch wenn sie alle zusammen einen tollen Job machen. Da sind wir uns auch einig. Ich bin ja völlig fasziniert, dass bei dieser Si-tuation, bei dieser innendienstlichen Situation und allen Betroffenheiten, die da zustande kommen, trotzdem die innere Motivation immer noch ausreichend ist, überhaupt noch irgendetwas Effektives durchzuführen. Darum hohe, große Achtung vor den Kolleginnen und Kollegen der Wiener Polizei. 

Wenn man jetzt dem Antrag zustimmen würde, würde sich überhaupt nichts ändern, null, weil ganz einfach zu wenig Möglichkeiten gegeben sind, die Aufträge, die die Wiener Polizei hat, auszuüben, weil es ganz einfach zu wenig Polizistinnen und Polizisten gibt. 

Da könnte man, wenn man nur die Schulen hernimmt, 731 an der Zahl, vielleicht je einen Polizisten hin-stellen, dann wäre aber sonst nirgendwo mehr ein Polizist tätig, könnte gar nicht tätig sein. Wir sind ja eher der Meinung, dass man dort sehr intensive Maßnahmen er-greifen sollte, wo es auf Grund des Erscheinungsbildes und des Kriminalitätsbildes auch notwendig ist. Wir wissen ja auch, wo es notwendig ist, das ist ja kein Geheimnis, aber wir haben zu wenig Ressourcen, damit das ausgeübt werden kann. Das kann keine Stadtwache – oder was immer oder wie immer Sie es wollen – erledigen. Die kann im Park darauf aufpassen, dass kein Papierl weggeschmissen wird, aber deswegen würde kein einziger Polizist mehr auf der Straße stehen und versuchen können, Drogendealern das Handwerk zu legen. Es würde sich null ändern, darum auch keine Kommentare zum Ulm.

In der Zwischenzeit glaube ich – weil er ja ziemlich ehrlich dreinschaut und durchaus auch intelligent –, dass Sie so gutgläubig sind, dass Sie alles glauben, was Ihnen das Ministerium und das Kabinett erzählen. Schauen Sie sich das einmal genau an. Reden Sie einmal mit den Kolleginnen und Kollegen in der Wiener Polizei, reden Sie einmal mit den Betroffenen, reden Sie einmal mit den Geschäftsleuten et cetera et cetera. Das stimmt ja alles nicht, was Sie mir erzählen, dass mehr Polizisten auf der Straße stehen als jemals zuvor. Das ist doch ein Wahnsinn, so etwas zu glauben. Aber weil ich Ihnen nicht unterstelle, dass Sie lügen – jein, würde ich nie –, kann ich nur davon ausgehen, dass Sie gutgläubig, blauäugig, schwarzäugig, orange-blau-schwarzäugig gestreift meinen, das, was Ihnen das Ministerium erzählt oder auch schriftlich gibt, stimmt. Ich sage Ihnen: Es stimmt bei weitem nicht!

Eines stimmt ganz sicher: Wenn man den Dienstpostenplan vom Jahr 1999 hernimmt – da kann man nämlich wenig schummeln – und mit der auch per Gesetz und mit Verordnungen beschlossenen Dienstpostenanzahl am Ende des heurigen Jahres, am 31.12.2005, vergleicht, dann haben wir um 1 325 Dienstposten bei der Wiener Polizei weniger. Das ist Fakt, meine Damen und Herren. 

Darum nach wie vor unsere Forderung: Mindestens 1 000 Polizistinnen und Polizisten mehr zum Schutze un-serer Kinder! Davon werden wir nicht abrücken, meine Damen und Herren! (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist eure ewige Dienstpostenlüge! Immer wieder diese Dienstpostenlüge!)

Den Kollegen Strache eines Kommentars zu würdigen, dessen ist er nicht wirklich würdig. Das haben eigentlich schon die Polizistinnen und Polizisten bei der letzten Personalvertretungswahl gemacht. That's it! Und damit Schlussstrich darunter! Alles andere ist vergebliche Mühe.

Zurückkommend zum Antrag. Wenn man den nachvollziehen würde, dann müssten wir davon ausgehen, dass er auch umgesetzt werden kann. Da dem nicht so ist – denn wenn man nur die Schulen, nur 10 Prozent der im öffentlichen Bereich befindlichen Verkehrsstationen, Autobusstationen, Straßenbahnstationen beobachten und überwachen lassen würde, könnten wir überall 0,74 Polizisten hinstellen –, da das also nicht geht, weil es schon schlecht ausschaut, wenn da nur 0,74 Prozent von einem Polizisten oder einer Polizistin steht, ist das nicht die Lösung des Problems. Wie es gelöst werden kann, wurde schon sehr lange und nicht nur heute, sondern schon auch früher durchaus diskutiert und dargestellt. Wir werden dem Antrag nicht zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Jerusalem. Sie hat noch 10 -Minuten von ihrer Redezeit übrig.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das wird jetzt in keiner Weise ein polemischer Beitrag meinerseits, sondern Herr Abg Barnet hat auf eine sehr seriöse und ernsthafte Art und Weise versucht, sich dem Thema zu nähern, ganz abgesehen von dem Antrag, aber in seiner Wortmeldung nunmehr. Ich möchte ein paar Worte dazu sagen.

Sie haben mir dann doch unterstellt, dass ich beziehungsweise die GRÜNEN das Thema nicht wichtig nehmen. Jetzt sage ich in aller Ruhe darauf: Wir nehmen das Thema sogar sehr wichtig. Ich halte es für ein brisantes und eines, um das man sich kümmern muss. Das war auch der Grund, warum die GRÜNEN – meiner Mei-nung nach als erste Partei – schon vor vielen, vielen Jahren ein konsistentes Drogenkonzept erstellt und ver-öffentlicht haben, in dem wir uns sehr ernsthaft mit den Dingen auseinander setzen. 

Ich gebe zu, es gibt verschiedene Zugänge und Meinungen, wie man glaubt, dieses Problem lösen zu können. Darüber kann man sicher auch trefflich streiten. Sie haben vorhin – das war der Grund, warum ich mich gemeldet habe – gesagt, die einen glauben, dass die Freigabe eine Möglichkeit wäre, weil damit der Markt zerstört wird. Diese Überlegung ist tatsächlich eine Überlegung wert. Aber nicht, dass Sie mich jetzt missverstehen. Ich stehe jetzt nicht hier und fordere die Freigabe aller Drogen, sondern ich möchte jetzt nur kurz dem Gedankengang einmal nachgehen, um zu zeigen, was nämlich in dieser Überlegung drinnen steckt.

Da drinnen steckt, dass es damit möglich wäre, den Schwarzmarkt zu zerschlagen. Dieser Schwarzmarkt ist ein wesentlicher Punkt in der ganzen Geschichte, denn dort werden die Drogen sehr teuer verkauft. Das heißt, dass derjenige, der die Drogen kauft, viel Geld aufstellen muss, dass heißt, dass es, je teurer dort das Gift ist, desto mehr Beschaffungskriminalität oder auch Beschaffungsprostitution gibt es. Das heißt, je teurer das Gift ist, desto mehr Kriminalität bei der Beschaffung. Das ist ein Wechselspiel, das überall zu beobachten ist. Auch je mehr Polizeieinsatz, desto teurer wird das und desto mehr Beschaffungskriminalität gibt es. Das heißt, wer das bekämpfen will, kann auch dort ansetzen.

Ein zweiter Punkt. Das Schwarzmarktgift ist stark ver-unreinigt, das heißt schmutzig und birgt erstens ein Risiko auch für Todesfälle in sich, weil viele Leute nicht wissen, was sie sich spritzen, weil sie nicht wissen, wie groß die Dosis sein darf. Das heißt, auch das wäre ein Gedankengang, den man durchaus mitgehen kann. Zweitens würde alles wegfallen, was mit Beschaffungskriminalität, mit Beschaffungsstress, mit Verelendung, mit Krankheiten und so weiter zu tun hat. Das heißt, die Überlegung ist ja nicht so übel. Das Problem besteht da-rin, dass man nicht weiß, wie man es tun soll.

Jetzt gab es einen Versuch in Liverpool, von dem ich auch der Meinung bin, man sollte ihn sich genau anschauen. Da ging es darum, Heroin auf Krankenschein zu verschreiben, sehr wohl in Begleitung mit sozialarbeiterischen Maßnahmen und so weiter. Durch die Verschreibung dieses sauberen Heroins ist nicht nur der Schwarzmarkt in der Gegend sehr ausgetrocknet worden, was auch die Polizei dazu veranlasst hat zu sagen, das ist eine Supergeschichte – die waren dort sehr zufrieden damit –, sondern auch den Kranken ist es dann besser gegangen. Das ist nur so ein Beispiel, das man sich auch ernsthaft anschauen sollte, wenn man sich solche Dinge überlegt. 

Wenn Sie sich – und da bitte ich jetzt ernsthaft darum – den Konsumraum vorstellen, der ja bei dieser Reise nach Berlin doch einigen gefallen hat und wo einige – Sie haben es ja selbst berichtet – gesagt haben, na ja, vielleicht ist das überlegenswert, und wenn man sich da jetzt dazu denkt, dass die Menschen, die den Konsumraum benutzen, das Heroin nicht am Schwarzmarkt besorgen und daher dort auch keine Dealer herumstehen, wie sonst vor einem Konsumraum, sondern die sehr wohl das Heroin mitbringen, aber eines, das sie von ei-nem Arzt verschrieben bekommen haben, und wenn man weiß, dass sie in Behandlung sind, dann finde ich doch, dass gerade ein Abgeordneter wie Sie, der dazu in der Lage ist, erstens die Dinge zu Ende zu denken und zweitens nicht unbedingt immer auf der polemischen Linie daherzukommen, sich dem annähern könnte. (Abg Günther Barnet: Ich habe ja gesagt, dass ich da noch zu keinem endgültigen Urteil gekommen bin!) 

Das kann man sich überlegen, und ich fordere Sie mit meiner Wortmeldung einfach nur auf, sich das tatsächlich zu überlegen und nicht einfach vom Tisch zu wischen. – Das war es auch schon.

Das einzige, was ich sonst noch sagen möchte: Bei dem großen Präventionskongress, der unlängst in Wien stattgefunden hat – ich weiß nicht, ob jemand von Ihnen dort war –, habe ich jedenfalls weder einen Abgeordneten der ÖVP noch des BZW noch der FPÖ gesehen. Also für Prävention haben Sie sich nicht so besonders interessiert. Der Einzige, den ich getroffen habe, war der Abg Wutzlhofer. Das heißt, es waren nur Abgeordnete der SPÖ und von den Grünen dort, die sich tatsächlich für Prävention interessiert haben und sich damit auch auseinander gesetzt haben. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Besprechung des Dringlichen Antrages ist somit beendet. 

Diesen Antrag weise ich zur weiteren Behandlung dem Herrn Landeshauptmann zu. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir kehren jetzt zurück zur Postnummer 9, wo Frau Abg Cordon die letzte Rednerin war, und daher Herr Abg Walter Strobl am Wort wäre. (Abg Walter Strobl: Wieso wäre?) Da ist er! Ich erteile ihm das Wort.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Der Wiener Wurstelprater, den es ja bereits seit 1766 gibt, ist eine der ältesten Freizeitattraktionen. Heute wür-de man das als Themenpark bezeichnen. Es ist nur in-teressant, der Begriff Disneyland stammt bekanntlich aus dem Jahr 1955. Es geht nun darum, dass die Attraktionen dieses Freizeitparks zweifelsohne modernisiert gehören, wobei wir gerne Wert darauf legen, dass Tradition und das typisch Wienerische erhalten bleiben müssen – dies nun auch als politisches Ziel gesehen –, dass es aber Anschluss finden muss an die Zukunft, an die moderne Zeit. 

Der Weg dorthin ist in den letzten eineinhalb, zwei Jahren nicht unbedingt immer sehr geradlinig verlaufen bei diesen Reformabsichten, und es ist daher ganz sicher auch unsere Aufgabe, weiterhin mit kritischem Auge zu beobachten, wie sich der Prater entwicklungsmäßig nun tatsächlich darstellen wird. 

Das, was wir aber jetzt schon erreicht haben mit der Zusammenlegung der beiden Gesellschaften, Stadt Wien Marketing Gesellschaft und Wiener Prater GesmbH, nämlich die Verpflichtung zu einer regelmäßigen Berichterstattung im zuständigen Gemeinderatsausschuss, das ist schon ein wichtiger Schritt auch in Richtung demokratiepolitischer Diskussionskultur zu diesem Thema, das ja die Medien sonst immer sehr bewegt.

Heute geht es um die Ausweitung des Pratergebietes, und wir werden uns da in einem gemeinsamen Beschluss- und Resolutionsantrag – ich werde ihn dann kurz darstellen – bemühen, jene Ängste, Sorgen und Unsicherheiten und auch wesentliche offenen Fragen, die es da im Erweiterungsbereich gibt, auszuräumen und klarzustellen.

Ich darf kurz erwähnen, was in diesem Antrag enthalten ist. Es geht darum, dass der zuständige Stadtrat oder die zuständige Stadträtin regelmäßig über die Umsetzung berichten werden und dass es eine internationale Ausschreibung geben wird, dass es eine Jury geben wird. Dieser Jury werden auch Vertreter der hier im Gemeinderat beziehungsweise im Landtag vertretenen Parteien angehören, und es wird keine weitere Konkurrenz zum bestehenden Wiener Volksprater geben. Damit haben wir sichergestellt, dass viele Fragen, die zuletzt noch vor allem auch die verschiedenen Praterunternehmen bewegt haben, ausgeräumt werden konnten. 

Nachdem der Antrag allen Fraktionen zugegangen ist, darf ich mich auf diese Darstellung beschränken und darf Sie ersuchen, diesem Beschluss- und Resolutionsantrag Ihre Zustimmung zu geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In Wirklichkeit geht es in diesem Akt um das Glücksspiel, das genauso süchtig macht wie Drogen, genauso süchtig macht wie Alkohol, das Abhängigkeiten schafft, Verelendung und persönliche Schicksale hinterlässt. Wir reden vom Glücksspiel – in dem Fall vom Automatenglücksspiel im Großen und Ganzen – nur deswegen nicht so oft in der Öffentlichkeit, weil der Staat gut verdient, die Gemeinde gut verdient, das Land gut verdient. Das wird mir bewusst, wenn ich mir die Masse der Wettbüros in Wien anschaue, wenn ich mir den Prater anschaue und verschiedene große Casinos und Spielhallen. Deswegen, meine Damen und Herren, reden wir nicht darüber, und daher ist das heute einmal ein guter Anlassfall, auch über das Glücksspiel zu reden. 

Das Schmuddlige der Glücksspielhallen im Prater oder sonst wo ist in den letzten Jahren ein bisschen ver-schwunden. Das hat man ganz geschickt gemacht. Es sind Hallen errichtet worden, Paläste errichtet worden, kleine Casinos errichtet worden. Diese Hallen erwecken den Anschein von Seriosität. Diese Imageverbesserung hat ein Unternehmen geschafft – wirtschaftlich durchaus meine Gratulation dazu –, das Unternehmen Novomatic hat es geschafft, hier in diese Lücke hineinzustoßen. Aber es geht noch immer um Glücksspiel, es geht noch immer um Abhängigkeiten, es geht noch immer um Sucht, um Spielsucht. Sehr clever. Ich gratuliere natürlich den Wirtschaftsmanagern dieser Firma, die das Ri-chtige gemacht haben, nämlich das Richtige erkannt ha-ben zum richtigen Zeitpunkt, das Schmuddelimage der Spielhallen, der Glücksspielautomaten zu beseitigen und ihnen ein neues Image zu verpassen. Das ist durchaus ein Erfolg, und es ist zu gratulieren. 

Wenn man davon absieht, dass die Glücksspielbranche trotzdem noch immer nicht den besten Ruf hat – es gibt dort genug Strizzis, Glücksritter und sonstige Gestalten –, dann kann man den Managern und Geschäftsführern nur gratulieren zu diesem herrlichen wirtschaftlichen Erfolg der Firma Novomatic. 

Das Glücksspiel ist auch eine der ganz wenigen Branchen, die es geschafft haben, in den Zeitungen und den Medien auf mehr als einer Seite vorzukommen. Die Branche kommt vor im Wirtschaftsteil. Dort stehen die Macher, die Manager, die Leute, die Geld machen. In Or-dnung, freut mich für sie. Dann gibt es den Chronikteil. Dort steht auch was übers Glücksspiel, dort wird von tragischen Schicksalen, gescheiterten Spielerehen, Kindern und Sonstigem berichtet. Und dann gibt es noch die Gerichtsseite. Dort stehen die Konkursler, Gauner und Glücksritter. 

Die Branche des Glücksspiels hat es geschafft, in den Medien gleich dreimal vorzukommen. In Zukunft wird sie noch auf einer vierten Seite vorkommen, nämlich auf der Politikseite. Und das hat einen Namen. Denn einer der cleveren Geschäftsführer, der durchaus akzeptiert wird im Wirtschaftsleben, der das durchaus gut gemacht hat, überhaupt keine Frage, der das seriös gemacht hat, wird in Zukunft auch auf den politischen Seiten stehen oder steht schon auf den politischen Seiten, nämlich der ÖVP-Obmann Dr Hahn. Der war dort bekanntlich einer der größten Macher. 

Es spricht ihm niemand den Erfolg im wirtschaftlichen Bereich ab, die Frage darf aber gestellt werden, ob es auch moralisch vertretbar ist, wenn man in einer solchen Branche so einen Erfolg hat und dann gleichzeitig in die Politik, in eine leitende Position geht. (Abg Walter Strobl: Er ist beurlaubt!) Ob er nun beurlaubt ist oder freigestellt ist oder selbst gekündigt hat oder was auch immer, das tut ja nichts zur Sache, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Frage muss aber erlaubt sein: Wie ist er heute noch der Branche verbunden? Wie ist er in der Branche noch drinnen? Die Frage muss erlaubt sein, vor allem deswegen, Herr Dr Hahn, denn bis vor kurzem ist, wenn man Sie angemailt hat – wir alle können das nachvollziehen, wenn man die Akten ausschickt an die einzelnen Abgeordneten –, bei Ihnen als Einzigem im Klub als E-Mail-Adresse angegeben worden: Hahn, Novomatic. Bei allen anderen Abgeordneten stand FPÖ, SPÖ und so weiter.

Also jetzt frage ich mich ernsthaft: Sind Sie noch immer dort dabei? Agieren Sie noch immer in der Glückspielsbranche – wir reden von Sucht, Abhängigkeiten, Elend –, oder sind Sie dort nicht mehr? Diese Frage muss gestattet sein, wenn Sie als E-Mail-Adresse im Klub noch immer Novomatic haben. Was wirtschaftlich nichts Schlechtes ist. Das habe ich ja schon gesagt. 

Warum ich das erzähle, meine Damen und Herren? Das erzähl ich deswegen, weil vor kurzem im Prater ein Admiral-Glücksspieltempel eröffnet worden ist. Jetzt wer-den Sie fragen: Wieso? Was hat Admiral mit der Novomatic eigentlich so zu tun? Na sehr viel! Und in diesem Zusammenhang – die Frau Vizebürgermeisterin ist leider nicht hier – sei mir schon gestattet, der Frau Vizebürgermeister eigentlich ein bisschen meine Enttäuschung auszudrücken. Sie ist doch immer in den Zeitungen, sie eröffnet immer so Festln, sehr gut übrigens. Im "U-Bahn-Express" oder in "Wien heute" heißt es, sie hat 50 000 Gratisbücher für Wiener Kids verschenkt mit dem Titel "Der Schatz des lieben Augustin". Ich kenne sie auch persönlich von vielen Veranstaltungen, Berufsschule Längenfeldgasse etwa, und Sie ist durchaus eine engagierte Politikerin, die auch für Jugend und für Sport sehr viel übrig hat. 

Daher, Frau Vizebürgermeisterin – vielleicht hören Sie mich irgendwo –, verstehe ich überhaupt nicht, wieso sie als auch für den Sport und für die Jugend Zuständige unbedingt in den Seitenblicken oder in den Gesellschaftsspalten der Zeitungen sein mussten. Als Admiral eröffnet hat, da haben Sie alle umarmt, die Geschäftsführer dort, und haben gesagt, wie schön das ist. Das tut man nicht, Frau Stadträtin! Noch dazu in Ihrer Funktion! Da haben Sie es nicht notwendig, in einer Spielhalle auf-zutreten und sich fotografieren zu lassen. Das ist Antiwerbung, glauben Sie mir das! Ich versteh nicht, warum Sie das gemacht haben.

Oder vielleicht gibt es da schon irgendwelche Zusammenhänge zwischen der Admiral und Teilen der SPÖ. Ich habe jetzt gehört, dass Abg Strobl zurückgetreten ist vom Aufsichtsrat. Die SPÖ wird schon gewusst haben, warum sie das so schnell gemacht hat. Ich habe nämlich den letzten Ausdruck vom Firmenbuch, der ist ungefähr 14 Tage, drei Wochen alt. Da steht er noch im-mer in einer Liste mit all den geschätzten ehemaligen Z-lern und Bank-Austria-Chefs, mit Lugmayr zum Beispiel, Herrn Jell oder anderen. (Abg Christian Oxonitsch: Das war ja bekannt! Das ist ja kein Geheimnis!) Das ist an sich nichts Ehrenrühriges. Das zeigt, dass die Leute sehr wirtschaftlich denken und in die Aufsichtsräte gehen. 

Aber es ist doch ein bisschen eigenartig, dass es Herr Strobl bis jetzt nicht der Mühe wert gefunden hat, uns zu informieren, obwohl ich ihn schon dreimal darauf aufmerksam gemacht habe, dass er bei Admiral im Aufsichtsrat sitzt. Jetzt ist er weg. Ich nehme das zur Kenntnis vom Kollegen Schuster, ich glaube durchaus, dass er das gemacht hat. Er wird schon seinen Grund gehabt ha-ben, warum er es gemacht hat. Trotzdem war er ja immer dabei.

Und Admiral hat doch – das haben wir heute schon gehört von einer Vorrednerin und das wissen wir auch alle – diesen herrlichen Vertrag bekommen im Prater mit 40 Jahren; die anderen haben 2 Jahre oder 10 Jahre be-kommen. Und von der Miete und so weiter möchte ich ja gar nicht reden.

Meine Damen und Herren! Ich habe einen Lokalaugenschein gemacht. Ich bin kein Spieler, bin weder süchtig noch sonst was, sondern bin mit meiner Frau und Freunden ins Admiral in den Prater gegangen. Das war vor drei Wochen, an einem Samstag, und zwar sind wir zum Abendessen hingegangen, denn ich habe gelesen, man kann dort gut essen, was auch stimmt. Kann ich nur empfehlen, das Restaurant ist ausgezeichnet. Und dann habe ich mir das angeschaut. Das ist wunderbar, das könnte in Las Vegas stehen. Es ist herrlich gebaut, es ist – ich komme wieder darauf zurück – nicht schmuddelig, das hat ein Image. Traumhaft! Ich habe mich dort sehr wohl gefühlt, es war klimatisiert. Nur leider, das Geschäft ist schlecht gegangen. Ich habe da hinuntergeschaut auf die Automaten und habe mir gedacht, das Geschäft ist schlecht. Wenn am Samstag um 22 Uhr bei diesen hunderten Spielautomaten, die dort stehen, jeder zweite Platz noch immer frei ist, stimmt irgendwas mit dieser Firma nicht. Da habe ich mir gedacht, da wird doch irgendwann eine Unterstützung fällig werden. Das gibt es doch nicht, auch wenn sie wenig Miete zahlen, müssen sie ja trotzdem ein Geschäft machen. Offensichtlich geht es der Admiral wirklich schlecht. 

Ich weiß nicht, ob Sie die Wirtschaftsseiten lesen. Jetzt kommen wir wieder zurück auf die Wirtschaftsseiten, dort liest man ja auch etwas über das Glücksspiel. Auf der Wirtschaftsseite ist gestanden, dass die Firma Admiral seit vier Jahren keine Gewinne macht, obwohl sie hunderte Millionen Umsatz macht, was erstaunlich ist. Sie zahlt keine Dividende, obwohl sie immer im Herbst eines Geschäftsjahres sagt, nächstes Jahr zahlen wir irrsinnige Dividenden. Die Aktionäre freuen sich alle. Aber leider kommt nichts.

Jetzt hat endlich ein Minderheitenaktionär, ein Jurist, ein Anwalt, die 10‑Prozent-Hürde überschritten als Teilhaber der Admiral und hat mit vollem Recht eine Sonderprüfung beantragt, denn es kann nicht sein, dass eine Firma wie Admiral, die angeblich so gut dasteht, vier Jahre an ihre Teilhaber keinen einzige Euro Dividende auszahlt. Und jetzt stellt sich die Frage: Wo ist denn das Geld geblieben? Ja, da gibt leider einen Vertrag – und jetzt komme ich wieder zur Novomatic –, da gibt es nämlich einen Vertrag zwischen der Admiral und der Novomatic. Clever! Da hat wieder jemand anderer die Finger im Spiel gehabt, nämlich ein wirklich guter Manager der Firma Novomatic. Da gibt es nämlich einen Vertrag, dass die Admiral von den Einnahmen und Gewinnen, und zwar aller Admiral-Casinos – auch der zukünftigen übrigens in Hütteldorf beim Park and Ride-Platz und übrigens auch wahrscheinlich beim Prater-Stadion; wie man hört, kriegen die dort auch ungefähr 800 m², brauchen wir ja, die müssen wir stützen –, nur das Geld von den Wetten bekommt, Gastronomie und Automatengeschäft gehört alles der Novomatic. Also so ein Vertrag ist ja un-glaublich, ist aber logisch, wenn man die Verbandelung betrachtet. 

Meine Damen und Herren! Hier gibt es offensichtlich wirklich eine Lex Admiral und indirekt eine Lex Novomatic mit diesem ganzen Gesetz, das wir hier beschließen. Alles andere ist ja nur Beiwerk.

Es ist doch lächerlich, wenn die Sozialisten und die ÖVP – die übrigens jetzt plötzlich zustimmt, im Ausschuss hat sie dagegen gestimmt, aus welchen Gründen auch immer – zustimmen, dass dort zum Beispiel drinnen steht: Eine Abänderung der Sperrzeiten im Bezug auf den Betrieb von Spielapparaten gilt nicht nur für die im Initiativantrag benannten Volksbelustigungssorte – also Prater, Laaerberg –, sondern auch für Unternehmen außerhalb dieser Bereiche – jetzt kommt's – von betrieblicher und wirtschaftlicher Bedeutung. Und die Sperrzeit wird erhöht.

Wenn ich das lese, frage ich mich, wie geht ihr um mit allen anderen Geschäftsleuten bezüglich Öffnungszeiten? Wo ist die Gewerkschaft, wo ist Kollege Hundstorfer. Die müssen da jetzt arbeiten bis 4 Uhr in der Früh. Sonst regt er sich auf, wenn in der Stadt einer länger als 10 Minuten über 18 Uhr arbeitet. Und wenn ich jetzt nur überdenke, dass 88 Prozent aller Wettbüros in Wien mit Novomatic-Glücksspielautomaten ausgestattet sind, dann können Sie sich vorstellen, was diese Öffnungszeitenerweiterung in Wirklichkeit an Gewinn für die Wettbüros bringt, teilweise für Admiral beziehungsweise indirekt für die Novomatic. 

Frau Abg Novak hat gestern im "Standard" gesagt, man soll sich nicht so aufregen über das, denn die Spielhallen werden ohnehin weiter reduziert. Na eh klar! Die kleinen Spielhallen werden reduzieren, damit man dann am Schluss nur mehr die herrlichen Paläste hat, in die man die Leute hineintreibt.

Meine Damen und Herren! In Wirklichkeit ist hier Eintracht zwischen ÖVP und SPÖ gegeben. Zwischen Novomatic und Admiral gibt es ganz eindeutige Verbindungen. Man hat das kaschiert, damit beide was davon ha-ben, und die Doppelzüngigkeit der Österreichischen Volkspartei ist ja wirklich unglaublich. Herr Ferry Maier und Herr Hahn haben da ein neues Steuerkonzept für Wien entworfen. Da haben sie unter anderem gefordert, die Luftsteuer soll fallen – ist alles in Ordnung –, aber sie haben auch gefordert, die Vergnügungssteuer zumindest beim Glücksspiel einzuschränken. Genau das haben sie erreicht. Jetzt weiß ich auch, warum sie zugestimmt ha-ben. Sie haben das deswegen erreicht, weil die Valorisierung auf 1 500 EUR pro Automat ist ja lächerlich. Wenn ich nämlich um drei Stunden länger offen habe – Herr Schuster lächelt, weil er es wahrscheinlich nicht versteht (Abg Godwin Schuster: Eh nicht! Das ist auch nicht zu verstehen!), oder er versteht es sehr gut –, wenn ich nämlich um drei Stunden länger offen habe, meine Damen und Herren, und trotzdem nur 1 400 EUR pro Automat zahle, nehme ich ja wesentlich mehr ein, daher habe ich wesentlich mehr Gewinn, und in Wirklichkeit zahle ich weniger Steuer. (Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.)

Das ist also wirklich doppelbödig. Und die SPÖ, der auch noch ins Stammbuch geschrieben, die kommt mit dem Hütchenspiel. Also das ist ja überhaupt das Beste.

Die SPÖ sagt, Kriegsspiele für Erwachsene sollen verboten werden, da bin ich mit Ihnen eins, das wollen Sie kaschieren, worum es wirklich geht, und dann schreiben Sie hinein: 

„Das richtige Hütchen zu erraten, dazu hat der Spielteilnehmer nahezu keine Chance, und dieses die Spielleidenschaft erweckende und fördernde Spiel" – das Hütchenspiel – „ist in rechtlicher Hinsicht bedenklich und aus sozialen Gründen abzulehnen."

Meine Damen und Herren! Ist das Glücksspiel nicht aus sozialen Gründen abzulehnen? Das Hütchenspiel ist abzulehnen? Da kann der Spieler wenigstens noch erraten, da kann er manuell tätig sein, da kann er nachdenken, da kann er schauen. Beim Automaten kann er das überhaupt nicht, und der ist genauso programmiert. Sie wissen ganz genau, dass er nur einen ganz gewissen Prozentsatz ausspielen kann. Also kommen Sie nicht da-her bei der Begründung mit Hütchenspiel, Kriegsspiele für Erwachsene, und auf der anderen Seite mit der Valorisierung. 

Meine Damen und Herren! Das ist unglaublich, wie Sie sich hier gefunden haben mit dem Deckmäntelchen des Praters. Und ich kann Ihnen nur eines sagen: Wir werden das ablehnen, und schämen Sie sich! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Schuster. Ich erteile es ihm.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Ich habe mir jetzt beim Zuhören gedacht: Was wäre, wenn nicht eine Wahl vor der Tür stehen würde. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Das wäre erfreulich!) Wie würde man vielleicht an dieses Thema herangehen? Dieses Thema wird ja nicht zum ersten Mal diskutiert, und ich versuche wirklich fernab jeder Emotion, es jetzt auszudiskutieren und zumindest meine Gedanken mit einzubringen.

Also ich kann hier ehrlichen Gewissens sagen: Ich bin sicher kein Spieler. Ich kann hier sehr ehrlich auch sagen: Ich habe mir das Casino angeschaut in Monte Carlo, ich habe es mir angeschaut in Budapest, ich habe in Monte Carlo auch 100 ATS verspielt damals, es ist schon viele Jahre her. Ich habe mir angeschaut in Melbourne in Australien das große Casino und ich habe mir das Casino von Casinos Austria angeschaut in Guernsey, und damit hat es sich. Das habe ich mir angeschaut, weil es mich interessiert hat, und zwar auch deshalb, weil ich mich mit dem Thema einfach durch einen anderen Zugang beschäftigt habe. 

Wie Sie wissen, ist das Veranstaltungsstättengesetz eine Materie, die wir ja schon mehrmals hier in diesem Landtag diskutiert haben, schon mehrmals verändert ha-ben, damals vorgetragen von der damaligen Abg Winklbauer, und zwar deshalb, weil wir beide und viele meiner Freunde in der Partei vielleicht einen anderen Zu-gang haben zu diesem Thema. 

Kollege Schock hat darauf hingewiesen, und das unterscheidet ihn auch vom Kollegen Madejski, dass da so viele kleine Lokale mit einem Eingang, mit zwei Automaten und einem WC dabei sind.

Wir hatten damals versucht, wirklich aus tiefster Überzeugung in einer Novelle genau zu sagen: Gehen wir doch weg von diesem Thema – damals waren die Videotheken mit Spielautomaten versehen, weil Videotheken die ganze Nacht offen haben durften –, versuchen wir, hier kleinere Bereiche zu machen, nur haben wir nicht mit der Findigkeit der Leute gerechnet. Ich sage das in aller Ehrlichkeit. Wir haben damit nicht gerechnet, dass auf einmal aus diesem großen Raum mehrere kleine Räume mit vielen Zugängen gemacht wurden.

Wir haben uns damals sehr, sehr engagiert und heute noch immer, dass der Jugendschutz in diesen Räumen höchste Priorität haben muss. Und wir haben uns damals sehr, sehr engagiert, dass Kinder geschützt wer-den sollen, aber nicht nur Kinder, vor dem Kriegsspiel, nämlich diesen doch sehr brutalen Darstellungen auf manchen dieser Automaten, dass hier sexistische Darstellungen untersagt sein müssen und vieles andere mehr.

Das heißt, wir sind zugegangen auf dieses Thema, und ich sage das sehr bewusst jetzt so am Beginn, wo der Schutz der Jugend vor diesem höchste Priorität hat, vor all diesen Auswüchsen, weil wir auch sehen, was am Ende der Spirale dann herauskommt. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Mit dem Erfolg, dass es jetzt mehr Glücksspiele gibt!) 

Und deswegen, sage ich, bin ich gerne bereit, heute auch zu diesem Thema zu sprechen und genau diese Änderungen in der Vorgabe auch mit einzubringen. Die Frau Cordon hat ja auch darauf hingewiesen, und die Frau Cordon ist wahrscheinlich viel enger verbunden mit dem Prater als viele von uns, sie sieht das aus einer an-deren Sicht. Ich gehe auf die Situation zu und sage: Ja, wir sollen hier eine Entwicklung im Prater, die notwendig ist auch für eine große Stadt, nicht behindern. Wir sollen allerdings Strukturen schaffen, und die werden heute auch geschaffen mit diesem Gesetz, die ganz einfach ei-ne Kontrollierbarkeit für uns auch ermöglichen im Sinne dessen, was ich am Anfang gesagt habe.

Bevor ich zu dem Abänderungsantrag spreche, ein Wort noch zu dem Antrag der ÖVP. Es gab immer wieder die Kontakte, die Gespräche über dieses Thema, sehr bewusst auch immer wieder die Gespräche, nicht mit Mauscheln, sondern in der Sache. Und ich bin sehr, sehr froh auch über den Antrag, den die ÖVP hier eingebracht hat, weil sich in der Diskussion auch die Entwicklung zeigt, die hier dokumentiert wurde, wie sich das auch hier weiter entwickelt.

Daher haben wir einige Punkte hier auch eingebracht. Sie kennen den Inhalt dieses Abänderungsantrages sehr, sehr genau, wo wir genau auf das auch eingegangen sind, was ich am Anfang skizziert habe, nämlich das kleine Glücksspiel, und um das handelt es sich, soll auf den bisherigen Bereich des Volkspraters beschränkt sein. Das haben wir damit dokumentiert und fixiert.

Wir haben miteingebracht ein Überwachungssystem. Wer meine persönliche Ansicht zur Videoüberwachung kennt, weiß, dass hier bei diesem Thema der Videoüberwachung etwas anderes im Vordergrund steht, als wenn ich auf der Verkehrsfläche ständig alles überwachen möchte, nämlich da gibt es natürlich die sicherheitspolizeilichen Gründe, die beachtet werden sollen, aber es gibt im Besonderen für diese Überwachung die Gründe des Jugendschutzes, deswegen auch im Vorschlag dieser längere Zeitraum des Aufbewahrens. Es gibt natürlich auch mit dieser Videoüberwachung die Not-wendigkeit, Straftäter auszuforschen, aber im Besonder-en Manipulationen zu vermeiden. Das war eigentlich mit eine Überlegung in den letzten Jahren, dass hier Gewinnausschüttung zum Beispiel ja relativ leicht manipuliert werden kann.

Ich bin dem "Gio" Hahn persönlich dankbar, dass wir uns bei der Novomatic, und das ist die Weltführerfirma im Bereich der Geräteherstellung, anschauen konnten, wie die technische Struktur dieser Apparate praktisch ausschaut. Wir durften uns auch anschauen, und da bin ich ihm wirklich sehr dankbar gewesen, die Forschungsabteilung bei der Novomatic, wo weiterentwickelt wird, wohin sich das bewegt. 

Und aus dieser Erkenntnis bin ich zutiefst überzeugt, dass diese hier auch im Abänderungsantrag vorgeschlagene Überwachung dieses gesamten Systems mit dazu beiträgt, dass Manipulation weitestgehend hintangehalten werden kann. Deswegen auch dieser Vorschlag in dem Antrag, den ich persönlich sehr, sehr unterstütze.

Über die Konzessionsdauer ist schon gesprochen worden. Sie ist auch in der Begründung im Abänderungsantrag sehr detailliert vorgegeben. 

Ein persönliches Anliegen von uns ist aus einer einfachen Realität entstanden. In Deutschland wurde das Hütchenspiel verboten. Es ist kein Glücksspiel, sondern ein Geschicklichkeitsspiel. Nur, seitdem es dort verboten ist, erleben wir in Wien eine wahre Flut von Menschen, die auf der Straße sitzen und diesem Spielchen nachgehen, diesem Geschicklichkeitsspiel nachgehen. Wir be-merken ganz einfach auch aus Mitteilungen in sehr dichter Art und Weise, wie hier in leichter Art Leuten Geld ab-genommen wird, da geht es am Anfang nicht um große Beträge, aber die steigern sich ganz einfach immer, ganz normalen Menschen abgenommen wird, die auf der Straße gehen, gar nicht die Absicht gehabt haben, irgendwo hinzugehen. In diese Glücksspieleinrichtungen im Prater gehe ich bewusst hinein, irgendwo in der Stadt gehe ich bewusst hinein. Da geht man vorbei, sieht den, es ist spannend, man schaut ein bissel zu, und auf einmal spielt man mit.

Und daher wollen wir dieses Hütchenspiel entsprechend diesem Abänderungsantrag hier in Wien in dieser Form auch verbieten. Und das ist der Grund, warum wir zu der Gesamtthematik diesen Abänderungsantrag einbringen, und ich bitte ganz einfach, diesen auch in entsprechender Form zu unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wort-meldung, daher ist die Verhandlung geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Präsident!

Ich ersuche um die Annahme des vorliegenden Gesetzesentwurfes samt dem eben eingebrachten Abänderungsantrag.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Zuvor habe ich einen Abänderungsantrag.

Mir wurde mitgeteilt, dass vom Abg Barnet für Punkt 7 eine getrennte Abstimmung gewünscht wird. Ich werde auch so vorgehen, nachdem keine anderen Wünsche vorliegen.

Wer also beim Abänderungsantrag dem Punkt 7 zustimmt, den bitte ich jetzt um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind bis auf die GRÜNEN alle Fraktionen und daher so zugestimmt.

Jetzt der restliche Teil des Abänderungsantrages. Wer jetzt zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die ÖVP und die SPÖ und daher die Mehrheit. 

Damit ist der Abänderungsantrag im Gesamten als beschlossen gültig.

Ich bitte jetzt jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, mit dem Inhalt des Abänderungsantrages, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP und SPÖ und da-her die Mehrheit. Damit ist das Gesetz in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Ich habe zwei Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der erste Beschluss- und Resolutionsantrag ist eingebracht von den GRÜNEN betreffend Erweiterung des Volkspraters. Er wurde noch vor 16 Uhr referiert. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜN, FPÖ, BZÖ und ÖVP. Das ist die Minderheit und somit abgelehnt.

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag ist von den Abgeordneten der ÖVP und der SPÖ eingebracht worden betreffend Zukunft des Wiener Volkspraters. Wer für diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ÖVP und SPÖ und somit die Mehrheit. Damit ist dieser Beschlussantrag mehrheitlich beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich jetzt die zweite Lesung vornehmen. – Widerspruch erfolgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zei-chen mit der Hand. – Das sind SPÖ und ÖVP. Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 11 der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 4 der Wiener Stadtverfassung über die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtags gewählt wur-den für das Jahr 2005.

Ich bitte die Berichterstatterin, die Frau Abg Polkorab, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich werde es kurz machen. Die Kontrolle der Bezüge öffentlich-bediensteter Mitglieder des Landtags, die von Mitgliedern des Landtags gewählt wurden, wurde durchgeführt und im Unvereinbarkeitsausschuss einstimmig zur Kenntnis genommen und bestätigt.

Ich ersuche nun den Wiener Landtag, den Bericht 2005 des Unvereinbarkeitsausschusses zur Kenntnis zu nehmen. Ich ersuche um Zustimmung und bitte um Abstimmung.

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine Wortmeldung.

Daher kommen wir direkt zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses an den Landtag für das Jahr 2005 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig, somit zur Kenntnis genommen und beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1 der Tagesordnung. Sie betrifft den 26. Bericht der Volksanwaltschaft 2004 an den Wiener Landtag.

Ich darf Herrn Volksanwalt Dr Peter Kostelka recht herzlich willkommen heißen. (Allgemeiner Beifall.)
Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Dr Pilz zum Wort gemeldet.

Ich erteile es ihr.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Geschätzter Herr Volksanwalt! Geschätzter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Wir sind bei Tagesordnungspunkt 1 angelangt, und es ist schon spät am Abend. Aber es ist trotzdem gar nicht spät, sagt Rudolf Hundstorfer. Aber es muss nun doch Zeit sein, dass wir noch eingehen auf Ihren wirklich sehr ausgezeichneten Bericht, den ich mit Interesse ge-lesen habe, insbesondere jene Bereiche, die das Ge-sundheits- und Sozialwesen betreffen. Ich möchte Ihnen meine uneingeschränkte Gratulation aussprechen. Sie thematisieren Punkte, die uns wichtig sind, Fälle, von denen wir auch hier in Wien das Gefühl haben, sie verdienen eine große Aufmerksamkeit und es ist notwendig, dass hier auf der Ebene der Wiener Stadtverwaltung ge-handelt wird. 

Nachdem wir ja im Ausschuss schon inhaltlich diskutiert haben über Ihren Bericht, möchte ich nur einen ein-zigen Fall hier aus Aktualitätsgründen kurz ansprechen, und das ist jener Fall, der im AKH passiert ist mit dem kleinen Buben, dem Melvin, wo die Versorgung offensichtlich in einem unwürdigen Gezerre zwischen Kasse und Allgemeinem Krankenhaus nicht gesichert war. Ich spreche den Fall deshalb an, weil wir heute in der Aktuellen Stunde ausführlich über das Allgemeine Krankenhaus gesprochen haben und hier der Eindruck entstanden ist, wir wären nicht nur ein Haus der Spitzenmedizin, was wir zweifelsfrei sind, sondern es wäre auch für alle Bürger und Bürgerinnen eine hervorragende Versorgung gesichert. 

Dieser konkrete Fall zeigt, dass dem im Einzelfall offensichtlich nicht so ist, und es ist geradezu ein Treppenwitz, dass im konkreten Fall die Familie in Verzweiflung geriet. Es ging, für die, die den Bericht nicht gelesen haben, um eine lebensbedrohliche Erkrankung, und je-der Tag, der versäumt wurde, hat ein irreversibles Schlechterwerden des kleinen Buben bedeutet. Man kann sich gar nicht vorstellen, was das für eine Mutter und einen Vater bedeutet, ihrem Kind in dieser Situation nicht helfen zu können. Währenddessen wurde verhandelt, ob man jetzt wohl im AKH bereit sein würde, das Kind unbeschadet der noch offenen Finanzierungsfrage mit der Kasse zu behandeln. Man musste nach Niederösterreich, nach Mödling, ausweichen, um dort das Kind zu behandeln. 

Ich denke, und das war auch im Ausschuss klar, so was darf nicht passieren in einem Flaggschiff der Gesundheitsversorgung. Im AKH muss klar sein, dass wir unsere Finanzierungsfragen nicht auf Kosten der Schwä-chsten, der kleinen Kinder austragen können. 

Sie haben auch einen ganz wichtigen Punkt angesprochen, der uns beschäftigen wird und beschäftigt rund um den Fonds Soziales Wien. Es geht hier um die formlose Ablehnung eines Sozialhilfeantrages. Wir werden und müssen das thematisieren, wie die Gemeinde Wien hier vorgeht, ob es tatsächlich Recht ist und vertretbar ist, dass dort, wo Bescheide auszustellen sind, mittlerweile mit Bewilligungen und formlosen Schriftstücken gearbeitet wird. Seitens der GRÜNEN lehnen wir eine derartige Vorgangsweise als Aushöhlung der Rechtsinstrumente entschieden ab, und wir freuen uns, in Ihnen da auch einen Partner in der Vertretung der Rechte von Förderwerbern und von Anspruchsberechtigten gefunden zu haben. 

Herr Volksanwalt, ich möchte nicht weiter auf Ihren Bericht eingehen, sondern ich will Sie einfach bitten um Ihre Unterstützung bei der Etablierung von Ombuds- und Rechtsvertretungsinstrumenten in der Stadt Wien. Sie haben sicher mitverfolgt, dass wir rund um die Aufgabe des Herrn Pflegeombudsmanns Dr Vogt hier eine angeregte Debatte führen im Landtag und im Gemeinderat und in den Ausschüssen und in der Geriatriekommission, nämlich betreffend die rechtliche Verankerung des Herrn Dr Vogt, und zwar nicht einfach deshalb, weil ihm das so gefallen würde, sondern die Debatte ist zu führen: Hat eine Ombudsstelle ein wirksames Instrumentarium in der Hand, wenn sie keine Rechtsgrundlage hat? 

Frau StRin Brauner meint immer, man muss nicht alles bürokratisch überfrachten, und der Umstand, dass Dr Vogt ohnehin in der Heimkommission des Patientenanwaltes mitgeht, würde ihm ausreichend Grundlagen ge-ben. Wir sehen das nicht so. Wir sehen es deshalb nicht als ausreichend, weil wir den Bericht der Pflegeheimkommission, den Herr Dr Dohr, der Patientenanwalt, nach sehr, sehr langer Zeit und sehr verspätet vorgelegt hat, verglichen haben. In diesem Dokument ist den brennenden Fragen, den Problemstellungen im Pflegeheimbereich unserer Meinung nach nicht ausreichend Antwort gegeben. Es ist eher eine durchaus zu unterschreibende fachliche Abhandlung über Standards, die grundsätzlich zu erfüllen wären, und in manchen Passagen hat man nachgerade den Eindruck, es ist ein Brief an das Christkind. 

Wenn man das vergleicht mit dem Tätigkeitsbericht des Herrn Dr Vogt, der gar nicht offiziell, sondern weil er halt keine Rechtsgrundlage hat, mehr tröpfchenweise an die Öffentlichkeit gekommen ist, wenn man das mit diesem Tätigkeitsbericht vergleicht, der gegenüber dem Fonds Soziales Wien vorgelegt wurde, sieht man, dass Herr Dr Vogt sich mit Engagement und Einsatz um die Missstände in den öffentlichen und den privaten Pflegeheimen annimmt, und er spricht von Pflegenotstand im privaten und im öffentlichen Bereich, insbesondere was die Ausstattung mit Pflegekräften betrifft. Er stellt auch die Fälle dar, wo es eine Verbesserung gegeben hat, wo auch wirksam gehandelt wurde auf Grund seiner Intervention. Er stellt auch dar, wo schon viel verbessert wur-de, aber er sagt, es gibt in Bereichen der privaten und der öffentlichen Pflegeeinrichtungen Fälle von gefähr-licher Pflege, und es ist sein ureigenstes Interesse, das zu thematisieren und vor allem, das abzustellen. 

Wir haben die Frage seiner gesetzlichen Verankerung in der Geriatriekommission besprochen. Er hat sel-ber ausdrücklich und ausführlich darauf hingewiesen, dass er, und zwar nicht als Person, sondern für seine Einrichtung diese Rechtsgrundlage möchte. Herr Volksanwalt, wir würden Sie einfach bitten, uns in diesem Be-mühen zu unterstützen, weil Sie ja selber auf Basis rechtlicher Voraussetzungen arbeiten und Sie sich natürlich auch nicht um alle Fälle im Pflegebereich im einzelnen annehmen können. Umso mehr muss es Ihnen ein Interesse sein, dass es auf der Ebene der Gemeinde Wien ein vernünftiges Instrument gibt. 

Dr Vogt hat ein Papier ausgeteilt in der Geriatriekommission bezüglich seiner gesetzlichen Verankerung, und er hat die Gründe genannt, die einer wirksamen und noch wirksameren Arbeit entgegenstehen durch das Fehlen dieser Rechtsgrundlage. So sagt er zum Beispiel, dass er Einsicht in Pflegedokumentation nur nehmen kann, wenn er die Einwilligung der Bewohner und Bewohnerinnen hat. Da könnte man jetzt einfach sagen, na gut, die unterschreiben halt, dann kann das so sein. Dr Vogt weist darauf hin, dass es sehr schwer ist, so einen Heimbewohner, eine -bewohnerin sozusagen dazu zu bringen, diesen Akt des Misstrauens gegenüber der In-stitution, in der er ja auf durchaus totalitäre Weise aufgehoben ist, nicht zu setzen und dass es für viele Angehörige oder auch Pflegebedürftige schwer ist, diese Einwilligung zu geben. Und im Falle, dass jemand bereits ver-storben ist, muss er, und das ist noch eine Schwierigkeit, die Ermächtigung der Rechtsnachfolger einholen. Fall-stricke sonder Zahl. 

Ohne diese Ermächtigung hat, das muss man auch sagen, Herr Volksanwalt, der Pflegeombudsmann kein Recht, keine Möglichkeit, in die Pflegedokumentation der Menschen Einsicht zu nehmen, das wäre krasser Rechtsbruch, und das tut er auch nicht. So muss er sich also darauf beschränken, aus den sozusagen allgemein erhältlichen Informationen seine Schlussfolgerungen zu ziehen. Und er sagt: Zusammenfassend lässt sich zur Bedeutung der rechtlichen Verankerung der Wiener Pflegeombudsstelle sagen, dass eine solche zweifellos die Interventionsbearbeitung steigern könnte. Es sind viele mühselige Recherchearbeiten, die Zeit kosten, Energie kosten, Kraft kosten. Er ist auf die freiwillige Kooperationsbereitschaft der Pflegeeinrichtungen angewiesen, und er sagt ganz offen, die Akzeptanz der Existenz und Tätigkeit unserer Stelle muss bei jeder Intervention aufs Neue erarbeitet werden. Klingt ein bisschen nach Sisyphus, der seinen Stein hinaufrollt, und kaum ist er oben, ist er schon wieder unten und macht sich ächzend wieder auf den Weg. 

Was besonders ärgerlich ist und was ich besonders unakzeptabel finde, ist, dass er sagt, in jenen Fällen, wo behördliche oder rechtliche Maßnahmen erforderlich sind, werden die entsprechenden Institutionen eingeschaltet beziehungsweise von der Pflegeombudsstelle informiert. Also er selber informiert und schaltet ein, aber die Ergebnisse von behördlichen Begehungen in Pflegeheimen werden der Wiener Pflegeombudsstelle gar nicht, eventuell den Heimen erteilte Auflagen werden seit dem letzten Halbjahr 2004 nur mehr informell, auf konkrete Anfrage ausschließlich telefonisch mitgeteilt. Eine solche Vorgangsweise führt konsequenterweise zu vermeidbaren Parallelitäten, erschwert und verlängert die Interventionsarbeit der Ombudsstelle und verärgert, ver-ständlicherweise, Heimträger und das Personal. 

Das müssen Sie sich nun konkret vorstellen. Da macht die Pflegeombudsstelle aufmerksam, dass die Be-hörde handeln muss. Die Behörde handelt Gott sei Dank, aber die Wiener Pflegeombudsstelle erfährt genau gar nichts. Es ist eine Blackbox, die müssen hinterher telefonieren. Dann sagt man es ihnen am Telefon. Das ist dann natürlich auch schwer für die Ombudsstelle, das auszuwerten. Es ist auch sozusagen eine Irrtumsmöglichkeit enthalten, und die Wiener Lust an Parallelaktionen ist offensichtlich hier institutionalisiert. 

Warum ich, Herr Dr Kostelka, Ihnen das alles erzähle, hat den Grund, weil ich davon ausgehe, dass Sie Ihren eigenen Bericht sehr gut kennen und dass Sie da-ran interessiert sind, dass sich in Wien konkret die Rechte und die Beschwerdemöglichkeiten und die Interventionsmöglichkeiten zugunsten von Pflegebedürftigen ändern. Ich würde Sie sehr, sehr bitten, Ihren Einfluss auch hier geltend zu machen, zumal der Herr Dr Vogt nichts Unbilliges möchte. 

Herr Bgm Dr Häupl hat am 13.5.2004 auf eine Frage der GRÜNEN, also meiner Person, in der gemeinderätlichen Untersuchungskommission gesagt, dass es nicht möglich ist, Herrn Dr Vogt auf Bundesebene zu installieren, da war das Heimaufenthaltsgesetz gemeint, das tatsächlich eine andere Aufgabe hat, aber, und das ist jetzt Faktum, Herr Dr Vogt ist nicht auf Bundesebene installiert und er möchte ja in Wien wirken. Dann, für die-sen Fall, würde er, der Herr Bürgermeister, ihn in Wien rechtlich verankern. Das kann man im Protokoll nachlesen, darüber gibt es überhaupt keinen Zweifel. Ich denke, wir sollten alle miteinander den Herrn Bürgermeister an diese Zusage erinnern. 

Herr Dr Vogt tut es selbst. Er schreibt in seiner Zusammenfassung der gesetzlichen Verankerung genau den Hinweis, dass der Bürgermeister das zugesagt hat. Denn die Heimkommission, die beim Patientenanwalt verankert ist, ersetzt das in keinem Fall. Dort kann Herr Dr Vogt mitgehen. Das ist aber sozusagen nicht ident mit seiner Interventionsarbeit. Seine Mitarbeiter können schon gar nicht Zugang haben. Und es geht ausschließlich um Beschwerden im stationären und nicht im ambulanten Bereich, also das greift nicht. 

Die Überlegungen, die es in Wien gegeben hat, warum das alles nicht geht, haben zum Beispiel auch dazu geführt, dass man gesagt hat: Ja, aber der Patientenanwalt hat seine Rechte, und es geht rechtlich nicht, dass man die irgendwie beschneidet. 

Darüber haben wir in der Geriatriekommission gesprochen. Herr Patientenanwalt Dr Dohr hat gesagt, ge-hen tut alles, wenn man es politisch möchte. Man kann die Rechte der Patientenanwaltschaft in diesem Punkt beschränken und kann eine eigene Rechtsgrundlage für Herrn Dr Vogt, für die Pflegeombudsstelle machen. Ich hatte nicht den Eindruck, dass ihm das persönlich be-sonders gefällt. Aber die Frage stellt sich ja nicht, ob die beiden Herren das mit Spaß machen, sondern was es für sinnvolle Lösungen, Strukturen in der Stadt gibt. Und es wäre eine gute Struktur, weil Herr Dr Vogt hat es sich in dem Jahr, in dem er jetzt wirkt, wirklich verdient, dass die Menschen, die sich an ihn wenden, auch den Eindruck haben können, er kann was umsetzen, er kann was durchsetzen, er hat die Möglichkeit, wirksam zu intervenieren. 

Und daher, Herr Volksanwalt Dr Kostelka, bitte ich Sie, das mitzunehmen aus der heutigen Sitzung, mit dem Bürgermeister, mit der Frau Stadträtin das Gespräch zu suchen und die Institution, die Sie ja selber verkörpern, eine Anwaltschaft für die Menschen nicht nur in Österreich, sondern auch konkret in dieser Stadt und konkret für den Bereich der Pflegeheime zu verankern. – Ich danke herzlich. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Aigner.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Meine Damen und Herren!

Vor uns liegt der 26. Bericht der Volksanwaltschaft an den Wiener Landtag. Ich möchte gleich zu Beginn den herzlichen Dank der ÖVP-Fraktion an die Volksanwaltschaft vorausschicken, das heißt, an die drei Volksanwälte, die ja alle drei auch für den Bereich des Landes und der Gemeinde Wien zuständig sind, aber auch für die Beamten und Beamtinnen der Volksanwaltschaft mit auf den Weg geben. 

Unser Klub ist ja durch die Person unserer ehemaligen Volksanwältin Ingrid Korosec, deren Expertise und deren Unabhängigkeit wir im Klub auch sehr zu schätzen wissen, mit der Volksanwaltschaft personell in dieser Form verbunden, und wir haben da entsprechend auch das Wissen einer Volksanwältin bei uns im Klub, und das tut uns, glaube ich, sehr gut. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte auch zum Thema der Volksanwaltschaft sprechen und anknüpfen an die gestrige Debatte über das Kontrollamt. Und ich möchte vor allem Ihnen von der Mehrheitsfraktion, die Sie gestern so sensibel regiert haben auf unsere Forderung, auf die wiederholte Forderung nach einer unabhängigen Kontrollinstanz auch im Bereich des Landes und der Gemeinde Wien, sagen: Nehmen Sie sich doch die Berichte der Volksanwaltschaft, aber auch jene des Rechnungshofes her, und Sie sehen, man braucht vor ei-ner unabhängigen Kontrollinstanz wirklich keine Angst zu haben. Die Berichte der Volksanwaltschaft, aber auch des Rechnungshofes sind von einer wohltuenden Sachlichkeit. Selbstverständlich wird auf Missstände, egal ob im rechtlichen Bereich, im Bereich von Verwaltungsabläufen, aber auch im Bereich der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit hingewiesen, aber das ist ja hier kein Instrument der Opposition, sondern das ist ein Spiegel, den alle Gebietskörperschaften vor das Gesicht gehalten bekommen, und Sinn und Zweck dieser Kontrolle ist es ja, die Verwaltung besser zu machen, effizienter zu machen, bürgerfreundlicher zu machen. 

Insofern darf ich hier den Appell an Sie richten: Geben Sie doch auch in Wien einer wirklich unabhängigen Kontrollinstanz entsprechende Möglichkeiten, und es wird sicher nicht zu Ihrem Schaden sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie sich nämlich anschauen, wie die Volksanwälte bestellt werden von den drei stimmenstärksten Parteien im Nationalrat: Sie werden in Unabhängigkeit auf sechs Jahre bestellt, der Rechnungshofpräsident wird auf 12 Jahre bestellt. Und diesen Volksanwälten oder dem Rechnungshofpräsidenten ist ein eigener Beamtenapparat zur Seite gestellt, und so kann eine unabhängige Prüfung durchgeführt werden. Und dafür auch ein herzliches Dankeschön an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Volksanwaltschaft, aber auch an die Volksanwälte selber. 

Zum Inhaltlichen: Es sind natürlich immer Einzelfälle, aber man kann dann doch aus den Berichten einen roten Faden von Missständen, die ja nicht unbedingt jetzt auf einer politischen Verantwortung beruhen müssen, feststellen. Und ich glaube, wenn wir uns den diesjährigen Volksanwaltschaftsbericht zu Gemüte führen, dann sieht man doch, dass gerade im Bereich der Sozialhilfe, dort, wo wir es mit den Schwächsten der Schwachen zu tun haben, einfach mehr Fingerspitzengefühl notwendig ist. Wir lesen zum Beispiel, dass hier die juristische Manuduktionspflicht, also die Pflicht, hier entsprechende Anleitungen zu geben, teilweise vernachlässigt wird, dass hier Rückforderungen auch formal zu Unrecht bezogener Leistungen oft viele Jahre später von Menschen, die ohnehin von der Sozialhilfe leben, vorgenommen werden. So zwischen den Zeilen, und da sehen Sie, wie ob-jektiv und unabhängig die Volksanwaltschaft ist, steht dann, dass die Rückzahlung zu Unrecht bezogener Sozialhilfeleistungen die Notlage, in der sich der Antragsteller befunden hat, noch verfestigen würde. Das Sozialamt folgt dann letztlich diesem Standpunkt der Volksanwaltschaft, nämlich auf die Rückforderung zu verzichten, weil es ja ohnehin nur vom Haftungsfonds gekommen wäre für die unpfändbare Sozialhilfe. Also das kann ja nicht sinnvoll sein, jemandem ein unpfändbares Minimum zu geben und dann zu sagen, von dem musst du zu Unrecht bezogene Leistungen zurückzahlen. 

Also es dürfte schon auch im Prozess, im Hin und Her zwischen den entsprechenden Behörden und der Volksanwaltschaft manchmal recht mühsam hergehen, und das kommt dann auch zwischen den Zeilen zum Ausdruck. Dann sieht man, dass hier eine Sensibilität ge-fordert ist. Genauso wenn man liest, dass eine 14-Jäh-rige, die einmal ausnahmsweise eine andere als die in der Freifahrtkarte beschriebene U-Bahn-Linie verwendet hat, dann gleich einen Erlagschein von 61 EUR zuge-stellt bekommen hat. Auch hier haben dann die Stellen reagiert. Auch hier ist Fingerspitzengefühl angesagt.

Meine Damen und Herren! Ein weiterer wichtiger Bereich, der uns sehr am Herzen liegt und den wir auch schon mehrfach angesprochen haben, ist natürlich der Bereich der Auslagerungen. Dadurch, dass die Gemeinde Wien immer mehr auslagert, in Fonds einlagert oder in sonstige Unternehmungen, die dann nicht der Kontrolle durch die Volksanwaltschaft im direkten Weg unterliegen, kann es entsprechend zu Defiziten kommen. Ich er-neuere die Forderung, auch wenn es offenkundig auf Basis einer nicht wirklich sicheren Rechtslage funktionieren würde, dass man gesetzlich die Prüfungsbefugnis der Volksanwaltschaft für den Bereich des Fonds Soziales Wien verankert, dass man wirklich alles tut, dass die Volksanwaltschaft nicht nur auf den Goodwill angewiesen ist, sondern hier auch auf einer gesetzlichen Basis agieren kann. 

Meine Damen und Herren! Ich komme schon zum Ende. Wir werden den Bericht der Volksanwaltschaft selbstverständlich zur Kenntnis nehmen. Und vielleicht nehmen Sie das mit über die Sommerferien und als Ar-beitsprogramm für die laufende, für die kommende Legislaturperiode, dass eine unabhängige Kontrollinstanz in Form eines Landesrechnungshofes nichts ist, wovor man sich fürchten muss, sondern etwas ist, was eigentlich einem rechtsstaatlichen State of the Art entsprechen würde. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Schmalenberg.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wurde inhaltlich schon sehr viel über den Bericht der Volksanwaltschaft für das Jahr 2004 gesagt. Frau Dr Pilz hat sehr viel aus dem Gesundheitsbereich gebracht. Auch Herr Dr Ulm hat einiges gebracht, was die Sozialhilfe betrifft. (Abg Godwin Schuster: Das war der Abg Aigner!)

Ich möchte inhaltlich nicht wirklich weiter auf diesen Bericht eingehen, bis auf einen Fall, der mir noch bleibt, wo ich dankbar bin, dass er im Bericht aufgenommen wurde. Und zwar geht es um mangelndes Problembewusstsein bei Mobbingverdacht. Mobbing ist ein großes Problem geworden. In den vergangenen Jahren wurde Gott sei Dank auch immer mehr über Mobbing gesprochen. Es wurde enttabuisiert. Trotzdem gibt es dieses Phänomen, und natürlich gibt es dieses Phänomen auch im Bereich der Gemeinde Wien. (Zwischenruf von Abg Mag Thomas Reindl.) Herr Kollege, es gibt dieses Problem im Bereich der Gemeinde Wien. Ich denke ganz spe-ziell an den Gesundheitsbereich, an den Krankenanstaltenverbund, ich denke ganz speziell an die MA 12, wo 70 Leute eine Abteilung verlassen haben, wo Mobbing ein ganz großes Problem war. Ich habe Ordner voll mit Mobbingfällen im Bereich der Gemeinde Wien, und deshalb bin ich so dankbar, dass dieser Fall aufgenommen wird. Hier geht es um einen Fall in der Schulverwaltung, und der Herr Volksanwalt hat ihn dankenswerterweise aufgenommen. 

Der Rechnungshof hat in einem Bericht, der gerade fertig geworden ist, gemeint, dass in der Stadt Wien ein Mobbingschulungsprogramm für Führungskräfte durchgeführt werden sollte, und auch der Volksanwalt hat gemeint, dass man mehr Problembewusstsein haben sollte und die neuesten Erkenntnisse in der Personalführung anwenden sollte. 

Ich glaube, es wäre gut, wenn sich die Verantwortlichen in dieser Stadt diesen Bericht zu Herzen nehmen würden. 

Ich möchte abschließend der Volksanwaltschaft, aber vor allem auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die am Entstehen dieses Berichtes mitgearbeitet haben, herzlich danken. (Beifall beim BZW.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Ramskogler.

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich will es auch ganz kurz halten. Ich möchte mich ganz kurz herzlich bei der Volksanwaltschaft und dem Team der Volksanwälte bedanken, dass sie wieder so eine prachtvolle Arbeit geleistet haben und sie uns den 26. Bericht der Wiener Volksanwaltschaft vorlegen konnten. Im Namen der sozialdemokratischen Fraktion ein herzliches Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.)
Ganz kurz möchte ich auch sagen, dass wir mehrere Kontrollorgane in der Stadt haben. Wir wissen, dass es den Rechnungshof gibt, aber natürlich auch das Kontrollamt der Stadt Wien, wo wir erst gestern wieder Herrn Dr List gehört haben, der auch ehrenvolle Arbeit leistet im Kontrollamt für die Stadt Wien. Auch von dieser Seite möchte ich natürlich diesem Kontrollorgan noch einmal danken, dass es der Verwaltung der Stadt Wien hilft, ei-ne gute Arbeit für alle Wiener und Wienerinnen zu leisten. 

Ich möchte hier schon auch noch erwähnen und in Erinnerung rufen so manchen Kollegen und Kolleginnen der anderen Parteien, dass 1977 die SPÖ allein die Volksanwaltschaft ins Leben gerufen hat, nämlich für die Rechte und für die Anliegen der Bürger und Bürgerinnen, und dass es die Sozialdemokratie war, die sich dementsprechend darum gekümmert hat, dass die Interessen der Bevölkerung durch die Volksanwaltschaft vertreten werden.

Die Kollegin der grünen Partei – ich weiß nicht, wo Frau Kollegin Pilz ist, die Antwort des Volksanwalts dürfte sie vielleicht doch nicht so interessieren (Abg Inge Zankl: Sie hat gesprochen und ist gegangen!) – hat in er-ster Linie die Rechte des Ombudsmanns beantragt, und es ist ihr weniger um den Volksanwaltschaftsbericht ge-gangen als um die Rechte und um die Anliegen der Be-völkerung. Ich denke mir, dass es eine Eigenart der Frau Kollegin Pilz ist, was sie relativ gerne macht, über ir-gendwelche Themen zu reden, aber nicht über die sach-liche Lage, die hier diskutiert wird.

Ich möchte zum einen ganz kurz erwähnen, dass die Berichte 2002 bis 2004 Beschwerden beinhaltet haben, die zum Teil natürlich auf jeden Fall berechtigt sind. Ich möchte aber auch erwähnen, dass es 2002 59 Fälle wa-ren und jetzt 2004 47 Fälle, es sind nur graduell weniger. Das soll nicht heißen, dass diese Beschwerdefälle nicht ernst genommen werden. Von der Stadt Wien und von der Verwaltung werden die Aufforderungen der Volksanwaltschaft tatsächlich dazu benutzt, hier auch strukturelle Veränderungen herbeizuführen. Gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und mit den Mitarbeitern der Stadt Wien werden – und das muss man schon auch betonen – zigtausend Fälle, die beantragt werden, gut abgehandelt, was von der Volksanwaltschaft durchaus immer wieder auch beschrieben wird und wo festgestellt wird, dass die Stadt eine gute Verwaltung hat. Diese Einzelfälle sind auf jeden Fall berechtigt, keine Frage, und man muss sich derer auch annehmen. 

Ich möchte auch dazusagen, dass die Stadt handelt und es nicht so erscheinen soll, dass sie nicht handelt. 

Erwähnen möchte ich noch, dass es seit April 2005 eine neue Ratenverordnung gegeben hat, die auch hier eingeführt wurde auf Grund der Europarechtskonformität, und dass ein von der Volksanwaltschaft aufgegriffener Fall gut erledigt werden konnte.

Was wichtig ist, ist, dass die Verwaltung der Stadt Wien dankbar ist und in der Zusammenarbeit mit der Volksanwaltschaft es immer wieder schafft, den Anliegen der Wiener und Wienerinnen zu entsprechen. Wenn doch Fehler passieren, schafft es die Stadt Wien, durch die Schulung der MitarbeiterInnen, aber auch durch In-formation und durch die Volksanwaltschaft, die hier eine Unterstützung darstellt und konstruktive Kritik übt, eine Verwaltung herbeizuführen, der man nur sagen kann, so weitermachen und wenn möglich nicht die Fehler zu be-gehen, weil es geht um jeden Menschen und es geht um jedes Anliegen, und alle Anliegen sind gleich wichtig. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Es ist niemand mehr zu Wort gemeldet, die Debatte ist daher geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Bericht der Volksanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig so beschlossen und damit zur Kenntnis genommen.

Anträge liegen nicht vor. 

Ich möchte dem Herrn Volksanwalt für seine Anwesenheit danken und ihm und seiner anderen Kollegin und seinem Kollegen alles Gute auch für die Zukunft und für die Tätigkeit im Interesse der Bürgerinnen und Bürger wünschen. (Allgemeiner Beifall.)
Hohes Haus! Damit wäre die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt und abgeschlossen. 

Gestatten Sie mir, nachdem wir alle wissen, dass es morgen einen Antrag auf Beendigung der gegenwärtigen Legislaturperiode geben wird, heute doch in Form einer Zusammenfassung der 50 Monate, die es seit dem Beginn der Konstituierung bis heute in dieser Legislaturperiode im Bereich des Landtages gegeben hat, festzuhalten, dass 31 Landtagssitzungen waren, dass die Zahl der Sitzungen mit den vorhergehenden Wahlperioden ziemlich ident ist. 

Es hat bei diesen 31 Sitzungen 201 Tagesordnungs-punkte gegeben, 124 davon wurden einstimmig erledigt. Es gab 4 Mitteilungen, 25 Aktuelle Stunden, 7 Dringliche Initiativen, 39 Anfragen, 92 Anträge, 36 Initiativanträge, 146 Beschlussanträge, 55 Abänderungsanträge, 5 Zu-satzanträge und ein Ersuchen um namentliche Abstim-mung.

Von den mündlichen Anfragen konnten 128 mündlich beantwortet werden und 17 mussten schriftlich beantwortet werden. 

Es hat aber auch das Immunitätskollegium 5 Sitzun-gen mit 10 Tagesordnungspunkten, der Unvereinbarkeitsausschuss 12 Sitzungen mit 20 Tagesordnungs-punkten und der Ständige Ausschuss eine Sitzung mit 3 Tagesordnungspunkten gehabt. Wir haben knapp 185 Stunden Gesamtredezeit in diesem Zeitraum beziehungsweise in dieser Sitzungszeit gehabt.

Ich möchte vorerst einmal allen Damen und Herren, die im Bereich der Stadtverwaltung für den Landtag eine Menge von Vorarbeiten und Arbeiten zu erledigen gehabt haben, aber auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den verschiedensten Klubs recht herzlich danken für diese aktive Mithilfe und Mitarbeit, die sehr wichtig und wertvoll war. Natürlich in einem besonderen Maße ganz besonders den Damen und Herren, die in direkter Form als Landtagskanzlei hier tätig waren. Sie haben sehr mitgeholfen, aber auch mit allen anderen, egal, 

welche Aufgabe sie hatten, uns mit Unterstützung beizu-



stehen und Sitzungstage, die nicht immer und grundsätzlich meistens nicht besonders angenehme Arbeitstage sind, doch einigermaßen erträglich zu machen.

Ich möchte aber auch als Präsident des Wiener Landtages den Wienerinnen und Wienern danken, die nicht immer, und das soll auch ganz offen dargestellt werden, jeden Beschluss verstanden haben, aber die doch in einem hohen Maße die Entscheidungen und die Maßnahmen, die von Seiten des Wiener Landtages ge-troffen wurden, akzeptiert haben, weil es doch im Interesse aller war, unabhängig, wie man politisch zu den Entscheidungen und zu den Beschlüssen stehen mag. Es war eine Arbeit, die die Fraktionen gemeinsam entsprechend ihrer eigenen Auffassungen und Überzeugungen versucht haben einzubringen, und daraufhin hat es auch die entsprechenden Entscheidungen gegeben.

Ganz zuletzt: Es haben mich schon Damen und Herren angesprochen, die mir mitgeteilt haben, und das ist immer, wenn eine Funktionsperiode zu Ende geht, dass sie nicht mehr kandidieren werden. Es wird natürlich nach der Wahl noch die Gelegenheit geben, entsprechend Dank zu sagen. Aber ich sage heute schon jenen Damen und Herren, und die sind nicht namentlich zu nennen, das sind ja Entscheidungen, die persönlich ge-troffen wurden, ein Dankeschön auch für die Aktivitäten, die sie im Wiener Landtag in den letzten Jahren gesetzt haben. Jede Aktivität war, auch wenn sie manchmal nicht gerne gehört oder angesehen war, eine wichtige Aufgabe, aus einer persönlichen Überzeugung zu etwas Gemeinsamem, oder manchmal auch nicht zu etwas Ge-meinsamem, zu kommen. Ich wünsche den Betroffenen eine gute weitere, möglichst gesunde Lebenszeit.

Uns allen wünsche ich, es wird morgen sicher noch nach dem Gemeinderat die Gelegenheit geben, das in stärkerer Form zu sagen, aber zumindest heute eine, na ich nenne es einmal so, Wahlbewegung, die uns, wenn sie uns wieder zusammenführt, ermöglicht, dass wir doch ohne besondere persönliche Verletzung die Arbeit für die Zukunft wieder aufnehmen können. 

In diesem Sinne ist der Wiener Landtag für heute geschlossen. (Allgemeiner Beifall.) 

(Schluss um 18.52 Uhr.)

